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EDITORIAL/076: Wetter-, gegen-, widerwärtig (SB)





Wochendruckausgabe 76 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
03.03.2018
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Wetter-, gegen-, widerwärtig

Neben vielen anderen gewiß wichtigen Themen der jeweils letzten
Stunden des Tages oder der zu erwartenden Wochen wird der Mensch von
hochengagiertem Geschwätz über das Wetter in Verbindung mit seinen
Be- und Empfindlichkeiten zu entsprechend beiläufigem Wortwechsel oder
gar zur Dauerkonversation veranlaßt. So sehr sich auch ein jeder
gerade darüber beschwert, bietet sich doch kaum leichter die Chance
und die Gelegenheit, als eben über den Wetterschwatz doch zu
ausgiebigeren Informationen und zum Worttausch zu gelangen.

Das gezählte, gemessene und analysierte Datenmaterial seriöser
Meteorologie und Wetterwissenschaft bietet sicher nachhaltig
überprüfbare Anhaltspunkte zu Spitzen und Senken rekordnaher oder
durchschnittlicher Wetterereignisse und wird der Komplexität und
Deutungsproblematik aller damit verbundener Phänomene durch Reduktion
und Konzentration wesentlich gerechter, als es das verlegentliche
Geschwätz zum Thema auch nur vermuten ließe.

Gefühlte Kälte, Hitze, Trockenheit oder Nässe räumen da per se von
Anbeginn eine lediglich indifferente und kaum allgemeingültige
Treffsicherheit der Wetterempfindsamkeit ein, stellen jedoch im selben
Atemzug auf das mithin umfangreichste und in seinen physiologischen
und chemischen Dispositionen komplexeste Meßkonglomerat ab, das die
Natur zu bieten hat, denn welche Quecksilber- oder welche Alkoholsäule
wäre gleichzeitig zu derart vielen unterschiedlichen Meßleistungen und
Zuordnungen in diesem Umfang mehr in der Lage als die Biologie eines
Lebewesens?

Konnten und mußten sich nicht schon die Lebewesen und Tiere unserer
Vorgeschichte, gestützt auf ihren Wetterinstinkt und ihr
diesbezügliches Bewußtsein, mit der Konsequenz mehr oder weniger
erfolgreicher Fluchten vor den gewaltigen Naturkatastrophen und
Wettereinbrüchen schützen?

So sollte doch jener mißachteten Wetterfühligkeit des ach so
geschwätzigen Menschen zu Gunsten unserer Nachdenklichkeit
gegebenenfalls mehr abzugewinnen sein als bloßer Zeitvertreib und
Konversation.

Schattenblick-Redaktion


2. März 2018
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ATOM/150: Halbwertzeit - systemisch brechen ... (NaturFreunde)


Sayonara Nukes Berlin, NaturFreunde Berlin, Anti Atom Berlin, Greenpeace
Energy, IPPNW, Strahlentelex, Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg, ausgestrahlt, AK Rote Beete, DIE LINKE Berlin, BUND
Berlin, COOP Berlin - Anti-War-Cafe, MC Kuhle Wampe Berlin, WOLF, ican,
Deutsch-Japanische Gesellschaft Halle/Saalekreis,

Gemeinsame Pressemitteilung der teilnehmenden Organisationen für die
Demonstration zum Fukushima-Jahrestag

"Die nukleare Kette brechen!"



73 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki, 32 Jahre nach Tschernobyl und 7 Jahre
Fukushima: Wir müssen die nukleare Kette weltweit brechen, um das atomare
Zeitalter Geschichte werden zu lassen! Deshalb ruft ein breites Bündnis zur
Fukushima-Demonstration in Berlin auf.

Mit hunderten Windrädern (Kazaguruma) werden die Teilnehmenden für ein Ende
der Atomenergie und für die Energiewende demonstrieren.

KAZAGURUMA-DEMO: Die nukleare Kette brechen!

Samstag, 10.03.2018,

13.00 Uhr Pariser Platz (Brandenburger Tor)

Dazu erklärt der Jochen Stay (Sprecher .ausgestrahlt): "Sieben Jahre nach
Fukushima ist Deutschland noch immer zweitgrößter Atomstrom-Produzent in
der EU. Der Atomausstieg ist eine Schnecke. Die alten Meiler werden nicht
weniger gefährlich, wenn ein Abschaltdatum beschlossen ist. Wir fordern,
die noch laufenden sieben Reaktoren sofort abzuschalten."

Derzeit versucht die Atomindustrie, in einigen EU-Ländern mit neuen -
unwirtschaftlichen und deshalb hoch subventionierten Reaktorprojekten -
eine Wiederkehr dieser gefährlichen Technologie zu erreichen. "Dass
ausgerechnet das Atomausstiegsland Deutschland wiederholt kneift und höchst
umstrittene AKW-Bauten wie Hinkley Point C in England oder Paks II in
Ungarn nicht EU-rechtlich untersuchen lassen will, ist dabei höchst
bedauerlich", kritisiert Christoph Rasch, Pressesprecher von Greenpeace
Energy

Dazu Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands): "Die NaturFreunde fordern ein
weltweites Verbot von Uranabbau. Die sogenannte zivile Nutzung der
Atomenergie und die militärische Herstellung von Atombomben sind zwei
Seiten einer Medaille. Deutschland muss den Atomverbotsvertrag beitreten
und den EURATOM-Vertrag kündigen."

Ablauf der Demonstration:

13.00 Uhr: Auftakt-Performance

Kazuma Glen Motomura - Mad World Dance

Redner*innen Auftaktkundgebung:

- Dr. Hiroomi Fukuzawa (Sayonara Nukes Berlin)

- Günther Hemeyer ( BI Lüchow-Dannenberg)

- Michael Müller (Bundesvorsitzender NaturFreunde Deutschlands)

- Jochen Stay (Sprecher von .ausgestrahlt)

14.00 Uhr Beginn Demo

Demo-Strecke: Auftakt-Kundgebung: Pariser Platz, Unter den Linden,
Friedrichstraße, Französische Straße, Charlottenstraße, Unter den Linden,
Abschluss-Kundgebung: Pariser Platz

14.45 Uhr Redner*innen Abschlusskundgebung:

- Dr. Alex Rosen (Vorsitzender der deutschen Sektion von IPPNW)

- Christoph Rasch (Pressesprecher Greenpeace Energy)

- Sascha Hach (Vorstandsmitglied ICAN)

15.15 Uhr Abschluss-Performance

Kunst & Musik von Sympathetic Cardiogram (Daichi Matsusaki & Fumihiro Ono)

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 
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ATOM/149: Halbwertzeit - Bemessungswillkür ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 7. März 2018

BBU kritisiert fehlende Eichpflicht für Geräte zur Messung von
Radioaktivität



(Bonn / Stuttgart, 07.03.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) kritisiert mit Nachdruck die fehlende Eichpflicht für
Geräte zur Messung von Radioaktivität. Dem BBU liegen (über seine
Mitgliedsgruppe Initiative AtomErbe Obrigheim s.u.) Informationen vor, dass
die "Freimessung" von radioaktivem Material aus dem Abbau von
Atomkraftwerken in Baden-Württemberg mit Messgeräten vorgenommen wird,
die nicht geeicht sind. Hintergrund ist, dass eine Eichung nicht
vorgeschrieben ist. Der BBU wird beim Bundesumweltministerium
nachfragen,ob die Überprüfung des Abbaumaterials von Atomanlagen in
anderen Bundesländern mit geeichten Messgeräten vorgenommen wird.

Mit der sogenannten Freimessung soll festgestellt werden, ob der Müll
nur relativ gering radioaktiv belastet ist und nicht mehr unter das
Atomrecht, sondern unter das Abfallrecht fällt. Er könnte dann auf eine
Deponie oder in eine Verbrennungsanlage gebracht werden oder er wäre
sogar als Recycling-Material frei verwertbar. Damit würden, so die Sorge
des BBU,die immer noch darin enthaltenen radioaktiven Stoffe beliebig
und unkontrollierbar in die Umwelt verteilt.

Fehlende Eichpflicht ist unverständlich

Bekannt ist, dass jeder Strom- oder Wasserzähler geeicht sein muss.
"Dass es diese Vorschrift für die Messung von ionisierender Strahlung
nicht gibt, ist unverständlich. Schließlich geht es dabei um
gesundheitsschädliche Stoffe" meint BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Insgesamt sind mehrere Millionen Tonnen aus dem schon laufenden und noch
kommenden Abbau der Atomkraftwerke in Deutschland zu erwarten.
Angesichts dieser Massen ist es unabdingbar, eine möglichst genaue
Messung der Radioaktivität durchführen zu können. Um das Vorgehen bei
der "Freimessung" zu versachlichen, hält der BBU eine Prüfung der
Eichpflicht für Geräte zur Messung der Radioaktivitätskonzentrationen
für erforderlich.

Eine weitere Forderung des BBU ist, dass die gesamte "freigemessene"
Abbaumasse am Standort der abgebauten Atomanlagen verbleibt. Es darf
keine Verteilung auf Deponien, in Verbrennungsanlagen und zur freien
Verwertung erfolgen, bis klar ist, wie viel Radioaktivität am Ende
insgesamt darin enthalten und dies für die Bevölkerung nachvollziehbar
dokumentiert ist. Die Strahlenbelastung von Mensch und Umwelt darf nicht
immer weiter erhöht werden. Aus diesem Grund fordert der BBU auch die
sofortige Stilllegung der noch laufenden Atomkraftwerke und Uranfabriken.

7 Jahre Fukushima - Demonstration zum AKW Neckarwestheim

Am Sonntag (11. März) ist der 7. Jahrestag des Beginns der
Atomkatastrophe in Fukushima (Japan). Bundesweit finden an diesem
Wochenende zahlreiche Gedenk- und Protestveranstaltungen statt. In
Baden-Württemberg führt z. B. am Sonntag eine Demonstration zum
Atomkraftwerk Neckarwestheim. Beginn ist um 13 Uhr am Bahnhof Kirchheim
(Neckar). Bürgerinitiativen und Umweltverbände, darunter auch der BBU,
rufen zur Teilnahme auf.

Weitere Informationen:

https://www.endlich-abschalten.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Initiative AtomErbe Obrigheim - Pressemitteilung vom 1. März

AKW Obrigheim: Messgeräte für die Freimessung sind nicht geeicht




Die Mitglieder der Initiative AtomErbe Obrigheim sind sich einig, dass
EnBW, der Betreiber des Atomkraftwerks Obrigheim (KWO), bei den Transporten
der hochradioaktiven abgebrannten Brennelemente von Obrigheim nach
Neckarwestheim großes Glück hatte, dass nichts Nennenswertes passiert ist.
Bleiben wird die Sorge, ob das unterirdische Zwischenlager am AKW
Neckarwestheim auf längere Sicht standhält, denn es steht in einem
Karstgebiet mit löchrigem Untergrund, der durch Grundwasserbewegungen immer
weiter ausgehöhlt wird.

Auch wenn jetzt kein hochradioaktiver Atommüll mehr in Obrigheim ist, muss
der mittel-und schwachradioaktive Atommüll aus dem Abbau des Kraftwerks in
Gebäuden des KWO aufbewahrt werden, bis ein anderes Lager zur Verfügung
steht. Den größten Teil der Kraftwerksmasse will EnBW aber komplett
loswerden. Dazu wird die sog. Freimessung durchgeführt, mit der
festgestellt werden soll, ob der Müll nur gering radioaktiv belastet ist.
Dann könnte er auf eine Deponie (z. B. nach Buchen-Sansenhecken) oder in
eine Verbrennungsanlage (z. B. ins Müllheizkraftwerk in Mannheim) gebracht
werden oder er wäre sogar als Recycling-Material frei verwertbar. Damit
würden die immer noch darin enthaltenen radioaktiven Stoffe beliebig und
unkontrollierbar in die Umwelt verteilt.

Nach Informationen, die der Initiative AtomErbe Obrigheim vorliegen, sind
die Geräte, mit denen die "Freimessung" durchgeführt wird, nicht geeicht
und es gibt keine Verpflichtung, dass diese Geräte zur Messung von
Radioaktivität geeicht sein müssen. Allgemein bekannt ist, dass jeder Strom-
 oder Wasserzähler geeicht sein muss. Auch Abfüllgeräte, z. B. für Milch,
unterliegen einer Eichpflicht. "Dass es diese Vorschrift für die Messung
von Radioaktivität zur Freimessung nicht gibt, ist unverständlich. Es
erklärt aber möglicherweise, warum eine Kontrollmessung der Abfälle auf der
Deponie nicht vorgesehen ist" meint Gertrud Patan von der Initiative
AtomErbe Obrigheim.

Allein in Baden-Württemberg sind etwa eine Million Tonnen radioaktiv
belasteterAbbaumaterialien aus den Atomkraftwerken zu erwarten. Um das
Vorgehen bei der "Freimessung" zu versachlichen, fordert die Initiative
eine Eichpflicht für Geräte zur Messung der Radioaktivitätskonzentrationen
in den Materialien. Eine weitere Forderung ist, dass die gesamte
"freigemessene" Abbaumasse am Standort verbleibt und keine Verteilung auf
Deponien, in Verbrennungsanlagen und zur freien Verwertung erfolgt, bis
klar ist, wie viel Radioaktivität am Ende insgesamt darin enthalten und
dies für die Bevölkerung nachvollziehbar dokumentiert ist. Die
Strahlenbelastung von Mensch und Umwelt darf nicht immer weiter erhöht
werden.

Info:

www.atomerbe-obrigheim.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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GEFAHR/031: Brandsatz Fukushima - strahlende Fakten ... (SB)
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Die japanische Sektion der Umweltorganisation Greenpeace hat
umfangreiche Radioaktivitätsmessungen in den Städten Iitate und
Namie, aus denen Menschen nach Beginn der Fukushima-Katastrophe
evakuiert worden waren, durchgeführt. Dabei wurde festgestellt, daß
die Strahlung stellenweise weiterhin extrem hoch ist. Eine Rückkehr
der Menschen, wie sie von der Regierung seit rund einem Jahr forciert
wird, ist viel zu riskant, schreibt die Organisation. Örtlich würden
die Strahlenwerte noch Jahrzehnte, wahrscheinlich sogar bis ins
nächste Jahrhundert hinein viel zu hoch sein, um auch nur in Erwägung
ziehen zu können, die Menschen gefahrlos zurückkehren zu lassen. [1]

Unmittelbar nach der Zerstörung des Akw Fukushima Daiichi am 11. März
2011 zunächst durch ein Erdbeben, dann wenige Minuten darauf durch
einen Tsunami war die größte Sorge, die Menschen vor dem radioaktiven
Fallout zu schützen und aus hochverstrahlten Städten wie Iitate
herauszuholen. Heute müßte man sagen, es geht darum, die Menschen aus
Iitate herauszuhalten.

Doch unverdrossen setzt die Regierung Premierminister Shinzo Abes ihr
umfassendes Beschwichtigungsprogramm zur Bewahrung der Kernenergie
fort. Bereits vor einem Jahr wurde die Evakuierungsanordnung für
einige Gebiete der Sperrzone aufgehoben und die ursprüngliche
Bevölkerung aufgefordert zurückzukehren. Bis zum Jahr 2023
sollen weitere, noch stärker verstrahlte Inseln innerhalb der
Sperrzone zunächst dekontaminiert und dann freigegeben werden. Solch
ein Menschenexperiment hat es bislang in der von zahlreichen Unfällen
bestimmten Geschichte der Kernenergienutzung noch nicht gegeben.

Die Strahlenmessungen von Greenpeace zeigen, daß der Begriff
"Sicherheit" der Regierung ein gänzlich anderer ist als einer, wie er
aus gesundheitlichen Gründen geboten wäre. So schreibt die
Umweltschutzorganisation, daß in den Gebieten von Iitate und Namie,
für die im März 2017 die Evakuierungsanordnungen aufgehoben worden
waren, noch jahrzehntelang die Strahlenbelastung über dem
international anerkannten Grenzwert von 1 Millisievert pro Jahr (1
mSv/y) liegen wird. Um diesen Grenzwert einzuhalten, sähen die
Berechnungen der Regierung als langfristiges Ziel eine Strahlendosis
von 0,23 Mikrosievert pro Stunde (µSv/h ) vor. Dabei gehe die
Regierung jedoch davon aus, daß sich eine Person nur durchschnittlich
acht Stunden am Tag draußen und ansonsten abgeschirmt von der
Strahlung im Innern eines Holzhauses aufhält. Greenpeace legt jedoch
einen strengeren, dem Wohlergehen der Menschen zugewandteren Maßstab
an und berechnet die Jahresdosis auf der Basis der durchschnittlichen
Strahlenexposition in einem Meter Abstand über 365 Tage (8760
Stunden).

Greenpeace hat umfangreiche Messungen innerhalb und außerhalb von
Wohnhäusern, auf landwirtschaftlichen Flächen, im Wald und entlang
von Straßen durchgeführt. In einem Haus, das ein angeblich
gründliches Dekontaminationsprogramm durchlaufen hat, wurde im
Durchschnitt eine Strahlendosis von 1,3 und als Maximum 5,8
µSv/h registriert. Im nahegelegenen Wald würde sich eine Jahresdosis
von 17 mSv, also dem 17fachen des internationalen Grenzwerts,
ergeben. In der Gemeinde Obori von Namie käme man sogar auf eine
Jahresdosis von 101 mSv. Nur 50 Meter von der für den öffentlichen
Verkehr freigegebenen Route 114 wurde der Grenzwert sogar um das
287fache überschritten. Dieser Wert steigerte sich, als nicht in 100
cm, sondern 10 cm Höhe über dem Boden gemessen wurde, auf das
3400fache über dem Grenzwert der zulässigen Jahresdosis. Und so
weiter und so fort. Was Greenpeace hier berichtet, zeichnet ein Bild
von der Situation in der Evakuierungszone von Fukushima.

Jeder, der schon einmal eine Röntgenuntersuchung über sich ergehen
lassen mußte, weiß, daß das Personal den Raum verläßt, bevor das
Röntgenbild angefertigt wird. Der Grenzwert für medizinisches
Personal im Röntgenbereich liegt bei 5 mSv/y. Ein Niveau, das
"selten" erreicht wird, berichtete der Krebsspezialist Misao Fujita.
Von den Evakuierten wird jedoch erwartet, daß sie in einer Umgebung
leben und ihre Kinder zur Schule schicken, in der die radioaktive
Strahlung viermal so hoch ist. [2]

Ende Februar berichtete die Universität Manchester, daß der
radioaktive Fallout des Akw Fukushima Daiichi innerhalb der
Evakuierungszone winzige Strahlenpartikel (Mikropartikel) von Uran,
Cäsium und Technetium enthielt und daß die Strahlenbelastung
möglicherweise viel länger anhält als ursprünglich angenommen.
"Unsere Forschungen zeigen sehr deutlich, daß es notwendig ist,
weitere, detaillierte Untersuchungen des Brennstoffabfalls von
Fukushima innerhalb und möglicherweise außerhalb der Sperrzone
durchzuführen", sagt der an der Studie beteiligte Dr. Gareth Law von
der Universität Manchester. [3]

Bislang haben die Betreibergesellschaft TEPCO und die japanische
Regierung den Eindruck zu erwecken versucht, daß durch die
havarierten Reaktoren nur flüchtige, gasförmige Radionuklide wie
Cäsium und Jod freigesetzt wurden. Die winzigen, festen Partikel
jedoch - über die übrigens nicht zum ersten Mal berichtet wurde -
stellen langfristig eine viel größere Gefahr dar, da sie sich
beispielsweise mit Staub verbinden und dann eingeatmet werden können.

Die Beobachtungen von Greenpeace und auch der Forschergruppe
demaskieren die Verachtung der Regierung gegenüber den Menschen, von denen
sie gewählt wurde, schonungslos. Müßte es nicht oberste Pflicht einer
Regierung sein, Schaden von der Bevölkerung abzuwenden? Da die
sogenannte Dekontamination weitgehend gescheitert ist und auch gar
nicht funktionieren kann, da man keine Chance hat, die ausgedehnten
Bergwälder von radioaktiven Partikeln zu befreien, handelt es sich
lediglich um Inszenierungen, wenn nun Arbeiter in weißen
Schutzanzügen und mit Staubmasken vor Mund und Nase Laub einsammeln,
Rasenflächen abtragen, Gebäude absprühen, Bäume beschneiden und
ähnliche Tätigkeiten mehr verrichten.

Dieses Freilufttheater soll dem Publikum suggerieren, daß die
Regierung die Dinge anpackt und unter Kontrolle hat. Daß die
Arbeiter, die seit vergangenem Jahr in den stärker verstrahlten
Gebieten sogenannte Dekontaminationsarbeiten ausführen, dabei einem
akuten Gesundheitsrisiko ausgesetzt werden, kümmert die Regierung
nicht, denn ihr steht genügend Menschenmaterial als Ersatz zur
Verfügung. Eine Krebserkrankung, wie sie bei einer zu hohen
Strahlenbelastung droht, ist nur in den wenigsten Fällen auf eine
Ursache rückführbar. Das zeigen nicht zuletzt die zynischen Versuche,
den Anstieg an Schilddrüsenkrebs unter Kindern und Jugendlichen in
der Präfektur Fukushima zu einem Meßphänomen oder bloßen
statistischen Effekt wegzuerklären.

Überträgt man die Erkenntnisse von Greenpeace auf andere Gebiete
staatlicher Regulation, muß man davon ausgehen, daß beispielsweise
auch die Angaben über das täglich ins Meer fließende Grundwasser, das
von unterwärts durch die maroden Fundamente in die havarierten
Reaktoren fließt und sich dort mit dem täglich zugeführten Kühlwasser
vermischt, erheblich geschönt sind. Angeblich läßt der inzwischen
fertiggestellte Eiswall, der das Erdreich bis zu 30 Meter tief rund
um die vier havarierten Reaktoren gefrieren läßt und dadurch ein
Eindringen von Grundwasser verhindern soll, noch immer täglich 95
Tonnen Wasser hindurch. Vor der Installation des Eiswalls waren es
laut der Betreibergesellschaft TEPCO 200 Tonnen. Der größere Teil der
täglich anfallenden 500 Tonnen verstrahlten Grundwassers wird
allerdings über Dutzende Brunnen abgepumpt und in Tanks gelagert, was
bedeutet, daß der 35 Milliarden Yen (320 Mio. Dollar) teure, aus
Steuergeldern finanzierte Eiswall einen geringeren Effekt hat als das
konventionelle Pump- und Drainagesystem.

Niemand weiß ganz genau, in welchen Mengen radioaktives Grundwasser
vom Akw-Gelände aus dem Meeresboden dringt und den Pazifischen Ozean
kontaminiert. Frühere Angaben von 300 bis 400 Tonnen täglich
(ununterbrochen seit Beginn der Katastrophe!) waren eine bloße
Schätzung. Man muß davon ausgehen, daß die Regierung die Menge eher
unter- als überschätzt hat. Auch der Eiswall kann nicht verhindern,
daß weiterhin verstrahltes Grundwasser ins Meer fließt.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] https://www.channelnewsasia.com/news/cnainsider/fukushima-daiichi-nuclear-radiation-residents-return-safety-9888552

[3] https://www.sciencedaily.com/releases/2018/02/180228092241.htm
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KOHLEALARM/418: Klimakampf und Kohlefront - Medienmonster ... (SB)




Wo Rauch ist, da ist auch Feuer ... allein es zündet der Verdacht.
 
(H. B.)

Am Sonntagmorgen wurde der Finanzvorstand des Unternehmens Innogy,
Bernhard Günther, überfallen. Der Manager war auf dem Heimweg vom 
Brötchenholen noch rund 200 Meter von seinem Haus in Haan bei Düsseldorf 
entfernt, als er zu Boden gestoßen und sein Gesicht mit Säure übergossen 
wurde. Dem 51jährigen gelang es, nach Hause zu eilen und den Rettungsdienst 
zu verständigen. Mit einem Hubschrauber wurde er zur Behandlung in eine
Spezialklinik geflogen. Gegenüber den Sanitätern soll er angegeben haben, 
daß es sich bei den Tätern um zwei Männer zwischen 20 und 30
Jahren und von südländischem Aussehen handelte. Die Polizei
bestätigte diese Angaben zunächst nicht, unter Verweis darauf, daß
sie den Verletzten noch nicht befragen konnte. Inzwischen wurde eine
Befragung durchgeführt, aber Günther konnte keine näheren Angaben zu
den Tätern machen. Die Polizei ermittle in alle Richtungen, heißt es.
Wegen eines möglicherweise politischen Motivs des Anschlags
wurde der Staatsschutz in die Ermittlungen einbezogen.

Innogy ist eine Tochterfirma des Energiekonzerns RWE und deren
Aushängeschild für erneuerbare Energien. Unter anderem betreibt das
Unternehmen Ladestationen für Elektroautos. Die Bildzeitung zog
sogleich eine Verbindung des Anschlags zum umstrittenen Tagebau
Hambach, für den RWE ein riesiges Waldgebiet opfert. Im verbliebenen
Rest des Waldes harren seit Jahren Waldbesetzerinnen und -besetzer
aus, um die Erweiterung des Braunkohletagebaus zu verhindern. Die von
Bild lancierte Mutmaßung über die angebliche Gewaltbereitschaft der
Besetzer wurde von anderen Medien aufgegriffen und weiter verbreitet.
Stellvertretend genannt seien hier Tagesspiegel, Deutsche Welle,
Welt, FAZ und Badische Zeitung.

Diese berichteten im vermeintlich sachlich gehaltenen Tonfall, daß
die Polizei vor allem in zwei Richtungen ermittle. Zum einen könnte
es sich um einen Anschlag ähnlich dem auf den Mannschaftsbus des
Fußballclubs Borussia Dortmund im April 2017 handeln, um sich am 
fallenden Aktienkurs zu bereichern, zum anderen wird der Säureanschlag 
in Verbindung mit den Protesten gegen den Braunkohletagebau Hambach
gebracht. Beweise? Nicht einen. Indizien? Keine.

In der Vergangenheit hat es immer wieder Versuche seitens der Medien
und auch des Energiekonzerns RWE, respektive seines
Sicherheitsdienstes, gegeben, die Leute, die an der Waldbesetzung
beteiligt sind, zu kriminalisieren und als gewalttätig darzustellen.
Mit der geballten Medienmacht im Rücken ist es sehr einfach, einen
Verdacht gegen die "Schmuddelkinder" im Wald auszusprechen. Auch wenn
der Verdacht im gleichen Atemzug wieder zurückgenommen wird, wurde
mit im Widerschein des angeblichen Qualitätsjournalismus bestens
erprobter Unschuldsmiene schon mal die Hand an die Lunte gelegt, eine
Hand, die fix dabei ist, die Tat zu vollenden, sollte sich der Wind
drehen und das eigene Fähnchen flattern lassen. 

So fragt man sich, was schwerer wiegt, wie die Bildzeitung mit grobem
Keil irgendwelche wilden Spekulationen über eine mögliche Beteiligung
der Waldbesetzerinnen und -besetzer an dem Säureattentat in die Welt
zu setzen, oder unter Berufung auf die Bildzeitung deren Stochern im
Nebel als Information von vermeintlicher Bedeutung weiterzugeben.

Der Katharina-Blum-Effekt greift noch immer, daran hat sich nie etwas
geändert, seit Heinrich Böll seine inzwischen berühmte Erzählung "Die
verlorene Ehre der Katharina Blum" über die Macht des
sensationslüsternen Revolverblatts namens ZEITUNG veröffentlicht hat.
Die Mechanismen, die das sehr viel größere, heutige Medienmonster wie
im Schlaf anzuwenden versteht, sind jedoch noch subtiler, als in dem
lesenswerten Roman geschildert. Vor dem Hintergrund früherer
Bezichtigungen der Waldbesetzerinnen und -besetzer wird durch die
Mainstreammedien, Schritt für Schritt, allmählich der Nährboden
bereitet, auf dem sich die Ab- und Ausgrenzung exekutieren läßt. Daß dann
irgendwann die schwarz-gelbe Landesregierung von NRW die endgültige
Räumung des Hambacher Forstes anordnet und eine Wiederbesetzung
verhindert, wäre nur noch der logische Vollzug.

Die Presse, die zeitweilig und zumindest partiell relativ wohlwollend
über die Proteste gegen den Braunkohletagebau berichtet hatte - denkt
man beispielsweise zurück an die im vergangenen November
medienwirksam inszenierte Besetzung des Hambacher Tagebaus auf
Initiative der Organisation Ende Gelände -, wird dann erwartungsgemäß
sekundieren. Einen Makel wie den, möglicherweise an einem
Säureattentat beteiligt gewesen zu sein, werden die Leute vom
Hambacher Forst so schnell nicht wieder los, ganz egal, ob sie etwas
damit zu tun hatten oder nicht. Die Bezichtigung ist es, die im
Gedächtnis bleibt, nicht die Entlastung vom Verdacht. Wer erinnert
sich noch an irgendeine Gegendarstellung zu irgendeiner Behauptung in
der Zeitung, die sich als Falschmeldung erwiesen hat? 

Für die Mainstreampresse und deren Leserschaft ist es sicherlich
bequemer und nicht zuletzt beruhigender, das immer wieder formulierte
Anliegen der Beteiligten an der Waldbesetzung, sich für eine
friedliche und gewaltfreie Welt einzusetzen, mit einem Federstrich
ins Gegenteil zu verkehren, und sie in die Nähe des willkürlich
interpretierbaren Vorwurfs des "Linksextremismus" (Die Welt,
Tagesspiegel ...) zu rücken, als die eigene, in der Regel
verbrauchsintensive Lebensweise ernsthaft mit dem Anliegen der so
Bezichtigten zu konfrontieren.

Der vierten Gewalt im Staate steht für solche Manöver in der
Berichterstattung längst das entsprechende Instrumentarium zur
Verfügung. Man spricht gar von "Terrorismus" und meint damit in der
Konsequenz, daß die von vornherein schuldig gesprochenen Menschen
ihren Anspruch verwirkt haben, Teil der Gesellschaft zu sein. Man
versagt ihnen die Anerkennung und gestattet ihnen aber auch nicht,
sich in einem Stückchen Wald dauerhaft einzurichten und dort die
eigenen Vorstellungen davon, wie sie leben wollen, zu pflegen.

Und diese in der Praxis weiterzuentwickeln. Denn was ist schon der
persönliche Widerspruch der "Waldmenschen" vom Hambacher Forst, die
natürlich auch von der industriegestützten Lebensweise profitieren,
indem sie deren Reste verwerten, gegenüber dem eklatanten Widerspruch
eben jener industriegestützten Lebensweise, für die vom Rheinland bis
zu den Ländern des Südens riesige Waldflächen verwertet und der
Lebensraum und die Lebensweise von Millionen indigener Menschen
zerstört werden - von der planetaren Bedrohung durch den von der
fossilen Energiewirtschaft vorangetriebenen Klimawandel ganz zu
schweigen?

Die Menschen im Hambacher Forst sind der Stachel im Fleisch einer
Gesellschaft, die mit unermeßlicher Vernichtungsgewalt gegenüber
ihrer Um- und Mitwelt den eigenen Fortbestand sichert und mit vielen
Dingen äußerst intensiv befaßt ist, nur nicht damit, den menschlichen
und nicht-menschlichen Blutfluß zum Versiegen zu bringen sowie die
Myriaden Brandherde als zerstörerisches Resultat der vorherrschenden
Produktionsweise und des bevorzugten Konsumstils unwiederbringlich zu
löschen.
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SPRACHE/965: "Neues vom heutigen Deutsch" - Jahrestagung des Instituts für Deutsche Sprache Mannheim (idw)


Institut für Deutsche Sprache - 06.03.2018

"Neues vom heutigen Deutsch" - Jahrestagung des Instituts für Deutsche
Sprache Mannheim



Die 54. Jahrestagung des Instituts für Deutsche Sprache Mannheim findet
vom 13. bis 15. März 2018 im Congress Center Rosengarten Mannheim statt.
Erwartet werden über 400 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 25 Ländern. An
drei Tagen werden in 15 Vorträgen aktuelle Sprachentwicklungen im Deutschen
beleuchtet.

"Neues vom heutigen Deutsch" - unter dieser Überschrift steht die 54.
Jahrestagung des Instituts für Deutsche Sprache Mannheim (IDS), die vom
13. bis 15. März im Congress Center Rosengarten Mannheim stattfindet. Die
Tagung widmet sich den neuen sprachlichen Erscheinungen und
Verwendungsweisen im Sprachgebrauch der letzten Jahre und thematisiert
ebenso neue Methoden innerhalb der Sprachwissenschaft, denn noch nie haben
Menschen in der bisherigen Sprachgeschichte so viele für die
Sprachwissenschaft nachvollziehbare sprachliche Daten produziert.

Vorgestellt und untersucht werden in den verschiedenen Vorträgen zum
Beispiel:


	verschiedene Aspekte des gegenwärtigen gesprochenen Deutsch,

	Vorstellungen über Belebtheit und Geschlecht(er), die seit Jahrhunderten in die deutsche Grammatik sickern,

	Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung zu Einstellungen gegenüber dem Deutschen und anderen Sprachen,

	die Frage, ob wir noch Wörterbücher brauchen,

	eine vollständige systematische Analyse sämtlicher Ausgaben des Nachrichtenmagazins DER SPIEGEL und der Wochenzeitung DIE ZEIT, um Wortschatzwandel quantitativ zu untersuchen,

	das Zusammenspiel von Text und Interaktion in digitalen Medien,

	die neue Sagbarkeit im WWW, insbesondere im Social Web, in dem sowohl Alltägliches als auch Gegenstände thematisiert werden, die vorher gar nicht oder nur in sehr vertraulichen Situationen zur Sprache kamen.



Zum Abschluss der Tagung widmet sich ein soziologischer Blick der Frage,
wie sich das soziale Miteinander durch die neuen Kommunikationsformen
verändert.

Das vollständige Tagungsprogramm findet sich unter:

http://www1.ids-mannheim.de/org/tagungen/2018/programm.html

Zu der Tagung werden wieder über 400 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus
rund 25 Ländern erwartet.



Das Institut für Deutsche Sprache (IDS) ist die zentrale außeruniversitäre
Einrichtung zur Erforschung und Dokumentation der deutschen Sprache in
ihrem gegenwärtigen Gebrauch und in ihrer neueren Geschichte. Es gehört zu
den 93 Forschungs- und Serviceeinrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft.

Näheres unter: www.ids-mannheim.de, www.facebook.com/ids.mannheim und
www.leibniz-gemeinschaft.de.

Weitere Informationen unter:

http://www1.ids-mannheim.de/org/tagungen/2018/programm.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution115

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Deutsche Sprache, Dr. Annette Trabold, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7128: Kassel - Rathausführung am 20. März 2018


Rathausführung 



Eine Führung durch das Kasseler Rathaus bietet die Stadt Kassel für
interessierte Bürgerinnen und Bürger an. Sie haben die Möglichkeit,
die Geschichte des Hauses näher kennenzulernen und nebenbei aktuelle
Informationen zur Kasseler Kommunalpolitik zu erhalten.
Die Führung findet statt am Dienstag, 20. März, ab 17 Uhr. Treffpunkt
ist die Information im Rathaus.

Anmeldungen werden bis spätestens fünf Tage vor dem Termin per Mail an
veranstaltungen@kassel.de oder unter der Telefonnummer 05 61/7 87-70
61 entgegengenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSSTELLUNG/4395: Trier - "Eiskalte Forschung - Trierer Polarforschung im Wandel der Zeit", bis 13.5.2018


Eiskalte Forschung: Neue Ausstellung der Unibibliothek Trier

Informationen und Impressionen von Expeditionen in Arktis und
Antarktis



Dass Forscher der Universität Trier auch vor extremen
Arbeitsbedingungen nicht zurückschrecken, zeigt die Ausstellung
"Eiskalte Forschung - Trierer Polarforschung im Wandel der Zeit", die
vom 7. März bis zum 13. Mai in der Universitätsbibliothek Trier zu
sehen sein wird.

Das Fach Umweltmeteorologie der Universität Trier erforscht seit
vielen Jahren Klimaprozesse in den Polargebieten und befasst sich mit
dem regionalen Klimawandel in Europa. Ein Schwerpunkt der Forschung
liegt auf den Wechselwirkungen zwischen Meereis, Ozean und Atmosphäre.
Änderungen der Meereisbedeckung und damit verbundene Änderungen dieser
Wechselwirkungen beeinflussen auch das Wetter in Europa.

Mitarbeiter des Fachs haben im Rahmen von Forschungsprojekten
zahlreiche Expeditionen in die Arktis und Antarktis durchgeführt. Der
frühere Leiter des Fachs, Prof. Dr. Alfred Helbig, hat bereits 1974 an
einer russischen Antarktis-Station überwintert. Der derzeitige Leiter
des Fachs Umweltmeteorologie der Universität Trier, Prof. Dr. Günther
Heinemann, hat 1983 an der ersten Forschungsreise des deutschen
Eisbrechers "Polarstern" in die Antarktis teilgenommen. Seit seiner
Übernahme des Fachs im Jahr 2006 wurden vier Expeditionen in die
Antarktis und elf Expeditionen in die Arktis durchgeführt.

Die Ausstellung soll in Form von Fotos und Videos Impressionen dieser
Expeditionen vermitteln. Weitere Informationen über die Polarregionen
werden allgemeinverständlich auf Postern präsentiert. Historische
Werke und Reiseberichte zur Geschichte der Polarforschung aus dem
Bestand der Universitätsbibliothek ergänzen die Ausstellung, die am 7.
März um 18.15 Uhr in der Bibliothekszentrale (Zeitungsleseraum)
eröffnet wird. Professor Günther Heinemann wird in einem Vortrag in
die Materie einführen.

Neue Ausstellung in der Universitätsbibliothek Trier

7. März bis 13. Mai 2018 in der Universitätsbibliothek

"Eiskalte Forschung - Trierer Polarforschung im Wandel der Zeit"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 1. März 2018

Pressestelle Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.uni-trier.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/4940: Bielefeld - Ungarische Sprache und Kultur kennenlernen, 12 Termine ab 14.3.


VHS-Kurs zur ungarischen Sprache und Kultur



Bielefeld (bi). Die ungarische Sprache, Kultur und Lebensart stehen im
Mittelpunkt eines Kursangebotes der Volkshochschule in der
Ravensberger Spinnerei. Ab Mittwoch, 14. März, haben Interessenten an
insgesamt zwölf Abenden jeweils von 20 bis 21.30 Uhr die Gelegenheit,
für eine Reise nach Ungarn erste sprach- und landeskundliche Einblicke
u gewinnen. Nähere Informationen und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4939: Bielefeld - "Spanisch-Kurs für Anfänger", 15 Termine ab 13.3.


Spanisch-Kurs für Anfänger



Bielefeld (bi). Am Dienstag, 13. März, startet im Bezirksamt
Jöllenbeck, Amtsstraße 13, ein Spanisch-Anfängerkurs. Die
muttersprachliche Trainerin Sandra Medina Ordaz vermittelt an 15
Vormittagen von jeweils 9.15 bis 10.45 Uhr einen Einstieg in die
spanische Sprache und gibt Einblicke in Kultur und Lebensart. Der Kurs
eignet sich als Vorbereitung für einen späteren Aufenthalt im Spanisch
sprechenden Ausland. Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de
oder Telefon (0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MESSE/023: Leipziger Buchmesse - Die Hochschule Merseburg auf der Buchmesse, 15.-18.3.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Merseburg

Die Hochschule Merseburg auf der Leipziger Buchmesse



Die Hochschule Merseburg präsentiert sich mit ihrem Angebot auf der
diesjährigen Leipziger Buchmesse vom 15. bis 18. März am
Gemeinschaftsstand des Forums Unibund (Halle 3, Stand H204). Neben
Hochschulbibliothek und Hochschulverlag wird auch das Studien- und
Weiterbildungsangebot der Hochschule vorgestellt. Absolvent*innen der
Hochschule können sich vor Ort als Alumni registrieren lassen.

Nach dem erfolgreichen Vortragsprogramm im letzten Jahr gibt es -
direkt am Stand - ebenso spannende Beiträge u.a. zu Riech- und
Duftstoffen aus der Sicht des Chemikers, Sozialarbeiterwissen für den
Alltag und den Kurzworkshop "Vielfältige Antworten auf einfältige
Bemerkungen" mit Tipps zum Reagieren auf rassistische und sexistische
Kommentare.

Vortragsprogramm der Hochschule Merseburg:

Donnerstag, 15. März

11:15 / 13:00 Uhr

Das Parfüm - Riech- und Duftstoffe aus der Sicht des Chemikers, Prof.
Thomas Rödel

14:00 Uhr

Die Idee der Homosexualität musikalisieren: Zur Aktualität von Guy
Hocquenghem. Buchvorstellung mit moderierter Diskussion, Prof.
Heinz-Jürgen Voß

Samstag, 17. März

11:00 Uhr

Ungewöhnliche Fragen für das Sprechen über Probleme: Einfache Methoden
der Sozialarbeit für alle. Prof. Johannes Herwig-Lempp

11:30 Uhr

Es gibt immer mindestens sieben Möglichkeiten: Wie wir wieder
handlungsfähig werden können, Prof. Johannes Herwig-Lempp

13:00 Uhr

Vielfältige Antworten auf einfältige Bemerkungen: Wie wir auf
rassistische, sexistische und andere schockierende Kommentare
reagieren könn(t)en" (Kurz-Workshop), Prof. Johannes Herwig-Lempp

14:00 Uhr 

Studentisches Lernen im Jugendstrafvollzug, Prof. Jens Borchert

Im Rahmen von "Leipzig liest" werden am 15. März ab 18:00 Uhr im
Soziokulturellen Zentrum Frauenkultur Bücher über sexuelle Bildung,
Homosexualität, Gewaltprävention und Männergesundheit vorstellt.

http://www.frauenkultur-leipzig.de/Programm/Programm.html#15

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1203

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Merseburg, Ines Wahl M.A., 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/586: Norden - Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek am 14.3.2018


Bücherfrühstück in der Stadtbibliothek

Mittwoch, den 14. März um 10 Uhr



Am Mittwoch, den 14. März um 10 Uhr findet in der Norder
Stadtbibliothek das nächste Bücherfrühstück statt.

Bei einem gemütlichen Frühstück werden den Bürgerinnen und Bürgern der
"Generation 50+" wieder empfehlenswerte neue Bücher vorgestellt,
außerdem wird aus einigen Büchern vorgelesen. Die Veranstaltung wird
wie immer durchgeführt von Ursula Keunecke und Vera Wienkämper.

Die Anmeldung ist ab sofort unter der Telefonnummer 04931/ 923 353
möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 2. März 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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TREFF/585: Marbach - Vortrag zur Geschichte der Archive an der Israelischen Nationalbibliothek, 22.03.18


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im März 2018

VORTRAG

Donnerstag, 22. März, 19.30 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

Stefan Litt: »Von Stefan Zweig bis David Grossman: Die Geschichte
der Archive an der Israelischen Nationalbibliothek«



Die Archivsammlungen an der Israelischen Nationalbibliothek in
Jerusalem blicken auf eine rund einhundertjährige Geschichte zurück.
Mit Nach- und Vorlässen sowie Sammlungen von und über Stefan Zweig,
Else Lasker-Schüler, Martin Buber, Max Brod und Franz Kafka bis hin
zu Samuel Josef Agnon und David Grossman sind die Bestände
mittlerweile ein Zentrum des Forschens weltweit.

Seit 2012 kooperieren das DLA und Franz Rosenzweig Minerva Research
Center der Hebrew University of Jerusalem in dem Projekt »Traces of
German-Jewish History«, um die Erschließung und Erforschung
deutschsprachiger Archivbestände in Israel zu fördern.

Das Projekt wird vom Auswärtigen Amt gefördert. Der Historiker Dr.
Stefan Litt betreut als Archivar an der National Library of Israel die
deutschsprachigen Archivbestände.

http://www.global-archives.de/ueber-das-projekt/israel/

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im März 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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MELDUNG/179: Indigene Menschenrechtlerinnen brauchen mehr Schutz


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. März 2018

Internationaler Frauentag: Indigene Menschenrechtsverteidigerinnen
sind mehrfach bedroht

Europäische Union muss ihre schwierige Lage stärker berücksichtigen



Göttingen, den 7. März 2018 - Zum Internationalen Frauentag hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) einen besseren Schutz
indigener Menschenrechtsverteidigerinnen gefordert. "Indigene
Menschenrechtsverteidigerinnen leiden unter mehrfacher Verfolgung:
Als Frauen, Indigene und Menschenrechtlerinnen. Wenn es die
Europäische Union mit ihrem Engagement für Frauenrechte ernst meint,
dann muss sie in ihren Richtlinien zum Schutz von
Menschenrechtsverteidigern besonders das Schicksal indigener Frauen
berücksichtigen", erklärte die Menschenrechtsorganisation in einem
Schreiben an die EU-Außenministerin Federica Mogherini. "Indigene
Menschenrechtlerinnen dürfen nicht länger Opfer von Willkür,
Einschüchterung und Machtinteressen sein. Sie sind besonders
gefährdet und brauchen daher auch unsere besondere Aufmerksamkeit",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen.

So bekommt Aura Lolita Chávez von den Maya in Guatemala
Morddrohungen, weil sie gegen illegale Rodungen von Wäldern
protestiert, die die Lebensgrundlage ihres Volkes zerstören. Denn die
Rodungen bedrohen die Wasserversorgung der indigenen Gemeinden, weil
der Wald als Wasserspeicher eine große Bedeutung für die Maya hat.
"Die Mutter Erde hat keinen Preis, sie muss verteidigt werden",
erklärt die frühere Lehrerin. Als Sprecherin des Rates ihres Volkes
geht sie nicht nur bei den lokalen Behörden gegen die Abholzungen
vor. Auch kontrollieren die Indigenen Holztransporter, ob die Bäume
rechtmäßig gefällt wurden. Dabei kommt es immer wieder zu
Zwischenfällen mit Mitarbeitern von Holzfirmen.

Die indigene Menschenrechtlerin Berta Caceres vom Volk der Lenca in
Honduras hat ihr Engagement gegen den Bau eines Staudammes an einem
ihnen heiligen Fluss sogar mit dem Leben bezahlen müssen. Sie wurde
von Auftragskillern im Marz 2016 ermordet, nachdem sie immer wieder
Morddrohungen erhalten hatte. Die Polizei hatte die Drohungen
ignoriert und ihr keinen besonderen Schutz gewährt.

"Aber nicht nur in Mittel- und Südamerika, sondern auch im
sibirischen Russland und in Indonesien leiden indigene
Menschenrechtsverteidigerinnen unter massiven Anfeindungen", erklärte
Delius. So verlor Yana Tannagasheva vom Volk der Schoren in Sibirien
ihre Arbeit als Lehrerin, weil sie gegen die Zerstörung ihrer Region
durch Kohleförderung protestierte. Morddrohungen gegen ihre Familie
und Brandanschläge machen deutlich, wie gefährlich ihr Engagement für
Menschenrechte der Schoren ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/875: Friedensorganisationen begrüßen Gesprächsangebot im Atomkonflikt Nordkorea/USA (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 7. März 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Friedensorganisationen begrüßen Gesprächsangebot im Atomkonflikt
Nordkorea/USA



Die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten Organisationen ICAN und
IPPNW begrüßen das Gesprächsangebot Nordkoreas im Atomkonflikt mit den USA.
"Gespräche und ein gewisses gegenseitiges Vertrauen sind die Voraussetzung,
um eine nukleare Katastrophe zu verhindern. In der Vergangenheit haben Kim
Jong-un und Donald Trump mit ihrer aggressiven Rhetorik leider immer wieder
eskaliert. Das muss ein Ende haben", sagt Xanthe Hall, Abrüstungsexpertin
der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) und
Vorstandsmitglied der deutschen Sektion der Internationalen Kampagne zur
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN).

Nordkoreas Regierung ist nach eigenen Angaben zur Unterbrechung der
Atomwaffentests bereit und würde auf die Massenvernichtungswaffen
verzichten, wenn es verlässliche Sicherheitsgarantien bekomme. ICAN und
IPPNW würden eine Beendigung aller Atom- und Raketentests sehr begrüßen.
US-Präsident Donald Trump twitterte von "möglichen Fortschritten" in
Gesprächen mit Nordkorea. Allerdings kam prompt danach die Nachricht, dass
die USA wegen des angeblichen Mordes mit Nervengift an dem Halbbruder Kims
neue Sanktionen auflegen wollen. Die beiden Friedensorganisationen hoffen,
dass diese Entwicklung die Annäherungen beider Länder nicht wieder
zunichtemacht.

Martin Hinrichs aus dem ICAN-Vorstand kommentiert: "Das Gesprächsangebot
ist ein positives Signal. Wirkliche Sicherheit vor einem Atomkrieg kann es
aber nur geben, wenn alle Atomwaffen verboten und abgeschafft sind. Daher
ist es gut, dass im vergangenen Jahr 122 Staaten bei den Vereinten Nationen
ein internationales Atomwaffenverbot beschlossen haben." Die deutsche
Bundesregierung boykottiert den UN-Verbotsvertrag. IPPNW und ICAN fordern
die neue Regierung auf, den Kurs zu ändern und sich klar gegen Atomwaffen
zu positionieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/115: Mehr in Bildung und Berufsförderung für geflüchtete Mädchen und Frauen investieren


Terre des Femmes - Pressemitteilung vom 6. März 2018

Internationaler Frauentag am 8. März: 

TERRE DES FEMMES appelliert an neue Bundesregierung mehr in Bildung und
Berufsförderung für geflüchtete Mädchen und Frauen zu investieren



Berlin, 06.03.2018. Geflüchtete Mädchen und Frauen müssen dieselben
Bildungschancen haben wie alle anderen Menschen in Deutschland, das fordert
die Frauenrechtsorganisation TERRE DES FEMMES im Vorfeld des
Internationalen Frauentages. "Geflüchtete Mädchen und Frauen gezielt zu
fördern, um ihnen Bildung und damit Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu
eröffnen, ist die Grundvoraussetzung für eine gelungene Integration",
erklärt Christa Stolle, die Bundesgeschäftsführerin von TERRE DES FEMMES.
Frauen muss ermöglicht werden, unabhängig von Männern für den eigenen
Lebensunterhalt aufzukommen, um selbstbestimmt, frei und gleichberechtigt
leben zu können. Nur so kann verhindert werden, dass patriarchale
Strukturen tonangebend sind, Mädchen Gewalt erfahren, früh- und
zwangsverheiratet und von gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen
werden.

Jede zu früh Verheiratete ohne Schulabschluss und Berufsausbildung ist nach
Meinung der Frauenrechtsorganisation eine zu viel. Es geht darum die
Weichen für die künftige Generation richtig zu stellen. "Keine
demokratische Gesellschaft kann es sich erlauben, einen Teil seiner
weiblichen Bevölkerung in patriachalen Parallelgesellschaften zu vergessen
und ihre Talente brach liegen zu lassen", appelliert Christa Stolle an die
neue Bundesregierung.

Das neue Gesetz zur Bekämpfung von Frühehen, das im vergangenen Juni
endlich verabschiedet wurde und für das TERRE DES FEMMES lange gekämpft
hat, war ein erster Schritt. Nun müsse dafür gesorgt werden, dass sich
Mädchen und junge Frauen vor Frühehen schützen können. "Wer über Bildung
verfügt, weiß auch über seine Rechte Bescheid", meint Christa Stolle.
Deshalb sei jeder Euro, den die neue Bundesregierung in Bildung und
Berufsförderung geflüchteter Mädchen und Frauen investiert, gut angelegt.
100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland müssen alle
Mädchen und Frauen, dieselben Chancen wie Jungen und Männer haben, nicht
nur beim Urnengang, sondern auch im Alltag.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

TERRE DES FEMMES - Menschenrechte für die Frau e. V.

Brunnenstr. 128, 13355 Berlin

Telefon: 030 40504699-0, Fax: 030 40504699-99

E-Mail: info@frauenrechte.de

Internet: www.frauenrechte.de
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TREFF/221: Borken - 100 Jahre Frauenwahlrecht, Femmage an Hedwig Dohm am 12.3.2018


Aus der Reihe "Geschichte ist mehr..."

100 Jahre Frauenwahlrecht - Femmage an Hedwig Dohm - zwischen Lesung
und Kabarett!



Unterhaltsame und politisch hochaktuelle Jubiläumsveranstaltung am
Montag, den 12. März 2018 um 19.30 Uhr im Rathaus der Stadt Borken,
Großer Sitzungssaal, Im Piepershagen 17 in Borken.

Am Montag, den 12. März 2018 um 19:30 Uhr laden das Stadtarchiv und
das Büro für Chancengleichheit der Stadt Borken im Rahmen der
Veranstaltungsreihe "Geschichte ist mehr" herzlich zu einer
unterhaltsamen und politisch hochaktuellen Jubiläumsveranstaltung in
den Großen Sitzungssaal der Stadt Borken ein.
Karten hierzu sind im Vorverkauf für 10,00 Euro und an der Infozentrale
im Rathaus sowie an der Abendkasse für 12,00 Euro erhältlich.

2018 feiern wir ein für unsere Demokratie zentrales Jubiläum: 100
Jahre Frauenwahlrecht! Generationen von Frauen haben dafür gekämpft.
Eine der Pionierinnen und zugleich eine wunderbar witzige und
innovative Autorin war Hedwig Dohm (1831-1919).

Bereits 1873 forderte sie die völlige rechtliche, soziale und
ökonomische Gleichberechtigung von Frauen und Männern. Bis heute haben
ihre Texte nichts von ihrer Frische und Aktualität verloren.

Dohms Markenzeichen ist ihre Ironie. Mit bekannten Zeitgenossen von
Friedrich Nietzsche bis Georg Groddeck liefert sie sich in ihren
Texten wahre Wortgefechte - wie gemacht für die Bühne und für das
"Dohm-Trio" Nikola Müller, Isabel Rohner und Gerd Buurmann.

Spannend, informativ und dabei höchst unterhaltsam stellen die beiden
Herausgeberinnen der Edition Hedwig Dohm (trafo Verlag) und Autorinnen
des Sammelbandes "100 Jahre Frauenwahlrecht" (Ulrike Helmer Verlag)
zusammen mit dem Schauspieler Gerd Buurmann Dohms Leben und Werk vor
und geben dem Publikum Einblicke in die Geschichte der
Frauenbewegungen und in 100 Jahre Frauenwahlrecht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Kreis Borken
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LESUNG/5988: Marbach - Gerhard Falkner, »Adam oder Eva«, 21.03.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im März 2018

LESUNG UND GESPRÄCH

Mittwoch, 21. März, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

»Adam oder Eva«. 

Lesung und Gespräch mit Gerhard Falkner



Seit zwei Jahren veröffentlicht der großartige Lyriker Gerhard
Falkner auch furiose Romane, und mit seinem zweiten, 'Romeo oder
Julia', schaffte er es bis auf die Shortlist des Deutschen
Buchpreises.

Moderation: Jan Bürger.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im März 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar
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TREFF/1023: Marbach - ZEITKAPSEL 50, Träume und Terror. Die Aufzeichnungen der Charlotte Beradt, 13.03.18


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im März 2018

ZEITKAPSEL

Dienstag, 13. März, 19.30 Uhr

Literaturmuseum der Moderne, Berthold-Leibinger-Auditorium

Zeitkapsel 50: »Träume und Terror. Die Aufzeichnungen der Charlotte
Beradt«



Nach 1933 hielt die Journalistin Charlotte Beradt Träume fest, um
»die unmittelbare Auswirkung totaler Herrschaft« zu dokumentieren.
1962 entstand daraus 'Das Dritte Reich des Traums', eines der
ungewöhnlichsten Bücher über die Zeit des Nationalsozialismus.
Barbara Hahn (Vanderbilt University, Nashville) hat es neu
herausgegeben. Gleichzeitig tauchten unbekannte Teile des Nachlasses
von Charlotte Beradt auf, die Daniel Berndt gemeinsam mit der
Literaturwissenschaftlerin erstmals sichtet. Nicht zuletzt geht es
dabei um Beradts enge Freundin Hannah Arendt.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im März 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8208: Und morgen, den 8. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.03.2018 bis zum 09.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8208 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Regnerisch wird es und naß

und der Wind, der braust und pfeift

und er wässert, trocknet Gras,

derweil Jean im Bett versteift.
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UNTERNEHMEN/218: Bayer unter Druck (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 418 - Februar 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Bayer unter Druck

Bäuerliche Argumente lassen sich nicht so leicht vom Tisch wischen

von Annemarie Volling, Netzwerk gentechnikfreie Regionen



Deutlich zäher als erwartet entpuppt sich die geplante Fusion von
Bayer mit Monsanto - zumindest für Bayer. Das Unternehmen plante den
Abschluss der Zusammenführung eigentlich für Ende 2017. Für knapp 59
Mrd. Euro will der Leverkusener Bayer-Konzern den US-Giganten Monsanto
kaufen und sich damit weltweit an die Spitze der Saatgut- und
Pestizidhersteller katapultieren. Sollte die EU-Kommission Anfang März
2018, so der derzeitige Zeitplan, die Fusion von Bayer und Monsanto
genehmigen, kontrollieren zukünftig drei Agrarkonzerne mehr als 60 %
des globalen, kommerziellen Saatgutmarktes und über 70 % des
Pestizidmarktes. Hinzu kommen ihre starken Aktivitäten im Bereich der
Digitalisierung.

Unternehmensabspaltungen

Es wäre ein Paradigmenwechsel der EU-Wettbewerbshüter, wenn die
EU-Kommission die geplante Mega-Fusion tatsächlich ablehnt. Auch wenn
sie selbst Grund genug dafür sieht. So haben die Wettbewerbshüter
erhebliche Bedenken, ob nach der Fusion noch ein "wirksamer
Wettbewerb" sichergestellt sein kann. Wahrscheinlicher ist, dass Bayer
verschiedene Unternehmensbereiche abspalten muss, um die Zustimmung
der EU-Kommission zu bekommen. Das war auch bei den anderen beiden
großen Fusionen - Dow-DuPont und ChemChina-Syngenta - so. Schon im
Herbst machte Bayer Zugeständnisse und gab an, im Falle der Fusion
verschiedene Sparten an die BASF zu verkaufen - zum Preis von 5,9 Mrd.
Euro. Darin ist Bayers globales Totalherbizidgeschäft mit
Glufosinat-Ammonium und deren Marken (Liberty, Basta und Finale)
enthalten, zudem einige Rapsgeschäfte, einige Sojamärkte in Nord- und
Südamerika sowie das "globale Baumwollgeschäft" (ausgenommen Indien
und Südafrika). Wie weitgehend diese Spartenverkäufe sind - also ob
tatsächlich der gesamte Bereich inklusive Forschung und Entwicklung,
aber auch Vertrieb, Patente etc. eingeschlossen sind, und ob dies den
Wettbewerbsbehörden genügt, ist offen. Anfang Januar wurde bekannt,
dass Bayer zudem Teile seiner Gemüsesparte sowie eine
Tochtergesellschaft, die Agrar-Software vertreibt, verkaufen will.
Dies meldete die "New York Post", die sich auf verschiedene, nicht
näher genannte Quellen beruft. Offen ist auch, wann die Schmerzgrenze
bei Bayer erreicht ist und wie viel sie bereit sind zu verkaufen, um
die Fusion genehmigt zu bekommen.

Chancen?

Bei der Einschätzung der geplanten größten Fusion prallen Interessen
aufeinander. Der Deutsche Bauernverband findet in der Fusion auch
Positives: "Natürlich bietet so ein Zusammenschluss auch Chancen, dass
hier die Ressourcen, die in Forschung und Innovation, in neue Sorten,
in neue Wirkstoffe gesteckt werden, dass die gebündelt werden", sagte
jüngst DBV-Generalsekretär Krüsken im ZDF.

Risiken

Ganz anderer Meinung ist die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL), die als Drittpartei im Fusionsverfahren
anerkannt ist. Als solche hat sie bereits im Sommer 2017 und erneut im
Januar ihre Stellungnahme zum "Statement of objections" der
EU-Kommission abgegeben. Aus bäuerlicher Sicht sei ein "wirksamer
Wettbewerb" durch die geplante Fusion nicht mehr gegeben. Schon jetzt
ist der Saatgutmarkt hochkonzentriert, der Zusammenschluss des
Pestizidherstellers Bayer mit Monsanto führe zu einer extremen
Machtkonzentration. Das Sortenangebot würde weiter ausgedünnt,
Doppelungen ausgelistet und die Forcierung auf global marktfähige
Sorten und profitable Eigenschaften noch weiter verschärft. Die Praxis
hat in den USA gezeigt, dass die Saatgutpreise nach Fusionen in Folge
des verminderten Wettbewerbs massiv steigen. Bei gleichbleibenden
Ernteerträgen kam es in einem Zeitraum von 17 Jahren zu einer
Preissteigerung von 320 % bei GV-Sojasaatgut, bei GV-Maissaatgut sogar
um 400 %. Das Angebot an Alternativen - gentechnikfreie Mais- und
Sojasorten - schrumpfte auf nahezu Null.

Auch die Forschungs- und Entwicklungsabteilungen sollen rationalisiert
und effizienter gestaltet werden. Wenn aus sechs großen Konzernen drei
werden, bedeutet das auch weniger Wettbewerb und Innovationen im
Markt. Die Wahrscheinlichkeit ist groß, dass die Züchtungsziele der
Saatgut- und Chemiegiganten auf Pestizid- und Düngereinsatz
ausgerichtet sein werden. Zumindest in der Vergangenheit versprach
dies hohe Renditen, die nicht zuletzt die Aktionäre erwarten. Dass es
Lösungen für akute landwirtschaftliche Probleme wie den
Ackerfuchsschwanz im Getreide von Bayer/Monsanto geben wird, sieht
Helmut Schramm, Chef der Bayer-CropScience-Sparte nicht: "Bei den
speziellen Problemen des Ackerfuchsschwanzes wird die Fusion von
Bayer-Monsanto nicht helfen." Hinzu kommen Einschränkungen durch
Patente. Kommt es zur Fusion, hat Bayer-Monsanto 25 % der erteilten
Patente auf Pflanzen, alle drei Konzerne hielten 48 %. Patente und
auch Cross-Lizenzen bilden hohe Markteintrittsbarrieren für andere -
v. a. für kleinere und mittelständische Züchter.

Konzernmacht beschränken

"Wettbewerbsbehörden und die Politik haben dabei versagt, die
Entstehung von konzentrierten Märkten und Konzerngiganten zu
verhindern. Auch die Missbrauchskontrolle ist zu schwach", so die
Anfang Januar 2017 gestartete Initiative "Konzernmacht beschränken".
26 Organisationen aus den Bereichen Landwirtschaft, Umwelt- und
Verbraucherorganisationen, Eine-Welt-Organisationen, kritische
Digitalisierungsorganisationen etc. Ihre Forderungen: Neben
Wettbewerbsfragen müssen bei der Fusionskontrolle zukünftig auch
gesellschaftliche Fragestellungen berücksichtigt werden (soziale
Gerechtigkeit, Umwelt-, Verbraucher- und Datenschutz etc.). Viel
stärker als bisher müssen "vertikale" Fusionen bei der
Fusionskontrolle berücksichtigt werden, also wenn die Fusionisten
nicht nur im Saatgutbereich aktiv sind, sondern auch bei Pestiziden
und Digitalisierung - diese sektorenübergreifende Marktbündelung muss
verhindert oder entkoppelt werden. Wenn die Marktmacht eines Konzerns
zu hoch ist, muss eine Entflechtung, also das Abspalten von
(ganzheitlichen) Geschäftsfeldern des Konzerns, möglich sein. Die
Schwelle, ab wann eine Marktbeherrschung als kritisch angesehen wird,
sollte bei 20 % angesetzt werden - nicht wie heute bei 40 % (Deutsches
Kartellrecht). Auch Prof. Dr. Tobias Lettl von der juristischen
Fakultät für Handels- und Wirtschaftsrecht in Potsdam sieht die
aktuell zunehmende Konzentration kritisch: "Die Fusionskontrolle
greift nicht in hochkonzentrierten Märkten. Um etwa im IT-Sektor und
im Pestizid- und Saatgutgeschäft den Wettbewerb wiederzubeleben,
sollten als letztes Mittel staatliche Eingriffe möglich gemacht
werden, um Konzernstrukturen zu entflechten", so Lettl.

 * 

Quelle:

Unabhängige Bauernstimme, Nr. 418 - Februar 2018, S. 16

Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - Bauernblatt e.V.

Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm

Telefon: 02381/905 31 71, Fax: 02381/49 22 21
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TAGUNG/426: Marbach - Deutscher Geist in Gefahr. Dichter, Philosophen, Verleger und der NS-Staat, 15.03.18


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im März 2018

TAGUNG

Donnerstag, 15. März und Freitag, 16. März

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsräume

»Deutscher Geist in Gefahr. Dichter, Philosophen, Verleger und der
NS-Staat«



1932 verfasst Ernst Robert Curtius seine Streitschrift 'Deutscher
Geist in Gefahr', bevor er sich aus der Debatte zurückzieht. An
seine Stelle treten Schriftsteller und Philosophen wie Martin
Heidegger, Gottfried Benn und Rudolf Alexander Schröder, deren
Denk- und Sprechweisen im Rahmen der Tagung einer kritischen
Rekonstruktion unterzogen werden.

Um Anmeldung wird gebeten: forschung@dla-marbach.de

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im März 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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TREFF/628: Kassel - "Landgraf Carl. Eine Überblicksführung" für Senioren am 20. März 2018


Treffpunkt Senioren im Museum



"Landgraf Carl. Eine Überblicksführung." ist Thema beim nächsten
Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 20. März, 14.30 Uhr, im
Fridericianum. Die zirka einstündige Führung mit Dr. Vera Leuschner
bietet neben den Informationen auch die Möglichkeit, Anregungen und
Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit der
Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Weitere Informationen unter den Telefonnummern 787-5024 (vormittags)
sowie 787-5071.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KONZERT/301: Mönchengladbach - Bunte Töne mit "Cattu" am 9. März 2018


Stadt Mönchengladbach

Bunte Töne in der Bibliothek Rheydt

Und ich drehe meine Blüte - Liederspaß mit Cattu



Am Freitag, 9. März tritt im Rahmen des niederrheinischen
Kindermusikfestivals "Bunte Töne" der bekannte Kinderliedermacher
Cattu ab 15.00 Uhr in der Stadtteilbibliothek Rheydt, Am Neumarkt 8
(Karstadthaus), auf. Eine kleinen und großen Zuhörer nimmt er mit auf
eine turbulente Traumreise. Darin verwandelt er Kinder in bunte
Schüttel-Blumen, saust mit der kleinen Hexe Lolli auf einem Besen
durch die Luft oder probiert als Ritter verkleidet, mit Instrumenten
einen schlafenden Wachmann vor dessen Burg zu wecken. Am Schluss kommt
wie immer der Hund Paul zu Besuch.
Cattus Lieder gehen ins Ohr und laden zum Mitmachen ein. Ein
musikalischer Spaß für kleine und große Menschen ab 3. Der Eintritt
ist frei! Weitere Infos unter 02161/258283 oder www.stadtbibliothek-
mg.de

Infos und Bilder unter: www.cattu.de

Festivalprogramm unter www.buntetoene-festival.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 7. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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DAS BLÄTTCHEN/1776: "Wohin geht die NATO?" Und ein paar Fragen mehr


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 5 | 26. Februar 2018

"Wohin geht die NATO?" Und ein paar Fragen mehr

von Wolfgang Schwarz



Reminiszens - Im Jahre 2011, also deutlich vor der akuten Zuspitzung im
Verhältnis zwischen dem Westen und Russland, blickte Ulrich Weisser,
Vizeadmiral a.D. und von 1992 bis 1998 Leiter des Planungsstabs im
Bundesministerium der Verteidigung, zurück: "Russland hat seine Erwartungen
an die NATO seit 1994 im Prinzip nicht verändert und dabei stets deutlich
gemacht, worauf es Moskau ankommt: auf die Entwicklung eines bilateralen
Verhältnisses besonderer Qualität; die Teilnahme Russlands am
Meinungsbildungsprozess der Allianz, wenn es um Fragen europäischer
Sicherheit oder um globale Aspekte geht; und um die Beteiligung Russlands
an der Lösung europäischer Sicherheitsprobleme.

Die NATO hat damals abschlägig reagiert - dies mit einer Haltung, die
sich bis heute nicht grundlegend geändert hat. Das Bündnis definierte schon
1994 seine Position nicht durch konstruktives Entgegenkommen, sondern über
'Five No's': kein russisches Veto-Recht in Allianz-Angelegenheiten (No
Veto); keine Mitentscheidung (No Codecision); kein überwölbender
Herrschaftsanspruch von NATO und Russland (No Condominium); keine
Regelungen zu Lasten Mittelosteuropas (No New Yalta); keine Zustimmung zu
russischen Interessenssphären in unmittelbarer Nachbarschaft (No Near
Abroad). Eine strategische Partnerschaft mit Russland konnte aus dieser
Haltung heraus schwerlich Innovationsimpulse erhalten."

Helmut W. Ganser, Wulf Lapins und Detfef Puhl haben ihr dieser Tage von der
Friedrich-Ebert-Stiftung publiziertes Strategiepapier zu zwei höchst
aktuellen Fragen verfasst: "Was bleibt vom Westen?" und "Wohin geht die
NATO?". Da die 21 Seiten jedermann jederzeit zugänglich sind [1], muss der
Inhalt hier nicht im Einzelnen referiert werden.

Allerdings geben die Überlegungen und Antworten der Autoren Anlass zu einer
Reihe weiterer Fragen. Auf einige davon, die das Verhältnis des Westens zu
Russland betreffen, soll im Folgenden eingegangen werden.

Recht zu geben ist den Autoren, dass angesichts des erneut vorwiegend von
Spannungen und Konfrontation geprägten Verhältnisses zwischen dem Westen
und Russland die "Charta von Paris" über "Ein neues Zeitalter der
Demokratie, des Friedens und der Einheit" vom November 1990 "heute wie aus
der Zeit gefallen" scheint, und dass, wer "dennoch ihre Einhaltung als
unabdingbar für einen Neustart der Beziehungen einfordert, [...] infolge
der Intensität und Tiefe des Zerwürfnisses [...] auf absehbare Zeit
scheitern" wird. Vielmehr, und auch diesem Ansatz wird hier ausdrücklich
zugestimmt, müsse im "Rahmen vieler kleiner erster Schritte [...] versucht
werden, sich erst einmal wieder auf Sicherheitsprinzipien wie friedliche
Streitbeilegung, Vertrauens- und Sicherheitsbildung, gesamteuropäische
Verantwortung sowie Abrüstung zu verständigen".

Ob sich ein solcher Ansatz jedoch nicht von vornherein selbst zur
Erfolglosigkeit verurteilt, wenn ihm eine rein westliche Sicht auf
Vorgeschichte und Ursachen der aktuellen Misere zugrundliegt? Die Frage
drängt sich wegen des Ausgangspunktes der Autoren auf: "Nach der
Krim-Annexion durch Russland und Moskaus kontinuierlicher militärischer
Unterstützung der prorussischen Milizen in den sogenannten Volksrepubliken
Donezk und Luhansk in der Ostukraine sowie seinem direkten militärischen
Eingreifen im syrischen Bürgerkrieg zur Unterstützung des Assad-Regimes,
verharren NATO und Russland in stagnierender Konfrontation."

Gab es also vor 2014 keine Zäsuren in und um Europa, über die Moskau sich
zu Recht Sorgen gemacht hätte oder durch die Russland eigene
sicherheitspolitische Interessen hätte gefährdet sehen dürfen? Etwa nicht
durch die Bombardierung Serbiens und die Lostrennung des Kosovo (ganz ohne
Referendum)? Nicht durch fortgesetzte EU- und NATO-Osterweiterungen, ohne
Russland in vergleichbarer Weise an diesen Umgestaltungen im gemeinsamen
Haus Europa zu beteiligen? Nicht durch das Washingtoner und Brüsseler Spiel
mit gezinkten Karten [2] in Sachen Raketenabwehr? Nicht durch den
völkerrechtswidrigen Überfall der USA und ihrer Koalition der
Willigen auf den Irak und später durch die Zerstörung des libyschen
Staates unter Missbrauch eines UN-Mandats?

2007 hatte der russische Präsident Putin auf der Münchner
Sicherheitskonferenz die Probleme aus russischer Sicht unmissverständlich
benannt, aber die Reaktion im Westen beschränkte sich im Wesentlichen
darauf, sich über Putins Tonlage zu echauffieren und seine Warnung im
Übrigen in den Wind zu schlagen: Im April 2008 verbriefte der NATO-Gipfel
in Bukarest in seinem Abschlusskommuniqué der Ukraine und Georgien
expressis verbis die Beitrittsperspektive ("We agreed today that these
countries will become members of NATO."). Wenige Monate später brach Tiflis
- wohl in Erwartung handfester Rückendeckung mindestens seitens der USA -
einen Krieg vom Zaune, dessen Auslösung im Westen seither üblicherweise
Putin in die Schuhe geschoben wird ... Und schließlich vereinbarte die EU
mit der Ukraine ein Assoziierungsabkommen, nachdem der damalige Präsident
der Europäischen Kommission, Barroso, Kiew zuvor ultimativ vor die Wahl EU
oder Russland gestellt hatte. Als der ukrainische Präsident
Janukowitsch die Unterschrift verweigerte, wurde er durch den Euromaidan
weggeputscht. Moskau mutmaßte, dass dabei die USA die Hände im Spiel hatten
- was unter anderem ein abgehörtes Telefonat der seinerzeit für Europa und
Eurasien zuständigen US-Staatssekretärin im State Department, Victoria Nuland,
vom 28. Januar 2014 mit dem amerikanischen Botschafter in Kiew nahelegte,
in dem von fünf Milliarden Dollar US-Geldern für Kiew die Rede war -, und
sah eine rote Linie überschritten.

Ist, wer mit seiner Sicht auf die Dinge erst an dieser Stelle einsetzt,
fair im Sinne von audiatur et altera pars und darf erwarten, von Moskau
ernst genommen zu werden?

 * 

Als ein Gremium, in dem Fortschritte im Verhältnis zwischen dem Westen und
Russland erzielbar sein könnten, nehmen Ganser, Lapins und Puhl den 
NATO-Russland-Rat ins Visier, der 2008 "als vertrauensbildende,
sicherheitspolitische Dialogplattform" etabliert worden sei.

Im Rückblick erscheint eine so positive Apostrophierung zumindest
zweifelhaft. Denn von Anfang an war NATO-intern dem Ansinnen einiger neuer
Mitgliedstaaten stattgegeben worden, im Rat keine Fragen zur Debatte
zuzulassen, über die nicht zwischen den NATO-Staaten selbst völlige
Einigkeit bestünde. Damit glich der Rat von Anfang an eher einem Placebo
zur Ruhigstellung Russlands angesichts fortgesetzter Ostexpansion der NATO
denn einem Konstrukt zur Förderung gleichberechtigter Kooperation und
Partnerschaft.

Vor einem solchen Hintergrund erscheint allerdings bereits die erste
Suspendierung des Rates durch die NATO durchaus folgerichtig: nämlich nach
Ausbruch Georgien-Konflikts im Jahre 2008, obwohl dieser von Tiflis
ausgelöst worden war - also in einer Situation, in der es intakter
gegenseitiger Kontaktkanäle besonders bedurft hätte.

Zwar ist Gander, Lapins und Puhl ein weiteres Mal zuzustimmen, wenn sie
schreiben: "Notwendig wären jetzt Anstrengungen auf beiden Seiten, die
Kontroversen im Rat konstruktiv zu gestalten. Langfristig müssten auch die
Militärdoktrinen und -strategien, Bedrohungsdeutungen sowie
Rüstungssteuerungen auf die Dialogagenda gesetzt werden." Aber wer
innerhalb der NATO sollte dies, und schon gar mit Aussicht auf Erfolg, in
Angriff nehmen, solange die USA, Großbritannien, Polen und die baltischen
Staaten auf Gegenkurs sind - also jene Kräfte, auf die im Übrigen auch die
Autoren verweisen, "im Bündnis Oberwasser" haben, "die ablehnend gegenüber
diesem sicherheitspolitischen Forum eingestellt sind und nicht unerheblich
zur Härte in den Konsultationen beigetragen haben"?

 * 

Des Weiteren widmen sich Ganser, Lapins und Puhl ausführlich der Lage an
der NATO-Ostflanke, wo "Russland [...] umfangreich und ambitiös seine
Streitkräfte" modernisiert habe. "Insbesondere in den baltischen Staaten
und in Polen sind sich Politik und Gesellschaft mehrheitlich einig in der
Besorgnis über die militärische Stärke Russlands. [...] In Tallinn, Riga
und Vilnius stehen darum nicht überraschend Szenarien einer potenziellen
russischen Intervention im Zentrum der Bedrohungsanalysen [...] Die
litauische Regierung blickt [...] mit Sorge auf die militärischen
Fähigkeiten Russlands zur Durchführung möglicher Kampfhandlungen gegen die
baltischen Staaten mit nur 24 bis 48 Stunden Vorwarnzeit sowie deren
weiterentwickelte Anti-Access/Area Denial-(A2/AD)-Kapazitäten (zur
Verwehrung des Zugangs alliierter Verteidigungskräfte) im sogenannten
Suwalki-Gap."

Zugleich heben die Autoren hervor: "In den Bedrohungsanalysen der
Bündnisstaaten in direkter oder mittelbarer Nachbarschaft zu Russland wird
oft die Frage ausgeblendet, welchen Nutzen ein militärischer Angriff
Russlands, der ja die Beistandspflicht nach Artikel 5 (des NATO-Vertrages -
W.S.) auslösen würde, haben könnte oder welche Motive solch einer
Aktion zugrunde liegen könnten. Dieses strikt vermeiden zu wollen, muss dem
Kreml wie dem Generalstab unterstellt werden, wissen sie doch um die
Doktrin der NATO-Abschreckung und die beiderseitigen Nukleararsenale
[...]." Bestätigt werden die Autoren in ihrer Einschätzung durch eine sehr
detaillierte Analyse über "Die Sicherheitspolitik der Russischen Föderation
und die Neuorientierung ihrer Streitkräfte" von Siegfried Lautsch in der
Januar-Ausgabe der Österreichischen Militärischen Zeitschrift.
Lautschs Fazit: "Die Vielfalt der Fähigkeiten der russischen Streitkräfte,
ihre Waffensysteme, ihre Ausbildung und ihr[en] Ausbildungsstand mit einer
Bedrohung der NATO in Verbindung zu bringen, zeugt von interessengelenkter
Einschätzung bestimmter westlicher Kreise in der Politik, Wirtschaft und im
Militär."

Bekanntlich fordern die baltischen Staaten und Polen trotzdem regelmäßig
weitere militärische Verstärkungen der NATO auf ihrem Territorium - über
die bereits realisierten hinaus -, um die Russen besser abzuschrecken und
um für den Fall des Falles die Fähigkeit zur Landesverteidigung zu erhöhen.

Diese Fähigkeit hatte ich insbesondere für das Baltikum - mit Blick auf
dessen praktisch nicht vorhandene strategische Tiefe sowie wegen der zu
erwartenden Wirkungen heutiger konventioneller und atomarer Kampfmittel -
in der vorangegangenen Blättchen-Ausgabe [3] grundsätzlich infrage gestellt
und dabei auf westdeutsche Untersuchungsergebnisse (ohne allerdings einer
schematischen Übertragung auf die NATO-Ostflanke das Wort zu reden)
verwiesen, die unter dem Titel "Kriegsfolgen und Kriegsverhütung" 1981
veröffentlicht worden waren.

Dazu gab es zwischenzeitlich per Leser-Mail einen Einspruch von Charlotte
D. aus Herne: Meine "alternativlos herausgestellte Dramatik", dass es, so
meine These, für "die sicherheitspolitischen Probleme der baltischen
Republiken und Polens im Verhältnis zu Russland [...] nur die Alternative
einer politischen Lösung [...] oder einer fortdauernden
vernichtungsträchtigen Konfrontation [gibt]; wie zwischen Ost und West auf
deutschem Boden während des Kalten Krieges", sei "unhistorisch".
Begründung: "In Polen und den Baltischen Staaten sind keine Nuklearwaffen
wie damals in der Bundesrepublik und der DDR existent und werden dort auch
nicht disloziert werden, auch die konventionellen Kapazitäten in den neuen
Mitgliedsländern der Allianz sind im Vergleich zum Ost-West-Konflikt mehr
als minimal. Ein analoger Aufwuchs ist kein realistisches Szenario."
Das ist einerseits völlig zutreffend. Andererseits hatte ich aber einen
gänzlich anderen Punkt im Auge und hätte mich wohl klarer ausdrücken
sollen: Ein raumgreifender Verteidigungskrieg wäre heute für die baltischen
Staaten als funktionsfähige Gesellschaften ebenso wenig überlebbar, wie es
ein militärischer Zusammenstoß zwischen NATO und Organisation des
Warschauer Vertrages auf deutschem Boden seinerzeit für die Bundesrepublik
und die DDR gewesen wäre. Nicht zuletzt, weil der Westen in einem sich
ausweitenden militärischen Konflikt an der NATO-Ostflanke auch heute wieder
vor der Wahl stände, sich von einer (regional) konventionell überlegenen
Streitmacht überrennen zu lassen oder diese durch Einsatz von Kernwaffen
aufzuhalten. Das war bekanntlich das zentraleuropäische Standard-Szenario
des Nordatlantikpaktes bis 1990.

Ist eine Analogie zum Untersuchungsfazit von "Kriegsfolgen und
Kriegsverhütung" da tatsächlich zu weit hergeholt, wenn diese Analogie
folgendermaßen formuliert würde?

Erstens - das Baltikum ist mit konventionellen Waffen nicht zu
verteidigen.

Zweitens - der Einsatz nuklearer Waffen zum Zwecke der Verteidigung
würde zur nuklearen Selbstvernichtung führen.

An den diesen Gegebenheiten zugrundeliegenden Sachverhalten lässt sich im
Übrigen auch mit verstärkter NATO-Manövertätigkeit an der Ostflanke nichts
Grundsätzliches ändern. Wenn sich also die Bundeswehr, wie gerade aus einer
Aufstellung des Verteidigungsministeriums hervorging, 2018 mit dreimal so
vielen Soldaten - 12.000 sollen es werden - an Militärmanövern im östlichen
und nördlichen Bündnisgebiet der NATO beteiligen wird, "zur Abschreckung
Russlands", wie die Berliner Zeitung schrieb, dann ist das, mit
Verlaub, militärhandwerklicher Mummenschanz, dessen sicherheitspolitische
Substanz das Level eines Karnevalumzuges schwerlich übertreffen dürfte.
(Die dafür angesetzten rund 90 Millionen Euro könnte man auch direkt zum
Fenster hinauswerfen.)

Ich bleibe dabei: Für die ihre nationale Sicherheit betreffenden Probleme
der baltischen Republiken und Polens im Verhältnis zu Russland gibt es nur
eine politische Lösung. Anderenfalls droht ihnen im Falle des Falles
eine (unter Umständen finale) militärische Katastrophe.

Leider begannen Teile der Funktions- und der Herrschaftseliten sowohl in
der alten Bundesrepublik, als auch in der DDR und in anderen Warschauer
Vertragsstaaten erst Anfang der 1980er Jahre, das sicherheitspolitische
Dilemma, dass raumgreifende Landesverteidigung zur Vernichtung all dessen
führen würde, was verteidigt werden sollte, richtig, also handlungsleitend
zu verstehen. Nach vergeudeten Jahrzehnten des Kalten Krieges und des
Balancierens am Rande des Abgrunds ...


Anmerkungen:

[1] http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/14099.pdf

[2] http://das-blaettchen.de/2011/10/mit-gezinkten-karten-8087.html

[3] http://das-blaettchen.de/2018/02/der-westen-russland-zum-diskurs-27-42996.html
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Die Stadt gehört allen

Der gewaltfreie Kampf für eine solidarische Gesellschaft und gegen die
Kriminalisierung der Obdachlosen in Ungarn



Zu einem Leben in Würde gehört ein Dach über dem Kopf. Überall auf
der Welt aber werden Menschen gezwungen ohne Obdach, ohne schützendes
Dach, auf der Straße zu leben. Staatliche Zwangsmaßnahmen verschärfen
ihre ohnehin prekäre Lage. In Frankfurt am Main werden Obdachlose zu
Verwarnungsgeldern verdonnert, wenn sie in Fußgängerzonen oder auf
öffentlichen Bänken schlafen. In Budapest, der Partnerstadt von
Frankfurt, greifen Polizei und Justiz zu rigideren Maßnahmen.
Menschen, die auf der Straße leben, drohen für diesen "Rechtsbruch"
Gefängnisstrafen bis zu drei Jahren.



Nach wahrscheinlich eher zurückhaltenden Berechnungen der EU leben
33,5% der ungarischen Bevölkerung in Armut. Andere Quellen sprechen
von über 40%. Die marginalisierten Bürgerinnen und Bürger können von
den Behörden nur wenig oder gar nichts erwarten. Die ungarische
Regierung hat Sozialhilfen drastisch gekürzt und die Obdachlosigkeit
kriminalisiert. In einem strengen Winter erfroren 200 Obdachlose.

Wer Job und Wohnung verliert, landet auf der Straße. In Ungarn gehört
es zum Alltag, dass Arbeiterinnen und Arbeiter ihre Jobs verlieren und
in extreme Armut abrutschen. Familien werden durch Zwangsräumung aus
ihren Wohnungen vertrieben, weil sie Mieten oder die Raten der
Wohnungskredite nicht mehr bezahlen können. In Ungarn lauten 26% aller
privaten Kredite auf Schweizer Franken. Nach der Wechselkursfreigabe
des Schweizer Franken 2015 und dem dadurch verursachten Kursverfall
des Forints erhöhten sich die Schulden im Verhältnis zu den Einkommen
drastisch.

Erwachsene Gläubiger setzt man auf die Straße, ihre Kinder nimmt man
in staatliche Obhut. Damit werden Familien zerrissen. Gegenwärtig sind
23.000 Kinder in Ungarn durch Wohnungsräumungen von ihren Eltern
getrennt. An Sozialwohnungen herrscht großer Mangel, und in
Obdachlosenasylen herrschen oft grauenhafte Zustände. Immer wieder
versuchen Obdachlose, sich an der Peripherie in kleinen Hüttenkolonien
eine Bleibe zu schaffen. Aber früher oder später sind sie den Behörden
ein Dorn im Auge und werden vertrieben.


Die Bürgerinitiative AVM kämpft für soziale Gerechtigkeit

Offizielle Stellen erklärten auf Anfrage der Bürgerinitiative "AVM" (A
Város Mindenkié = Die Stadt gehört allen), dass gegenwärtig 70.808
Menschen in Ungarn über keine "gültige Meldeadresse" verfügen. Zwei
Jahre zuvor lag die Zahl bei 63.660 Personen. 41 Prozent von ihnen
waren zuvor in Budapest gemeldet. Rechnerisch ergibt das 30.000
Obdachlose in der Hauptstadt. In Frankfurt geht man von 2.700 Menschen
aus, die gezwungen sind, auf der Straße zu leben. Noch ein paar
Zahlen, um die Dimensionen deutlich zu machen: Ungarn hat 9,8
Millionen Einwohner*innen, davon leben 1,7 Millionen in Budapest.
Frankfurt hingegen hat 732.000 Einwohner*innen. Eine Meldekarte ist in
Ungarn mehr als eine Formalität, da man ohne sie weder medizinische
Versorgung noch Sozialleistungen erhält. Von ihr hängen nicht zuletzt
die Bürgerrechte und auch das Wahlrecht ab. 23.865 Menschen haben von
dem Recht Gebrauch gemacht, sich ohne festen Wohnsitz anzumelden, was
ihnen zumindest juristisch ihre Bürgerrechte sichert, de facto jedoch
die Gesamtzahl der Obdachlosen auf fast 100.000 erhöht. Insgesamt
stehen 400.000 Wohnungen leer.

In Budapest existieren zahlreiche Bürgerinitiativen, die versuchen,
das Los der Menschen auf der Straße zu erleichtern. Ein Beispiel sind
die Köche verschiedener Alternativlokale im "hippen" 7. Bezirk, die
sonntags für die Obdachlosen kochen und sie gratis in einem Park
bewirten. Die nötigen Gelder für diese Verköstigung erbringen
Sammlungen in den Szenekneipen.

In der 2009 entstandenen Bewegung AMV haben sich 50 Menschen aus
Budapest mit und ohne Wohnsitz zusammengeschlossen. Sie wehren sich
gemeinsam gegen die Verweigerung von Sozialleistungen und die
Kriminalisierung von Obdachlosigkeit. Die Aktivist*innen kämpfen für
soziale Gerechtigkeit, die Einhaltung der Menschenrechte und üben ihre
demokratischen Rechte aus. Der Name spiegelt wider, was die Mitglieder
der Gruppe erstreben: Eine Stadt, mehr noch eine Gesellschaft,
basierend auf den Prinzipien von Solidarität und Gerechtigkeit. Sie
kämpfen für eine Verankerung des Rechts auf Wohnung in der Verfassung,
von dem der Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
der Vereinten Nationen spricht. Sie fordern die Kriminalisierung und
Diskriminierung der Obdachlosen zu beenden. Den Aufbau eines
effektiven Sozialsystems, das niemanden ausschließt.

Mit Druck auf die Entscheidungsträger versuchen sie, die Entwicklung
einer entsprechenden Wohnungspolitik zu bewirken. Die Forderung
lautet, das Recht auf Wohnraum in die Verfassung aufzunehmen. Der
Schutz der Rechte und der Interessen der Obdachlosen sowie der Kampf
gegen gesellschaftliche Vorurteile ist auch Bestandteil ihrer Arbeit,
mit der sie beweisen wollen, dass Obdachlose, wenn sie sich
zusammenschließen, für ihre Menschenwürde eintreten können.

Der tragische Tod zweier Gründungsmitglieder verstärkt das Gefühl der
Gruppe, dass der Kampf gegen die Stigmatisierung und Segregation
wichtiger ist denn je. Daher arbeiten sie mit anderen Initiativen
zusammen, die für ähnliche Ziele kämpfen.

Es gibt keine Hierarchie innerhalb der Gruppe, alle Entscheidungen
werden im Plenum gefasst und für die Umsetzung werden jeweils
Koordinator*innen bestimmt.

Gemeinsam bereitet man sich auf den passiven Widerstand vor, übt
Methoden, feste Menschenketten zu bilden, die von der Polizei nur
schwer aufgelöst werden können. Mit gewaltfreiem Protest und zivilem
Ungehorsam versucht man, die Zwangsräumung von Wohnungen zu
verhindern.

Natürlich setzt man auch auf die klassischen Mittel, Missstände mit
Plakaten und Demonstrationen anzuprangern, Wohnraum zu besetzen,
versucht darüber hinaus in Verhandlungen mit Behördenvertreter*innen
Lösungen für konkrete Fälle zu finden. László Bihari zeigt in seinem
Dokumentarfilm (1) über die Gruppe, wie Obdachlose nach Verhandlungen
mit der Verwaltung des Stadtbezirks eine leer stehende Wohnung
beziehen und die Gruppe sie bewohnbar macht. Es gibt kleine Erfolge zu
feiern.

Tessza Udvarhelyi, eine Mitgründerin der Gruppe, kritisiert in dem
Film, dass Menschen mit mehr Einfluss, sich nicht für soziale Belange
einsetzen, oder sogar alles daran setzen die gegenwärtigen Zustände
aufrecht zu erhalten.

Wem gehört die Stadt? Welchen gesellschaftlichen Gruppen wird Teilhabe
gestattet? Und in welchem Maße?

Im kapitalistischen System ist keine Lösung der Wohnungsfrage zu
erwarten.

zinkhund


Anmerkung:

(1) Demokratie auf Ungarisch / 2017 link:

http://docdays.de/project/nocountryforthepoor/
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Auch Lehrer arbeiten auf Verschleiß

GEW kämpft für neue Arbeitszeitordnung

von Violetta Bock



Osterferien, sechs Wochen Sommerferien, Weihnachtsferien, wie schön
wäre es, wieder in der Schule zu sein. Noch immer assoziieren viele
den Lehrerberuf mit langen Ferien. Stattdessen herrscht Lehrermangel,
allein an Grundschulen spricht man von 2000 fehlenden Lehrkräften. Und
ebenso wie in der Pflege fehlen nicht nur Lehrer, die vorhandenen
arbeiten auf Verschleiß. Eine neue Studie über die Arbeitszeit von
Lehrern gibt der Forderung der GEW Niedersachsen nach Entlastung nun
Vorschub.


Der Kern der Lehrtätigkeit wandelt sich. Die Kooperationsstelle
Hochschulen und Gewerkschaften der Georg-August-Universität Göttingen
veröffentlichte im vergangenen Januar die "Zeiterfassungsstudien zur
Arbeitszeit von Lehrkräften in Deutschland", die im Auftrag der GEW
erstellt wurde; es handelt sich um die vierte Studie zu diesem Thema.
Die Sozialwissenschaftler Thomas Hardman und Frank Mußmann vergleichen
darin zwanzig Studien zur Arbeitszeit aus den vergangenen 60 Jahren
und werten diese aus.

Die Ergebnisse bestätigen den langfristigen Trend in allen
Schulformen, dass der Anteil der Unterrichtsstunden an der gesamten
Arbeit abnimmt. Aber eben nur der Anteil. Insgesamt kommt die Studie
zum Ergebnis, dass sich der Kern der Tätigkeit verändert hat. Betrug
der Anteil des Unterrichts an der Gesamtarbeitszeit anfangs an
Grundschulen noch über 50 Prozent, ist er inzwischen auf etwa 40
Prozent, und an Gymnasien von 40 auf heute etwa 30 Prozent gesunken.
Die festgelegten Unterrichtsstunden sind nahezu gleich geblieben. Dass
ihr Anteil dennoch sinkt hängt damit zusammen, dass inzwischen immer
mehr Aufgaben von Lehrern erwartet werden: mehr erzieherische
Aufgaben, mehr Mitwirkung an den Schulen, das Schreiben von Gutachten,
mehr Elterngespräche. Nicht zuletzt sind es die Lehrerinnen und
Lehrer, die neue Herausforderungen bewältigen müssen, ohne dass ihnen
die Zeit, die sie dafür brauchen, angerechnet wird:
Ganztagsunterricht, Inklusion, Sprachförderung... War dies am Anfang
vor allem an Gymnasien und Gesamtschulen zu beobachten, holen die
Grundschulen in den letzten Jahrzehnten auf.

Im Schnitt arbeiten Lehrkräfte 1 Stunde und 40 Minuten pro Woche mehr
als vergleichbare Beschäftigte im öffentlichen Dienst, Schulferien
sind dabei bereits eingerechnet. Bei 14-19 Prozent des Lehrpersonals
wurden wöchentliche Arbeitszeiten von mehr als 48 Stunden
festgestellt. Dies verstößt gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz und
geht zulasten der Gesundheit - umso mehr als Erholungsmöglichkeiten im
Schulalltag fehlen: Die Siebentagewoche in der Schulzeit und die
Entgrenzung der Arbeitszeit bis in den späten Abend ist inzwischen die
Regel.

Das Problem ist die fehlende, von allen anerkannte Berechnung der
Arbeitszeit. So gibt es zwar Pflichtstunden für den Unterricht. Alle
weiteren außerunterrichtlichen Verpflichtungen
(Unterrichtsvorbereitung, Konferenzen, pädagogische Kommunikation,
Klassenfahrten u.v.m.) werden zeitlich nicht näher bestimmt. Aufgrund
des Gleichbehandlungsgrundsatzes sollten die 40 Stunden im Vergleich
zu anderen Beschäftigten des öffentlichen Diensts nicht überschritten
werden, die Realität sieht jedoch anders aus.


Neue Arbeitszeitordnung

Die GEW versucht seit längerem, eine neue Arbeitszeitordnung
durchzusetzen. Nicht nur der Gleichbehandlungsgrundsatz werde
verletzt, sondern ebenso die Fürsorgepflicht durch den Dienstgeber.
Gerichte hatten in den letzten Jahren den Ländern viel
Gestaltungsspielraum bei der Festsetzung der Arbeitszeit eingeräumt
und damit die vorhandenen Studien ignoriert. Die Dienstgeber führten
Überstunden auf individuelle Kompetenzen und Erfahrungen zurück und
übergingen damit das grundsätzliche Problem.

2015 wollte die Kultusministerin von Niedersachsen, Frauke
Heiligenstadt (SPD), die Arbeitszeit der Gymnasiallehrer um eine
weitere Stunde auf 24,5 Wochenstunden anheben. Nachdem die Lehrer
protestierten und eine Lehrerin klagte, gab das Oberverwaltungsgericht
der Klägerin Recht. Damit liegt in Niedersachsens Gymnasien die Zahl
der Unterrichtsstunden weiterhin bei 23,5 Stunden, an Realschulen bei
26,5 Stunden, an Hauptschulen bei 27,5 Stunden und an Grundschulen bei
28 Stunden. Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat zugleich
festgelegt, dass die tatsächliche Belastung ermittelt werden muss. Die
nun vorgelegte Studie hat dazu einen wichtigen Beitrag geleistet.

Damit konnte zwar eine weitere Anhebung der Stundenzahl abgewendet
werden, aber die Senkung der Unterrichtseinheiten steht nach wie vor
aus. Da die Politik weiterhin nicht einlenkt, reichen nun mit
Unterstützung der GEW Lehrer in Niedersachsen Klage ein, um die
bestehende Arbeitszeitordnung zu ändern, angefangen bei einer
Grundschulleiterin und einem Grundschulleiter. Bundesweit soll in
allen Bundesländern im ersten Quartal die Arbeitszeit erfasst werden.
Der Thüringer Philologenverband macht am 19. Februar bis zum 18. März
den Anfang und ruft Lehrer zur Beteiligung an der Studie auf.
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Einlauf 

von Franz Schandl

"muss mich leider vorstellen von ams aus danke für ihr verständnis"
-

Mehr hat der Absender dieses Mails nicht gebraucht. Der angeschriebene
Unternehmer zeigte sich verständnislos wie auch das sofort
verständigte AMS. Wenn das jeder machen würde. Soviel Dreistigkeit
muss sanktioniert werden. Wo kommen wir denn hin, wenn Arbeitslose
sich schon trauen, die Wahrheit zu schreiben? Dass es den Angehaltenen
bei den meisten Bewerbungen ähnlich ergeht, darüber hat gefälligst
geschwiegen zu werden. Gusch!, heißt es. Der Leerlauf schreit nach
Fütterung. Lasset uns simulieren auf ewig! Die Streichung des
Arbeitslosengelds auf bestimmte Zeit wäre wohl die adäquate Strafe für
den frechen Delinquenten. Zumindest fordert das eines dieser
Gratistrottelorgane für U-Bahnfahrer.

Die Arbeit ist unser Los, egal ob wir sie haben oder los haben. Das
Arbeitslos bestimmt das Leben. Abhängig ist nicht unbedingt besser als
abgehängt, aber es ist aushaltbarer. Weil solche Leute Geld verdienen,
zahlen können und daher auch nicht in dieser Weise drangsaliert werden
müssen, handelt es sich doch um ordentliche Bürger. Dieser Status wird
den Arbeitslosen verwehrt. Mental wie real. Es ist schon eine
verrückte Welt, in der wir vegetieren.

Wir sagen hier einmal mehr, was nicht gehört werden soll:
Arbeitslosigkeit ist nicht mit Arbeit zu bekämpfen, sondern nur durch
die Überwindung einer Gesellschaft, die dem Arbeitsgötzen dient. Alles
spricht gegen die Arbeit, nichts für sie. Wir sind die, die Arbeit in
Verruf bringen wollen und bitten um tatkräftige Unterstützung. Der
nötigen Arbeitskritik Ausdruck zu verleihen, ist die vorrangige
Aufgabe dieser Ausgabe.

Noch was: Ziemlich verständnislos stehen wir dem Ergebnis unserer
herbstlichen Spendenkampagne gegenüber. Da war nix. Das geht nicht,
und wir ersuchen einfach um Berücksichtigung unserer Wünsche, ohne
andauernd den Bettelbariton einsetzen zu müssen. Danke.

 * 

Alles Alte ist besser als alles Neue?

Reflexionen über die voranschreitende Auflösung des politischen
Koordinatensystems

von Tomasz Konicz

Das allgegenwärtige krisenbedingte Gefühl, dass etwas in Auflösung
übergeht, dass verfestigte Strukturen und Lager in Bewegung übergehen
und sich verflüssigen, hat längst auch die Sphäre des Politischen
erfasst. Das etablierte politische Koordinatensystem rechts- und
linksgerichteter politischer Parteien und Kräfte scheint hohl und kaum
noch mit Substanz aufgeladen. Immer mehr Menschen sehen keine
nennenswerten Unterschiede zwischen den einzelnen Parlamentsparteien.
Im Internet und seinen in den sozialen Netzwerken herumirrenden
Schwärmen werden etablierte politische Begriffe wie bloße Labels
behandelt und, je nach Situation und Interesse, mit neuen Bedeutungen
aufgeladen. Die Ansicht darüber, was nun politisch links oder rechts
ist, kann in den ausgedehnten Wahnräumen des Netzes, wo die Neue
Rechte ihre digitale Heimat hat, mitunter täglich, ja stündlich
wechseln, was ja letztendlich nur auf die beginnende Auflösung des
politischen Koordinatensystems hinweist.

Zum einen ist es die längerfristig wirkende neoliberale Hegemonie, die
im Rahmen des "Sachzwang-Diskurses" den politischen Spielraum immer
weiter einengte, sodass in den vergangenen drei Dekaden de facto eine
ganz große neoliberale Koalition durchregierte - was zur
Unterschiedslosigkeit im Parlament beitrug. Doch eigentlich war der
sozioökonomische Spielraum bürgerlicher Politik im Nachkriegszeitalter
schon immer begrenzt. Auch von den 1950er- bis in die 70er-Jahre
hielten sich alle Regierungsparteien, unabhängig von ihrer politischen
Ausrichtung, an die damals hegemonialen keynesianischen Grundsätze der
Wirtschaftspolitik. Aktuell kommt noch die Taktik der Neuen Rechten
hinzu, insbesondere in den sozialen Netzwerken gezielt die Grenzen
zwischen links und rechts zu verwischen ("Linksfaschisten", "Rote SA"
etc.), um so die Akzeptanz der populistischen und extremen Rechten zu
erhöhen. Dennoch sollten hierbei Ursache und Wirkung nicht verwechselt
werden: Die Rechte instrumentalisiert unbewusst eine gegebene Dynamik
im Überbau spätkapitalistischer Gesellschaften.

Linker Egalitarismus und rechte Eliten

Ihren Ursprung hat die Einteilung der politischen Kräfte in linke und
rechte Parteien - wie so vieles - in der Französischen Revolution.
Schon die Sitzordnung der ersten französischen Nationalversammlung von
1789 bis 1791 war gekennzeichnet durch eine grobe Teilung in
revolutionär und/oder republikanisch gesinnte Kräfte, die auf der
linken Seite Platz nahmen, und konservative, monarchistische Kräfte,
die auf der rechten Seite der Nationalversammlung beheimatet waren.
Diese räumliche Bezeichnung verselbstständigte sich mit der Zeit:
Diejenigen Kräfte, die die Dynamik der Französischen Revolution weiter
anfachen wollten, wurden als die Linke bezeichnet, während die
bremsenden, konservativen oder restaurativen Kräfte als die Rechte
benannt wurden. Und diese Unterscheidung zwischen progressiven und
konservativen Kräften bildet auch die zentrale Achse des seit dem 19.
Jahrhundert etablierten politischen Koordinatensystems: Die Linke
agierte politisch progressiv, fortschrittlich, vorwärtsdrängend,
während die Rechte konservativ ist, den Status quo bewahrend, oder gar
reaktionär. Die Linke betont das Werden, das Gemeinsame der
Menschheit, die Zivilisation; die Rechte hält am bestehenden Sein
fest, am Besonderen, an den Unterschieden, an der Kultur.

Der Kampf zwischen linkem Egalitarismus und rechten Eliten
kennzeichnet nach der Ausrufung der allgemeinen Menschenrechte die
Geschichte des politischen Systems seit dem "Zeitalter der
Revolutionen" (Hobsbawm) im 19. Jahrhundert. Etablierte
Machtstrukturen, die von der Rechten verteidigt wurden, sind von der
Linken um der intendierten Emanzipation immer größerer
Bevölkerungsteile willen bekämpft worden. In ihrer radikalen
Avantgarde galten den Linken diese politischen Kämpfe auch als ein
Mittel zur Überwindung des kapitalistischen Systems, insbesondere der
Arbeiterklasse wurde dabei eine objektive historische Funktion als ein
"revolutionäres Subjekt" zugesprochen. In der Praxis lief aber dieser
Emanzipationsprozess auf die rechtliche Gleichstellung und soziale
Verbesserungen für zuvor marginalisierte oder verfolgte Gruppen
innerhalb des kapitalistischen Systems hinaus. Die Hoffnung auf ein
revolutionäres Subjekt innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft hat
mit dem Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus einen
historischen Rückschlag erlitten. Bei der Gleichstellung zuvor
marginalisierter Gesellschaftsgruppen innerhalb des Kapitalismus
wurden aber tatsächlich - zeitweilige - Erfolge erzielt: von der
Arbeiterklasse, die spätestens nach dem Zweiten Weltkrieg im
Kapitalismus vollauf integriert wurde, über die Frauenemanzipation bis
zu dem weiterhin andauernden Kampf gegen die Diskriminierung
ethnischer oder sexueller Minderheiten.

Vollauf verständlich wird dieser historische - wenn auch unvollendete -
 politische und rechtliche "Emanzipationsprozess", den die Linke
binnenkapitalistisch geleistet hat, nur bei Berücksichtigung seiner
Wechselwirkung mit der Sphäre der kapitalistischen Ökonomie. Die
rechtliche Gleichstellung immer neuer Gesellschaftsgruppen ging mit
deren Integration in das expandierende System der Lohnarbeit einher -
solange auch das Kapital expandierte und immer größere Quanta
Lohnarbeit verwertete. Die Linke brachte zumindest in den Zentren des
Weltsystems somit Überbau und Basis in Einklang, indem sie überall
dort die politischen und sozialen Rechte von Gruppen erkämpfte, die in
der historischen Aufstiegsbewegung des Kapitals in das System der
Lohnarbeit integriert wurden. Die Rechte hingegen wollte Ausbeutung
ohne Rechte, ohne Gleichstellung, ohne soziale Teilhabe - sie wirkte
zunehmend kontraproduktiv, vor allem im Nachkriegszeitalter, der
goldenen Ära des Sozialdemokratismus, als Massennachfrage die extreme
Expansion der Kapitalverwertung ermöglichte. Für das globalisierte
Kapital sind somit alle gleich - als "Humankapital", das im
Optimalfall unabhängig von Geschlecht, Hautfarbe oder sonstigen
Nebensächlichkeiten möglichst effektiv ausgebeutet werden soll.

Krisenideologien

Doch zugleich ist es inzwischen evident, wie prekär diese
"Fortschritte" gewesen sind, die im Rahmen der widerspruchsgetriebenen
fetischistischen Verwertungsbewegung des Kapitals erkämpft wurden. Die
Krise der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft, die in der Tendenz
eine ökonomisch überflüssige Menschheit fabriziert, macht die
etablierte politische "Rollenverteilung" unmöglich. Die rechtliche
Gleichstellung von Minderheiten geht seit der neoliberalen Wende ja
einher mit krisenbedingter sozialer Zerrüttung, mit massenhafter
Prekarisierung. Sobald die historische Expansionsbewegung des Kapitals
aufgrund ihrer inneren Widersprüche zu stocken begann, das Aufsaugen
von Lohnarbeit in der Warenproduktion in deren Abschmelzen umschlug,
brach die ökonomische Basis dieser linken binnenkapitalistischen
Scheinemanzipation zusammen. Dasselbe widerspruchszerfressene
Kapitalverhältnis, das keine Unterschiede bei der Ausbeutung von
Menschen machen muss, heizt in seiner Krise die Konkurrenz und
entsprechende Krisenideologien an, die sich gegen Minderheiten
richten, die als Konkurrenten auf den Märkten wahrgenommen werden.

Die Rechte identifiziert sich mit dieser Krisenkonkurrenz, indem sie
sie mit Rassismus, Sexismus, Antisemitismus, Kulturalismus etc.
auflädt und der Mehrheitsgesellschaft die ideologischen Legitimationen
für die krisenbedingte Marginalisierung von Minderheiten liefert. Die
Inklusion schlägt in ihr Gegenteil, die Exklusion, um (der rechte Hass
auf "Gutmenschen" speist sich aus dem auch in der Krise von aufrechten
Linken betriebenen Kampf um Gleichstellung von Minderheiten). Die
reell ins Barbarische treibende Krisendynamik erzeugt somit den
Anschein, als ob die Rechte jetzt vorwärtsdränge, als ob sie
voranschreite - sie tut es nur auf den Abgrund zu. Weite Teile der
Linken, die den Krisenprozess weiterhin nicht in seiner Tiefe erfassen
wollen, sind jetzt rückwärtsgewandt, konservativ; sie wollen entweder
zurück in die "heile" kapitalistische Welt der keynesianischen
Nationalstaaten der 50er- oder 70er-Jahre oder zurück in die DDR und
Sowjetunion. Die Uhren sollen - ein absurder, unrealisierbarer und
letztendlich selbstmörderischer Anachronismus - zurückgedreht werden.
Schon der Zusammenbruch des real existierenden Staatssozialismus - der
eigentlich nur der Vorschein der gegenwärtigen Krisenära war - hat
eine regelrecht konservative Linke hervorgebracht, die angesichts der
neoliberalen Offensive eine bekannte Brecht'sche Maxime einfach
umkehrte. Frei nach dem Motto: "Alles Alte ist besser alles das Neue".
Da der anachronistische Zug in eine idealisierte Vergangenheit an der
Krisenrealität zerschellen muss, drohen diese konservativ-linken
Kräfte ähnliche Krisenideologien auszubilden, wie sie innerhalb der
Rechten ausgebrütet werden: wo die Personifizierung der Krisenursachen
(Ausländer, Juden, Muslime, Russen, Amis, Außerirdische etc.) mit
einer Naturalisierung der Strukturen, Formen und Vermittlungsebenen
des Kapitalismus einhergeht. Zumeist wird in dieser nach "rechts"
umfallenden, postsozialdemokratischen Linken argumentiert, dass der
Sozialstaat nur im nationalen Rahmen, bei geschlossenen Grenzen,
aufrechterhalten oder ausgebaut werden könne.

Notwendige Transformation

Der Krisenprozess lässt keinen sozialen "Fortschritt" im Rahmen des
Kapitalismus mehr zu - deswegen bricht diese politische Frontstellung
auseinander, deswegen müsste die Linke zu einer kategorialen Kritik
des Kapitalismus, zu einer transformatorischen Praxis übergehen. Der
direkte oder vermittelte Terror gegen eine beständig anwachsende,
ökonomisch überflüssige Menschheit ist der einzig gangbare barbarische
Weg innerhalb des im Zerfall begriffenen Systems. Dessen
zivilisatorisch überlebensnotwendige Überwindung ist somit kein linker
"Radikalismus", sondern blanke praktische Notwendigkeit, die sich
aufgrund der Eigendynamik der eskalierenden Widersprüche unabhängig
vom Bewusstseinsstand der Massen oder den konkreten politischen
Kräfteverhältnissen quasi von selbst stellt. Nicht der Blick zurück,
sondern der Blick nach vorn, über den Kapitalismus hinaus, könnte noch
den tiefen Absturz in die Barbarei verhindern. Die Linke müsste also
vor allem in Reaktion auf die zunehmenden ökonomischen und
ökologischen Krisentendenzen eine breite Debatte über eine
postkapitalistische Gesellschaft initiieren, anstatt an den
überkommenen, ohnehin in Auflösung befindlichen Gesellschaftsformen
festzuhalten. Nicht weil es radikal wäre, sondern weil es objektiv
notwendig ist, weil das System seiner Krisendynamik gemäß in die
Barbarei führt - aus der ins Extrem getriebenen Systemlogik heraus.


Von Tomasz Konicz erschien zum Thema Krise zuletzt im
Konkret-Verlag das Buch "Kapitalkollaps. Die finale Krise der
Weltwirtschaft".

 * 

"Recht auf materielle Existenz" statt "Recht auf Arbeit"

Zur Geschichte und Aktualität der Arbeitskritik

von Martin Gohlke

Zwei bahnbrechende Dokumente hat die neuzeitliche Arbeitskritik
hervorgebracht. Das eine ist von 1880, das andere 120 Jahre jünger.


Die öffentliche Wahrnehmung des Terminus von der "Krise der
Arbeitsgesellschaft" feiert 2017 ihren 35. Geburtstag. Publik gemacht
auf einem Soziologenkongress 1982 infolge einer sich verstetigenden
Massenarbeitslosigkeit erhielt der Begriff in den Folgejahren größere
Aufmerksamkeit. Nicht nur auf akademischen Tagungen und auf Treffen
von Arbeitsloseninitiativen dachte man wenig optimistisch darüber
nach, wie es mit der Erwerbsarbeit weitergehen wird. Auch die Medien
und die Politik entzogen sich der kritischen Problematisierung eines
auf Vollbeschäftigung und immer währenden Wachstum ausgerichteten
Wirtschaftsmodells nicht.

1989, im Jahr des Zusammenbruchs des Realsozialismus, schien mit einem
Schlag sämtliches erstes allgemeines Bewusstsein von einer kränkelnden
Arbeitsgesellschaft dahin. Das vom US-amerikanischen
Politikwissenschaftler Francis Fukuyama geschichtsphilosophisch
konstatierte "Ende der Geschichte" und die Aussicht auf allerorts
"blühende Landschaften", die der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl
prognostiziert hatte und von Freund wie Gegner eifrig aufgenommen
wurde, gab Halt und Orientierung. Wem die gesellschaftliche
Entwicklung nicht egal war, der konnte sich für die versprochene
Rückkehr zur Vollbeschäftigung begeistern und träumte womöglich von
einem zwar wie gehabt komplexen, aber in Zukunft nur noch in
zivilisatorischer Mission agierenden Kapitalismus. Die Hartzgesetze
2002 bis 2004 entzogen dieser politischen Romantik brutal den Boden.

Die Konstatierung einer "Krise der Arbeitsgesellschaft" steht in
fließender Verbindung mit einer Diskussion des Arbeitsbegriffs. Davon
zeugten auch die zahlreichen Veranstaltungen, die sich in den 1980er
Jahren des Themas annahmen und qualitativ neue Forderungen wie die
nach einem bedingungslosen Grundeinkommen debattierten. Dort wurde zum
Beispiel ein Statement wie "Qualitatives statt quantitatives Wachstum"
für völlig neu gehalten. Das war es aber nicht.

1880

Der 1842 geborene Paul Lafargue stellte sich in den
Auseinandersetzungen zwischen Anarchisten und Kommunisten in der 1.
Internationale (1864-1874) vehement auf die Seite seines
Schwiegervaters Karl Marx, von dem er seine politökonomische Bildung
erhielt. Mit der Herausgabe seiner arbeitskritischen Schrift "Das
Recht auf Faulheit" im Jahr 1880 setzte er eigene Schwerpunkte, die
ihn unkonventionell und innovativ zeigten.

Dass Marx die Arbeit als Lohnarbeit mit Blick in die kapitalistische
Produktionssphäre kategorisch kritisiert und dass er nach einer
tiefgründigen Gegenüberstellung von "Lohnarbeit" und
"Stoffwechselprozess mit der Natur" lautstark "Nieder mit dem
Lohnsystem" ausgerufen hatte, genügte Lafargue nicht. Er vermisste die
lebendige Beobachtung der Konsumtionssphäre. Dabei erschloss er aus
dem Blickwinkel der Kulturkritik einen inneren Zwang des Kapitalismus
zum Wachstum: "Das große Problem der kapitalistischen Produktion
besteht darin, Konsumenten zu entdecken und bei ihnen künstliche
Bedürfnisse zu wecken."

Ganz als intellektuelles Kind seiner Zeit zeigte sich Lafargue, als er
gleich im Vorwort das Christentum angreift: "Die kapitalistische Moral
ist eine jämmerliche Kopie der christlichen Moral." Lafargue bezog
sich auf den berüchtigten Politiker Adolph Thiers, der in den
französischen Revolutionen zwischen 1830 und 1871 mehr und mehr die
Leidenschaften der politischen Rechten bedient und dabei die Kirche
mit den Worten geehrt hatte: "Ich will den Einfluss der Kirche
umfassend wieder herstellen, weil ich auf sie zähle in der Verbreitung
jener guten Philosophie, die den Menschen lehrt, dass er hier ist, um
zu leiden, und nicht jener anderen Philosophie, die im Gegenteil zum
Menschen sagt: 'Genieße!'." Das Neue war, dass Lafargue so eine
"Sklavenmoral" (Nietzsche) zum üblichen Bestandteil des
Selbstverständnisses der Arbeiter seiner Zeit auszumachen glaubte:
"Eine seltsame Sucht beherrscht die Arbeiterklasse. Diese Sucht ist
die Liebe zur Arbeit." An anderer Stelle fuhr Lafargue fort: "Nicht
nur die Kleinbürger lieben die Arbeit um der Arbeit willen, auch das
Proletariat ... Es hat sich vom Dogma der Arbeit verführen lassen ...
Schande über die Proletarier!"

Solche Sätze waren für einen damaligen gelernten Linken geradezu
ketzerisch. Denn die Arbeiterbewegung hatte ein ganz anderes
Verhältnis zur Arbeit. Länderübergreifend war in der fast europaweiten
Revolution von 1848 das "Recht auf Arbeit" und nicht etwa das "Recht
auf materielle Existenz" gefordert worden, was einen ganz anderen
Horizont für den Umgang mit gesellschaftlich notwendigen Tätigkeiten
geschaffen hätte. Arbeit galt aber eben nicht als Notwendigkeit,
sondern sie war heilig gesprochen, ganz entsprechend der
protestantischen Arbeitsethik , die das "Bete und Arbeite!" zum
zentralen Prinzip eines moralischen Lebens erhoben hatte.

Lafargue erkannte "Gott Fortschritt, den ältesten Sohn der Arbeit".
Die Durchsetzungsgeschichte der Lohnarbeit sei, so war Lafargue
überzeugt, für die Betroffenen kein Weg zum Guten gewesen. Im
Gegenteil, der Verlust relativ fürsorglicher Zusammenhänge in Zünften
und Ländereien mit dem sonntäglichen Arbeitsverbot und bis zu drei
Dutzend Feiertagen bedeutete den Verlust von Lebensqualität gegenüber
den mancherorts lediglich von halben Sonntagen unterbrochenen
Schuftereien in den Manufakturen und Fabriken. "O grausige Geschenke
des Götzen Fortschritt!", erboste sich Lafargue, der mit seinem
Vergleich nicht die mittelalterlichen Welten idealisieren, sondern mit
einem Fortschrittsversprechen des Bürgertums abrechnen wollte, von
deren Umsetzung die Unterschichten bis dato nichts oder kaum etwas
erfahren hatten: "Vor 50 Jahren hatte fast jeder in Mülhausen ein
Häuschen und oft ein Stück Land" - bald hatte "die Fabrik in ihrer
Gier nach menschlicher Arbeit die Arbeiter aus ihrem Heim gerissen"
und sie zu verschuldeten und unterernährten Mietern gemacht. Gereizt
fragte Lafargue angesichts anderer, weniger trauriger
Menschheitserfahrungen: "Wo sind die Übermütigen geblieben, die
anbändelnd und singend sich dem Genuss hingaben? ... Unser Jahrhundert
ist ein Jahrhundert des Elends!"

Lafargues Polemik gegen die Arbeit konnte für eine Neuinterpretation
des Weberaufstandes von 1844 und ähnlicher Tumulte verwertet werden.
Unter dem Begriff der "Maschinenstürmerei" hatten viele
Geschichtsschreiber die Aufstände negativ interpretiert; ein mögliches
Verständnis für die verzweifelten Arbeiter wurde mit dem Hinweis auf
deren denkbar barbarisch motivierten Hass gegen die fortschrittlichen
Maschinen relativiert. Bemerkenswerterweise schweigt Lafargue zu
diesen Aufständen. Vielleicht stand auch er der Zerstörungswut der
Aufständischen reserviert gegenüber, denn seine Ablehnung des
bürgerlichen Fortschrittsbegriff korrelierte mit einer für seine Zeit
typischen Technikbegeisterung. Produktivkräfte auch als
Destruktivkräfte zu diskutieren, stand nicht im Fokus damaliger
gesellschaftlicher Problemlagen und so ist es nachzuvollziehen, dass
Lafargues leidenschaftliche Darlegungen über den technischen
Fortschritt sich ausschließlich mit der Frage nach den Möglichkeiten
und nicht nach den Gefahren beschäftigten. "Wenn jedes Werkzeug auf
Befehl (seine Arbeit erledigen würde, wären wir die Unfreiheit der
Arbeit los)", zitierte Lafargue Aristoteles' Vorstellungen über die
Abschaffung der Arbeit mittels Technik. (Anm.: Lafargue zitiert
Aristoteles wie folgt: "Wenn jedes Werkzeug auf Befehl oder auch
vorausahnend das ihm zukommende Werk verrichten könnte, ..., dann
bräuchte der Werkmeister keinen Gehilfen, die Herren keine Sklaven.")
Lafargue setzte nach: "Der Traum ist heute Wirklichkeit geworden ...
Unsere Maschinen verrichten von selbst ihre heilige Arbeit."
Infolgedessen forderte Lafargue den Dreistundentag. Es ist gut
möglich, dass die Einführung einer so geringen Arbeitszeit tatsächlich
schon in seiner Zeit realistisch war, vor allem dann, wenn man sich an
Lafargues Vorstellung orientierte, dass die Produktion auf Nützliches
zu konzentrieren ist.

1999

Die von Lafargue bewunderte Produktivkraftentwicklung ist ein
zentraler Punkt in der zweiten herausragenden Schrift der
neuzeitlichen Arbeitskritik. 1999 erschien das "Manifest gegen die
Arbeit". Unter der Überschrift "Die Krise der Arbeit" heißt es im
elften Kapitel:

"Mit der dritten industriellen Revolution der Mikroelektronik (seit
den 1960er Jahren) stößt die Arbeitsgesellschaft an ihre absolute
historische Schranke.

Dass diese Schranke früher oder später erreicht werden musste, war
logisch vorhersehbar. Denn das warenproduzierende System leidet von
Geburt an unter einem unheilbaren Selbstwiderspruch. Einerseits lebt
es davon, menschliche Energie durch Verausgabung von Arbeitskraft in
seine Maschinerie aufzusaugen, je mehr desto besser. Andererseits aber
erzwingt das Gesetz der betriebswirtschaftlichen Konkurrenz eine
permanente Steigerung der Produktivität, in der menschliche
Arbeitskraft durch Maschinen ersetzt wird.

Dieser Selbstwiderspruch war schon die tiefere Ursache aller früheren
Krisen, darunter der verheerenden Weltwirtschaftskrise von 1929-33.
Die Krisen konnten jedoch durch einen Mechanismus der Kompensation
immer wieder überwunden werden: Auf dem jeweils höheren Niveau der
Produktivität wurde durch Ausdehnung der Märkte auf neue
Käuferschichten absolut mehr Arbeit wieder eingesaugt, als vorher
wegrationalisiert worden war. Der Aufwand an Arbeitskraft pro Produkt
verminderte sich, aber es wurden absolut mehr Produkte in einem Ausmaß
hergestellt, dass diese Verminderung überkompensiert werden konnte.
Solange also die Produktinnovationen (~ Warenexpansion, M.G.) die
Prozessinnovationen (~ Rationalisierung, M.G.) überstiegen, konnte der
Selbstwiderspruch des Systems in eine Expansionsbewegung übersetzt
werden.

In der dritten industriellen Revolution der Mikroelektronik erlischt
der bisherige Mechanismus der Kompensation durch Expansion. Erstmals
ist Rationalisierung schneller als Warenexpansion - erstmals wird mehr
Arbeit wegrationalisiert als durch Ausdehnung der Märkte wieder
aufgesaugt werden kann."

Der allgemeinste Einwand, der gegen den obigen Ausschnitt aus dem
"Manifest gegen die Arbeit" erhoben werden kann, betrifft das
dargelegte "Wegbrechen der Arbeit". Denn ein Blick in die Statistiken
bestätigt diese Feststellung nicht einfach; in Deutschland haben wir
noch nie soviel sozialversicherungspflichtig Beschäftigte gehabt wie
vor Kurzem. Was soll also die These von einem "unumkehrbaren
Wegbrechen der Arbeit"?

Bei dieser Frage muss man die "Kritik der politischen Ökonomie", die
große Gegenspielerin der an den Universitäten etablierten
"Volkswirtschaftslehre", bemühen. Sie unterscheidet fundamental
zwischen Mehrwert produzierender Arbeit (~ v.a. industrielle Arbeit)
und anderer Arbeit (eher Dienstleistungstätigkeiten). Der genaue
politökonomische Unterschied beider Arbeitsformen soll hier nicht das
Thema sein, wichtig ist lediglich, dass das "Manifest gegen die
Arbeit" das Wegbrechen der Arbeit erst einmal auf die Mehrwert
schaffenden Arbeitsplätze bezieht.

Nun kann man fragen: Wo ist das Problem, solange die alten
Industriearbeitsplätze von Dienstleistungsarbeitsplätzen ersetzt
werden? Die "Kritik der politischen Ökonomie" sagt dazu: Der
Kapitalismus ist, will er im Großen und Ganzen funktionieren, darauf
angewiesen, dass immer wieder aufs Neue, und das dann auch noch in
einem immer größeren Maße, Mehrwert generiert wird; die
Dienstleistungsarbeitsplätze hängen lediglich am Tropf der
Mehrwertproduktion. Fragen wir hier nicht nach den nicht im
Vorübergehen zu bekommenden Gründen für diese Auffassung, sondern
lassen wir die Aussage einfach als einen der formalen Logik
entsprechenden Satz stehen und bekommen so eine Ahnung, welche
substanziellen Krisendynamiken sich im Kapitalismus im Fall der
Richtigkeit der Auffassung der "Kritik der politischen Ökonomie"
entwickeln können. Und erfahren wir abschließend, dass die etablierte
Volkswirtschaftslehre überhaupt keine prinzipiellen Unterschiede bei
den Arbeiten vornimmt, womit sie auch keinerlei gedanklichen Bezüge zu
einer Krisenerklärung, wie sie das "Manifest gegen die Arbeit"
vornimmt, entwickeln kann.

Das "Manifest gegen die Arbeit" belässt es nicht bei diesem frontalen
Angriff gegen die begriffliche Sorglosigkeit der
Volkswirtschaftslehre, sondern zeigt sich in kategorischer Kritik auch
gegenüber dem Gedankengebäude der traditionellen Linken. Vor allem in
den beiden Kapiteln "Arbeit und Kapital sind die beiden Seiten
derselben Medaille" und "Die Krise des Interessenkampfes" wird
begründet, warum der Klassenkampf heute als Orientierungspunkt für die
sozialen Bewegungen nicht mehr tauge. Dabei wird zum einen in
Bezugnahme auf die oben dargelegte Krisendynamik erklärt, dass infolge
der geringeren Wertproduktion dem klassenkämpferischen Bemühen um
Verteilungsgerechtigkeit objektiv immer mehr der Boden entzogen wird.
Zum anderen wird eine alle Klassen einbeziehende, übergeordnete Matrix
als viel bedeutender für die gesellschaftliche Entwicklung gehalten
als die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Klasse: Kapitalisten wie
Lohnabhängige sind dem hinter dem Rücken der Akteure agierenden
kapitalistischen Selbstzweck unterworfen, aus Geld mehr Geld zu
machen. Damit stehe für beide Seiten auch immer nur der abstrakte
Reichtum - das Geld - im Mittelpunkt ihrer Begehren und nicht in
direkter Form die Bedürfnisse des Menschen oder der Natur. Solche
Bedürfnisse müssen mühselig um ihre gesellschaftliche Wahrnehmung und
Berücksichtigung kämpfen und haben gegenüber dem Geld immer die
schlechteren Karten. Anders formuliert: Das vollkommen sinnenfrei
agierende Geld hat eigentlich die Herrschaft, nicht irgendwelche
Personen oder Klassen.

Unter der "subjektlosen Herrschaft" leiden demnach alle, nicht nur die
Angehörigen einer Klasse. So meint das Manifest: "Keine herrschende
Kaste der Geschichte hat jemals ein derart unfreies und erbärmliches
Leben geführt wie die gehetzten Manager von Microsoft,
Daimler-Chrysler oder Sony. Jeder mittelalterliche Grundherr hätte
diese Leute abgrundtief verachtet. Denn während er sich der Muße
hingeben und seinen Reichtum mehr oder weniger orgiastisch verprassen
konnte, dürfen sich die Eliten der Arbeitsgesellschaft selber keine
Pause gönnen. Außerhalb der Tretmühle wissen auch sie nichts anderes
mit sich anzufangen als kindisch zu werden; Muße, Lust und Erkenntnis
und sinnlicher Genuss sind ihnen fremd."

Die Zeilen können zu fragwürdigen Schlussfolgerungen führen. Auch bei
einer Unterwerfung aller Gesellschaftsmitglieder unter die "Herrschaft
des Geldes" kann man qualitativ sehr unterschiedliche
Arbeitswirklichkeiten und Abhängigkeitsverhältnisse konstatieren.
Immer noch gibt es Arbeitsplätze, die deutlich besser als andere sind
und die Tätigkeit des Managers erlaubt einem eventuell einen
frühzeitigen Ausstieg in materieller Sicherheit; bei der Verkäuferin
dürfte das auszuschließen sein. Das "Manifest gegen die Arbeit" gibt
somit Anlass für die häufig zu hörende Kritik, dass der Text die
immens unterschiedlichen Lebenswirklichkeiten der Menschen klein
redet. Beabsichtigt hatten die Autoren das jedoch nicht, sondern sie
wollten lediglich herausstellen, dass die Matrix der Warengesellschaft
heutzutage wirkungsmächtiger ist als die Klasseninteressen und dieser
Tatbestand von daher denkerische Priorität verdient.

Die Titel "Manifest gegen die Arbeit" und "Das Recht auf Faulheit"
provozieren. Man kann sich vorstellen, dass sich die Autoren nicht
gegen zielgerichtetes und konzentriertes Schaffen aussprechen. Sie
wenden sich dagegen, dass über die Lohnarbeit die menschliche
Tätigkeit ohne Rücksicht auf ihren Inhalt zu einem Prinzip erhoben
wird, das die sozialen Beziehungen beherrscht - über den abstrakten
Begriff Arbeit würden alle menschlichen Tätigkeiten gleich gesetzt, ob
er nun beispielsweise die Pflege alter Menschen oder den Bau von
Bomben beinhaltet. Mit dieser Gleichsetzung würde sich die
Gesellschaft um viel sinnvolles Problembewusstsein bringen. In der
Kritik steht ebenso, dass gesellschaftliche Anerkennung bevorzugt
diejenige Arbeit erhält, die sich direkt oder indirekt daran
beteiligt, aus Geld mehr Geld zu machen. Tätigkeiten, die sich nicht
darunter summieren lassen, werden oft zur Privatsache erklärt, obwohl
sie für das Leben unverzichtbar sind, wie Hausarbeit,
Nachbarschaftshilfe oder die Organisation sozialer Zusammenhänge.
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Arbeit und Arbeitslosigkeit

Zusammenhang - Identität - Differenz - Konkretion

von Franz Schandl

Was als Differenz gedacht wird, sollte auch als Identität gedacht
werden. In den Grundrissen hat Karl Marx die Grundkonstellation
Lohnarbeit-Kapital so beschrieben: "Die Arbeit ist nicht nur der dem
Kapital gegenüberstehende Gebrauchswert, sondern sie ist der
Gebrauchswert des Kapitals selbst. Als das Nichtsein der Werte als
vergegenständlichter ist die Arbeit ihr Sein als
nichtvergegenständlichter, ihr ideelles Sein; die Möglichkeit der
Werte und als Tätigkeit die Wertsetzung. Dem Kapital gegenüber ist sie
die bloße abstrakte Form, die bloße Möglichkeit der wertsetzenden
Tätigkeit, die nur als Fähigkeit, Vermögen existiert in der
Leiblichkeit des Arbeiters. Aber durch den Kontakt mit dem Kapital zur
wirklichen Tätigkeit gebracht - aus sich kann sie nicht dazu kommen,
da sie gegenstandlos ist - wird sie eine wirkliche wertsetzende,
produktive Tätigkeit. (...) Durch den Austausch mit dem Arbeiter hat
sich das Kapital die Arbeit selbst angeeignet; sie ist eins seiner
Momente geworden, die nun als befruchtende Lebendigkeit auf seine nur
daseiende und daher tote Gegenständlichkeit wirkt." (MEW 42, 219)

Klasse und Klassenkampf

"Die Proletarisierung ist erst mit der Zerstörung der autonomen
Fähigkeiten der Arbeiter, ihre Existenzmittel zu produzieren,
vollendet", schreibt André Gorz (Abschied vom Proletariat. Jenseits
des Sozialismus, Frankfurt 1980, 27).

"Trennung des Eigentums von der Arbeit erscheint als
notwendiges Gesetz dieses Austauschs zwischen Kapital und Arbeit" (MEW
42, 217), so Karl Marx. Das klassische Proletariat verfügt sodann über
keine Produktionsmittel mehr, außer über seine Arbeitskraft, die zu
verkaufen es gezwungen ist, um existieren zu können. Die Ware, die es
verkauft, ist die Ware Arbeitskraft. "Der Gebrauch der Arbeitskraft
ist die Arbeit selbst. Der Käufer der Arbeitskraft konsumiert sie,
indem er ihren Verkäufer arbeiten lässt. Letzterer wird hierdurch actu
sich betätigende Arbeitskraft, Arbeiter, was er früher in potentia
war." (MEW 23, 192)

"Der letzte Punkt, worauf noch aufmerksam zu machen ist, in der
Arbeit, wie sie dem Kapital gegenübersteht, ist der, dass sie als
der dem als Kapital gesetzten Geld gegenüberstehende
Gebrauchswert nicht diese oder jene Arbeit, sondern Arbeit
schlechthin, abstrakte Arbeit ist; absolut gleichgültig gegen ihre
besondre Bestimmtheit, aber jeder Bestimmtheit fähig. (...)
Andrerseits ist der Arbeiter selbst absolut gleichgültig gegen die
Bestimmtheit seiner Arbeit; sie hat als solche nicht Interesse für
ihn, sondern nur soweit sie überhaupt Arbeit und als solche
Gebrauchswert für das Kapital ist. Träger der Arbeit als solcher, d.h.
der Arbeit als Gebrauchswert für das Kapital zu sein, macht
daher seinen ökonomischen Charakter aus; er ist Arbeiter im
Gegensatz zum Kapitalisten." (MEW 42, 218)

"Das Proletariat ist diejenige Klasse der Gesellschaft, welche ihren
Lebensunterhalt einzig und allein aus dem Verkauf ihrer Arbeit und
nicht aus dem Profit irgendeines Kapitals zieht; deren Wohl und Wehe,
deren Leben und Tod, deren ganze Existenz von der Nachfrage nach
Arbeit, also von dem Wechsel der guten und schlechten Geschäftszeiten,
von den Schwankungen einer zügellosen Konkurrenz abhängt." (MEW 4,
363)

Der Zusammenhang zwischen der Industrie und dem Auftreten des
Proletariats ist laut Friedrich Engels ein ganz enger: "Das
Proletariat ist entstanden durch die industrielle Revolution, welche
in der letzten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in England vor sich
ging und welche sich seitdem in allen zivilisierten Ländern der Welt
wiederholt hat. Diese industrielle Revolution wurde herbeigeführt
durch die Erfindung der Dampfmaschine, der verschiedenen
Spinnmaschinen, des mechanischen Webstuhls und einer ganzen Reihe
anderer mechanischer Vorrichtungen. Diese Maschinen, welche sehr teuer
waren und also nur von großen Kapitalisten angeschafft werden konnten,
veränderten die ganze bisherige Weise der Produktion und verdrängten
die bisherigen Arbeiter, indem die Maschinen die Waren wohlfeiler und
besser lieferten, als die Arbeiter sie mit ihren unvollkommenen
Spinnrädern und Webstühlen herstellen konnten. Diese Maschinen
lieferten dadurch die Industrie gänzlich in die Hände der großen
Kapitalisten und machten das wenige Eigentum der Arbeiter (Werkzeuge,
Webstühle usw.) völlig wertlos, so dass die Kapitalisten bald alles in
ihre Hände bekamen und die Arbeiter nichts übrigbehielten. Damit war
in der Verfertigung von Kleidungsstoffen das Fabriksystem eingeführt."
(MEW 4, 363f.)

Eine Unterscheidung in eine Klasse an sich und eine Klasse
für sich würden auch wir vorschlagen, aber anders als Edward P.
Thompson (Die Entstehung der englischen Arbeiterklasse (1963),
Frankfurt 1987, 7ff.) oder Pierre Bourdieu nicht davon ausgehen, dass
die reale Klasse erst als "mobilisierte Klasse, Ergebnis des
Klassifizierungskampfs ist." (Praktische Vernunft. Zur Theorie
des Handeln. Aus dem Französischen von Hella Beister, Frankfurt 1998,
25)

Bourdieu behilft sich übrigens damit, dass er zugesteht, dass die
Klasse schon vorab "virtuell existieren" (ebd., 26) muss. Zweifellos,
der Kampf erschafft nicht die Klasse, er realisiert sie aber auf ganz
bestimmte Weise, vor allem auch, weil er ihr ein Bewusstsein ihrer
selbst gibt. Klasse ist also objektiv vorhanden, subjektiv erzeugt
wird hingegen der Klassenkampf, in dem die Klassenmitglieder sich auf
ihre Sonderinteressen kaprizieren und möglichst viel davon durchsetzen
wollen. Das Ziel aller Sonderinteressen ist freilich das Geld, es geht
stets um die Quantifizierung der verschiedenen Subjekte am Markt.
Solange man die Arbeitskraft verkaufen kann, ist der Status des
Klassenangehörigen via erfolgreicher Klassifizierung nicht in Frage
gestellt.

Im Modus

Der obligate und grundlegende Modus der Arbeiterklasse ist die Arbeit.
Arbeiter arbeiten, um Waren herzustellen und Lohn zu empfangen. Das
Ringen um die Bedingungen der Arbeit geht über die unmittelbare
Tätigkeit hinaus, gehört ihr nicht unmittelbar an, wenngleich
mittelbar dazu. Aktivität und Aktion sind zu unterscheiden. Die
Aktivität der Arbeiter ist die Arbeit, aber die Aktion der Arbeiter
ist die Auseinandersetzung um die Arbeit, der Klassenkampf, der
als Schnittstelle zwischen Ökonomie und Politik gelten kann. Die
Arbeiterklasse realisiert sich in der Arbeit. Die Arbeiterbewegung
allerdings realisiert sich erst im Klassenkampf. Zeugt Ersteres von
objektiver Identität, so benötigt Letzteres eine subjektive
Identifizierung mit der Rolle und deren Interessen. "Gegen das Kapital
setzt sich das Proletariat affirmativ gerade als das, was das Kapital
aus ihm gemacht hat." (Gorz 1980, 31)

Die meiste Zeit allerdings kämpft die Klasse nicht, sondern sie
arbeitet. Klassenkampf ist auch gar nicht ohne Klassenkooperation zu
denken. Das Klassenverhältnis zwischen Arbeiter und Unternehmer ist
also auf Kollaboration ausgerichtet. Akkumulation von Kapital ist
überhaupt nur vorstellbar in der praktischen Kooperation von
Lohnarbeit und Kapital. Kollaboration ist, da mögen Konflikte auch
noch so scharf und zugespitzt sein, immer wieder Resultat aller
Klassenauseinandersetzungen. Das österreichische Modell der
Sozialpartnerschaft hat nun auch versucht, den Klassenkampf zu
formalisieren und Konflikte fast ausschließlich und ganz prinzipiell
über den Verhandlungstisch zu kommunizieren und zu lösen. Das
Spezifische ist übrigens nicht der sozialpartnerschaftliche Aspekt,
der ist dem Klassenkampf immanent, sondern die Institutionalisierung
desselben in einer Paritätischen Kommission für Preis- und Lohnfragen.

Karl Reitter benennt Widerstand, Flucht und Anpassung (Prozesse der
Befreiung. Marx, Spinoza und die Bedingungen eines freien
Gemeinwesens, Münster 2011, 122) als drei Strategien des Proletariats,
dem Kapitalverhältnis gegenüberzutreten. Indes, diese Aspekte sind
schwer oder gar idealtypisch zu scheiden und wohl jeder Proletarier
hat schon alles ausprobiert. Diese Momente schließen sich im Konkreten
nicht aus, wenn auch die jeweiligen Akzente unterschiedlich gesetzt
werden. Indes, alle drei Formen sind immanente, auch der Widerstand
ist nicht transzendent. Der Klassenkampf beschreibt lediglich die
Oberfläche des Verwertungsprozesses, nicht dessen Fundament. Er
kennzeichnet keinen antagonistischen Gegensatz, sondern eine immanente
Funktionsentsprechung, die eben auch ihre internen Kollisionen kennt.
Er meint vorrangig nichts anderes als die Konflikte, die sich aus
diesen Positionierungen entwickeln. In unserem Fall geht es somit um
den Kampf zwischen konstantem zu variablem Kapital (c:v) über das
Verhältnis von Lohn zu Mehrwert (v:m).

"Die unerlässliche Bedingung für eine passable Lage des Arbeiters ist
also möglichst rasches Wachstum des produktiven Kapitals" (MEW
6, 411), schreiben Marx und Engels. Das Proletariat ist strukturell
an das wachsende Kapital gekoppelt, somit auch an den Profit der
Kapitalisten. "Akkumulation des Kapitals ist also Vermehrung des
Proletariats." (MEW 23, 642)Bereits 1849 heißt es unmissverständlich:
"Die Interessen des Kapitals und die Interessen der Arbeiter sind
dieselben, heißt nun: Kapital und Lohnarbeit sind zwei Seiten ein und
desselben Verhältnisses." (MEW 6, 411)

"Vergegenständlichte Arbeit und lebendige Arbeit sind die beiden
Faktoren, auf deren Gegenübersetzung die kapitalistische Produktion
beruht. Kapitalist und Lohnarbeiter sind die einzigen Funktionäre und
Faktoren der Produktion, deren Beziehung und Gegenübertreten aus dem
Wesen der kapitalistischen Produktionsweise entspringt." (MEW 26.2,
148)

Der unscheinbare Begriff des unselbständig Erwerbstätigen
offenbart auf entlarvende Weise mehr, als seinen Erfindern je bewusst
gewesen ist. Er streicht nämlich den "freien Bürger" gleich einmal
entschieden durch. Er verrät die Unselbständigkeit der
Nichtselbständigen. Lohnabhängig sagt aus, dass so definierte Subjekte
abhängig sind vom Lohn, sich verdingen müssen, um leben zu können. Man
sollte nicht vergessen, dass Menschen in die Lohnarbeit
"hineingepeitscht, -gebrandmarkt, -gefoltert wurden" (MEW 23, 765).

Unterwerfung und Unterdrückung wurden nicht beseitigt, wie das der
Liberalismus unterstellt, sondern lediglich auf eine andere Ebene
gestellt. Aus persönlichen Abhängigkeiten wurden strukturelle. Erstere
sind damit nicht verschwunden, aber sie agieren primär als Vermittler
letzterer.

Verdammung zur Arbeit

Bei der Lohnarbeit stellt sich eine banale, aber meist ungestellte
Frage, nämlich: Was passiert mit den Leuten, wenn sie in die Arbeit
gehen? Nun, durch die pauschale Abgabe ihrer Arbeitskraft auf eine
bestimmte Dauer entledigen sich diese Subjekte ihres bürgerlichen
Status. Ihre Rechte werden in dieser Zeit tatsächlich sistiert, sie
verlieren sie zwar nicht wie Sklaven oder Leibeigene, aber sie können
sie in dieser Phase nicht ausüben, wollen sie ihres Status nicht
verlustig gehen. Auf dem Markt ist der Arbeiter zwar ein Bürger, aber
in der Arbeit ist der Arbeiter kein Bürger. Während Lohnabhängige
ihren Job erledigen, stehen sie unter Kommando und Kuratel. Sie
gehören sich nicht, sie gehorchen. Das gilt für die Fabrikhalle ebenso
wie für das Büro. Es ist also nicht Übereinkunft und Verbindlichkeit,
die dieses Verhältnis regelt, sondern Zwang und Unterwerfung. Arbeit
ist Zwangsarbeit zwar nicht formell, aber materiell auf jeden Fall.
"Die technische Unterordnung des Arbeiters unter den gleichförmigen
Gang des Arbeitsmittels und die eigentümliche Zusammensetzung des
Arbeitskörpers aus Individuen beider Geschlechter und verschiedenster
Altersstufen schaffen eine kasernenmäßige Disziplin, die sich zum
vollständigen Fabrikregime ausbildet und die schon früher erwähnte
Arbeit der Oberaufsicht, also zugleich die Teilung der Arbeiter in
Handarbeiter und Arbeitsaufseher, in gemeine Industriesoldaten und
Industrieunteroffiziere, völlig entwickelt." (MEW 23, 446f.)

In der Arbeit ist der Mensch außer sich, ist Teil eines Betriebs, als
dessen Glied er installiert ist. "Solange die maschinelle Arbeit
glatt, das heißt: ohne Reibung zwischen Mensch und Maschine abläuft;
solange der Arbeitende als 'Konvertit', als 'Rad', linientreu
mitfunktioniert, solange ist das Ich gar nicht 'bei sich', solange ist
es überhaupt nicht, jedenfalls nicht als Ich. Erst in
demjenigen Moment, da der Konformismus etwas zu wünschen übrig lässt,
oder da die Arbeit schlagartig misslingt, kommt das Ich 'zu sich',
erst dann begegnet es sich: nämlich als etwas Anstößiges: als
Versager." (Günther Anders, Die Antiquiertheit des Menschen, Bd
I. Über die Seele im Zeitalter der zweiten industriellen Revolution,
München 1956, 91)

Selbstbegegnung tritt als Störung auf. Als funktionale Dissonanz. Der
Arbeiter wird hier als Charaktermaske gesetzt, nicht als Individuum.

Wenn die Leute in die Arbeit gehen, gehen sie aus ihrem Leben. Schon
der junge Marx betonte, "dass die Arbeit dem Arbeiter äußerlich ist,
d.h. nicht zu seinem Wesen gehört, dass er sich daher in seiner Arbeit
nicht bejaht, sondern verneint, nicht wohl, sondern unglücklich fühlt,
keine freie physische und geistige Energie entwickelt, sondern seine
Physis abkasteit und seinen Geist ruiniert. Der Arbeiter fühlt sich
daher erst außer der Arbeit bei sich und in der Arbeit außer sich. Zu
Hause ist er, wenn er nicht arbeitet, und wenn er arbeitet, ist er
nicht zu Haus. Seine Arbeit ist daher nicht freiwillig, sondern
gezwungen, Zwangsarbeit. Sie ist daher nicht die Befriedigung eines
Bedürfnisses, sondern sie ist nur ein Mittel, um Bedürfnisse außer ihr
zu befriedigen. Ihre Fremdheit tritt darin rein hervor, dass, sobald
kein physischer oder sonstiger Zwang existiert, die Arbeit als eine
Pest geflohen wird. Die äußerliche Arbeit, die Arbeit, in welcher der
Mensch sich entäußert, ist eine Arbeit der Selbstaufopferung, der
Kasteiung." (Marx, Ökonomisch-philosophische Manuskripte (1844),
Leipzig 1974, 155)

Das ganze Arsenal der Arbeitsreligion musste daher aufgeboten werden,
diesen Zustand nicht als entfremdeten zu empfinden, sondern als
natürlichen. Dabei war der industrielle Block aus Kapital und Arbeit
durchaus erfolgreich. Was uns innerlich scheint, wurde lediglich
verinnerlicht.

Halten wir kurz inne, auch wenn hier keine elaborierte Kritik der
Arbeit folgen kann: Güter werden nicht durch die Arbeit geschaffen,
sondern durch ihre Herstellung und Produktion, durch die Arbeit wird
nur ihre vergleichende Inwertsetzung ermöglicht, kurzum ein Tauschwert
realisiert. Diese Täuschung ist jedoch allen Mitgliedern der
Gesellschaft geläufig und selbstverständlich, weil praktiziert und
somit praktisch, sie erscheint nicht als analytische Denkleistung,
sondern als synthetische Vorleistung, der per Vollzug nachzukommen
ist. Sie denken, was sie tun, aber sie denken nicht, was
sie tun.

Arbeit ist eben nicht eine konkrete Tätigkeit, die sich vollzieht,
sondern die abstrakte Bezüglichkeit entspezifizierter Tätigkeiten
zueinander, indem diese in Wert gesetzt werden und nur ihren Zweck
erfüllen, wenn sie sich vermarkten oder doch durch ihre Mitgift diese
Vermarktung substanziell ermöglichen. Güter sind Folge konkreter
Aktivität, Geld ist Folge eines abstrakten Vergleichs. Und doch muss
in der Warenwirtschaft das eine immer als das andere erscheinen, diese
Verwechslung ist ein Grundpfeiler allen bürgerlichen Handelns und
Handels.

Totalisierendes Prinzip

Heute dimensioniert das Formprinzip Arbeit den Inhalt allen Tuns
(nicht nur der bezahlten Lohnarbeit!), verleiht ihm sozusagen einen
Körper, der als dessen unabänderliche Gestalt erscheint. Was hingegen
kreatives Schöpfen sein könnte oder emanzipatorisches Werken, lässt
sich nur erahnen, bestenfalls negativ bestimmen, also sagen, was es
nicht sein soll. Menschliche Tätigkeit kennt im kapitalistischen
System und insbesondere in der deutschen Sprache bloß einen Namen:
Arbeit. Das totalisierende Prinzip wird als totale Natur hingenommen.
Auch Andrea Komlosy, die in ihrem neuen Band einen breiten
Arbeitsbegriff vertritt, schreibt: "Der Begriff 'Arbeit' drang in
Bereiche vor, die ursprünglich dem 'Werk' vorbehalten waren." (Arbeit.
Eine globalhistorische Perspektive. 13. bis 21. Jahrhundert, Wien
2014, 39)

Gerade dass in den Arbeitsbegriff immer alles hineingepfercht, also
Unzusammengehöriges vermengt wird, ist unabsichtliche Absicht, eine
betäubende Leistung des Hausverstands. Die Lust, Holz zu hacken, und
der Zwang, im Supermarkt Regale zu schlichten, sind hier eins. Die
Differenzierung in "work" und "labour" macht durchaus Sinn.

Arbeit strukturiert auch den gesamten Alltag der Arbeiter. Die
vorgegebenen Stunden bestimmen die Zeiten des Aufstehens, des
Einkaufens, des Kochens und Essens, des Schlafens und der Ruhe und
auch der meisten anderen Erledigungen und Unterlassungen,
Erschwernisse und Versäumnisse. Der Großteil der Energie der
Lohnarbeiter fließt in ihre Arbeit. Da ist nichts mit Freiheit und
Aussuchen. Worauf man sich zu konzentrieren hat, ist vorgegeben. Der
ganze Tagesrhythmus folgt dem Rhythmus des Kapitals.

Es gibt keine Übereinkunft über herstellbare Produkte oder
aufzustellende Leistungen, sondern eine Übereignung durch Abgeltung,
aus der das Kapital aber seine Verfügung und Aneignung ableitet. (Vgl.
MEW 42, 219ff.) Es zahlt, daher schafft es an. Natürlich kann man
einwenden, dass das nicht stimmt, weil eigentlich umgekehrt; doch
unsere allgemeine Vorstellungen von Geben und Nehmen ist eben eine
verkehrte, das drücken schon die zu Bestimmungen gewordenen
Formulierungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern aus,
wo alles absichtlich verwechselt wird, was nur vertauscht werden kann.
In dieser Sprache fungieren die Ausgebeuteten oder Ausgenommen
tatsächlich als Nehmer. Das konventionelle wie konsensuale Vokabular
bestätigt diesen Unsinn in jeder Aussage. Schon Friedrich Engels
verwahrte sich übrigens im Vorwort zum Marxschen "Kapital" gegen
"jenes Kauderwelsch, worin z. B. derjenige, der sich für bare Zahlung
von andern ihre Arbeit geben lässt, der Arbeitgeber heißt, und
Arbeitnehmer derjenige, dessen Arbeit ihm für Lohn abgenommen wird"
(MEW 23, 34). Dieser Kauderwelsch beherrscht jedoch die Sprache, nicht
nur die des Alltags, sondern auch die der Politik, Medien und sogar
der Wissenschaft, auch wenn es sich um totalisierende Nonsensbegriffe
handelt. Tendenziell totalitär sind sie deswegen, weil wir uns nicht
aussuchen können, sie zu verwenden oder nicht zu verwenden. Sie
verwenden uns, weil sie in Verwendung stehen.

Verdammung und Verdummung

Auf jeden Fall meint Lohnarbeit Arbeitszwang. Lohn ist notwendig, um
an Lebensmittel zu kommen. Wer Lohn benötigt, ist gezwungen, sich am
Markt zu verdingen und in den Fabriken zu schuften. Dieser Druck
zeichnet das Proletariat aus, er ist sein Stachel. Arbeit kann daher
als ständiger Zwang zur Verdingung gelten. "Eine andre Quelle der
Demoralisation unter den Arbeitern ist die Verdammung zur Arbeit",
schreibt Friedrich Engels in seiner klassischen Studie zur Lage der
englischen Arbeiterklasse. "Wenn die freiwillige produktive Tätigkeit
der höchste Genuss ist, den wir kennen, so ist die Zwangsarbeit die
härteste, entwürdigendste Qual. Nichts ist fürchterlicher, als alle
Tage von morgens bis abends etwas tun zu müssen, was einem
widerstrebt. Und je menschlicher der Arbeiter fühlt, desto mehr muss
ihm seine Arbeit verhasst sein, weil er den Zwang, die Zwecklosigkeit
für ihn selbst fühlt, die in ihr liegen. Weshalb arbeitet er denn? Aus
Lust am Schaffen? Aus Naturtrieb? Keineswegs. Er arbeitet um des
Geldes, um einer Sache willen, die mit der Arbeit selbst gar nichts zu
schaffen hat, er arbeitet, weil er muss, und arbeitet noch dazu so
lange und so ununterbrochen einförmig, dass schon aus diesem Grunde
allein ihm die Arbeit in den ersten Wochen zur Qual werden muss, wenn
er noch irgend menschlich fühlt. Die Teilung der Arbeit hat die
vertierenden Wirkungen der Zwangsarbeit überhaupt noch vervielfacht."
(MEW 2, 346)

Engels beschreibt die Geschichte der modernen Fabrik als die Erzählung
von Schreckenshäusern, wo um des Profites Willen, systematisch
Menschen geopfert werden. Karl Marx spricht wiederum ganz drastisch
vom "Vampyrdurst nach lebendigem Arbeitsblut" (MEW 23, 271). Eine
Kritik der Fabrik und des Fabriksystems ist unerlässlich. Man braucht
heute nur einschlägige Sendungen über die Arbeitsverhältnisse in der
indischen oder chinesischen Textilindustrie anzusehen, um zu
begreifen, dass solche Zustände noch nicht überwunden sind, sondern
sogar zugenommen haben. Die Konkurrenzfähigkeit dieser Betriebe liegt
gerade in diesem menschenfeindlichen System. Eine prinzipielle Kritik
daran kommt freilich selten aus den traditionellen Arbeiterparteien
oder Gewerkschaften, da deren Aufstieg wie auch ihr Bestand direkt an
das Fabriksystem geknüpft sind, sozusagen unmittelbare Folge der
großen Industrie und der Konzentration der Arbeiterschaft darstellen.
Die Arbeiterklasse ist eine, ja die industrielle Klasse. Ohne
Industrie kein Proletariat, ohne Proletariat keine Industrie.

Doch nicht nur die Verdammung zur Arbeit spricht Engels an, auch die
Verdummung durch die Arbeit ist ihm ein zentrales Thema. "Man
kann wirklich keine bessere Methode zur Verdummung erfinden als die
Fabrikarbeit" (MEW 2, 398), schreibt er. "Überall wendet man Maschinen
an und vernichtet dadurch die letzte Spur der Unabhängigkeit des
Arbeiters. Überall löst sich durch die Arbeit der Frau und der Kinder
die Familie auf oder wird gar durch die Brotlosigkeit des Mannes auf
den Kopf gestellt; überall liefert die Unvermeidlichkeit der
Maschinerie dem großen Kapitalisten das Geschäft und mit ihm die
Arbeiter in die Hände." (425f.) "Die eigentliche Manufaktur unterwirft
nicht nur den früher selbständigen Arbeiter dem Kommando und der
Disziplin des Kapitals, sondern schafft überdem eine hierarchische
Gliederung unter den Arbeitern selbst. Während die einfache
Kooperation die Arbeitsweise der einzelnen im großen und ganzen
unverändert lässt, revolutioniert die Manufaktur sie von Grund aus und
ergreift die individuelle Arbeitskraft an ihrer Wurzel. Sie
verkrüppelt den Arbeiter in eine Abnormität, indem sie sein
Detailgeschick treibhausmäßig fördert durch Unterdrückung einer Welt
von produktiven Trieben und Anlagen, wie man in den La-Plata-Staaten
ein ganzes Tier abschlachtet, um sein Fell oder seinen Talg zu
erbeuten. Die besondren Teilarbeiten werden nicht nur unter
verschiedne Individuen verteilt, sondern das Individuum selbst wird
geteilt, in das automatische Triebwerk einer Teilarbeit verwandelt und
die abgeschmackte Fabel des Menenius Agrippa verwirklicht, die einen
Menschen als bloßes Fragment seines eignen Körpers darstellt." (MEW
23, 381f.)

Stets gilt: Die Arbeiter richten sich nach der Maschine, nicht die
Maschine nach den Arbeitern. "Aus der lebenslangen Spezialität, ein
Teilwerkzeug zu führen, wird die lebenslange Spezialität, einer
Teilmaschine zu dienen." (MEW 23, 445)

"In Manufaktur und Handwerk bedient sich der Arbeiter des Werkzeugs,
in der Fabrik dient er der Maschine. Dort geht von ihm die Bewegung
des Arbeitsmittels aus, dessen Bewegung er hier zu folgen hat. In der
Manufaktur bilden die Arbeiter Glieder eines lebendigen Mechanismus.
In der Fabrik existiert ein toter Mechanismus, unabhängig von ihnen,
und sie werden ihm als lebendige Anhängsel einverleibt." (MEW 23, 445)

"Während die Maschinenarbeit das Nervensystem aufs äußerste angreift,
unterdrückt sie das vielseitige Spiel der Muskeln und konfisziert alle
freie körperliche und geistige Tätigkeit. Selbst die Erleichterung der
Arbeit wird zum Mittel der Tortur, indem die Maschine nicht den
Arbeiter von der Arbeit befreit, sondern seine Arbeit vom Inhalt.
Aller kapitalistischen Produktion, soweit sie nicht nur
Arbeitsprozess, sondern zugleich Verwertungsprozess des Kapitals, ist
es gemeinsam, dass nicht der Arbeiter die Arbeitsbedingung, sondern
umgekehrt die Arbeitsbedingung den Arbeiter anwendet, aber erst mit
der Maschinerie erhält diese Verkehrung technisch handgreifliche
Wirklichkeit. Durch seine Verwandlung in einen Automaten tritt das
Arbeitsmittel während des Arbeitsprozesses selbst dem Arbeiter als
Kapital gegenüber, als tote Arbeit, welche die lebendige Arbeitskraft
beherrscht und aussaugt." (MEW 23, 445f.)

Fabrik als Emanzipation

Und doch lässt sich die Proletarisierung breiter Schichten nicht
einfach als Abstieg und Verelendung beschreiben, sondern auch als
Umstieg und in vieler Hinsicht sogar als Aufstieg.

Vergessen werden darf nicht, dass die Fabrik die Möglichkeit
darstellte, der patriarchalen Ganztagsherrschaft in der Landwirtschaft
zu entfliehen. Insbesondere für Frauen. Die Fabrik bedeutete in
gewissem Maß die Überwindung von ständischen und patriarchalen
Verhältnissen. Fabriksarbeit hieß eigenes Geld, das einem
monatlich (zuerst per Lohntüte zugesteckt, dann auf das Konto
überwiesen) und verlässlich zustand und über das man auch (zumeist)
individuell verfügen konnte. Das Lohnverhältnis transformierte die
persönliche Abhängigkeit in ein doch sachliches (und vermeintlich
stabiles) Geschäftsverhältnis. Es baute auf dem Kollektivvertrag und
war nicht auf Bitte und Gnade ausgerichtet, sondern basierte auf
Vereinbarungen mit verbindlichem, ja gesetzlichem Charakter.

Die Fabrik stand für eine Rationalisierung der Lebensverhältnisse, die
strikte Trennung der Arbeitszeit von der Reproduktionszeit und der
Freizeit wurde als sektorale Befreiung wahrgenommen, da man nur noch
zu bestimmten Zeiten zur Verfügung zu stehen hatte. Dies war in Zeiten
streng geregelter Arbeitszeit sogar ausgeprägter als in Zeiten
zunehmender Flexibilisierung der Arbeitszeiten. Man hatte Anspruch auf
Lohn, Urlaub, Krankengeld und bestimmte soziale Sicherheiten. Anders
als in der agrarischen, kleingewerblichen und kleinhäuslerischen
Sphäre war man außerhalb der Arbeitszeit nicht einem
Obrigkeitsverhältnis ausgeliefert, sieht man von obligaten weiblichen
Zuordnungen der Reproduktion (Kochen, Putzen, Zusammenräumen, Waschen)
und der Kindererziehung ab.

Die Befreiung war aber ganz eigenartiger Natur: Nicht in der Arbeit
wurde man durch die Arbeit frei, sondern durch den Verkauf der
Arbeitskraft gewann man außerhalb der Arbeit frei verfügbare Zeit, in
besonderer Weise wurde man dort unabhängig oder besser vielleicht:
individuell disponibler. Die Arbeit befreite also die Leute außerhalb
der Arbeit, eben weil sie Lebenswelt und Arbeitswelt strikt trennte.
Das Fabriksregime war absolut nur in der Fabrik, darüber hinaus setzte
es zwar implizite Dominanzen (vor allem im Konsumverhalten), übte aber
keine explizite Macht aus, sondern bot Freizeit als Freiheit (wenn
auch primär für den Konsum). So verpflichtete die Fabrik die Arbeiter
weder zum Kirchgang, noch verbot sie ihnen bestimmte Genüsse oder
Liebschaften. Und sie mobilisierte die Beschäftigten über den kleinen
Radius von Scholle und Eigenheim hinaus. Bei aller Ambivalenz war ein
bestimmtes Maß an Attraktivität, vergleicht man es mit den
vorhergehenden Gepflogenheiten auf Hof und Keusche, nicht
abzustreiten. Was der Kapitalismus von seinen Insassen verlangte,
nämlich Geld zu haben, das wurde durch das Einkommen in der
Erwerbsarbeit gewährleistet. Viele junge Arbeiterinnen und Arbeiter
haben das (vorerst) so empfunden.

Lohnabhängig zu sein, heißt auch andere Abhängigkeiten hinter sich zu
lassen. Es ist eine Fessel, die von anderen Fesseln befreit, nicht
vollständig, aber doch elementar. Man konnte der Familie entfliehen,
der angestammten Repression und Autorität, der Gratisarbeit im Stall
und auf den Feldern, und schließlich dem Katholizismus und seinem
engen, von Verbot und Gebot gezeichneten Verhaltenskodex, der stets
schlechtes Gewissen erzeugte. Das Verhältnis zur herrschenden Religion
minimierte sich zusehends. Schon lange vor den großen Austrittswellen
war die Kirche für die meisten Arbeiter (mehr als für die
Arbeiterinnen) nur noch Folklore (Taufe, Hochzeit, Begräbnis).

Der Glaube war kaum noch mit den konventionellen Verpflichtungen und
Haltungen (Kirchgang, Beichte, Unauflöslichkeit der Ehe, kein
vorehelicher Geschlechtsverkehr) verbunden. Die Lohnarbeit ermöglichte
so auch die vom Subjekt vollzogene Auflösung und Überwindung von einst
starren mentalen und sozialen Abhängigkeiten. Scheidungen wurden mit
der Zeit nicht nur toleriert, sondern zunehmend akzeptiert. Die
obligate Diskreditierung von Geschiedenen verlor ihre verächtliche
Schärfe. Ebenso führten Schwangerschaften nicht sogleich zu
Zwangsheirat und Zwangsehe. Uneheliche Kinder, einst mit Schande
verbunden, wurden nun mehr und mehr als gleichwertig akzeptiert.
Weiters wurde in dieser Phase die Abtreibung legalisiert.

Vor allem in Perioden, in denen die sozialen Errungenschaften
zugenommen haben und die Löhne stiegen, war das Fabriksregime kaum
oder besser noch: überhaupt nicht Gegenstand substanzieller Debatten
und Ansprüche. Es wurde in keiner Weise in Frage gestellt, man kämpfte
nur für bessere Bedingungen innerhalb des Betriebs, für höhere Löhne,
längere Urlaube, Fahrzuschüsse, bezahlte Pausen und Arbeitskleidung.
In Zeiten der Hochkonjunktur war die Unternehmerseite in vielen
Punkten konziliant, nicht primär aus menschenfreundlichen
Überzeugungen, sondern aus betriebswirtschaftlichem und
sozialpartnerschaftlichem Kalkül, die besagen, dass eine zufriedene
Arbeiterschaft zum Gelingen der Betriebsziele durchaus mehr beiträgt
als eine, auf die das nicht zutrifft.

"Nur durch kollektives Handeln können Arbeiter eine gewisse wirksame
Kontrolle über ihre Ware - das heißt effektiven Warenbesitz -
erlangen", schreibt Moishe Postone (Zeit, Arbeit und gesellschaftliche
Herrschaft. Eine neue Interpretation der kritischen Theorie von Marx,
Freiburg 2003, 479). Das effiziente Handeln ist aber nur möglich, wenn
das Kollektiv kollektiv handelt und nicht das Individuum individuell,
d.h. wenn dieses System Abweichungen nicht zulässt oder doch
minimiert. Das Kollektiv bedarf Rigidität nach innen, um Autorität zu
demonstrieren und letztlich Stärke nach außen etablieren zu können.
Der solidarische Zusammenschluss folgt also einer Willigkeit, die
nicht immer eine Freiwilligkeit darstellt. Ins Wanken geriet dieses
Modell nicht aufgrund innerer Demokratiedefizite (mangelnde
Transparenz, kaum Partizipation), sondern vor allem aufgrund der
mangelnden Effizienz in den späteren Jahren.

Arbeitslosigkeit als Entwertung

Arbeitslosigkeit ist historisch ein relativ junges Phänomen. In allen
bekannten Gesellschaften gab es verelendete Gruppen und Personen, aber
nicht in allen Gesellschaften gab es Arbeitslose. Sklaven und
Leibeigene waren weder Arbeiter noch Arbeitslose. Arbeitslos, das sagt
schon der Begriff, ist eng mit der Kategorie Arbeit verbunden, wie sie
unselbständig Erwerbstätige auszuüben haben. Arbeitslosigkeit ist
somit erst mit Lohnarbeit und Kapital entstanden. Erst wenn es freie
Arbeiter gibt, gibt es auch freigesetzte Arbeitslose. Die betroffenen
Personen können als potenzielle Arbeitskraftverkäufer bezeichnet
werden, die ihren Gebrauchswert nicht verkaufen können, jedoch über
kein anderes Produktionsmittel als ihre Arbeitskraft verfügen. In den
obligaten Statistiken scheinen sie allerdings nur dann auf, wenn sie
Anrecht auf Arbeitslosengeld besitzen.

Der Arbeitslose wird durch den Arbeiter definiert. Aber ein Arbeiter,
der seine Arbeitskraft nicht verkaufen kann, ist kein Arbeiter. Aber
was ist er dann? Nun, er ist etwas im Konjunktiv. Er ist etwas, weil
er etwas nicht ist, was er sein sollte. Arbeitslosigkeit ist Ausdruck
der Misere der Arbeit. Arbeitslosigkeit gehört zur Arbeit, die es nun
für die Arbeitskraft nicht mehr gibt. Die Unverdinglichkeit des
Sich-zu-Verdingenden wird dabei offensichtlich. Und natürlich ist sie
ein großes Problem, wenn das Verdingen höchste Pflicht ist. -
Allerdings nur dann!

Karl Marx schreibt: "Wachstum in der Anzahl der Fabrikarbeiter ist
also bedingt durch proportionell viel raschres Wachstum des in den
Fabriken angelegten Gesamtkapitals. Dieser Prozess vollzieht sich aber
nur innerhalb der Ebb- und Flutperioden des industriellen Zyklus. Er
wird zudem stets unterbrochen durch den technischen Fortschritt, der
Arbeiter bald virtuell ersetzt, bald faktisch verdrängt. Dieser
qualitative Wechsel im Maschinenbetrieb entfernt beständig Arbeiter
aus der Fabrik oder verschließt ihr Tor dem neuen Rekrutenstrom,
während die bloß quantitative Ausdehnung der Fabriken neben den
Herausgeworfnen frische Kontingente verschlingt. Die Arbeiter werden
so fortwährend repelliert und attrahiert, hin- und hergeschleudert,
und dies bei beständigem Wechsel in Geschlecht, Alter und Geschick der
Angeworbnen." (MEW 23, 477)

Von struktureller Arbeitslosigkeit sprechen wir dann, wenn die
Repulsion durch die Attraktion am Arbeitsmarkt nicht mehr in
absehbarer Frist ausgeglichen werden kann. Strukturelle
Arbeitslosigkeit bedingt auch (anders als die friktionale, die
konjunkturelle oder die saisonelle) den sukzessiven Zerfall des
Klassenzusammenhangs und der geübten Solidarität, sei diese nun Folge
von Wille, Einsicht oder auch Zwang. Strukturelle Arbeitslosigkeit
zersetzt so auch die substanzielle Kraft jeder aktiven Arbeiterschaft.
Strukturelle Arbeitslosigkeit meint, dass das Angebot an
Arbeitskräften stets und anhaltend größer ist als die Nachfrage ist.
Arbeitslosigkeit ist von einem Randphänomen zu einem Zentralproblem
geworden, also von einem akuten Affekt der Wirtschaft zu einem
chronischen Effekt der Ökonomie. Arbeitslosigkeit ist keine
konjunkturelle, sondern eine strukturellen Größe.

Arbeit wie Arbeitslosigkeit definieren sich durch die Lohnarbeit.
Einmal ist sie vorhanden und eingelöst, das andere Mal ist sie
abwesend, aber doch bestimmend. Wenn man Arbeit und Arbeitslosigkeit
somit nicht als sich wechselseitig ausschließendes Gegensatzpaar
hypostatisiert, dann gilt der Tendenz nach zweifellos folgendes:
Arbeitslosigkeit konkurrenziert und atomisiert, während Arbeit
konkurrenziert und solidarisiert. Arbeit ist nämlich auf Kooperation
und Kommunikation angewiesen. Arbeit konstituiert nicht nur
konkurrenzistische Subjekte, sondern fördert auch die Anteilnahme am
Anderen: Man hilft sich, erkundigt sich, unternimmt auch außerhalb der
Arbeit gemeinsam etwas, lernt die anderen nicht nur als Arbeiter,
sondern auch als Menschen mit vielfältigen Bedürfnissen kennen.
Arbeitslosigkeit hingegen birgt dieses Potenzial kaum, man ist nicht
aktiv, sondern erleidet etwas. Arbeitslosigkeit beherbergt so meist
eine seltsame Art von Lethargie. Diese Lethargie sollte nicht mit
Gelassenheit verwechselt werden.

Arbeitslos bedeutet also nicht, dass man ganz profan nichts zu tun
hätte, sondern dass man keiner bezahlten Erwerbsarbeit nachgehen kann,
obwohl man gerade diese benötigt, um den Lebensunterhalt zu sichern.
Der Arbeiter, der nicht mehr Arbeiter ist, will Arbeiter sein, weil er
Arbeiter sein muss. Der Arbeitslose ist der eben nicht verwertbare
Arbeiter, der seines gesellschaftlichen Marktstatus verlustig geht. Da
er kein Verkäufer mehr ist, hört er auch auf, Käufer zu sein.

Arbeitslos zu sein, heißt, dass sich ein Warentausch (Arbeitskraft
gegen Lohn) nicht oder nicht mehr vollziehen kann. Das Kaufen und das
Verkaufen einer Ware hat aufgehört. Die Ware Arbeitskraft verliert
somit ihren Warenstatus. Aus der Potenz ist Impotenz geworden,
vornehmlich die Impotenz ihrer gesellschaftlichen Träger, der
nunmehrigen Nicht-Arbeiter. Gemeinhin wird sodann ein Status des
Käufers ohne Verkäufer zu sein durch Alimentierung (Arbeitslosenbezug,
Sozialhilfe, sonstige Unterstützungen) wieder notdürftig hergestellt.
Arbeitslosigkeit ist also kein Mangel an Tätigkeit, sondern ein
gesellschaftlich bedingter Mangel an Kaufkraft, sprich Geld. Man
gehört nicht so recht dazu, weil man seine Pflicht als Geldsubjekt,
d.h seine Pflicht als Käufer von Arbeitsleistungen und Verkäufer von
Arbeitskraft nicht erfüllen kann. Der Arbeitslose ist der entwertete
Arbeiter.

Arbeitslosigkeit und Qualifizierung

Einem Mythos muss freilich entgegen getreten werden, nämlich dem, dass
Qualifizierung Arbeitslosigkeit verhindere. Ein einzelner mag einen
Arbeitsplatz nicht besitzen, weil er zu wenig ausgebildet ist, doch
hätte er die nötige Qualifikation, hieße das bloß, dass er den
Arbeitsplatz hätte, den nun ein anderer eben nicht mehr hat. Es gibt
also keinen Arbeitsplatz zusätzlich, wenn der besser Qualifizierte ihn
dem schlechter Qualifizierten wegnimmt. Im Gegenteil, es ist davon
auszugehen, dass je mehr dieses Spiel der Konkurrenz gespielt wird, es
nicht mehr, sondern insgesamt weniger bezahlte Jobs gibt.
Qualifizierung funktioniert als eherner Faktor der Rationalisierung.
"Du kannst es schaffen", ist eine vordergründige Möglichkeit, die aber
hinterrücks im Prinzip nichts anderes heißt als "Schaffe es, andere
abzuschaffen!". "Aus Drei mach Zwei, aus Zwei mach Eins, so geht das
Hexeneinmaleins."

Eine Standardaussage wie "Unterdurchschnittlich qualifizierte
Arbeitskräfte werden zuerst und unverhältnismäßig stark von
Arbeitslosigkeit betroffen", müsste in ihren Aspekten kritisch
überprüft werden. Jene suggeriert, dass, wäre die Ausbildung besser,
man weniger betroffen wäre. Doch das stimmt so nicht. Hypothesen
dieser Sorte haben zwar vordergründig eine hohe Plausibilität,
schrammen jedoch an der Problemlage vorbei.

Nun ist es zwar richtig, dass man weniger betroffen wäre, aber
keinesfalls, dass weniger betroffen wären. Wären die Leute
nämlich besser ausgebildet, wären realistischerweise nicht diese
arbeitslos, sondern andere. Wären aber auch letztere besser
geschult, dann hilft allen zusammen die Ausbildung wenig. Im
Gegenteil: Je besser sie ausgebildet sind, desto mehr Arbeitsplätze
schaffen sie wiederum ab, weil sie produktiver sind. Denn besser
ausgebildete Kräfte erledigen in kürzerer Zeit ein größeres Pensum.
D.h. aber auch, dass sie sich selbst wegrationalisieren, da man nun
für das gleiche Ergebnis weniger Arbeitsleistung und somit
Arbeitskräfte braucht. Nach wie vor gilt, dass Produktivität
Arbeitsplätze frisst.

Fazit: Wären die Leute insgesamt besser geschult, wäre die
Arbeitslosigkeit nicht niedriger, sondern höher, weil produktiver
gearbeitet werden könnte. Die Chancen Einzelner erhöhen sich zwar,
aber die Chancen aller sinken. Ausbildung ist also immer ein
Rationalisierungsmoment, weil die zusätzliche Qualität das notwendige
Quantum an Arbeit und Arbeitskraft für dasselbe Produkt oder dieselbe
Leistung minimiert. Es werden sodann mehr Verlierer als Sieger
kreiert. Indes, tut man nichts, gibt es unmittelbar nur Verlierer. So
ist es immanent logisch, solche Aussagen zu treffen und sich so zu
verhalten, als wäre es geradewegs so, wie es nicht ist. Insgesamt ist
es ein Wettlauf, bei dem es zwar Sieger gibt, aber die Verlierer immer
mehr werden.

In der Konkurrenz mag einer oder eine seine oder ihre Haut retten,
aber sie wird gerettet, weil sie anderen gegerbt wird. Survival of
the fittest heißt, die Schwächeren werden nicht mitgenommen, sie
kommen vielmehr unter die Räder. Ausbildung mag dem Einzelnen helfen,
am Grundproblem ändert sie gar nichts. Selbst wenn sie an einem
Standort überdurchschnittlich viele Arbeitsplätze rettet oder gar
kreiert, heißt das nur, dass sie anderswo vernichtet werden. Auf
globaler Ebene kann es übrigens auch sein, dass ein gut Ausgebildeter
durch einige schlecht Ausgebildete ersetzt wird, weil diese billiger
kommen, also zu einem Bettel arbeiten. Aber das ist nicht die
generelle Tendenz. Sie sei nur der Vollständigkeit halber erwähnt.

Verschwinden von Arbeit und Klasse

Es ist ein doppeltes Verschwinden. Einerseits verschwinden die
Arbeiter tatsächlich. Fulltimejobs in den Fabriken und in den Gewerben
nehmen ab und auch die damit verbundene Selbsteinschätzung, ein
Arbeiter, eine Arbeiterin zu sein. In der öffentlichen Wahrnehmung
verschwinden aber auch jene, die es tatsächlich noch gibt. Die, die
man noch sehen könnte, übersieht man geflissentlich. Das Proletariat
ist in doppelter Hinsicht keine relevante Klasse mehr. Es wird als
gesonderte Identität (Arbeiterklasse, Arbeiterbewegung,
Arbeiterpartei, Gewerkschaft) immer weniger wahrgenommen. Auch von
sich selbst nicht. Realität und Verdrängung gehen in die gleiche
Richtung. Das Hochhalten irgendwelcher Fahnen, Rituale, Muster ist nur
noch ein historisches Hintergrundrauschen, ein retrospektiver Bezug,
geprägt von einer latenten, aber abnehmenden Nostalgie. Kurzum
Folklore.

Die alte objektive Identität ist im Zerbrechen begriffen, und zwar in
allen Bereichen. Arbeiter verschwinden reell wie virtuell. Positiv ist
heute ausschließlich der Begriff des Bürgers (der nicht nur den
Besitzbürger, also den Bourgeois meint) besetzt, der alle umfassen
soll, weil auch alle sich ihm zugehörig fühlen wollen. Der Begriff des
Arbeiters hingegen hat keine Zugkraft mehr, als Prolet ist er
eindeutig negativ besetzt. Daraus ist wieder ein undifferenziertes
Schimpfwort für einen ungehobelten und primitiven Kerl geworden. Die
Arbeiter werden, auch wenn sie welche sind, nicht mehr als solche
klassifiziert. Das gilt für die Außenwahrnehmung wie für die
Innensicht. Arbeiter scheint keine tragfähige oder deutlicher
sogar: tragbare Kategorie zu sein. Alle sind Bürger geworden und so
soll auch nur mehr von solchen die Rede sein.

So verschwinden zwar die Arbeit und mit ihr die Arbeiter, was hingegen
nicht verschwindet, ist die Ideologie der Arbeit. Das Bekenntnis zu
ihr bleibt unangetastet, ja es mobilisiert auf erschreckend aggressive
Weise. Während die Arbeit sich real abschafft, hat sie für alle
Zukunft zu gelten. Wird das Leid der Arbeit immer wieder kollektiv
verdrängt, so wird das Lied der Arbeit immer noch unisono angestimmt.
Dieses ist ja auch nicht nur das Lied einer Klasse, sondern überhaupt
der Kanon der bürgerlichen Gesellschaft. Die Arbeiterbewegung hat es
nur mit größter Inbrunst angenommen und für sich geradezu in einen
kultischen Status überführt.

 * 

Rezens

Leopoldine Evelyne Kwas: Ich bin das Volk. 

von Maria Wölflingseder

Leopoldine Evelyne Kwas: Ich bin das Volk. edition a, Wien 2017, 139
Seiten, ca. 20 Euro


Eine Rarität! Leopoldine Evelyne Kwas macht nicht das, was die
allermeisten in ihrer Lage machen: sich zu verstecken und sich ihrer
Armut zu schämen. Sie macht sich Luft! Sie schildert auf sehr
plastische Weise die Erlebnisse als Fünfzigjährige mit dem Arbeitsamt,
bei der Arbeitssuche und im Alltag mit immer weniger Geld. Sie gibt
auch ihren Mitmenschen eine Stimme, denen es oft noch schlechter
ergeht angesichts von Armut, Krankheit und Verzweiflung. Sie schreibt
darüber, "wie wir hier in unserer Perspektivenlosigkeit ersaufen".

Kwas ist eine von den mindestens 18 Prozent der Österreicher, die an
oder unter der Armutsgrenze leben. Sie hat bis zur Kündigung als
Filialleiterin im Handel gearbeitet. Besonders eindringlich beschreibt
sie auch die massiven Verschlechterungen von Handelsangestellten nach
der Einführung der "12-Stunden-Regelung". Für Filialleiterinnen
bedeutet das nun einen 13- bis 14-Stundentag.

Kwas hat den Spieß umgedreht: Die unerträglichen Reden der Politiker
und Politikerinnen an das Wahlvolk konterkariert sie ihrerseits mit
ihrer Rede an ebendiese. So notwendig das Aufzeigen all dieser
durchgeknallten Widersprüche ist, die uns Tag für Tag fragen lassen,
in welcher Welt wir eigentlich leben, so kurz greifen Kwas'
Forderungen an die Politik, Arbeitsplätze zu schaffen oder das
Nachtrauern der Zeiten mit hoher Konjunktur. Angesichts der hohen
Produktivität ist es einfach unmöglich geworden, alle Menschen in das
Arbeitssystem zu pressen. Das Auskommen kann und darf deshalb nicht
mehr an ein Lohneinkommen gebunden sein.

 * 

Arbeit 4.0 - Ein Hype

von Nikolaus Dimmel

Alles wird neu. Sogar der Kapitalismus im Kapitalozän. So alt kann die
Megamaschine der kapitalistischen Landnahme gar nicht aussehen mit
"Abstieg, Arbeitslosigkeit, Armut, Ausbildungsabbruch oder
Auswanderung" (um nur bei "A" zu bleiben). Wenn wir schon bei "A" im
Kapitalverhältnis sind: "Automation". Das ist das neue "Catchword".
Dazu werden assoziiert: Automatik, Big Data, Crowdsourcing, Crowdwork,
Internet der Dinge, Open Innovation, Prosument, Robotik oder Social
Forecasting. Zusammengerührt ergibt das das Schlagwort "Arbeit 4.0".

Depression und Aggression

Die Situation ist nicht lustig. Niedrige Wachstumsraten und sinkende
Kaufkraft, Stagnations- und Stagflationsperioden, die Vernichtung
gesellschaftlicher Lebensgrundlagen, Massenarbeitslosigkeit, der
Rückgang gesunder Lebensjahre, die Explosion sozialer Ungleichheit -
all das trägt zu Depressionen, einem allgemeinen
Sinnlosigkeitsempfinden, kollektiver Autoaggression und einem
"erschöpften Selbst" (Alain Ehrenberg) bei.

Und so erfindet die politische Dienstklasse und mit ihr der ideelle
Gesamtkapitalist als Coach der stagnierenden Arbeitsgesellschaft, die
weder formelle Arbeit noch Wachstum generieren kann, ein neues neues
Narrativ: Kapitalismus macht Neustart als Nummer 4. Das setzt freilich
einen neuen "Frame" des Fortschrittsdenkens, ein neues, ästhetisiertes
Wiederaufbau-Märchen nach der Weltwirtschaftskrise 2008 voraus.
Adressaten dieser neuen großen Erzählung sind sowohl Kapital als auch
Arbeit.

Entrepreneurs sollen nach Mechanisierung, Industrialisierung und
Automatisierung im "Kapitalismus 4.0" die Digitalisierung nutzen, um
im kommenden Internet der Dinge Wachstumschancen zu lukrieren und
gesteigerte Profite zu realisieren.

Lohnarbeitskräfte sollen als radikal flexibilisierte
ArbeitskraftunternehmerInnen, resilient gegenüber sämtlichen
Zumutungen der Prekarität, ort- und bindungslos in "atmenden
Unternehmen" subsumierter Teil der Maschinerie werden. Denn die neue
Maschinerie bedient sich des Menschen.

Ausgangspunkt dieses Narrativs ist die neue Qualität der Automation,
die auf einer Miniaturisierung der Sensortechnik, Big Data,
gesteigerten Datenverarbeitungskapazitäten, lernenden Algorithmen,
Nanotechnologie sowie Mensch-Maschine-Kopplungen beruht.

Im Mittelpunkt dieser "normativen Phantasie" steht einerseits die
vollautomatisierte, menschenleere Fabrik, die noch unverstandene,
nicht-intendierte quasi-kapitalistische Produktion ohne Mehrwert.
Andererseits findet sich dort die Vorstellung einer Kulmination des
Digitalisierungsprozesses in künstlicher Intelligenz, die nicht mehr
bloß die partielle Übertragung von Kopfarbeit auf Maschinen, sondern
die vollständige Verdrängung der menschlichen Kognition durch eine
quantitativ und qualitativ weitaus überlegene digitale Maschine ist.
In der Tat sind Spracherkennung, Dialogfähigkeit sowie ihre
Möglichkeit, enorme Mengen strukturierter und unstrukturierter Daten,
wie Bilder oder handschriftliche Aufzeichnungen, zu verarbeiten, in
künstlichen Gehirnen weitaus besser entwickelt als im menschlichen.
IBMs "Watson" kann nicht nur binnen Sekundenbruchteilen auf das
gesamte digital archivierte Wissen zugreifen, sondern auch
kontextbasiert "weiterdenken", mit Meta-Bedeutungen "spielen" und
adäquat auf Emotionen reagieren.

Maschinen, Anlagen und Vorprodukte kommunizieren in der Arbeitswelt
4.0 digital mittels Algorithmen, Transpondern und Sensoren. Sie bilden
einen Teil des "Internet der Dinge". Lernende, autonome Systeme
steuern in den Werkshallen die Produkte, Roboter, Maschinen und
Antriebe. Das Produkt teilt qua Transponder mit, wie es bearbeitet
werden muss; der Roboter, dass er befristet belegt ist; der
Maschinenmotor, dass er eine Wartung benötigt. So steuern
"intelligente" Werkstoffe mittels Algorithmen ihren Bearbeitungprozess
selbst. Die Arbeitskraft kommt nur noch zu Wartungsarbeiten und zur
Maschinenbedienung ins Spiel.

Unternehmen selbst werden im Kapitalismus 4.0-Konzept virtuell. An
ihre Stelle treten Plattformen, deren steuernde Algorithmen
Produktionsschritte in globalen Wertschöpfungsketten koordinieren.
Damit verändern sich nicht nur die globale Arbeitsteilung, die interne
Unternehmens- und Arbeitsorganisation. Die abhängige Lohnarbeit selbst
wird hybridisiert: sie verwandelt sich tendenziell in fraktale,
selbstständige Auftragsarbeit eines Werkunternehmers/einer
Werkunternehmerin. "Uber" (Personenverkehr), "Foodora"
(Speisenzustellung) oder "AirBnB" (Kurzzeitzimmervermietung)
markieren, dass diese Virtualisierung auch in den
Dienstleistungssektor eingedrungen ist. Auch hier fungieren
Unternehmen als Betreiber einer Markt-Plattform, auf der formell
selbstständige (oder auf Abruf beschäftigte) AnbieterInnen
(WohnungseigentümerInnen, Mietwagenunternehmen, BotInnen) Leistungen
anbieten. Auch hier ermöglicht die Digitalisierung Transaktionen in
Echtzeit über große Distanzen zu niedrigeren Grenzkosten.

1.0, 2.0, 3.0, 4.0

Wie jede Ideologie basiert auch dieses Revolutions-Märchen auf einer
normativen Setzung, nämlich der Vorstellung einer unentrinnbaren
Gesetzmäßigkeit. Demnach meinte "Arbeit 1.0" die erste industrielle
Revolution und die Entstehung mechanisierter Fabrikarbeit. "Arbeit
2.0" der Industriegesellschaft war durch serielle, standardisierte
Industriearbeit, Automatisierung, Command & Control-Techniken sowie
erratische Arbeitszeiten geprägt. "Arbeit 3.0" meinte die
Computerisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt, die
Deregulierung und Flexibilisierung der Arbeit, die Auflösung des
Normalarbeitsverhältnisses. "Arbeit 4.0" schließlich wird als Arbeit
im Plattform-Kapitalismus beschrieben, in der Automaten und Roboter
Arbeitsprozesse unmittelbar steuern. Der Mensch bedient sich nicht
mehr der Maschine, sondern umgekehrt. Nicht mehr Menschen erteilen
Anweisungen, sondern Werkstücke, Automaten und Roboter tun dies.

Dieser Modernisierungsschritt wird als unausweichlich verhandelt,
geboren aus der Singularitäts-Debatte, wonach die Fortschritte der
Digitalisierung kognitive, sensorische und motorische Fähigkeiten der
menschlichen Arbeitskraft längst in den Schatten stellen.
Lokführerinnen, Verkäufer, Altenpflegerinnen, Rechtsanwälte,
Radiologinnen, Taxifahrer, Psychotherapeutinnen, Kassierer,
Lagerarbeiterinnen, Mähdrescherfahrer, Büro- und kaufmännische
Fachkräfte, so die Prognose, werden sukzessive durch Automaten
ersetzt. Roboter melken Kühe, betreuen Burn-Out-PatientInnen, füttern
Demente, misten Ställe aus, reinigen Glasfassaden, sortieren Produkte.
Dazwischen entstehen Mensch-Maschine-Kopplungen als Vorgriff auf den
"Cyborg" sowie Techniken des "Neuro-Boosting", um die
Aufmerksamkeitsspanne menschlicher Arbeitskräfte zu steigern. So weit
ist die Erscheinung der kapitalistischen Arbeitsorganisation 4.0 in
der Tat neu.

Ihr Wesen aber erweist sich als alter Hut. Denn das ist nichts weiter
als die altbekannte Rationalisierung des Produktionsprozessen mittels
einer reellen Subsumtion der Arbeitskraft unter das Kapitalverhältnis.
Dieses ist getrieben vom inneren Widerspruch des Kapitalverhältnisses,
jede Konkurrenzsituation und jede Verwertungskrise jeweils durch die
Reduktion des Einsatzes der Ware Arbeitskraft im je einzelnen
Produktionsprozess zu bestehen.

Unverändert bleibt das eherne Ziel der kapitalistischen Veranstaltung
die Vergrößerung der Mehrwertrate mittels Steigerung des relativen
Mehrwerts. Ansatzpunkt dafür ist die Erhöhung der Arbeitsproduktivität
durch eine Rationalisierung der Produktion. Hierzu werden Tätigkeiten
der menschlichen ArbeiterInnen auf Maschinen übertragen. Sohin nimmt
der Maschineneinsatz je Arbeitskraft zu. Damit steigt die organische
bzw. technischen Zusammensetzung des Kapitals. Dies setzt nicht nur
eine reelle Subsumtion der Arbeit unter das Kapital und eine stete
Höherqualifizierung der durchschnittlichen Arbeit, sondern auch die
fortlaufende Umwälzung der Arbeitsorganisation voraus.

Allerdings schafft nur die menschliche Arbeitskraft Mehrwert. Eben
dieser schrumpft mit jeder Rationalisierung der Produktion, welche die
Produktivität steigert. Manufaktur, Fließband, Gruppenarbeit,
Fertigungsinsel, Automatisationsarbeit, "Crowdwork" oder digitale
Mensch-Maschine-Kopplungen sind nichts weiter als Stationen dieser
Entwicklung. An jeder Station gewinnen neue Antriebskräfte,
Materialien, Mechaniken sowie Methoden der Informationsverarbeitung,
der Planung, Überwachung und Steuerung, an Gewicht, während der
Einsatz menschlicher Arbeitskraft rückläufig ist.

Überhaupt wird der in Arbeitskraft investierte Kapitalanteil damit
tendenziell geringer und mit ihm die Profitrate. Dieser innere
Widerspruch lässt sich nur durch eine folgenreiche reelle Subsumtion
der Arbeitskraft unter das Kapitalverhältnis vorübergehend auflösen.
Insgesamt sinkt das Volumen der eingesetzten Arbeit. Arbeitsmarkt und
Belegschaften werden segmentiert. Hochqualifizierten
Stammbelegschaften stehen geringqualifizierte Randbelegschaften
gegenüber.

Vorübergehend verschaffen Investitionen in Maschinerien und damit
Produktivitätssteigerungen Extraprofite im Konkurrenzkampf.
Surplus-Profit entsteht freilich auch durch Monopol- und
Kartellpreise, die Verlängerung der Arbeitszeit und Verbilligung der
Arbeitskraft. Derlei Produktivitätsvorsprünge aber sind schnell
egalisiert, gerade wenn die Konkurrenz vernichtet oder durch Mergers &
Acquisitions übernommen wird. Wellenartig pendelt sich die Profitrate
neuerlich wieder ein, sobald es zur Dissemination neuer Technologien
und Techniken der Arbeitsorganisation kommt.

Revolutionen ohne Revolution

"Arbeit 4.0" und "Industrie 4.0" suggerieren in diesem Kontext einen
substantiellen Qualitätssprung bzw. eine Revolution der Arbeit, die
vom mechanisierten Handwerk über die Industriearbeit bis zur
Automationsarbeit verlief und nunmehr in digitalisierten
Mensch-Maschine-Netzwerken auf Plattformunternehmen stattfindet.
Freilich ist dieser vorgeblich revolutionäre "Paradigmenwechsel"
keiner:

Zum ersten indizieren die vier "industriellen Revolutionen" bloß einen
Strukturwandel der Sektoren und damit eine Vernichtung, Verlagerung
und Kreation von Arbeitsplätzen seit der Protoindustrialisierung. 1810
arbeiteten 92 Prozent der Bevölkerung in der Landwirtschaft, heute
sind es weniger als 2 Prozent. Das bedeutet, dass beinahe sämtliche zu
Beginn des 19. Jahrhunderts existierenden Arbeitsplätze vernichtet
wurden.

Zum zweiten ereignet sich inmitten der vierten industriellen
Revolution eine Rückkehr der Fließbandarbeit bei einer hohen
Persistenz der Nachfrage nach geringqualifizierter Arbeitskraft in
personenbezogenen Dienstleistungen.

Zum dritten lassen sich dystopische Phantasien, dass zwischen 2015 und
2040 47 Prozent der Jobs in den OECD-Staaten verschwinden nicht
empirisch unterlegen. Viele Berufe bestehen aus unterschiedlichen
Tätigkeiten, die nur teilweise von Automaten/Robotern übernommen
werden können. So geht das Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung davon aus, dass bis 2035 12 Prozent der
Arbeitsplätze automatisiert bzw. "wegrationalisiert" werden. Das
betrifft Handelsgeschäfte an der Börse, statistisch optimierte
medizinische Therapievorschläge, die Anfertigung juristischer
Gutachten oder von Pressetexten im Dienstleistungsbereich. Es betrifft
stofflich vor allem die Produktion von Glas, Keramik, Kunststoff oder
Papier.

Zum vierten indizieren das fortlaufende Sinken der bereinigten
Nettolohnquote verknüpft mit der intensivierten Ausbeutung mittels der
Flexibilisierung der Arbeitszeiten, dass die lebendige Arbeit
zwischenzeitig so billig geworden ist, dass sie neuerlich mit der
Investition in Industrieroboter konkurriert. So ersetzten in den
2010er Jahren in den Niederlanden neuerlich Gleisbauarbeiter
Gleisbaumaschinen.

Zum fünften bleibt eine ganze Reihe von Berufen/Jobs unersetzbar
menschlich besetzt: IT-ExpertInnen, ErzieherInnen, LehrerInnen,
TrainerInnen, SchauspielerInnen, Sicherheitsberufe, Reinigungsjobs,
Gesundheitsberufe, Gastronomie oder die Arbeit am Bau lassen sich
absehbar nicht robotisieren.

Insofern erweist sich der Arbeit 4.0-Hype letztlich bloß als Strategie
der Verunsicherung, als ideologische Peitsche, um jene
Gouvernementalität zu sichern, die Voraussetzung der neoliberalen
Umwälzung der Produktionsweise ist.

 * 

Die Inquisition ist tot, es lebe das AMS

Ideologische Operationen zur symbolischen Rettung der
Arbeitsgesellschaft 

von Peter Oberdammer

In Zeiten schwerer Systemkrisen verstärken sich meist die
Anstrengungen zur ideologischen Rechtfertigung, ja zur Überhöhung
jenes Zustands, der von Systemerhaltern zu bewahren versucht wird und
der verunsicherten Masse Stabilität suggeriert. Die kompensatorische
Überaffirmierung der schwankenden oder schwindenden Realitäten kann
dabei eine gewisse Funktion für das Verteidigen von realen
politökonomischen Machtpositionen für bestimmte Stakeholder haben,
tendiert aber mit fortschreitender Krise zur ideologischen
Verselbstständigung in religiösen oder quasireligiösen Formen.

Die Hypothese wird im Folgenden auf das Arbeitsmarktservice (AMS)
angewendet und dieses anhand seiner Praxis und Funktionalität bzw.
Dysfunktionalität im Gesellschaftssystem als eine weitgehend
ideologische Einrichtung zur virtuellen Verkultung der Arbeit im
Angesicht ihres historischen Verschwindens betrachtet. Eine
Gegenüberstellung der Funktionen von AMS und Inquisition in ihren
jeweiligen gesellschaftlichen Verhältnissen veranschaulicht dies, auch
wenn im strengen Sinne weder ein Vergleich zwischen den beiden
Institutionen noch zwischen Feudalgesellschaft und kapitalistischer
Moderne intendiert ist. Tatsächlich spielte die Inquisition im
weiteren Sinn eine vergleichbare ideologische Rolle bei der
gesellschaftlichen Verarbeitung des Krisenkontexts am Ende der
europäischen Feudalgesellschaften, wie sie das AMS im gegenwärtigen
Krisenzusammenhang erfüllt: eine bis ins wahnhafte übersteigerte
Verdrängung der realen Zustände mithilfe der Bereitstellung von
Sündenböcken. Und beide Institutionen scheuen sich nicht, ihren
ideologischen Zielen Menschenopfer zu bringen, in einem Fall im
wörtlichen, im anderen zumindest im übertragenen Sinn. Im ersten Teil
dieses Artikels wird der Zusammenhang zwischen Krisenentwicklung und
wahnhafter Verselbstständigung der beiden Institutionen erörtert.

Beide Institutionen repräsentierten eben nicht von Anfang an den
überschießenden wahnhaften Charakter, den sie später annehmen sollten.
Der weitgehende Verlust der ursprünglichen Funktionalität ist bei
beiden Einrichtungen an einschneidende sowohl gesellschaftliche als
auch institutionelle Umbrüche gebunden, die bei der Inquisition zu
einer Verschiebung der kirchlichen Trägerschaft zu staatlichen
Einrichtungen und einer Erweiterung des Wütens gegen Ketzer im engeren
Sinn zur Verfolgung wegen Hexerei führte. Eine Einschränkung auf die
kirchlichen Einrichtungen würde der Breite des historischen Rasens,
das die Gesellschaft erfasst hatte, nicht gerecht werden, wie auch
heute die Entrechtung, Drangsalierung und Stigmatisierung von
Arbeitslosen aus der Mitte der Gesellschaft kommt. Eine Verlagerung
und Verbreiterung seiner Tätigkeit, Outsourcing einiger seiner
Aufgaben und ein breiter gesellschaftlicher Sozialschmarotzerdiskurs
markieren auch den Wandel des alten Arbeitsamtes zum AMS.

Von der päpstlichen Sicherung der göttlichen Ordnung ...

Die bereits im Hochmittelalter entstandene Inquisition war
ursprünglich einerseits ein Machtinstrument eines sich in jeder
Hinsicht auf einem Höhepunkt seiner Macht befindlichen Papsttums, das
sich gerade anschickte, als Lehnsherr einer Reihe abendländischer
Monarchen auch die weltliche Macht zu übernehmen, und andererseits ein
Versuch, die ideologische Einheit der abendländischen Gesellschaften
zu sichern, die infolge stark dezentraler Machtstrukturen in der
Spielart des europäischen Feudalismus immer prekär war. Der
Fetischcharakter dieser Gesellschaften verlangte die richtige
göttliche Ordnung als Grundlage einer legitimen gesellschaftlichen,
was Fragen der Rechtgläubigkeit eine vergleichbare Relevanz verlieh,
wie sie gegenwärtig "fairen Wahlen", "freien Märkten" oder der
"Rechtsstaatlichkeit" zugeschrieben wird. Die Inquisition ist also nur
ein - anfangs unter direkter päpstlicher Jurisdiktion stehendes -
Instrument zu diesem Zweck und keineswegs ein Kind feudaler
Krisenhaftigkeit. Vielmehr entstammt die Institution einer Zeit, in
der die Bestrebungen zu einer Stabilisierung - und Vereinheitlichung -
der abendländischen Feudalgesellschaften auf einen Höhepunkt
zustrebten, bevor sie scheiterten.

... zur wahnhaft-religiösen Krisenverarbeitung im Allgemeinen

Die Hochzeit der Barbarei erreichte die Inquisition erst in der frühen
Neuzeit, zu einem Zeitpunkt, an dem die Einheitlichkeit der
herrschenden Ideologie des "Abendlandes" und die bis dahin relativ
unangefochtene Monopolstellung ihrer Trägerin, der römischen Kirche,
nicht mehr zu retten waren. Zur Bekämpfung der Reformation leistete
die Inquisition einen vernachlässigbaren Beitrag; die Jesuiten und die
militärischen Unternehmungen der Habsburger und Wittelsbacher waren um
ein Vielfaches wichtiger. Es hatte nicht nur die "heilige Mutter
Kirche" im Zuge der Reformation ernsthafte ideologische Konkurrenz
bekommen, auch dort, wo sich die feudale Gesellschaft auf einer neuen
zentralistisch-absolutistischen Machtgrundlage stabilisiert hatte, war
die gesellschaftliche Kräftebalance prekär geblieben. So wie die
Machtstellung der zentralen ideologischen Instanz Kirche war die von
ihr als gottgewollt propagierte gesellschaftliche Ordnung nicht mehr
zu retten.

Natürlich mochte das grausige Treiben noch da und dort
politökonomischen Partikularinteressen dienen, herab bis zu jenen des
kleinen Denunzianten, der sich des Nachbarn zu entledigen suchte. Aber
spätestens seitdem sich die Fürsten eine Religion aussuchen konnten
("cuius regio, eius religio"), war die Idee einer göttlichen Ordnung
der Welt auf Basis einer absolut gedachten religiösen Wahrheit
endgültig diskreditiert. Selbst denen, die ganz auf die abendländische
Einheit im Zeichen der römischen Kirche gesetzt hatten, etwa den
Habsburgern, war dies machtpolitisch nicht immer hilfreich und war die
breite Bewegung inquisitorischen Wütens der Kontrolle des Papsttums
weitgehend entglitten. Die systemimmanente instrumentelle Rationalität
der Scholastik, die dem Volksaberglauben um der Reinheit und inneren
Konsistenz der Lehre willen durchaus kritisch gegenüberstehen konnte,
war den Wucherungen der Hexenprediger und ihrer Popularität wenig
gewachsen. Träger kirchlicher oder monarchischer Autorität konnten
ihren Verlust an Definitionsmacht mit dem blutigen Spektakel
verschleiern, seine gesellschaftlichen Ursachen aber nicht bekämpfen.

Nicht nur feste Wahrheiten waren ins Wanken geraten, sondern auch die
im Alltag Stabilität vermittelnden sozialen Ordnungen. Selbst dem
einfachen Mann, dem Vorläufer des kleinen Mannes heutiger
Wahlkampfrhetorik, konnte nicht entgehen, dass größere Umbrüche im
Werk waren: Ehemalige Herrn gingen am Bettelstab, während Neureiche
wie die Fugger bei den Monarchen verkehrten, die ihrer Kredite
bedurften. Von den Alchimisten, die sich mit dem Versprechen der
Goldmacherei an so manchem Hof Zutritt verschafft hatten, erhoffte man
Rettung, wie heute von den Börsendandys und Bankengurus. Soziale
Kräfteverschiebungen von den Land- zu den Geldbesitzern, vom Dorf in
die Stadt, und die soziale Polarisierung in den meisten sozialen
Milieus der feudalen Gesellschaft erfasste auch die Masse der
Bevölkerung, bei der viele abstiegen, von Abstieg bedroht wurden oder
jedenfalls einer ungewissen Zukunft entgegengingen. Es ging also
drunter und drüber, nicht nur auf dem Felde der Ideologie, sondern
auch in der sozialen Realität, was in einem allgemeinen Bedürfnis nach
Stabilität und einfachen Orientierungshilfen gipfelte. Dass der
Zustand gesellschaftlicher "Unordnung" eine Strafe Gottes sein musste,
war in einer Gesellschaft des religiösen Fetischs nur naheliegend,
ergo die Bestrafung des Unglaubens das Mittel der Wahl, um göttliches
Wohlwollen und somit die soziale Ordnung scheinbar wiederherzustellen.
So ging ein Rasen gegen tatsächliche oder vermeintliche Abweichler
durch die Gesellschaft.

Vom fordistischen Regulierungsinstrument ...

Strukturell Ähnliches kann für die Entwicklung des AMS bzw. seiner
Vorläuferorganisationen konstatiert werden. Entstanden in einer Zeit
(in Österreich 1917), in der die entwickelten kapitalistischen
Gesellschaften zu ihrer Reifephase in der fordistischen
Konsumgesellschaft anzusetzen begannen, vorerst hauptsächlich in den
USA, war das Arbeitsamt bzw. später die Arbeitsmarktverwaltung (AMV)
eine blasse Sozialbürokratie auf der obligaten
arbeitsgesellschaftlichen Basis, aber ohne besonders überschießendes
ideologisches Element.

Die konjunkturellen Schwankungen stellten die Gesellschaft regelmäßig
vor die Aufgabe, die überschüssige Arbeitskraft verwertungsfähig zu
erhalten und der Verwertung wieder zuzuführen, aber auch im Sinne
fordistischer Regulation soziale Friktionen abzufedern. Die
Institution erfüllte somit eine sozioökonomische Funktion, auch wenn
sie - so wie heute - schweren Systemkrisen im Gefolge von größeren
Produktivitätsschüben niemals gewachsen war. Dem ökonomischen
Systemzwang zur Verwertung der Arbeitskraft entsprach auf der
ideologischen Ebene die Vorstellung, dass soziale Sicherheit für
arbeitsfähige Individuen immer nur als Reintegration in den
Verwertungskreislauf denkbar war, und dies war durch
wissenschaftlichen Überbau wie die Marienthalstudie (Jahoda,
Lazarsfeld, Zeisel, 1933) humanistisch weichgespült und - im Gegensatz
zur Dominanz des Lebensideals der Muße in den meisten historischen
Gesellschaften - zu einem psychischen Bedürfnis der Arbeitslosen
anthropologisiert worden. Der arbeitsgesellschaftlichen Verwertung
bedürften die Menschen demnach nicht nur, um ihre materielle Existenz
in der kapitalistischen Gesellschaft zu sichern, sondern ihres
psychischen Wohlbefindens wegen. Das Arbeitsamt basierte auf solchen
ideologischen Annahmen und legitimierte sich darüber auch als soziale
Einrichtung, war aber nicht im engeren Sinn eine Ideologie
produzierende oder reproduzierende Einrichtung, solange seine
sozioökonomische Regelungsfunktion im Vordergrund gestanden hatte.

... und dessen Scheitern in der Krise ...

1973, mit dem Ende der Nachkriegskonjunktur mit ihrem
Vierteljahrhundert kontinuierlich hoher Wachstumsraten und den in der
Folge steigenden Arbeitslosenzahlen, begannen sich die Aufgaben der
AMV zunächst zu erweitern, und nicht zufällig war bereits 1968 die
aktive Arbeitsmarktpolitik in den Aufgabenkatalog aufgenommen worden.
Angesichts der sich verschärfenden globalen Standort- und
Lohnkonkurrenz sowie einer sich herauskristallisierenden neuen
internationalen Arbeitsteilung, die den Ersatz ausgelagerter
Industriearbeitsplätze durch Hightech-Produktionen oder -
Dienstleistungen in den kapitalistischen Zentren vorsah, stand die
Zurichtung der Arbeitskraft in ideologischer und qualifikatorischer
Hinsicht auf der Tagesordnung:

• Den Arbeitskraftbesitzern musste einerseits beigebracht werden,
dass sie um der Konkurrenzfähigkeit "ihrer Wirtschaft" im
internationalen Wettbewerb willen in Hinkunft den Abbau von
Arbeitsstandards zu akzeptieren hätten. Da die materielle
Existenzsicherung in der Arbeitslosenversicherung gewisse untere
Schranken dafür setzte, was sich ein Arbeitsloser zumuten lassen
musste, wurde diese einerseits ausgehöhlt (Senkung der
Nettoersatzraten, Verlängerung der Anwartschaften) sowie durch die
Ausweitung der Sanktionsmöglichkeiten deren willkürlicher Entzug
erleichtert, um einen stärkeren "Anreiz zur Beschäftigungsaufnahme" zu
setzen, wie es im offiziellen Politjargon hieß. Das Hineintreiben von
Arbeitslosen ins Prekariat konnte von der AMV aber so lange nur
indirekt und in einem gewissen rechtlichen Graubereich betrieben
werden, bis unter kräftiger Mithilfe der Gewerkschaften die neuen
prekären Beschäftigungsverhältnisse durch katastrophale
Kollektivvertragsabschlüsse und Anpassung der gesetzlichen Normen
legalisiert werden konnten. Ob solche "Anreize" sehr wirksam waren,
ist fraglich, weil das solchermaßen geförderte Prekariat in der Regel
nicht mehr Sicherheiten bot als die AMV-Sanktionswillkür, wenn auch
manche Arbeitslose dadurch gezwungen worden sein mögen, zwischen
Skylla und Charybdis periodisch hin und her zu pendeln.

Jedenfalls dürfte im Vergleich dazu der anonyme Druck eines immer mehr
liberalisierten globalen Arbeitsmarktes auf die noch Beschäftigten
(durch Saisonarbeit, Standortkonkurrenz und - in manchen
Wirtschaftssektoren bevorzugt illegale und daher völlig rechtlose -
Arbeitsmigration) ein wirkungsvollerer Hebel zur Senkung der
Arbeitsstandards gewesen sein. Disziplinierung durch den anonymen
Markt hatte sich in der Moderne jedweder Form von Zwangsarbeit als
überlegen erwiesen, insbesondere wenn sie mit Konsumidiotisierung
verbunden auftrat. Einer vom AMV geförderten, staatlich organisierten
Lohnsklaverei wird daher - abgesehen von vielleicht ganz wenigen
Nischen - wenig sozioökonomische Bedeutung zukommen. Historisch dürfte
so etwas das letzte Mal im alten Sparta so richtig funktioniert haben,
was AMV und AMS nicht daran hinderte und hindert, derlei Bestrebungen
ganz oben auf die Maßnahmenliste zu setzen.

• Andererseits wurden die Arbeitsplatzverluste nicht nur als
Folge eines zu hohen Lohnniveaus, sondern auch eines
Qualifikationsungleichgewichtes zwischen Arbeitskraftnachfrage und dem
Angebot interpretiert, das es durch Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen
auszugleichen gälte. Grundsätzlich war diese Interpretation nicht
immer falsch und konnten Umschulungen den Einzelnen unter Umständen
tatsächlich wieder "brauchbarer" für die sich immer dynamischer
entwickelnden Verwertungsbedingungen der kapitalistischen Ökonomie
machen. An dem Grundproblem ändert dies allerdings nichts, weil die
aggregierte Arbeitskraftnachfrage davon quantitativ nicht berührt
wird. Dazu kommt, dass die Standard-Schulungen, die den Arbeitslosen
angeboten wurden, in der Regel zu kurzfristig waren, sich zunehmend
auf die ideologische Zurichtung der Arbeitswilligkeit der
Arbeitslosen, "Aktivierung" genannt, richteten und jeder Mode "der
Wirtschaft" hinterherliefen, anstatt eine solide Entwicklung des
Humankapitals zu betreiben. Dies ist nicht nur ein subjektives
Versäumnis der Institution, sondern auch ein Zeichen für zunehmende
Unsicherheit bezüglich der sich rasant entwickelnden Anforderungen ans
variable Kapital bei der Bedienung des kapitalistischen Warenfetischs.

Die Krisenrealität setzte somit der sozioökonomischen Wirksamkeit der
Zurichtung der Ware Arbeitskraft und ihrer Träger enge Grenzen, weil
einerseits die Konkurrenz ums Sozialdumping in einem globalisierten
Arbeitsmarkt nicht zu gewinnen war, schon gar nicht mittels staatlich
organisierter Zwangsarbeit, andererseits die Produktivkraftentwicklung
nicht nur anders qualifizierte, sondern vor allem immer weniger
Arbeitskräfte erforderte. Die Produktivitätsentwicklung spuckte in
einem in der Geschichte des Kapitalismus noch nie da gewesenen Maß
Arbeitskraft aus, weil die Computerisierung und Robotisierung eben
grundsätzlich von anderer Qualität als die Erfindung des mechanischen
Webstuhls oder des Verbrennungsmotors sind. Dieser neuen Qualität der
Produktivkraftentwicklung sind die Regelungskapazitäten der AMV nicht
gewachsen. Wenn sich in Chinas Exportindustrie, einer der
arbeitsintensiven Werkbänke der Weltwirtschaft, der Anteil der
Arbeitskosten an der Wertschöpfung in nur sieben Jahren von ca. 52 %
auf ca. 26 % halbierte, obwohl sich das Lohnniveau im gleichen
Zeitraum verdoppelt und der Ausstoß verdreifacht hatte (Julie Froud,
Sukhdev Johal, Adam Leaver, Karel Williams, 2012), zeigt dies, wohin
die Reise unwiderruflich geht, nicht nur hierzulande, sondern in der
gesamten Weltökonomie. Die paar zehntausend Weber, die durch den
mechanischen Webstuhl im 19. Jahrhundert ihre Arbeit verloren hatten,
verblassen dagegen, wie schlimm deren Los im Einzelnen gewesen sein
mag.

Immerhin waren neben der Dressur der von Arbeitslosigkeit Betroffenen
einige Zeit lang noch - die letztlich zum Scheitern verurteilten -
Versuche des "Arbeitsplätze-Schaffens" im nachholenden Kreisky'schen
Keynesianismus gestanden, bis eine antizyklische Wirtschaftspolitik an
die Grenzen der Finanzierbarkeit im globalisierten Standortwettbewerb
stieß. Das "Arbeitsplätze-Schaffen" ist seither als folkloristischer
Politikerwettbewerb zur Erbauung des in die dürren Austerity-Ebenen
getriebenen Stimmviehs weitergeführt worden, aber real wenig
bedeutsam. Die Informationsrevolution hat das Wirtschaftswachstum
längst von der Arbeitskräftenachfrage entkoppelt, sodass staatliche
Wachstumsförderung gar nicht oder nicht im erhofften Umfang auf dem
Arbeitsmarkt ankommt. Die fortlaufende Verschiebung in der organischen
Zusammensetzung des Kapitals drückte auf die Profitabilität in der
realen Produktion, weshalb ganze Kapitalfraktionen auf die
Finanzmärkte auswichen, wo sie zwar auch keine Arbeitsplätze schufen,
aber Fiat-Money in rauen Mengen, mit dem sich kreditgestützte
Zwischenkonjunkturen erzeugen und Probleme mit den Staatshaushalten
hinausschieben lassen - bis die Spekulationsblasen platzen.

... zur rituellen Opferung überschüssiger Arbeitskräfte

Das sich nach dem Abebben des Wiederaufbaubooms entwickelnde
Krisenszenario hätte systemimmanent eine Beschränkung der Agenden der
AMV auf das wenige, was die Institution noch bewirken konnte,
nahegelegt, also die Verwaltung der Arbeitslosenbezüge und der immer
geringeren Zahl von Stellenangeboten. Angesichts der Durchsetzung des
neoliberalen Austerity-Dogmas seit den 80er-Jahren hätte sich die AMV
geradezu dafür angeboten, die überflüssigen Verwaltungskapazitäten
herunterzufahren und - wie bei vielen anderen sozialen Einrichtungen -
Sozialabbau zwecks Budgetkonsolidierung zu betreiben.

Letzterem mochten die Einschränkungen des Zugangs zu AMS-Leistungen
und deren Reduktion noch dienlich sein, auch wenn diese die Kosten
durch steigende Arbeitslosenzahlen in der Regel wohl nicht ausgleichen
konnten. Die verstärkte Sanktionswut der Institution kann aber schon
wegen des unverhältnismäßigen Aufwands im Einzelfall schwerlich unter
dem Gesichtspunkt von Einsparungen betrachtet werden.
Gesamtgesellschaftlich sind Einsparungen bei der Existenzsicherung von
Arbeitslosen sowieso nur budgetwirksam, wenn es gelingt, Menschen
gänzlich aus dem Sozialsystem in die Arme privater Mildtätigkeit oder
familiärer Abhängigkeiten zu treiben. Die Aussage, die deutsche
Kabarettisten einem Jobcenter-Mitarbeiter in den Mund legen, trifft
diesen Sachverhalt einigermaßen: "Wissen Sie wann ein Jobcenter gut
ist? Wenn ich hier einen Mitte-dreißig-jährigen Arbeitslosen sitzen
habe und wenn ich's schaffe, dass er aus finanziellen Gründen bei
seiner pflegebedürftigen Mutter einziehen muss, und wenn ich's dann
schaffe, dass die Mutter für ihn Unterhalt bezahlen muss, das ist
gut" (ZDF, Mann, Sieber! vom 14. Februar 2017, "Im Jobcenter").
Abgesehen von solchen "Erfolgen" gebiert der verschärfte Umgang der
AMV bzw. des AMS mit den Arbeitslosen aber wenig Einsparungspotenzial.
Wer ins Prekariat getrieben wird, kommt leicht wieder wie ein Bumerang
zurück, aus dem Bezug Hinaus-Sanktionierte fallen bei anderen
Sozialeinrichtungen an, selbst die, die sich ein Bein abhacken, um
nicht vom AMS in Jobs gezwungen zu werden, die sie nicht mehr
ausführen können, belasten das Gesundheits- und Sozialsystem weiter.
Nur Selbstmörder rechnen sich so gesehen.

Angesichts immer leistungsfähigerer Technologien zur Verwaltung der
Leistungsbezüge und dem Zugänglichmachen von Stellenausschreibungen
sowie des - gemessen an der Zahl der Arbeitslosen - dramatischen
Mangels offener Stellen schien eine weitgehende Einschränkung der
Vermittlungstätigkeit der Institution das Gebot der Stunde. Laut
AMS-Daten kamen im Jahresschnitt 2016 auf eine sofort verfügbare
Stelle zehn Arbeitsuchende und schätzt das AMS, ca. 40 % der gesamten
österreichischen Arbeitskraftnachfrage in seiner Datenbank zu haben.
D. h., schon rein arithmetisch ist für 75 % der beim AMS
arbeitssuchend gemeldeten Personen eine Beschäftigungsaufnahme
unmöglich. Spuren einer systemrationalen Antwort auf diese Situation
finden sich verschämt in einer Bestimmung des
Arbeitsmarktservicegesetzes (AMSG), die es erlaubt, Arbeitslose in den
letzten eineinhalb Jahren vor Pensionsantritt davon zu befreien,
"sich ständig zur Aufnahme und Ausübung einer Beschäftigung
bereitzuhalten", falls keine "Aussicht auf eine Wiedereingliederung in
den Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit" (§38b AMSG) bestehe.
Dies ist ein indirektes Eingeständnis dafür, dass sich weitere
Vermittlungsbemühungen mangels Erfolgsaussichten nicht lohnen. Bei
Vorruheständlern ging ein solches Anerkenntnis der Realitäten
ideologisch anscheinend gerade noch durch, bei den anderen derzeit 75
% nicht mehr Verwertbaren offensichtlich nicht.

Die Geburt des "Service"

Anstatt also die Institution ihrer minimalen Regelungskapazität
entsprechend zu schrumpfen, wurde aus der biederen AMV 1994 das
"Service" (englisch auch für Gottesdienst) mit steigenden Geldmitteln,
einem wachsenden Kreis vorgelagerter Franchise-Nehmer für
Bildungsmaßnahmen und Beschäftigungssimulation am sogenannten zweiten
Arbeitsmarkt, bestehend aus Kursanbietern, SÖBs (sogenannte
sozialökonomische Betriebe) und "gemeinnützigen"
Personaldienstleistern und -verleihern sowie stetig steigendem
AMS-Personal (für 2017 etwa 200 zusätzliche Beraterstellen), das in
allererster Linie der direkten "Betreuung" der Arbeitslosen
"zugutekommt". Eine solche Verletzung des Prinzips der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit (§31, Abs. 5. AMSG) erklärt
sich nicht anders, als dass die arbeitsgesellschaftliche Ideologie
eine Freistellung von Personen von der Verwertungspflicht ihrer
Arbeitskraft einfach nicht zulassen kann, auch wenn deren Vermittlung
nur mehr ohne jegliche Erfolgsaussichten simuliert werden kann. Diese
ideologische Verselbstständigung des Service zum Gottesdienst am
Warenfetisch spiegelt sich in Folgendem:

1. Individualisierung der Arbeitslosigkeit

Zur Verdrängung der ideologisch hinderlichen Realitäten konzentriert
das Service seine ganze Aufmerksamkeit auf die Arbeitslosen, was
zweierlei bedeutet:

• Wer bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beim betroffenen
Individuum ansetzen will, zäumt das Pferd nicht nur vom falschen Ende
auf, sondern verabschiedet sich praktisch vom Anspruch, real etwas
bewirken zu wollen. Die Betroffenen sind schließlich die Letzten, die
Einfluss auf die sinkende Nachfrage nach Arbeitskraft haben, außer sie
gründeten - meist wenig lebensfähige - Firmen, um sich ihren
Arbeitsplatz selbst zu schaffen, was aber nur das gleiche
Nullsummenspiel in Bewegung setzt, wie wenn Arbeitslose einander einen
Job wegschnappen. Solche Zwangsselbstständigkeit von Arbeitslosen
steht in der Gunst des AMS naturgemäß weit oben und wird mit
großzügigem Rat und mehr symbolischer Tat - die angebotenen
Subventionen sind in der Regel nicht der Rede wert und stehen in
keinem Verhältnis zum Risiko einer Firmengründung - unterstützt, weil
sich nur in solchen Fällen das AMS-Dogma, dass die Arbeitslosen selbst
ihre Arbeitslosigkeit beenden können, zu bestätigen scheint.

• Die Einengung des Blickwinkels auf die Arbeitslosen kastriert
aber auch jedes intellektuelle Verständnis der gesellschaftlichen
Ursachen der Arbeitsmarktentwicklung. Wer diese Umstände, wie die rein
rechnerisch für 75 % der Arbeitslosen fehlenden Stellen, erst einmal
ausgeblendet hat, kann die Schuld nur mehr bei den Arbeitslosen selbst
suchen, wenn nicht in ihrer mangelhaften Qualifikation, so in
mangelndem Arbeitswillen. Die Bearbeitung des Letzteren hat daher in
der AMS-internen Prioritätensetzung die Qualifizierungsanstrengungen
weitgehend abgelöst, wodurch sich der Simulationscharakter der
AMS-Schulungen noch erhöht haben dürfte, wenn diese nicht überhaupt zu
reinen Disziplinierungsinstrumenten bei der Arbeitslosen-Dressur
geworden sind.

2. Sündenbockgenerierung für Systemprobleme

Die Individualisierung des Problems der Arbeitslosigkeit ist durchaus
funktional, um die Arbeitsgesellschaft weiter als intakt und
unhintergehbaren Standard der gesellschaftlichen Entwicklung zu
imaginieren und ihren historischen Niedergang zu verdrängen:

• Die Pose der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit kann in Form der
Bekämpfung der Arbeitslosen weiter simuliert werden, insbesondere da
die Letzteren im Gegensatz zu den strukturellen Ursachen dem direkten
Zugriff des AMS wirklich ausgesetzt sind. Das demonstriert
Handlungsfähigkeit in der Krise, wo in Wirklichkeit Ratlosigkeit
herrscht.

• Die zu gesellschaftlichen Sündenböcken degradierten Schuldigen
ersparen die Auseinandersetzung mit den Realitäten und erlauben somit,
den fetischistischen Kern der Moderne, den Warenfetisch, insbesondere
in seiner konsumgesellschaftlichen Ausprägung als Glauben an ewiges
Wachstum und eine - zumindest zukünftige wieder mögliche -
Vollbeschäftigung zu rehabilitieren.

Aufbau eines virtuellen Notstandsregimes

Der Übergang zu selbstzweckhaften, quasireligiösen Ersatzhandlungen
machte sozioökonomisch weitgehend irrelevante, ja kontraproduktive
Opferrituale an den Arbeitslosen zur Hauptbeschäftigung des "Service"
und erforderte

• das Abrücken von der sozialen Sicherungsfunktion des AMS und
deren Umwandlung in ein Sanktionsinstrument durch die permanente und
willkürliche Bedrohung der materiellen Existenzgrundlage,

• den Abbau von rechtsstaatlichen Standards und ihren Ersatz
durch eine Art Sondergesetzgebung für Arbeitslose zur Erleichterung
willkürlicher Sanktionierung, die zwar immer wieder mit den
allgemeinen Rechtsprinzipien kollidiert, aber fortschreitend zumindest
im Nachhinein legalisiert wird,

• und den Aufbau und die Legalisierung einer Parallelwelt, in der
das AMS Vermittlung, Bildungsförderung, Weiterbildung und
Beschäftigung weitgehend unbeeinflusst von den realen Umständen, aber
unter zwangsweiser Einbeziehung der Betroffenen simulieren kann.

Letzteres ist wiederum Anlass und Rechtfertigung für die
Sanktionierung von Arbeitslosen und so schließt sich der Kreis der
AMS-Aktivitäten, praktisch ohne mit den tatsächlichen
Arbeitsmarktrealitäten wesentlich in Berührung kommen zu müssen.

Diese immer mehr in sich geschlossenen Aktivitätskreisläufe besitzen
praktisch keine Relevanz für die systemimmanente Regulation der
anstehenden Probleme, die zu erlauben sie vorgeben, weshalb das AMS
spätestens seit den 90er-Jahren in seinem Zeitalter der massenhaften
Scheiterhaufen angekommen sein dürfte, auch wenn die direkte
Verfolgung der Opfer mehr sozialer und rechtlicher Natur ist und die
psychische Degradierung meist indirekt erfolgt. Die Sanktion ist das
Um und Auf eines quasireligiösen Rituals des AMS geworden, um die
systemkonforme Ordnung des "Wer nicht arbeitet, soll nicht essen"
zumindest exemplarisch (wieder-)herzustellen. Drakonische Strafen für
das Sündigen, die kein gelinderes Mittel als die zumindest temporäre
Vernichtung der materiellen Existenzgrundlage kennen, und sei es nur
für einen versäumten Termin, sind daher obligat. Dementsprechend hat
sich die Zahl der Sanktionen zwischen 1990 und 2005 verfünffacht
(Atzmüller, 2009). Derzeit halten wir bei ca. 100.000 pro Jahr. Die
Steigerungsrate der Raserei des "Service" pro Zeiteinheit dürfte die
Inquisition in den Schatten stellen, aber die Zeiten sind seit damals
natürlich generell schnelllebiger geworden.


Der Beitrag ist Teil I einer Serie. Wie aus einem
sozioökonomischen Regulationsinstrument eine (Re-)Produktionsanstalt
von arbeitsgesellschaftlichen Glaubensdogmen wurde, und welche - die
Dogmen affirmierenden - Opferrituale dabei zur Anwendung kommen, wird
in den folgenden Teilen erörtert.



Symptomatisch

von Peter Oberdammer

Das AMS vermittelt den Absolventen eines Lehramtsstudiums an das
Chocolate Museum Vienna, das didaktisch erfahrene Mitarbeiter für
Führungen und Präsentationen sucht. Auf die Bewerbung per Email und
mehrere Nachfragen erfolgt über Monate keine Antwort des Unternehmens,
eine Telefonnummer ist weder im Branchenverzeichnis noch auf einer
Website zu finden, an der angegebenen Adresse im Wiener Prater
befindet sich ein kleines Schokoladengeschäft, das auch während seiner
Öffnungszeiten fest verschlossen ist. Das hindert den AMS-"Betreuer"
aber nicht, über den Arbeitslosen eine vorläufige Bezugsperre zu
verhängen, weil er aus der vorgeschriebenen Rückmeldung des
Chocolate-Historikers in spe (per eingeschriebenem Brief) nicht
entnehmen könne, ob wirklich eine Bewerbung erfolgte, also ein
typisches Problem Sinn verstehender Lesefähigkeit. Nur mit der
Bescheidanforderung des Betroffenen tut sich das AMS schwer, weil das
hauseigene Service für Unternehmen laut Akt zu bedenken gibt, dass die
Firma noch Investoren suche und unklar sei, ob und wann das
Etablissement seine Pforten öffnen werde. Die Bezugsperre muss also
aufgehoben werden, der Mitte August 2017 angekündigte Bescheid steht
nach wie vor aus. Dafür erfährt der Betroffene viereinhalb Monate
später, dass das Chocolate Museum Vienna inzwischen eröffnet hat, und
die Besucher nun vom Roboter Mr. Pepper "didaktisch" betreut werden.

Was lernen wir daraus?

• Das AMS muss sich mit fiktiven Stellen behelfen, um

Vermittlungsaktivitäten zu simulieren.

• Bloß potentiell existierende Stellen reichen völlig für
AMS-Zwecke. Sie sind ja nur Anlass für zweierlei: die Sanktionswut der
AMS-Priester und -Messner und die Demonstration einer zwar real
folgenlosen, dafür aber "richtigen Gesinnung" des Arbeitslosen, sprich
Arbeitswilligkeit.

• Das Rechtssystem ist noch nicht soweit auf virtuellen
Bekenntniszwang arbeitsgesellschaftlicher Rechtgläubigkeit umgestellt,
dass das AMS sich auf etwas anderes als Einschüchterung durch
"vorsorgliche" Existenzvernichtung verlassen kann, aber das kann ja
noch kommen.

• Sofern die Arbeitslosendisziplinierung sich nicht ganz im
virtuellen Binnenraum der AMS-Parallelwelt abspielt, ist auf dem
realen Arbeitsmarkt die Automatisierung immer schneller.
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Wertvolle Wissenschaft: Das Fortwesen von Marienthal

von Peter Oberdammer

Mit der Schiksalsfrage des modernen Warensubjekts in der Überschrift
("If you are overqualified for your role, are you causing more trouble
for your firm than you are worth?") informiert uns die BBC über ein
aufsteigendes Forschungsfeld der Wirtschaftswissenschaften ("perceived
overqualification") allgemein, und eine aktuelle Studie im Besonderen.
Mit allerhand scheint sich die Verwertungswissenschaft allerdings
nicht zu befassen:

• Es fällt zwar auf, dass "many employers now use degrees as a
standard entry requirement for roles that were traditionally done by
non-graduates" (BBC); dass dies logisch auf dem krisenbedingten
Arbeitskräfteüberschuss und Qualifizierungswettlauf (Long live LLL!)
beruht, scheint weniger zu interessieren. Auch nicht, dass die
unternehmerische Idiotie, Uniabsolventen in allen möglichen Bereichen
zu beschäftigen, wo keine gebraucht werden, nur eine Folge des Denkens
in abstrakten Wertkategorien sein kann. Es ist eben value for money,
einen "wertvollen" Akademiker zu unakademischen Löhnen einkaufen zu
können.

• Nicht einmal die Aussage ihres Testimonials, "It was boring, it
wasn't challenging, and I wasn't doing any meaningful work" (BBC),
lesen die Jünger der Verwertungswissenschaft zu Ende. Dass die Jagd
nach dem abstrakten Wert, jede Arbeitskraftverausgabung letztlich
"meaningless", weil einem fetischistischen Zweck unterworfen, machen
muss, gilt nicht nur für Akademiker, auch wenn letzteren die Schuppen
besonders dröhnend von den Augen fallen mögen, wenn ihre ideologischen
Schleier krisenbedingt zerschleißen. "Man arbeitet heute nicht mehr
für eine Idee oder ein Produkt, sondern nur noch für die zahlenmäßigen
Effekte, die sich daraus ergeben", werden Manager in einer
Untersuchung zu Burn-out (Broßmann) zitiert. Dies war natürlich immer
so, kann nur immer weniger geleugnet werden, wenn die Jagd nach dem
abstrakten Wert in ökologischen, sozialen und psychischen
Ruinenlandschaften immer weniger Kollateralnutzen vorweisen kann.

Aber nein, ausgerechnet auf den Spuren von Marienthal wandeln sechs
Unileute aus fünf Universitäten auf drei Kontinenten, wenn sie
konstatieren, was die Überqualifizierten so unglücklich macht: die
"underutilization of abilities and skills", die als "deprivation,
injustice and misfit" empfunden würden, nicht etwa Entlohnungs- oder
Statusunterschiede oder die kognitiven Dissonanzen infolge des Diensts
am Warenfetisch. Entzugserscheinungen für Verwertungssüchtige bei
Unterverwertung? Welch Unglück, seine "surplus job capacity" beim
Müßiggang vertrödeln zu müssen?

 * 

"Den Wert der Stunde erleben"

Notizen zu einer überfälligen Abrechnung mit der Marienthal-Studie


von Franz Schandl

Eine 29-jährige Frau aus Marienthal sagt, und ähnliche Aussagen aus
Heidenreichstein und Schrems dürfen angenommen werden: "Wenn ich
wieder in die Fabrik zurück könnte, wäre das mein schönster Tag. Es
ist nicht nur wegen dem Geld, aber hier in seinen vier Wänden, so
allein, da lebt man ja gar nicht." (Marie Jahoda/Paul Lazarsfeld/Hans
Zeisel, Die Arbeitslosen von Marienthal. Ein soziographischer Versuch
(1933), Frankfurt am Main 1975, S. 91. Alle folgenden Seitenanzahlen
beziehen sich, sofern nicht anders angemerkt, auf diesen Band.)

Der Zustand von früher wird von den aktuell Betroffenen geradewegs
verherrlicht. Indes ist diese retrospektive Sicht doch sehr verzerrt
durch die damals aktuellen Probleme, sodass das Vergangene in einem
günstigen Licht erscheint. Die Depression färbt alles, was vorher
gewesen ist, geradezu rosig ein, steht es nur im Gegensatz zur
"abgestumpften Gleichmäßigkeit" (S. 55). Stets wird die Frage so
gestellt: Wie kann den Objekten geholfen werden? Nicht: Wie gelangen
wir zu einem Zustand, wo die Menschen nicht mehr Objekte ihrer selbst
verschuldeten Zusammenhänge sind?

Sozietät soll nur noch als Arbeit und von ihr abhängiger Freizeit
(worunter auch dezidiert die ganzen Einkäufe fallen) vorgestellt
werden können. Von einer Kritik solcher Zwangszustände ist die
Marienthal-Studie meilenweit entfernt. Insgesamt ist der kritische
Gehalt des Projekts dürftig. Die "bahnbrechende Studie" fährt in ihren
ganzen vorausgesetzten wissenschaftlichen Apriori auf den affirmativen
Geleisen von Industrie und Arbeit. Die spezifischen Umstände, die die
zitierte Frau dazu verleiten, ihre Perspektive so und nicht anders zu
projizieren, werden nicht einmal thematisiert, eben weil sie gar nicht
als spezifisch gesellschaftliche, sondern als allgemein menschliche
wahrgenommen werden. Gerade hier müsste Analyse ansetzen. Indes wird
von Lazarsfeld, Jahoda & Co. die allgemeine Bescheidenheit innerhalb
der vorgegebenen Muster und Formen zu denken auch noch geadelt.
Wissenschaft und Alltagsbewusstsein bekennen sich dann unisono zum
gesunden Menschenverstand. Statt Kritik zu üben, erhöhen die Forscher
die synthetischen Vorurteile der Beforschten durch ihre empirische
Wissenschaft.

Die Studie erlaubt sich somit nicht einmal in Akzenten einen
emanzipatorischen Anflug. Sie ist dem Universum der Arbeit fest
verhaftet. Ein System, das die Arbeiter auf brutale Weise ausgespuckt
hat, soll sie abermals in Gnaden aufnehmen. Gegen die Misere der
Arbeit hat Paul Lazarsfeld wiederum nur die Arbeit anzubieten: "Die
einzige wirksame Hilfsquelle wäre natürlich die Arbeit" (S. 43), heißt
es mehr lapidar als apodiktisch. Diese Kernaussage zeigt freilich die
begrenzte Perspektive des Vorhabens. Karl Reitters Einschätzung der
Studie ist wohl zuzustimmen: "Ich halte sie für ein Musterbeispiel an
ideologischer Zurichtung auf die Lohnarbeit und zudem als akademische
Einübung in die elitäre Distanz. Die Studie wurde 1933 in einem
kleinen Industrieort in Niederösterreich durchgeführt. Die
Arbeitslosen treten uns in dieser Untersuchung als passives, stummes
Objekt entgegen. Sie artikulieren sich nicht, sie bedürfen der
Wissenschaftler aus dem fernen Wien, die uns sagen, wie es ihnen
ergeht und was sie benötigen: Arbeit, Arbeit und nochmals Arbeit."
(Karl Reitter, Prozesse der Befreiung. Marx, Spinoza und die
Bedingungen eines freien Gemeinwesens, Münster 2011, S. 244)

Es wird ganz so getan, als wären die Probleme der Welt in der
Abwesenheit und nicht der Anwesenheit von Lohnarbeit und Kapital
begründet. Was meint, dass alle Menschen, insbesondere aber die
Lohnarbeiter sich den Verwertungsbedingungen des Kapitals unterwerfen
müssen. Arbeit ist nur von Übel, wenn es zu wenig gibt, Waren sind nur
von Übel, wenn es zu wenig gibt, Geld ist nur von übel, wenn jemand zu
wenig hat. Gefordert wird dann nichts anderes als Gerechtigkeit, was
meint: Wir wollen mehr von alledem. So endet alles in einem
Verteilungskampf, der gar nicht mehr fragt, was denn überhaupt diesem
Realszenario von Arbeit und Geld, Markt und Staat, zugrunde liegt und
warum wir es wollen sollen.

Arbeit als Freizeit

In allen Passagen des Werks kommt das deutlich zum Ausdruck. Am
Beispiel der Freizeit sei das noch einmal illustriert. "Aber bei
näherem Zusehen erweist sich diese Freizeit als tragisches Geschenk"
(S. 83), schreiben sie. Doch auch diese Sicht ist beschränkt. Leute,
die Arbeit verloren haben, haben keine Freizeit gewonnen. Keine
freie Zeit wird ihnen geschenkt, sie werden vielmehr in eine
lose Zeit gestoßen. Lose meint, dass eins seiner
gesellschaftlichen Funktionen entledigt wurde. Hier versagt die
Analyse weitgehend, und zwar aus dem banalen Grund, dass soziale
Perspektive nur vom Standpunkt der Arbeit gedacht wird. Tatsächlich
ist sie die hohe Braut, der man sich anvertraut. Das Lied der Arbeit
ist immer mitzuhören. Es verstummt nie, gibt Melodie und Rhythmus vor.
Freizeit ist jedoch eine rhythmische Erscheinung der Arbeit selbst.
Sie ist die Coda der Arbeit. Geht die Arbeit verloren, dann geht auch
die durch sie dimensionierte Freizeit verloren. Auch sie wird
entwertet.

Maria Hintersteiner wendet wohl zu Recht ein: "Der Schwerpunkt könnte
aber auch etwas anders gelegen sein, als die ForscherInnen vermuteten.
Vielleicht lag die Ursache für diese psychische Lähmung nicht so sehr
im Verlust externer Zeitfixierung und der Spannung, die der Wechsel
Arbeit-Freizeit aufrechtzuerhalten vermag, als in der
Aussichtslosigkeit, dass irgendetwas, was man unternehmen könnte, zur
Besserung der persönlichen Umstände führen würde."
(Erfahrungshorizonte bei Tätigkeiten Erwerbsarbeitsloser unter
Einschluss der Muße, Diplomarbeit, Wien 2008, S. 36)

Depressiv und krank macht ja auch nicht die Arbeitslosigkeit als
solche, sondern eine gesellschaftliche Konstellation, die die
Arbeitslosen als minderwertig und deklassiert begreift und sie das
durch ihr schmales Einkommen und diverse repressive Maßnahmen auch
spüren lässt. Arbeitslosen geht es also nicht schlecht, weil sie die
Arbeit los sind, sondern weil man sie als gesellschaftliche Mitglieder
ächtet, sie nicht mehr als vollwertig anerkennt. Gelingt es Einzelnen,
sich diesen Zumutungen zu entziehen, dann kann Arbeitslosigkeit sogar
eine befreiende Komponente entfalten, weil man unmittelbar nicht der
Zwangslohnarbeit und der Zwangsverdingung ausgesetzt ist. Für diese
Freiräume wird stets gekämpft, abseits aller Arbeitsbekenntnisse.

"Dass übrigens die unmittelbare Arbeitszeit selbst nicht in dem
abstrakten Gegensatz zu der freien Zeit bleiben kann - wie sie vom
Standpunkt der bürgerlichen Ökonomie aus erscheint -, versteht sich
von selbst", schreibt Marx (MEW 42, S. 607). Und Andrea Komlosy meint:
"Freizeit entspringt der Vorstellungswelt, in der Arbeit als
Erwerbsarbeit begriffen wird, die innerhalb eines bestimmten
festgelegten Zeitrahmens stattfindet und zumindest im Idealfall die
Geldmittel bereitstellt, mit denen die zum Leben notwendigen Waren
beschafft werden können." (Arbeit. Eine globalhistorische Perspektive.
13. bis 21. Jahrhundert, Wien 2014, S. 71)

Freizeit ist eine durch und durch moderne industrielle und
kapitalistische Größe: Freizeit ist durch Arbeit bestimmte
Nichtarbeitszeit. Leute, die die Arbeit verloren haben, haben
keine Freizeit gewonnen. Freizeit ist eine Funktion der Arbeit,
genauso wie Arbeitszeit. Fällt die Arbeit weg, ist die übrig
gebliebene Zeit primär eine tote. Und tatsächlich, Arbeitslose sind
sozial tot oder zumindest schwer verletzt. Heute sind sie den
Reinkarnationsmaschinen von AMS und Politik ausgeliefert. Von der
Verachtung, die immer mitschwingt, ganz zu schweigen.

Arbeit als Leben

Wo Arbeit und Leben als objektive Identität und subjektive
Identifizierung auftreten, kann der Verlust der Arbeit nur als Verlust
des Lebens empfunden werden und nicht als Zeitgewinn. Genau das ist
der Fall, in Marienthal ebenso wie im Oberen Waldviertel heute. Wenn
man sich mit etwas identifiziert, was man hat, dann ist, unabhängig
von aller Problematik, doch in gewisser Weise Synchronität und
Harmonie möglich; identifiziert man sich allerdings mit etwas, was man
nicht hat resp. was einem soeben genommen wurde, dann ist das Leben
dieser Subjekte an sich infrage gestellt und würdelos geworden. Der
Wert, den man zu haben hat, wurde einem geraubt. Der Wert der Menschen
besteht ja schließlich darin, sich verwerten zu können, ja zu müssen.
Diesen Zusammenhang gilt es zu untersuchen, anstatt stupide
Bekenntnisse à la "Arbeit gut, Arbeitslosigkeit schlecht" abzuliefern.

Menschen, deren ganze Perspektive sich auf die Arbeit kaprizieren und
versteifen musste, wissen nun, da diese weg ist, zweifelsfrei nichts
mehr anzufangen. Außerdem bestimmt fortan Geldknappheit ihre
Bedürfnisse, oder besser, minimiert sie. Tatsächlich ist man in einer
Situation, wo man sehr wenig Geld hat, noch mehr Geldwesen als in
einer, wo man flüssig ist. Eben weil man in der tristen Situation jede
Handlung ganz explizit und präzise auf die Möglichkeiten der eigenen
Börse einzuschätzen hat und somit auch der relativen Autonomie des
Kaufens verlustig geht. "Ich bin ganz knapp", sagt dann das Subjekt.
Man kann am normalen bürgerlichen Leben nicht mehr so recht
teilnehmen, da man schwer behindert ist, ein sozialer Krüppel
sozusagen, auf Hilfe angewiesen.

Ist Freizeit von Lohnarbeit bestimmt, so ist die arbeitslose Zeit von
der Abwesenheit der Erwerbsarbeit und somit vom Wunsch getragen, diese
zurückzugewinnen. Alleine sie sichert das Leben, so das gemeine
Vorurteil. Der Arbeitslose fühlt sich also nicht als Opfer der Arbeit,
die ihn als überflüssig ausgespuckt hat, sondern als Opfer der
Nichtarbeit. Wenn ein Arbeitsloser mit dem Satz "Ich habe früher
weniger Zeit für mich gehabt, aber mehr für mich getan" (S. 86)
zitiert wird, dann wäre dies weniger als eine Frage der Zeit als eine
Frage des Gelds zu dechiffrieren. Die disponible Zeit ist demnach auch
nicht auf der Ebene überflüssiger Stunden zu diskutieren, sondern
wesentlich geprägt von der Konstellation, in der die Personen sich
befinden.

Disposition ist keine formale Frage der Zeit, sondern in der
Marktwirtschaft eine inhaltliche Frage der durch das Geld bestimmten
Möglichkeiten, kurzum der Funktionserfüllung als Geldsubjekt.
Arbeitslose können nicht mehr in ausreichendem Sinn das sein, was
gesellschaftlich von Käufern und Verkäufern verlangt wird. Sie können
sich nicht mehr verkaufen und können daher auch nur noch sehr
beschränkt kaufen. Ginge es rein nach den Gesetzen des Marktes, müsste
man sie verhungern lassen, weil sie ihre gesellschaftliche Pflicht als
aktive Marktteilnehmer nicht zu erfüllen verstehen.

Der oben zitierte Arbeiter konnte früher mehr für sich tun, weil er
erstens gesellschaftlich akzeptiert (= Arbeiter als erfolgreicher
Verkäufer der Arbeitskraft) und zweitens, weil er dadurch ein (wenn
auch vielleicht bescheidener) Geldbesitzer und somit Käufer gewesen
ist, der über ein regelmäßiges Einkommen verfügte. Sein Status war
anerkannt und gesichert. Nunmehr als Arbeitsloser ist sein Status
weder anerkannt noch gesichert. Vor allem auch auf der emotionalen
Ebene ist das ein großes Manko, mit dem eins da zurechtzukommen hat.
Die Freizeit der Arbeitslosen ist eine der leeren Dauer, aber nicht,
weil sie keine Arbeit besitzen, sondern weil sie gesellschaftlich
nicht satisfaktionsfähig sind. Unter der Herrschaft von Markt und
Kapital sind jene gescheiterte Existenzen. Sie vermögen sich eben
nicht in Wert zu setzen, ihren potenziellen Gebrauchswert in einen
tatsächlichen Tauschwert zu versetzen. Ihre Arbeitskraft ist
unsubstanziell, weil unverkäuflich geworden.

Arbeit als Sinn der Zeit

Unsere empirischen Forscher beschreiben die ehemaligen Arbeiter (vor
allem die Männer) als nicht mehr funktionierende
Gesellschaftsmitglieder. Das ist, betreibt man Wissenschaft als
Agentur von Lohnarbeit und Kapital, durchaus logisch. Aber darf man
solch eine Position beziehen, die noch die bürgerliche Normalität
(Arbeit) gegen die angebliche Ausnahmesituation (Arbeitslosigkeit)
abfeiert und somit verteidigt? Arbeit und Arbeitslosigkeit, das
scheint den Forschern wirklich eine fundamentale Diskrepanz zu sein.
Letztere gilt es abzuwehren und Erstere zu verwirklichen.
Arbeitsfähigkeit ist demnach unbedingt zu erhalten. Wenn
Studienverfasser sich über Studienobjekte äußern, liest sich das
mitunter so: "Wo der Wert der Stunde nicht mehr erlebt wird, lässt
sich auch nicht stufenweise abgrenzen und verrechnen." (S. 87) Es gilt
also den Wert der Stunde zu erleben, das tayloristische Universum der
Verrechnung und Abgrenzung, es bleibt unwidersprochen, ja
unhinterfragt. Schlimm ist es nicht selbst, sondern nur, wenn es nicht
mehr funktioniert.

Der Sinn der Zeit scheint in der Arbeit zu liegen. Arbeit sollte daher
zumindest simuliert werden. Derweil kann der Charakter des Nichtstuns
völlig unterschiedlich sein: Es kann als apathisch, ja verzweifelt
empfunden werden, es kann jedoch auch von produktivem Müßiggang und
sinnlicher Kreativität bestimmt sein. Nichtstun sagt also vorerst
einmal nichts aus. Nichtstun ist nicht einfach "der völlige Mangel
einer sinnvollen Zeitauffüllung" (S. 86). Die Forscher wollen die
Beforschten, selbst wenn sie arbeitslos sind, unbedingt zu einer
Beschäftigung anhalten. Die Reservearmee sollte im Training bleiben.
Solch Vorstellungen sind heute in der Arbeitslosenverfolgung ja schon
Realität geworden. Insofern ist die Studie wegweisend.

Bei Jahoda, Lazarsfeld und Zeisel fließt das Arbeitscredo aus allen
Zeilen der Studie. Die Affirmation der Arbeit durch die (ehemaligen)
Arbeiter wird nicht nur nicht hinterfragt, sie wird noch verstärkt.
Und dieser blinde Fleck kann auch nicht einfach entschuldigt werden,
weil der integrierte Mainstream der Arbeiterbewegung nicht anders
tickte. Man verweise auf Friedrich Engels' Studie der englischen
Arbeiterklasse (MEW 2), an viele Aussagen Karl Marx' oder Paul
Lafargues Schrift "Das Recht auf Faulheit". Und auch nicht jeder
Sozialwissenschaftler und austromarxistische Zeitgenosse war ein
Arbeitsanbeter, man verweise auf Max Adler. Dieser schreibt:

"Es soll mehr als es bisher geschieht, im Bewusstsein des Proletariats
der Gedanke herausgearbeitet werden, dass mit der Befreiung von der
Knechtschaftsform der Arbeit, die durch die Jahrtausende gegangen ist,
auch die Ideologie der Arbeit fallen wird, die nur einer
Klassengesellschaft entspricht, wonach die Arbeit ein an sich
Wertvolles, eine Tugend, ein heiliger Beruf sei. Dieses nach
Philistertum schalster Art schmeckende Trugwort, mit welchem die
arbeitslose Muße der Herrschenden die Arbeitsqual der Besitzlosen
geistig versöhnen möchte, muss radikal ausgerottet werden. Die Arbeit,
nicht als Funktionsbedürfnis oder schöpferische Aktion, sondern als
Bestreitung der Notwendigkeiten und Annehmlichkeiten des
gesellschaftlichen Lebens (...) ist eine Last, eine Notdurft, welche
die Gesellschaft verrichten muss, nicht mehr oder weniger. Sie auf
jenes Maß einzuschränken und so zu organisieren, dass ohne
Beeinträchtigung der Anforderungen der Gesellschaft endlich jeder
einzelne von ihrem Joch befreit werde und nun statt ein Leben der
Arbeit ein menschliches Leben führen könne, ist ja der große neue
Kulturgedanke des modernen Sozialismus." (Max Adler, Wegweiser.
Studien zur Ideengeschichte des Sozialismus (1914), Wien 1965, S.
202-203)

Überlegungen wie jene von Max Adler, der zweifellos für eine kleine
Minderheit in der SDAP stand, sind dem Forscherteam fremd, real wie
mental. Nicht einmal ein Gedanke wird daran verschwendet.

 * 

Die Vermessungen von Marienthal

von Karl Reitter

Was wurde in dieser Studie tatsächlich gemessen? Vorgeblich die
Niedergeschlagenheit angesichts des Verlustes des Arbeitsplatzes. Aber
war es nicht auch, oder sogar primär, der Verlust des Einkommens?
Damals wurde die Arbeitslosenhilfe ja nur für ein Jahr (oder so)
ausbezahlt, dann wurde sie nach und nach auf Null gesenkt;
"ausgesteuert" hieß das damals. Diese Ausgesteuerten konnten nur mit
Hilfe von Verwandten oder Bekannten überleben. Was war also der Grund
für die festgestellten psychischen Probleme, war es der Verlust der
Arbeit oder das Wissen, in einigen Monaten schlichtweg keinerlei
Einkommen zu haben. Wenn ich wüsste, dass meine Pension in einem Jahr
auf Null gesenkt wird, wäre ich auch fix und fertig.

Was würden wir von einer Studie halten, die sich "Die unverheirateten
Mütter und das tragische Schicksal unehelicher Kinder von Marienthal"
nennt und in der dokumentiert wird, dass diese Mütter unter
Schuldgefühlen und Niedergeschlagenheit leiden, und dass es den
Kindern alles andere als gut geht. Das Faktum würden wir wohl kaum
bezweifeln. Wie sollte es in einer katholischen Kleinstadt bei all dem
bösen Gerede auch anders sein? Die Gefühle und Empfindungen der Frauen
würden wir als echt akzeptieren. Aber wir würden sehr wohl darauf
verweisen, dass diese psychischen Auswirkungen unehelicher
Schwangerschaften kulturell und moralisch durch die Verhältnisse
bestimmt sind. Wir würden sicher nicht dafür plädieren, dass Kinder
nur in der Ehe geboren werden sollten, was diese Studie ja "beweisen"
würde. Aber genau das macht diese Studie, nur statt Ehe heißt es eben
Lohnarbeit. Dieser Punkt zeigt auch die Gesinnung der AutorInnen.

Alle sozialgeschichtlichen Untersuchungen zeigen, dass die Menschen
erst mühsam mit einer Mischung aus Ideologie und Gewalt an die
Lohnarbeit gewöhnt werden mussten - ein Prozess der über Jahrhunderte
ging. Davon steht kein Wort. Zwischen den Subjekten der Studie (den
untersuchenden WissenschaftlerInnen) und den Objekten (den
Erwerbsarbeitslosen - dieses Wort wird selbstverständlich NICHT
verwendet, als ob Erwerbsarbeitslose nichts arbeiten würden), ist eine
unüberwindliche Demarkationslinie gezogen, als ob es Wesen aus
verschiedenen Welten wären - was ja wiederum de facto stimmte.

 * 

Arbeit, was sonst?

von Tilman Wendelin Alder

Marie Jahoda, (Wie viel Arbeit braucht der Mensch? Arbeit und
Arbeitslosigkeit im 20. Jahrhundert. Weinheim Basel: Beltz Verlag
1983) benennt sechs Funktionen der Erwerbsarbeit. Die manifeste
Funktion zum einen ist der Gelderwerb; diese sei jedoch für das Leid
in der Situation der Arbeitslosigkeit nicht besonders ausschlaggebend.
Sie schreibt, "dass Menschen selbst dann arbeiten wollen, wenn keine
ökonomische Notwendigkeit besteht". Die fünf latenten Funktionen zum
anderen sind psychische: Zeitstruktur, soziale Kontakte, kollektive
Ziele, Status/Identität und regelmäßige Beschäftigung. Sie alle
repräsentieren Bedürfnisse. Für Jahoda bedeutet das im Umkehrschluss,
dass Bedürfnisse bei Arbeitslosigkeit unbefriedigt bleiben und
deswegen Menschen darunter leiden bzw. dass sich Erwerbslose in allen
fünf Aspekten "psychisch verarmt" fühlen. Deshalb nennt sie ihre
Theorie die der psychischen Deprivation.

Nun könnte ja angenommen werden, dass eine Person die fünf latenten
Funktionen beispielsweise im ehrenamtlichen Engagement befriedigen
könnte. Nein, glaubt Jahoda, es muss mit der Arbeit der
Lebensunterhalt verdient werden. Dies sei der "Zwangsaspekt der
Erwerbstätigkeit".

Ohne Zwang komme es nicht zu diesen fünf "notwendigen Erfahrungen".
Selbst wenn Personen "zu den Glücklichen gehören, die über private
Mittel verfügen", oder "es sich leisten können, von den öffentlichen
Unterstützungsleistungen zu leben" oder wenn bspw. Frauen arbeiten
"ohne damit den Lebensunterhalt verdienen zu wollen" - ihnen allen
geht es nach Jahodas Beobachtungen psychisch schlecht. Die latenten
Funktionen können als angenehm oder als unangenehm erfahren werden,
erklärt Jahoda, die Hauptsache ist, dass sie vorhanden sind. "Was die
Erwerbslosen am meisten wollen, ist ein Arbeitsplatz, nicht jedoch
eine Revolution", schreibt die Autorin. Sie sieht zwar, dass
Bedürfnisse auch ohne die Institution Erwerbsarbeit befriedigt werden
könnten, kann sich dies jedoch nur als rückschrittliche, "primitivere"
Vergesellschaftung vorstellen. So blieb die Reformerin Jahoda dem
alten kapitalistischen Grundsatz treu: "Jeder muss von seiner
Arbeit leben können. Das Lebenkönnen ist sonach durch die Arbeit
bedingt" (Johann Gottlieb Fichte, 1797).

 * 

Dead Men Working

Multi-Encephalonversagen

von Maria Wölflingseder

"Sanfter Terror vernichtet nicht weniger als harter Terror." - Diese
Worte von Friedrich Heer prangen auf den Kulturplakatflächen der Stadt
Wien. Für den Kultur- und Medienstadtrat Andreas Mailath-Pokorny sind
die literarischen und philosophischen Zitate "wesentliche Literatur-
und Leseförderung. Auf leise, subtile und ungemein wirkungsmächtige
Weise." Das Motiv der Serie, zu der der Satz von Heer gehört, lautet:
"Menschenwürde, Aufruf zur Mündigkeit und die bedrohte Freiheit des
Individuums."

Leider ist diese ungemeine Wirkungsmächtigkeit an den staatlichen
Behandlungsmethoden von Arbeitslosen spurlos vorüber gegangen. Seit
über 20 Jahren wird Menschen, denen die Möglichkeit zur Lohnarbeit
verwehrt ist, auf subtile bis vehemente Weise vorgehalten, sie wären
an diesem Umstand selber schuld. Entweder hätten sie etwas falsch
gemacht oder sie wären zu faul zum Arbeiten. Der Bezug von
Versicherungsleistung aus der Arbeitslosenversicherung wird als
Sich-in-der-sozialen-Hängematte-bequem-machen verunglimpft. Daran hat
auch die rapide Abnahme von verfügbaren Arbeitsplätzen nichts
geändert. In einer Gesellschaft, deren unumwundene Dogmen Markt und
Kapital lauten, sind nur jene, die ihre Arbeitskraft verkaufen können,
also jene, die sich in Wert setzen können, vollwertige (sic!)
Mitglieder. Dagegen hilft auch keine noch so notwendige ehrenamtliche
Tätigkeit oder die Betreuung von Kindern und die Pflege von Alten.

"Wieder mehr für die Fleißigen tun." So lautete einer der Slogans, mit
denen die Neue ÖVP eben die Nationalratswahl gewonnen hat. Und: "Wer
arbeitet, darf nicht der Dumme sein." - Diese Verhöhnung von
Arbeitslosen heißt nichts anderes, als einen Keil zwischen die
Vollwertigen und die Minderwertigen zu treiben. Eine Auflösung der
Grenzen könnte ja gar in Richtung Auflösung des Dogmas von Markt und
Kapital führen. Dies gilt es zu verhindern, da sonst die
Machtmechanismen zur Aufrechterhaltung dieses Systems unwirksam
würden.

Politiker beteuern zwar, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen oder gar
Vollbeschäftigung wieder erreichen zu wollen. Dies als historische
Unsinnig- und Unmöglichkeit zu erkennen, reicht ihr Denkvermögen
genauso wenig wie zur Veranschaulichung der Lebenssituation von
Arbeitslosen, die immer tiefer in die Armut gedrängt werden und
zusätzlich Schikanen ausgesetzt sind. Letztere reichen vom Zwang zur
Teilnahme an meist sinnlosen Kursen bis zur strafweisen Sperre der
Versicherungsleistung - immer öfter aus völlig bei den Haaren
herbeigezogenen Gründen. Dies führt nicht selten zur akuten
Existenzgefährdung. - Aber auch den Medien sind die Notlagen der
Arbeitslosen kaum der Rede wert. - Die Gängelung passiert weitgehend
unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Dies ist ein charakteristisches
Merkmal von sogenannten "Totalen Institutionen". Diesen Begriff prägte
der in den USA tätige Soziologe Erving Goffman (1922-1982) mit seinem
Werk: "Asyle - Über die soziale Situation psychiatrischer Patienten
und anderer Insassen" (1961, deutsch 1973). Die erniedrigende
Behandlung bewirkt nach Goffman "eine Beschränkung des Selbst". Seine
zentrale Frage ist: Wie kann das Individuum seine verletzliche
Autonomie bewahren? - Goffman löste damit die Bemühungen aus, große,
rigide geführte Einrichtungen wie Kinder- und Altenheime, Internate,
Psychiatrien und Gefängnisse zu "entinstitutionalisieren".

Arbeitslose sind zwar noch nicht einkaserniert, aber ihre Autonomie,
ihre Bewegungsfreiheit wird dennoch stark beschränkt: durch die
Kursbesuche, oder mitunter auch durch die Überwachung ihres
Privatlebens. Arbeitslose haben dem Arbeitsmarkt, ersatzweise dem
Arbeitsamt ständig zur Verfügung zu stehen. Deshalb dürfen sie den
Wohnort nur unter Auflagen verlassen. Die Staatsgrenze zu
überschreiten ist jedoch verboten. In Österreich gibt es auch
keinerlei Urlaubsanspruch für Arbeitslose wie etwa in Deutschland.

Während in den letzten Jahren begonnen wurde, die ehemaligen
Verbrechen in staatlichen und kirchlichen Kinderheimen und Internaten
aufzuarbeiten und Wiedergutmachung anzubieten, hat die entwürdigende
Behandlung von Arbeitslosen und Armen erst begonnen. Insbesondere auch
gegenüber Bettlern. Alle, die nicht produktiv sind und nicht
konsumieren können, sind in unserer Gesellschaft nur geduldet, aber
keine anerkannten Subjekte. (Siehe "Nicht-Subjekte" in: Maria
Wölflingseder "Die Maßnahmen des AMS", www.streifzuege.org) Letztlich
ist es gleichgültig, ob es sich dabei um eine rumänische Bettlerin
handelt oder eine österreichische in Konkurs geratene, ehemals
erfolgreiche Ich-AG.

Genau das ist der Grund, warum Arbeitslose und Arme ihre Situation so
gut es nur geht verheimlichen. Warum sie mit allen Mitteln das
"business as usual" aufrecht zu erhalten versuchen. Keine
Artikulation, kein Aufschrei. Dafür aber haben Heerscharen von
Psychotherapeuten, Coachs, Mentaltrainer und Diplom Selfnesstrainer
Hochsaison. Der Tenor lautet: Nicht den Grund für sein Leid außerhalb
des Selbst suchen, sondern sich selbst Wohl zu wollen. Die "veralteten
Glaubenssätze" des Individuums (!) sind stets das Hinderliche! Die
aktuellen Bestseller lauten: "Freunde fürs Leben - Von der Kunst, mit
sich selbst befreundet zu sein" (Melanie Wolfers, 2016), "Das
Aschenputtel-Prinzip - Von Selbstkritik und Strenge zu mehr
Selbstliebe und Lebensfreude" (Saam Faradji, 2017), "Mit mir sein -
Selbstliebe als Basis für Begegnung und Beziehung" (Michael Lehofer,
2017). - Manche "gestehen" einem vielleicht noch "Schicksalsschläge"
zu, wie den Tod eines Angehörigen oder eine Krankheit, aber
krankmachende gesellschaftliche Verhältnisse sind tabu!

Auch das inbrünstige Beteuern von "Empowerment" und
"Selbstermächtigung", wozu der geschundenen Kreatur verholfen werden
muss, entpuppt sich als alles andere als emanzipativ. Genauso wie
"Resilienz" sind es nur wirkungslose Zauberwörtchen aus der
psychosoziologischen Trickkiste. Der Irrationalismus wird nämlich
trotzdem allseits als Normalität anerkannt: Die Tatsache der immer
geringer werdenden Möglichkeit, durch den Verkauf seiner Arbeitskraft
das Auslangen zu finden, wird seit Jahrzehnten geleugnet. Dieser
kollektive Realitätsverlust führte zu einer weiteren Dimension von
Individualisierung: Je weniger Arbeit es gibt, desto mehr
verinnerlichte der Einzelne den Arbeitswahn und den Zwang zu noch
größerer Anstrengung bei der Arbeitssuche, anstatt die
gesellschaftliche Unmöglichkeit der Daseinsfom Lohnarbeit zu erkennen
und zu hinterfragen.

 * 

Critical employment studies

Gedanken zur Abwertung Arbeitsloser

von Martin Schroeder

"Arbeitslose erleiden mit dem Lohnausfall zugleich die Sanktion des
Marktes: dass eine unverkäufliche Arbeitskraft, wie jede brachliegende
Ware, ihre Bestimmung verfehlt. Durch noch so gutes Zureden kann man
ihnen das Gefühl ihrer Minderwertigkeit nicht ganz nehmen. Sie wissen,
dass der Markt kein Gott ist - und empfinden doch anders." So
konstatierte der Philosoph und Theologe Christoph Türcke die Situation
von Arbeitslosen. Schwer ist es, Empfindungen nachzuvollziehen, doch
sind diese in Bezug auf den Arbeitsmarkt keine bloß individuellen und
persönlichen, wie es nicht nur Amtsberaterinnen Arbeitslosen gern
einreden möchten. Ein wesentlicher Teil gesellschaftlicher Beziehungen
konstituiert sich über den Markt, die Ware, die Arbeitskraft, die
Ware, den Markt - den teuflischen Zirkel. Aus diesem
Verwertungskreislauf als Produzent herauszufallen, hat nicht nur
Konsequenzen auf die Wahl der Wohnung und anderer Produkte. Es wäre
eine Persönlichkeitsspaltung nötig, um diese, durch die
Arbeitslosigkeit erlittene, Unwertigkeit der Ware Arbeitskraft nicht
auf die eigene Person zu beziehen. Ist doch jedes Produkt, selbst eine
Massenware, authentisch und einzigartig. Das Individuum bestimmt sich
auf dem Markt zu bestimmtem Gebrauch - der Kellner kellnert, die
Managerin managt und Arbeitslose sind arbeitsuchend. Sie suchen ihre
Bestimmung.

Das Abstraktum Arbeitsmarkt tritt spätestens mit der Arbeitssuche so
unmittelbar und doch so unfassbar in den Alltag, dass der Markt als
schicksalhaft erscheint. Aber auch die, die einen guten Job hat, sagt:
Ich habe Glück gehabt. Es hatten sich über hundert beworben. Viel
Glück bei der Jobsuche, wünscht uns die Verwandtschaft nach einem
Studium. Eigentlich haben wir uns schon während des Studiums
gekümmert, um einen Job. Am besten unbefristet und in einer sicheren
Branche. Ein sicherer Job eben, sicher vor den uneinschätzbaren
Kapriolen des Marktes. Ob er gut ist, ist erst einmal drittrangig.

Denn arbeitslos werden heißt zumeist minderwertig werden.
Langzeitarbeitslosigkeit heißt: In den Müll geworfen werden,
unbrauchbar für die große Marktgesellschaft. Was für ein
Haltbarkeitsdatum hat eine ungenutzte Arbeitskraft? Wie fühlt es sich
an, nicht oder nur schlecht verkäuflich zu sein; aussortiert zu
werden, an den Stadt- oder den Rand der ernstzunehmenden, heißt hoch
kapitalisierten, Welt verbannt zu sein; als unbrauchbar, unnütz und
überflüssig? Die Soziologen Zygmunt Bauman oder Loïc Wacquandt haben
diesen Prozess drastisch beschrieben. Klassismus wütet, gern in
Verbindung mit Rassismus, Kriminalisierung, Grenzen und Gefängnissen,
um die Norm der arbeitsamen, vermeintlich sicheren Leben
aufrechtzuerhalten. Wer was leistet, soll sich auch was leisten
können, riefen Parteien 2017 zur (Wahl-)Urne. Dies heißt auch: Wer
nichts leistet, zumindest nichts, was entlohnt wird, soll sich auch
nichts leisten.

Eins ging einst auf den Arbeitsmarkt

Sicher, ich bin nicht reduziert auf die Arbeitslosigkeit. Sicher kann
ich es verschweigen, verbergen oder mich selbst in einen Auf- oder
Umwertungsprozess, in eine weitere Weiterbildung stecken. Vielleicht
kann ich in Arbeit kommen und etwas werden. Doch ohne die Arbeitskraft
zu verkaufen, sind wir ausgeschlossen vom Markt der Produzenten.
Vielleicht sorgen wir für eine Familie oder einen arbeitenden
Ehepartner oder beides. Wenn wir jedoch erwachsen sind, gar schon
"Berufserfahrung", also eine Bestimmung haben, können wir nicht nicht
arbeiten, ohne die ganze Gewalt dieses Ausschlusses zu erfahren.

Was als Übergang zwischen zwei Jobs noch erstrebte Freizeit sein kann,
ist mit der Unverkäuflichkeit der Arbeitskraft keine Wahl mehr. Die
Arbeitslosigkeit beraubt uns der Möglichkeit, vor der falschen
Notwendigkeit der Ökonomie zu fliehen und uns einen gesellschaftlichen
Wert beizumessen. Denn die Möglichkeit der Arbeitenden, in ihre
Verwertung fliehen zu können, ist - neben dem Konsum - die Macht und
die Freiheit, die den Individuen in einer Arbeitsgesellschaft bleibt.
Arbeitslose haben diese Macht und diese Freiheit verloren.

Frei wirst du nur mit und durch andere. Freiheit ist relativ und
verweist immer auf Gesellschaft. Die Freiheit der bürgerlichen
Gesellschaft, sagt der Materialist, ist die Freiheit, die eigene
Arbeitskraft zu verkaufen, so du keine Produktionsmittel hast. Die
Lohnarbeit ist also die Instanz, die dich freisetzt. Arbeit wird damit
zur Bedingung der Möglichkeit von Freiheit. Ein eigentümlicher
Widerspruch. Die Arbeit als etwas Vermitteltes, selbst in der
Freiberuflichkeit Aufgezwungenes, soll uns Freiheit geben?

Die Arbeit als Lohnarbeit folgt nicht nur einer ökonomischen Logik.
Sie löst auch die Religion ab. Und obwohl wir wissen, dass der Markt
kein Gott, kein Schicksal ist, fühlen wir uns überflüssig, wenn wir
nicht mehr als Produzenten am Marktgeschehen teilhaben. Es ist dies
unseren eigenen Wertmaßstäben zuzurechnen. Eine Ware, die wir kaufen,
schätzen wir aufgrund ihres Gebrauchswertes: Das Essen schmeckt, der
Bohrer funktioniert, die Frisur sieht gut aus. Wenn unsere
Arbeitskraft nicht nachgefragt wird, wissen wir: Sie ist unbrauchbar.
Leider sind damit wir selbst unbrauchbar in einer Arbeitsgesellschaft.
Die Wertmaßstäbe, die wir an Produkte anlegen, legen wir an uns selbst
an. Die Wahrheit der Ware wird im Kapitalismus zu unserer.

Keine noch so feine Erzählung des glücklichen Arbeitslosen wird uns
retten, solange der Wert unserer Arbeitskraft analog dem Warenwert
gemessen wird. Dass dieser Wert zum Gutteil ein metaphysischer ist,
wie die Marx'sche Dialektik auseinanderlegt, rettet nicht, da dieser
Wert eben zum anderen Teil einer ist, der den Gebrauch bestimmt - die
Schönheit, die Funktionalität, den Geschmack oder unsere Bestimmung
als Arbeitskraft. Auseinanderdividieren lässt sich der Wertmaßstab
real nicht: Tausch- und Gebrauchswert sind in der Ware vereint, zu der
das Individuum als Arbeitskraft reduziert ist. Die Anrufung der
Unverletzlichkeit des Menschen mit dem Hinweis auf seine Schönheit und
Nützlichkeit, also die Anrufung seines Gebrauchswertes, hilft nicht,
wenn dieser Wert nicht in Wert gesetzt, also auf dem Arbeitsmarkt
getauscht werden kann.

Die sogenannte Reservearmee der Industrie ist ein Müllhaufen, aus dem
hin und wieder jemand recycelt wird. Ein Müllhaufen, mit dem sich
niemand gern auseinandersetzen will. Die Mülltrennung passiert
polizeistaatlich geographisch an der Grenze im Mittelmeer und
klassistisch biopolitisch in der Gesellschaft. Dagegen eine politische
Organisation gegen die Zumutungen der Sozialleistungsgesetzgebung
anzusetzen, ist verdienstvoll, jedoch zum Scheitern verurteilt.
Während Flüchtende immer noch auf ihre potentielle Arbeitskraft
verweisen und sich unter dem Kriterium der Teilhabe organisieren
können, ist die Teilhabe von Langzeitarbeitslosen als solche von
vornherein ein Widerspruch in sich. Müll lässt sich nur in
Abfallcontainern organisieren. Nötig wäre, die Abfallproduktion zu
vermeiden. Doch wie soll dies gelingen, ohne das Wertesystem, das auf
der produktiven, Wert schaffenden Arbeit beruht, zu stürzen?

Die wesentlich übergreifende Anerkennungsstruktur der Gegenwart ist
die der Arbeitenden, um die herum sich Verschiedenes gruppieren darf.
Die arbeitende Gegenwart ist die Grundlage für Freiheit und Leben.
Diese scheint nicht mehr von der Hegemonie, von der Macht der
Zustimmung einer Mehrheit abhängig, sondern ist schlicht übliche
herrschende Praxis. Ich geh was Gutes kaufen, nicht was Schlechtes.
Das ist nicht der politischen Mehrheit, sondern einer
Selbstverständlichkeit geschuldet. Der Ausschluss unbrauchbarer
Arbeitskräfte ist die Norm.

Versuche, aus den Arbeitsmarktbezügen auszubrechen, gelingen nur
teilweise: sogenannte Parallelgesellschaften, Kommunen, Groß- und
Kleinprojekte, Container- oder Klaugemeinschaften versuchen, der
Verschwörung der Marktgläubigen zu entfliehen. Und werden als
kollektive Marke wieder vom Verwertungszwang eingeholt. Wenn sich
Individuen in anders wertende Kollektive begeben, muss sich in Folge
dann das Kollektiv auf dem Markt rechtfertigen. There's no way out.
Sympathisch ist es zweifellos, wenn antikapitalistisch eingestellte
Kollektive ihre Existenz begründen - gesellschaftlich werden sie aber
als ein weiteres Angebot begriffen, das seinen Wert rechtfertigen
muss. Was individuell als Ausweg erscheint, verschiebt den Zwang zur
Arbeit ins Kollektive und lässt diese Kollektive daran zu oft zugrunde
gehen. Wie findest du Bündnis Y oder Projekt X? So oder so:
Hauptsache, es scheint uns nützlich, brauchbar, gut und schön.

Arbeitslager, unverortbar

Jede noch so sinnlose Arbeit ist sinnvoller als keine Arbeit. Weil sie
vergesellschaftet. Weil sie uns, wie nichts anderes, einen Status und
Wert zuerkennen kann. Uns dem Müllhaufen enthebt, der täglich neu von
der arbeitswütigen Gesellschaft aufgehäuft wird. Nur wenige
Statusmeldungen können es mit der einer Lohnarbeit aufnehmen - nämlich
die, welche unmittelbar mit ihr verknüpft sind. Dazu gehören: (a)
Kinder, in deren Ausbildung investiert wird, damit sie später rechnen
bzw. sich rechnen können; (b) Studierende, aus den gleichen Motiven
wie (a); (c) Hausmänner und -frauen, die für die Kinder und den - oft
geehelichten - Teil arbeiten, der arbeitet; und (d) Rentner, weil sie
gearbeitet haben und für die Kinder sorgen.

Arbeitslose, und tun sie noch so wertvolle Dinge für die Gesellschaft,
können im Gegensatz zu (a) bis (d) und den Lohnarbeitenden nicht in
diese integriert werden. Sie können an der Freiheit, die angeblich für
alle gilt, nicht teilhaben. Denn diese Freiheit ist nur die Freiheit,
die Arbeit hinzuwerfen. Arbeitslose sind vom Schicksal, das die Arbeit
den Arbeitenden bereitet, ausgeschlossen. Sie dienen keinem. Wir
dienen Deutschland, unserem Chef oder dem Kontostand - sie dienen
niemandem. Im doppelten Sinne. Niemandem etwas geben, niemandem sich
unterwerfen, löst Arbeitslose los - los aus den realen und gefühlten
Sozialbezügen. Die Rationalisierung der Welt vor ein paar
Jahrhunderten hat diese Welt nicht vom Glauben an eine höhere Macht
befreit. Nein, diese Macht - nenn sie Markt oder Schicksal, nenn sie,
wie immer du willst - ist sehr präsent. Wir dienen ihr gern, denn sie
gibt uns die Macht, unser Leben zu verarbeiten.

Diejenigen, deren Wirken die Arbeit nicht bestimmt, sind Ungläubige.
Kein noch so starkes Mühen um Arbeit kann sie in den seligen Kreis
derer holen, die praktizieren, die der Arbeit dienen.
Langzeitarbeitslose sind Aussätzige, an deren Krankheit niemand sich
anstecken möchte. Sie können zwar wollen, doch sie können nicht
können. Sie können nicht zur Gemeinschaft derer gehören, die dem
Marktgott dienen - denn dies geht nur praktisch, auf die bestimmte
produktive Weise, durch Geld anerkannte Wertschaffung. Das Selbst, das
nur sich selber dient, verschwindet unintegrierbar im Müll.

Von den Rändern lässt sich auf die Normalität schließen. Der
Einschluss in die Arbeitslosigkeit ist der Ausschluss aus der
schaffenden Gesellschaft. Die Unentrinnbarkeit des Ausschlusses zeigt,
wie wesentlich die belohnte Arbeit Gesellschaft herstellt. Weil mit
der Arbeitslosigkeit der Selbstwert bis hin zum Unwert absinken kann.
Weil erst mit der Arbeit sich das Individuum einen Wert zuzuerkennen
in der Lage ist. Dies ist der Druck, der auf allen Arbeitenden lastet
- morgen schon könntet ihr unnütz sein. Morgen könntet ihr eure Arbeit
verlieren und damit das, was euch die Freiheit gibt zu sagen: Ich
werfe meine Arbeit hin! Ich kündige! Ich mach da nicht mehr mit! Genau
dies können aber nur die sagen, die arbeiten. Es ist wesentlicher Teil
ihrer Freiheit, so etwas zu sagen und zu denken - es jedoch nie zu
vollziehen.

Bei der Selbstentwertung von Arbeitslosen handelt es sich nicht
einfach um ein Minderwertigkeitsgefühl oder einen
Minderwertigkeitskomplex. Natürlich leidet das arbeitslose Individuum,
die Ursache des Leids liegt aber außerhalb seiner, da es keine
Möglichkeit hat, allein der Wertlosigkeit zu entrinnen.

Empfinden denn nicht die meisten einen Trennungsschmerz, wenn sie sich
von geschätztem oder lieb gewonnenem Besitz endgültig verabschieden?
Die ausgesonderte, auf den Müll geworfene Ware fühlt nichts, denken
wir. Schmerz zeigt die entstandenen empathischen Beziehungen zwischen
dem Nutzer und dem warenförmigen Objekt. Eine Beziehung, die wenig
warenförmig und ersetzbar scheint, wenn wir sie in unser Herz oder in
unser Bett lassen - wie etwa einen Plüschbären. Wenig verwunderlich,
da wir uns selbst in unserer Umwelt spiegeln und in den Dingen einen
Teil von uns zu erkennen glauben. Beziehungen zu Menschen wie zu
Dingen sind nicht einseitig. Was empfinden also die aus dem
Arbeitsmarkt Geworfenen?

Der moderne Mensch will gebraucht werden. Dies resultiert schließlich
in einer uneinholbaren Erfahrung eines Verlustes, einer durch nichts
aufzuwiegenden Abwesenheit, die wir empfinden, wenn unsere
Arbeitskraft als unbrauchbar gilt. Sie trifft tiefer und materieller,
als die vielen psychologischen Hilfsangebote der sozialen Träger zu
bearbeiten es in der Lage wären. Der Arbeitslose ist nicht zu heilen,
außer durch Arbeit. Selbst eine schlechte Arbeit scheint so weit
besser, als sich wieder auf dem Markt zu bewerben und übrig zu bleiben
und gezeigt zu bekommen, dass du mit all deinen Fähigkeiten dafür,
dafür und auch dafür nicht gebraucht wirst.

Nenn es Klassismus

Betrachten wir ähnlich gelagerte Formen von Diskriminierung: Wenn
gesellschaftliche Gruppen bspw. aus rassistischen Gründen strukturell
ausgegrenzt werden, entstehen Verletzungen. Verletzungen durch
Diskriminierungen schlagen sich über die Zeit materiell und real
nieder: Unter anderem im Verhalten und dem Wissen der Diskriminierten.
Manche Gruppen werden erst durch Ausgrenzung erschaffen - historisch
und sozial legen gesellschaftliche Ausschlüsse Handlungs- und
Denkweisen fest. Es entstehen bestimmte Verhaltensweisen der
Ausgegrenzten oder stereotyp Eingeordneten im Umgang mit der
Diskriminierung. Irgendwann, schrieb der Autor Rafael Chirbes, ist
einem Marokkaner in Spanien nicht mehr klar, ob Leute auf der Straße
ihn wegen seiner Hautfarbe scheel ansehen oder ob er sich nur
vorstellt, dass Leute auf der Straße ihn wegen seiner Hautfarbe scheel
ansehen. Der Effekt des Gefühls der Unzugehörigkeit, der eines Makels,
ist in beiden Fällen derselbe. Ähnlich ergeht es Arbeitslosen. Durch
das Wissen um ihren Makel, ihre Arbeitskraft nicht verkauft zu haben,
fühlen sie sich minderwertig, egal ob sie als faul beschimpft werden
oder ihnen gut zugeredet wird. Keine Politik und keine Lobby
verteidigt Arbeitslosigkeit. Im Gegenteil wird die Zugehörigkeit zu
Lohnarbeit von Medien, Politik oder Verwandtschaft stets wiederholt
oder als Selbstverständlichkeit vorausgesetzt. Niemand verteidigt
Entlassungen als etwas Gelingendes oder Befreiendes. Wer nicht
arbeitet oder arbeiten kann, wird zum Problem gemacht. Dabei kann es
unter dem Stand technischer Entwicklung nicht nur keine planetarische
Vollbeschäftigung geben. Tatsächliche Vollbeschäftigung wäre auch eine
ökologische und soziale Katastrophe. Trotzdem darf nur faul und müßig
sein, wer sich zuvor ordentlich verwertet hat.

Bei den meisten Formen der Diskriminierung ist der Forschung
inzwischen bewusst, dass das Problem bei denen liegt, die
diskriminieren, und nicht bei denen, die diskriminiert werden. Warum
scheint es in Bezug auf Klassismus und Arbeitslosigkeit selbst
progressiven Geistern fern, die Arbeitstätigkeit und Normerfüllung als
solches als Problem zu begreifen? Verwunderlich, dass engagierte
Wissenschaften unter diesem vielseitig diskriminatorischen Regime noch
keine "critical employment studies" begründet haben. Warum bewerben
sich Menschen um einen Arbeitsplatz? Wieso verachten Arbeitende
Nicht-Arbeitende? Wie kommt es, das Menschen lieber für wenig Lohn und
fremdbestimmt überflüssige Arbeiten erledigen, als sich fröhlich
streitend effektiv zu organisieren? Wieso wird gearbeitet, damit
andere arbeiten können? Die bewusstlose Selbstverständlichkeit von
Arbeit als ein ausschließendes, zerstörerisches und verblendetes
Privileg infrage zu stellen, ist bitter nötig. Ein Markt, der
Arbeitskräfte für wert oder unwert befindet, muss abgeschafft werden.
Und gerade Arbeitende sollten daran arbeiten, denn sie verursachen
dieses Problem.

Ob Arbeitslose ein solches Ansinnen unterstützen können, ist
zweifelhaft. Zwar haben sie das spezialisierte Wissen von Betroffenen,
viel Erfahrung und meist Strategien im Umgang mit der alltäglichen und
strukturellen Diskriminierung. Andererseits sind sie als
unverkäufliche Waren oft sehr mit ihrem eigenen Selbstwert befasst.
Sei es, dass sie deswegen noch andere ab- und sich selbst aufwerten,
sei es, dass sie mit Depressionen und Selbsthass ringen, sei es, dass
sie damit beschäftigt sind, Arbeit zu suchen oder von ihr zu träumen.
Von all der Zeit, sich mit dem Einsatz für gesellschaftliche Belange
nützlich zu machen, um die Diskriminierung der Arbeitenden zu
kompensieren, ist da noch gar keine Rede.

Einkommen heißt nicht Rauskommen

Dass Arbeitslosigkeit eine, wenn auch prekäre, positive Identität
hervorbringt; dass Betroffene sich vernetzen, statt sich
pathologisieren zu lassen; dass Arbeitslosigkeit das Selbstbewusstsein
stärkt - würde den Beginn eines Kampfes gegen die Plage Lohnarbeit
anzeigen. Die "Glücklichen Arbeitslosen" hatten es mit einer Kampagne
und einem Manifest versucht. Daraus hatte sich 2012 schließlich nur
ein Buch ergeben - kein Kollektiv, kein Widerstand, keine
Antidiskrimierungsstellen. Es kommen nur einige Rufe nach einem
Grundeinkommen mit dem Zusatz bedingungslos.

Sicher, es gibt bessere und schlechtere Sozialleistungen. Ein
Bedingungsloses Grundeinkommen (BGE) wäre möglicherweise eine bessere.
Doch die Diskussion darum geht an den wesentlichen Punkten vorbei. An
allen nämlich, die oben genannt wurden. Keine Arbeitslose wird nicht
abgewertet, nur weil die repressiven Maßnahmen der
Arbeitslosenverwaltung eingestellt werden und es ein paar Euro mehr
aufs Konto gibt. Wobei Letzteres nicht einmal sicher und die
berechenbare Repression der Arbeitslosenverwaltung für manche nichts
gegen die moralische Repression der Arbeitenden ist. Der Klassismus
gegen Arbeitslose könnte sich mit einem BGE sogar verschärfen, da er
dann eines der wenigen Instrumente wäre, Menschen in Arbeit zu
zwingen. Aus diesem Grund gehen entsprechende Studien auch davon aus,
dass mit einem BGE nicht weniger Menschen arbeiten gehen würden - und
verkaufen dies noch als ein Argument für das Grundeinkommen.

Als Problem bleibt die in Wert setzende Arbeit, an der der
gesellschaftliche Wert der Individuen bemessen wird. Der Graben
zwischen denen, die lohnarbeiten, und denen, die dies nicht tun und
keinen gesellschaftlich anerkannten Grund dafür haben, ist groß. Geld
mag den Diskriminierten helfen, kann jedoch nur teilweise
Diskriminierung abbauen. Wenn wir uns die antiziganistische Hetze der
rechten Partei gegen Bettler im reichen Norwegen anschauen, die auf
einem Klassismus gegen die nicht-wertschaffende Bevölkerung beruht,
wird klar, dass die Vorurteile der "Leistungsträger" tiefer sitzen.

Statistische Untersuchungen zum Klassismus, zur Abwertung aufgrund von
sozialer Herkunft und sozialer Position werden wenn, dann oft nur am
Rand von Studien zur Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit sichtbar.
Nach der Mitte-Studie 2014 werden langzeitarbeitslose Menschen von
über der Hälfte der Bevölkerung in der BRD abgewertet - sogar den als
Muslime oder Juden Identifizierten wird weniger Feindschaft
entgegengebracht. Solange das Problem in der Art verharmlost wird,
dass selbst sich radikal sozial dünkende Initiativen den Arbeitslosen
nur die Repression des Staates ersparen und ihnen ein paar Euro mehr
zugestehen wollen, wird sich daran auch wenig ändern.
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In der Drangsalierung hängen

Beobachtungen und Notizen zu einem Arbeitslosen-Experiment

von Franz Schandl

Heidenreichstein ist eine verletzte Stadt. Vor allem nach dem
Zusammenbruch der Industrie Ende der Siebziger-/Anfang der
Achtzigerjahre hat sich der Ort im Oberen Waldviertel nie mehr richtig
erholt. Dieser Wechsel von Aufstieg und Abstieg erfolgte als schroffer
Bruch, der mental nur durch Jammern oder Verdrängen bearbeitet werden
konnte. Überalterung und Bevölkerungsschwund sind deutlich sichtbar.
Hoch hingegen ist die Arbeitslosenrate.

Sinnvoll tätig sein

Seit April 2017 läuft hier nun das Projekt "Sinnvoll tätig sein"
(STS)*, das jenseits gängiger Disziplinierungsmuster versucht, über 40
Langzeitarbeitslosen Perspektiven zu eröffnen, die sich doch von
obligaten Anforderungen und Erwartungshaltungen unterscheiden.
Geleitet wird dieses Projekt (siehe:
www.bsowv.at/sites/default/files/sts_folder.pdf), das offiziell als
AMS-Kurs firmiert, von Karl Immervoll und der Betriebsseelsorge
Oberes Waldviertel, die mit ähnlichen (wenn auch kleineren)
Initiativen schon einschlägige Erfahrungen gemacht haben. Arbeitslose
sollen nicht als Fälle oder gar Problemfalle wahrgenommenen werden,
sondern als Menschen. Natürlich geht es auch um Arbeit und
Arbeitsplatz, aber konzentriert geht es um die Personen selbst. Nicht
Was sollen wir? ist die entscheidende Frage, sondern Was
wollen wir? Was will ich?

In einem ersten Zwischenbericht schreibt Immervoll: "Die Befreiung von
Ängsten und Druck ist ein Prozess. Trotzdem: 18 Monate von den
Vorgängen rund um die Arbeitssuche befreit zu sein, Zeit zu haben,
sich auf sich selbst zu konzentrieren. Für manche bedeutet das, zum
ersten Mal in ihrem Leben sich die Frage zu stellen: Was ist mein Weg?
Generell ist das für alle eine neue Lebenssituation. Die Frage, was
denn jetzt wirklich zu tun ist, verunsichert. Denn es stellt den
Arbeitsbegriff auf den Kopf: Arbeit war bisher etwas, was jemand aus
einem ökonomischen Interesse heraus von mir verlangt, und ich, indem
ich es tue, dafür entlohnt werde. Nun heißt es: Entwickle deine
Fähigkeiten und teile sie mit anderen, indem du sie in die
Gesellschaft einbringst!" Und Immervoll weiter: "Hier brauchst du dich
nicht zu rechtfertigen. Es ist in Ordnung, so wie du bist. Dein
Bemühen, dein Tun wird von uns keiner Wertung unterzogen. Hier bist du
als Mensch geschätzt, und wir haben die Zeit zu schauen, was du
brauchst, und machen uns gemeinsam auf den Weg. Wir nehmen uns Zeit
und hören zu. Unser Gegenüber spürt und schätzt, dass sie/er für uns
keine Nummer ist."

So fungiert der Arbeitslosenbezug tatsächlich für eineinhalb Jahre
ähnlich einem garantierten Grundeinkommen. An den finanziellen
Begrenzungen für die Betroffenen ändert sich zwar nichts, was sich
aber fundamental ändert, ist das restriktive Rundherum. Der Charme
besteht darin, nicht ständig Angst haben zu müssen, dass die soziale
Absicherung auszufallen droht. Das ist auch der Punkt, der von den
Teilnehmern am meisten geschätzt wird. Verbindlich erwartet werden
lediglich Tagebücher über die Zeitverwendung, die wissenschaftlich
ausgewertet werden sollen.

Ziemlich unterschiedliche Typen frequentieren diesen Kurs. Die Truppe
ist bunt, da tummeln sich Frauen und Männer im Alter von 20 bis 60,
Personen, die einen akademischen Abschluss haben, bis hin zu solchen,
die kaum lesen können. Manche haben 40 Jahre Lohnarbeit hinter sich,
andere sind aus diversen Gründen zwischenzeitlich ausgestiegen. Da
finden sich jugendliche, die noch nie so richtig in einem
Arbeitsverhältnis angekommen sind, oder Menschen, die aufgrund
schwerer körperlicher Beeinträchtigungen (z.B. Unfällen, chronischen
Erkrankungen) keine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben. Physisch und
psychisch geschwächt sind freilich die meisten.

Wichtig ist zudem die Begleitgruppe, die deshalb installiert
wurde, damit die Assoziationen in der Bevölkerung von dem, was in
diesem Experiment getrieben wird, nicht einer brodelnden Gerüchteküche
überlassen bleiben. Vierteljährlich treffen sich potenzielle Mentoren
aus der Gemeinde mit dem Betreuungsteam, um über das Projekt, seine
Entwicklung und seine Hemmnisse zu sprechen. Jene sollen vor allem auf
dem neuesten Stand gehalten werden, auch via Netz. Sie sind Empfänger
und Sender in einem. Wer will, kann mitmachen. Hier geht es zweifellos
um Hegemonie, das Projekt soll ja nicht neben oder gar gegen die
ansässige Bevölkerung laufen, es möchte vielmehr Verständnis oder
zumindest Toleranz wecken. Vorurteile sollen aufbereitet und auf ein
erträgliches Minimum reduziert werden. Insgesamt sind das ungefähr 40
Vertrauenspersonen, also wiederum ein Prozent der kleinstädtischen
Einwohnerschaft. Samt den Arbeitslosen sind also schon satte 2 Prozent
der Bevölkerung direkt oder indirekt im Experiment veranschlagt. Das
Projekt ist überschaubar, bezogen auf die Gemeindegröße von 4000
Einwohnern indes alles andere als klein.

Drangsaliert und ...

Im Zwischenbericht des Projekts heißt es: "Arbeitslosigkeit erzeugt
Druck, am größten seitens der Gesellschaft. Die obligate Frage bei
Begegnungen, was man denn jetzt beruflich mache, drängt in die
Isolation. Niemand will als Versager dastehen, vor allem wenn der
Zustand der Arbeitslosigkeit schon länger andauert. Dazu kommen die
Termine beim AMS. Allzu oft erleben wir, dass Menschen schon Tage
zuvor in 'alle Umstände' verfallen, wenn sie die Notstandshilfe
verlängern müssen, aber auch jeder Kontrolltermin verunsichert: Werde
ich wo angewiesen, muss ich in eine Schulung ...?
Vorstellungsgespräche sind in der Regel mühsam, weil die meisten
Betriebe niemand brauchen. Man geht halt hin, weil man muss, weil man
Bewerbungen vorweisen soll."

Ein Widerspruch ist offensichtlich. Arbeit wird eingefordert, kann
aber nicht ausreichend angeboten werden. Ist man erwerbslos und auf
soziale Unterstützung angewiesen, dann wird man unter Kuratel gestellt
und verwaltet. Die Vormundschaft durch das AMS
(Arbeitsmarktservice) ist anstrengend und. demütigend, man darf
dies und jenes nicht, vor allem hat man Arbeitsbereitschaft zu
demonstrieren und zu vorgegebenen Zeitpunkten (Vorstellungsgespräche,
AMS-Kontrolltermine) zur Verfügung zu stehen. Widrigenfalls drohen
Sanktionen. Eins disponiert nicht mehr, eins wird disponiert. Man hat
sich nicht mehr selbst, ist angewiesen und aufgrund der Abhängigkeit
von Zahlungen (Arbeitslose, Notstand, Mindestsicherung) auch
entsprechend erbötig. Das prägt.

"Gleichzeitig ist die Verweigerung von Erwerbsarbeit und
langanhaltende Arbeitslosigkeit ein Ausschluss aus der Gesellschaft
und damit Verweigerung von Anerkennung." (Immervoll) Was Anerkennung
betrifft, sind Arbeitslose Mangelwesen. Arbeitslose werden
ausgesondert. Sie müssen daher einer Sonderbehandlung zugeführt
werden. Von den Betroffenen wird dies als Deklassierung erlebt, als
Entwertung und Entwürdigung. Arbeitslose spielen beim Wettbewerb
fortan in der untersten Liga. Sie gelten als abgestiegen und
unbrauchbar. Das spüren sie auch, und man lässt es sie spüren.
Konsequenz ist ein Prozess permanenter Drangsalierung.

Die psychische Tortur ist das Ergebnis einer Struktur, nicht einer
Attacke. Im Prinzip agiert das AMS-Personal hinter dem Schalter nicht
mutwillig oder gar böswillig, sondern funktional. Es erfüllt seine
Aufgaben. Vor dem Pult und hinter dem Pult, das ist zwar eine
Situation, aber je nachdem, wo man steht, sind das zwei
unterschiedliche Welten. Es ist keine Schikane im eigentlichen Sinn,
auch wenn die Behandelten es dezidiert als solche empfinden können und
es auch Willkür gibt. Feindseligkeit mag sich entwickeln, sie ist aber
nicht Ursprung einer ungleichen Kommunikation, sondern ihrerseits
Ausdruck sozialer Schräglagen. Keineswegs wird auf Augenhöhe
kommuniziert. Dass Arbeitslose Kunden sind, ist eine unkundige
Behauptung. Ideologie pur.

Man wird vorgeladen oder hat seinen Kopf ganz voll mit dem, was dort
mit einem geschehen wird oder schon geschehen ist oder vielleicht auch
bloß geschehen könnte. Jene Stunden sind auf jeden Fall besetztes
Terrain, auch wenn man unmittelbar gar nichts zu tun hat. In der
drangsalierten Zeit ist man indisponiert. Gedanken und Gefühle sind
gefesselt. Es ist ein In-Not-Versetzen, ergibt sich als implizite
Folge von Handlungen, es resultiert im Regelfall nicht explizit aus
Aktionen. Es steht im Passiv, nicht im Aktiv: man wird
drangsaliert. Synonyme wie quälen oder peinigen, sekkieren oder
traktieren treffen nur teilweise das, was drangsalieren meint.

... lädiert

Lädiertes Leben meint, dass einen diese Zumutungen nicht bloß nerven,
sondern merklich und regelmäßig beschädigen und verletzen. Nicht nur
mental. Nicht einmal die Freizeit bleibt "frei", da die Gedanken
anderswo kreisen, in der Drangsalierung hängen, sich nicht von ihr
lösen können. Man ist unter Druck, selbst wenn da niemand direkten
Druck ausübt. Die Lage ist hochgradig amorph: gestaltlos,
unbegreifbar, weil ungreifbar, unfassbar und daher irgendwie
bedrohlich. Drangsalierung ist etwas, das man nicht einfach
abschütteln kann, da sie sich in einem festgesetzt hat. Sie produziert
Stress und Ohnmacht. Leute, die in einer Notlage sind, werden
zusätzlich belastet. Vor allem Bewerbungen trainieren zumeist einen
Leerlauf mit frustrierendem Ausgang.

In drangsalierten Zeiten ist Selbstbestimmung aufgrund der psychischen
Konstellation sistiert. Man fühlt sich geknechtet, geplagt, gepeinigt,
da muss unmittelbar gar nichts geschehen. Da reicht oft ein Blick,
eine Geste, eine Handbewegung, ein Wort, eine Ladung, ein Bescheid,
ein Gerücht. Drangsalierung erscheint nicht als Konfrontation oder
Kampf, sondern als ein Verhältnis, wo man apathisch wird, aber nicht
aussteigen kann. Drangsalierung ist eine chronische Belastung, nicht
bloß eine akute Herausforderung. Stets wird am Selbstbewusstsein
gekratzt.

Drangsalierte Zeit ist allerdings schwer zu messen. Fragen wie: Wie
lange hast du gekocht? Wie lange hast du geschlafen? Wie lange warst
du einkaufen? Wie lange hast du gelesen, getrunken, gefaulenzt?, sind
halbwegs zu terminieren Man kann ihnen also eine bestimmte Dauer
zuordnen. Wie lange wurdest du drangsaliert?, ist hingegen eine
seltsame Frage. Bei Bedrängung und Beklemmung, noch dazu
unterschiedlicher Intensität, da weiß man selten, wann sie begonnen
und wann sie aufgehört haben. Mitunter fallen sie einem gar nicht mehr
auf, da sie Alltag geworden sind.

Für Arbeitslose ist dieser Zustand, selbst wenn er sich nicht
unmittelbar manifestiert, latent, d.h., er ist immer da, manchmal aber
gut verborgen, weil verdrängt. In solchen Lagen hat man den Kopf nicht
frei. Drangsalierte Zeit ist also schwer zu ermitteln, und es ist auch
schwierig, derlei anderen zu vermitteln. Sie ist keine abgrenzbare
Erscheinung, sondern eine übergreifende. Man kann nie genau sagen,
wann und wie lange man unter welchem Druck steht. Aber es lässt sich
darüber reden. In etwa: Wie oft denke ich an unangenehme Situationen
die Arbeitslosigkeit betreffend? Wie oft trübt sich meine Stimmung?
Häufig - gelegentlich - selten - nie? Steht dieses Denken mit Terminen
und Anforderungen in unmittelbarer Verbindung? Wie sehr werden meine
Zeit und mein Gefühl von solchen unangenehmen Stimmungen
beschlagnahmt? Wie weit verfolgen sie mich? Träume ich davon? Wie gehe
ich damit um? Und zuletzt: Wie kommen wir da raus? Dieser Zustand ist
doch kein Zustand!

Hängematten für alle!

Das Wechselspiel des Ausschlusses besagt: Wer isoliert wird, isoliert
sich. So gesehen leistet das Heidenreichsteiner Experiment auch
Dienste an alternativer Vergemeinschaftung. Bekanntschaften werden
geschlossen, Freundschaften entstehen. Sogar gemeinsame Ausflüge
Wurden bereits getätigt. Menschen lernen sich kennen, die sich sonst
nie kennengelernt hätten. Da geht es auch um eine Rückholung in die
Kommune, ohne Muster aufzuerlegen.

Eine Menge von zusätzlichen Kursangeboten steht den Arbeitslosen
parallel zur Verfügung: Gesundes Essen, Erste Hilfe, Männerseminar,
Schönheitsseminar, Rückenfit, Suchtprävention, Tanzen, Move your ass
etc. - Die Leute sollen fitter werden. Geistig und körperlich. In
erster Linie handelt es sich dabei nicht um die Erfüllung eines
äußeren Anspruchs. Aktiviert werden ist zweifellos wichtig, aber es
ist wichtig als Selbstzweck, nicht als Zweck. Ob es dazu führt,
sich selbständig zu machen oder einen Job zu finden, ist nicht
vernachlässigbar, aber sekundär. Primär geht es um Selbstermächtigung:
Power to the people!

Fördern statt Fordern steht an: Statt Multiplizierung des Drucks
Multiplizierung der Möglichkeiten. Was das Fordern betrifft, haben die
Arbeitslosen keineswegs zu wenig abgekriegt, meist kommen zu den
eigenen Anforderungen noch informelle wie formelle Erwartungshaltungen
der Umgebung dazu. Gerade dieses ständige Überfordern kann in
Resignation und Depression münden. Viele Betroffene sind
"unvermittelbar" und werden es wohl auch auf absehbare Zeit bleiben,
da ihre Handicaps zu groß sind, um am Arbeitsmarkt absorbiert zu
werden. Trotzdem ist nicht auszuschließen, dass selbst nach
konventionellen Kriterien die "Erfolgsquote" ansehnlich ist und es
einigen gelingt, den aktuellen Status zu überwinden.

Die befreiende Potenz im STS ist auf jeden Fall größer als die
Begebenheit, von der die Arbeitslosen unmittelbar befreit wurden.
Schalterkonfrontationen und Vorstellungsgespräche, Zuweisungen und
Abweisungen, ihnen wird entgangen. Das hat was, und jede und jeder,
der je in einer solchen Situation gewesen ist, kann das
nachvollziehen. Daraus folgt, dass die umliegenden Felder (Zeiten und
Räume) psychisch entlastet werden. Die STS-Kursteilnehmer fühlen sich
diesbezüglich alle erleichtert, und fast alle geben an, dass ihr
gesundheitliches Wohlbefinden in den letzten Monaten gestiegen ist. In
der Drangsalierung nicht hängenzubleiben, das wäre ein großer Schritt,
wenngleich die Befreiung aktuell nur eine partielle sein kann. Schon
das so zu empfinden, baut auf. Es ist jedenfalls ein Versuch, der in
Ansätzen herrschaftsfreie Kommunikation durch bedingungslose
Anerkennung probt.

Die Arbeitslosen sind natürlich nicht aus der Kritik ausgenommen.
Feststellbar ist einerseits der Hang zu Abschottung und Distanz, zum
Abtauchen, zum Noch-kleiner-Machen, zur Schicksalsergebenheit.
Auffällig sind andererseits aber auch notorisch positives Denken oder
explizit esoterische Muster, allesamt dazu da, persönliche und
gesellschaftliche Krisen umzudeuten, ihnen Sinn zu verordnen, anstatt
Kritik angedeihen zu lassen. Gelegentlich hindern einige Mehrredner
die Schweigsamen an der Artikulation. Nicht vorsätzlich, aber doch
effektiv. Der Politik insgesamt begegnet man mit Misstrauen, Abwehr
und Verdruss. Traditionelle Institutionen (Parteien, Gewerkschaften,
Kammern, Kirchen) erscheinen kaum als Partner, geschweige denn als
Unterstützer eigener Anliegen. Da erwartet man wenig. Unterschiedliche
intellektuelle Niveaus sind hingegen kaum ein Problem. Persönliche
Konflikte in der zusammengewürfelten Gruppe sind bisher selten
aufgetreten, im Gegenteil, man lernt sich kennen und schätzen. Neue
soziale Kontakte entwickeln sich. Durch die Laufzeit des Projekts sind
die Chancen groß, dass sie sich auch festigen.

Niemand hegt den Wunsch, Langzeitarbeitsloser zu sein oder zu werden.
Dass Arbeitslose Schmarotzer sind und es sich auf unsere Kosten gut
gehen lassen, was weiters bedeutet, dass es allen Arbeitslosen
gefälligst schlecht zu gehen habe, sind als gemeine Volksvorurteile
schlicht eine Zumutung. Die Abgehängten hängen weniger in den
Hängematten als in den Seilen. Nicht nur vor diesem Hintergrund stellt
sich heute tatsächlich die Frage, ob es nicht gesamtgesellschaftlich
sinnvoller wäre, statt dem illusorischen "Arbeit für alle!" das
machbare "Hängematten für alle!" zu fordern. Etwas mehr abhängen würde
den Leuten sowieso nicht schaden, kämen sie doch dann auf Gedanken,
die ihnen in ihrem Alltagstrott nie einfielen. Mehr Muße würde allen
guttun. Den am Markt Erfolgreichen wie den Erfolglosen, wobei die
Scheidung oft eine ganz zufällige ist. Eine Sichtung der Klischees und
eine Erweiterung des Horizonts wären von Vorteil.

Von Arbeitslosen soll gesprochen werden, nicht über sie.
Arbeitslosigkeit ist als gesellschaftliches Problem zu denken, nicht
als individuelles Manko. Sorge und Hilfe und Verständnis prägen
jedenfalls das Heidenreichsteiner Experiment, es ist somit keine
Variante eines alternativen Zucht- und Ordnungsprogramms. Auch nicht
durch die Hintertür, selbst wenn man sich möglicherweise nur
zwischenzeitlich in eine Nische gerettet hat. Druck soll genommen,
nicht entfacht werden. Insofern gebührt auch der Leitung des AMS
Niederösterreich Respekt und Anerkennung, da es Wider seine engen
Daseinsverpflichtungen dieses Projekt ermöglichte. Arbeitskritik,
bisher ein Feld von Theoretikern und sonstigen Phantasten, gewinnt an
Statur und Terrain. Kreativität setzt Zwang nicht voraus. Der Schritt
vom Müssen zum Können wäre ein großer emanzipatorischer Schritt. Und
es gibt keinen Ort, an dem nicht begonnen werden könnte.


(*) Franz Schandl ist Teil des wissenschaftlichen
Begleitprogramms von "Sinnvoll tätig sein" (STS). Von 1985-1995 war er
zudem Gemeinderat der Alternativen Liste in Heidenreichstein.
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Rückkopplungen

Ein produktiver Arbeiter

von Roger Behrens

Die Illusion der freien, schöpferischen Tätigkeit der Kunst übernimmt
die Kulturindustrie als Ideologie der Arbeit - und verkoppelt die
ästhetischen Werte unverhohlen mit den ökonomischen des Profits,
erklärt den Tauschwert nachgerade zum Gebrauchswert. Auch der Künstler
"verkauft seine Arbeitskraft. Er ist privilegiert nur insofern, als er
scheinbar freier als die meisten anderen über seine Arbeitskraft
verfügt. Doch auch das ist sehr optimistisch. Denn er muss seine
Arbeitskraft meist in einer ihm aufgezwungenen Weise einsetzen. Er ist
auf Erfolg angewiesen. Denn erst Erfolg bestätigt 'Qualität' und
'Originalität', zumindest ökonomisch", schreibt Urs Jaeggi (Literatur
und Politik, Ffm. 1972) und zitiert dazu Adorno: "Solange Kunst
überhaupt nach Brot geht, bedarf sie derjenigen ökonomischen Formen,
die den Produktionsverhältnissen einer Epoche angemessen sind, und als
erste konformieren die, welche über Managertum und Profitinteresse am
lautesten sich entrüsten, der Nachfrage auf dem Markt."

"Es kann die Befreiung der Arbeiterklasse nur die Sache der Arbeiter
sein ..." Diese Befreiung ist praktisch, ist "revolutionäre Tätigkeit"
(Marx), verlangt Körpereinsatz: "Alle Räder stehen still, wenn Dein
starker Arm es will!" - Was passiert, wenn die Arbeiterklasse nun
nicht mehr kraft ihres starken Armes die Produktion anhält, sondern -
ganz im Gegenteil - mit einem Hüftschwung die Produktion überhaupt
erst in Bewegung setzt? Ist dann die Befreiung der Arbeiterklasse
immer noch Sache der Arbeiter? - "The nickname Elvis the Pelvis
derived from his notoriously suggestive hip-waggling performing style,
which he had copied from Black performers he had seen." (Aus einem
Musiklexikon)

Nach der Schule war es zunächst ein einfacher Job, eine
Gelegenheitsarbeit, mit der der gerade Siebzehnjährige sein erstes
Geld machte. Er fuhr geradewegs zu Sam Philips' Memphis Recording
Service, um dort für ein paar Dollar eine Schallplatte aufzunehmen
- als Geschenk für seine Mutter, zwei Balladen, nämlich "My Happiness"
und "That's When Your Heartache Begins": "Evening shadows make me blue
/ When each weary day is through / How I long to be with you / My
happiness", lauten die ersten Zeilen der ersten Aufnahme. Das war
1953. "Evening shadows make me blue / When each weary day is through"
- "Die Eule der Minerva beginnt erst mit der einbrechenden Dämmerung
ihren Flug", heißt es prominent bei Hegel in der Vorrede zur
Rechtsphilosophie. Der junge Elvis, ein Proletarierkind (die
Mutter Textilarbeiterin, der Vater Landarbeiter), das sich schon früh
für die Gospelmusik begeistert und immer wieder Gottesdienste der
afroamerikanischen Gemeinde besucht, der junge Elvis also, dem das
Gesangstalent zugute kommt, um nicht als Tagelöhner zu enden, versucht
und findet sein Glück in der Kulturindustrie, die sich im - damals
noch recht losen - Medienverbund von Radiostationen, Tonstudios und
Presswerken gerade vom Filmgeschäft auf das Musikgeschäft ausweitet
und verlagert. Elvis, der zunächst noch wie alle, die bei Sam Philips
eine Platte aufnehmen wollen, Kunde ist, macht weitere Schallplatten,
die dann berühmt über Philips' Label Sun Records vermarktet
werden; Elvis, der zwischenzeitlich als Lastwagenfahrer im Baugewerbe
unterwegs ist, hat nun mit Sun Records einen Vertrag, ist jetzt
Künstler. 1955 verkauft Philips den Vertrag mit dem damals
zwanzigjährigen Elvis Presley an RCA Records. Die ersten
Veröffentlichungen bei RCA Records - u. a. der Song "Heartbreak
Hotel" - machen Elvis Presley berühmt; er ist jetzt der King of
Rock 'n' Roll, ein Mega-Star und die in seinem Namen produzierten
Waren sind bestseller.

Karl Marx notiert in seinen Theorien über den Mehrwert:
"Dieselbe Sorte Arbeit kann produktiv oder unproduktiv sein. Z.B.
Milton, who did the 'Paradise Lost' for 5 Pounds Sterling war ein
unproduktiver Arbeiter. Der Schriftsteller dagegen, der Fabrikarbeit
für seinen Buchhändler liefert, ist ein produktiver Arbeiter. Milton
produzierte das 'Paradise Lost' aus demselben Grund, aus dem ein
Seidenwurm Seide produziert. Es war eine Betätigung seiner Natur. Er
verkaufte später das Produkt für 5 Pfund." Der popideologischen
Stilisierung folgend, ist ein "Künstler" wie Elvis Presley nicht sehr
von Milton oder dem Seidenwurm unterschieden: hier singt einer, der
nicht nur singen kann, sondern singen muss; und allein, ihn in der
Branche als "Künstler" zu führen, reproduziert das Star-Image, wonach
der King eben König ist, nämlich eine eigentlich in seiner
gesellschaftlichen Zeit und vor allem in seiner gesellschaftlichen
Lage anachronistische Figur. Indes: ein echter König wäre der Popstar,
wenn er sein Leben genießen könnte, wenn sein Reich, über das er
herrscht (der Rock 'n' Roll), ein Reich der Freiheit wäre, das ihn von
jeder Mühsal und Last befreit, wenn er also im guten, echten
kommunistischen Sinne arbeitslos wäre. Allerdings gibt es
dieses Reich der Freiheit nur als Schein, als billig zu habende
Imitation menschlicher Würde, bestenfalls für kleine Momente
realisiert in der Dreifaltigkeit von Sex & Drugs & Rock 'n' Roll.


Tatsächlich war das Reich, über das der King of Rock 'n' Roll
herrschte, das immer noch und bis heute bestehende Reich der
Notwendigkeit; der König trug nicht einmal eine Krone, sondern
verzierte lediglich seine Arbeitskleidung mit etwas Glanz und Glitzer.
"50.000.000 Elvis Fans Can't Be Wrong" heißt das neunte Studioalbum
von Presley, das 1959 bei RCA erschien (der Titel, so ist bei
Wikipedia nachzulesen, kam erst 1962 auf die Plattenhülle);
Elvis trägt die Hausuniform des gewöhnlichen Angestellten, einen Anzug
- jedoch: der Schnitt macht ihn zur Freizeitgarderobe eines
Partygängers, und der Anzug ist aus goldenem Samt geschneidert. 50
Millionen Fans, also Käufer und Konsumenten können sich nicht irren!
Elvis ist dann doch, anders als der Seidenwurm, ein produktiver
Arbeiter. Noch einmal Marx: "Eine Sängerin, die auf ihre eigene Faust
ihren Gesang verkauft, ist ein unproduktiver Arbeiter. Aber dieselbe
Sängerin, von einem entrepreneur engagiert, der sie singen lässt, um
Geld zu machen, ist ein produktiver Arbeiter; denn sie produziert
Kapital."

Elvis Aaron Presley (1935-1977) "remains the quintessential pop star.
He was also the best-selling solo artist of all time, with sales of
some 150 million records in all, including over 94 gold singles and
some 40 gold albums."

 * 

Unwiederbringlich

Zu Heines Gedicht "Die Lore-Ley"

von Hermann Engster

Im Jahr 1848 beschreiben Marx und Engels in ihrem Manifest der
Kommunistischen Partei die grundstürzenden Veränderungen, die in
Deutschland und Westeuropa mit dem Siegeszug des Kapitalismus und der
Herrschaft der Bourgeoisie einhergegangen sind. (In: Die
Frühschriften, ed. Landshut, 1971.)

In ihrer kaum hundertjährigen Herrschaft hat die Bourgeoisie, so
konstatieren die Autoren, "massenhaftere und kolossalere
Produktionskräfte geschaffen als alle vergangenen Generationen
zusammen. Unterjochung der Naturkräfte, Maschinerie, Anwendung der
Chemie auf Industrie und Ackerbau, Dampfschiffahrt, Eisenbahnen,
elektrische Telegraphen, Urbarmachung ganzer Weltteile,
Schiffbarmachung der Flüsse, ganze aus dem Boden hervorgestampfte
Bevölkerungen - welches frühere Jahrhundert ahnte, daß solche
Produktionskräfte im Schoß der gesellschaftlichen Arbeit
schlummerten".

Ihre politisch-ökonomische Analyse und die darauf aufbauende
geschichtsphilosophische Deutung sind geprägt von einem
fortschrittsoptimistischen Elan. Mit der Entfesselung der
Produktivkräfte durch Wissenschaft und Industrie, so stellen sie fest,
sind auch zugleich die alten Feudalbande, welche die Menschen in
Unfreiheit und Unterdrückung hielten, zerrissen. Alle Ausbeutung, die
bislang von politischem und religiösem Nebel verhüllt war, tritt nun
offen zutage und zeigt unmaskiert, was tatsächlich die Verhältnisse
unter den Menschen bestimmt: "das nackte Interesse". Hinter dem
"rührend-sentimentalen Schleier", mit dem die Menschen sich
einhüllten, tritt nun das "reine Geldverhältnis" hervor: "Alle bisher
ehrwürdigen Tätigkeiten" sind "ihres Heiligenscheins entkleidet", die
Bourgeoisie als Trägerin der neuen Ökonomie hat "den Arzt, den
Juristen, den Pfaffen, den Poeten, den Mann der Wissenschaft in ihre
bezahlten Lohnarbeiter verwandelt". Diese Desillusionierung, so
schmerzlich sie sich anfühlen mag, ist aber, so die Hoffnung der
Autoren, die Voraussetzung dafür, dass die Ausgebeuteten und
Entrechteten ihre Sache in die eigenen Hände nähmen und ihre
Geschichte selbst bestimmten.

Irritationen

Uns Heutigen, da der Kapitalismus sich aller Fesseln entledigt hat und
wir eingesperrt sind ins "stählerne Gehäuse der Rationalität" (Max
Weber) - nota: einer instrumentell verkürzten Rationalität - wird
nunmehr die Gegenrechnung der von Marx und Engels konstatierten
"Unterjochung der Natur", der äußeren und inneren, präsentiert. Gewinn
und Verlust stehen da einander gegenüber. Dichter haben, mit der ihnen
eigenen Sensibilität, schon früh ihrer Verstörung über das andrängende
ungewohnte Neue, über die "Entzauberung der Welt" (Weber) und den
Verlust der alten Welt samt ihren sinnlichen und emotionalen
Dimensionen Ausdruck verliehen.

Einer von ihnen ist Goethe. Er besucht nach zwei Jahrzehnten
Abwesenheit seine Vaterstadt Frankfurt wieder und reagiert irritiert
über das, was ihm dort begegnet. Er findet das Haus seiner Großeltern
Textor durch das französische Bombardement von 1796 zerstört vor.
Nicht weniger als dieser Verlust befremdet ihn jedoch ein anderes, das
er in Briefen aus Frankfurt vom August 1797 (an Friedrich Schiller und
Karl August Böttiger) sowie in den Notizen seiner Reise in die Schweiz
zur Sprache bringt: woher es denn komme, so wundert er sich, dass der
vom Haus übriggebliebene "Schutthaufen (...) noch immer das Doppelt
dessen wert (sei), was vor elf Jahren von den gegenwärtigen Besitzern
an die Meinigen bezahlt worden" (ist). (Dieses Beispiel und die
folgenden zitiert nach: Goethe, Artemis-Gedenkausgabe, Reisenotizen in
Bd. 12, Brief an Böttiger vom 17.8. 1997 in Bd. 19, an Schiller vom
16./17.8. in Bd. 20, an Zelter in Bd. 21.)

Obwohl als Finanzminister von Sachsen-Weimar ökonomisch versiert, sind
ihm die abstrakten Marktgesetze noch fremd. Doch ahnt er, dass diese
Wertsteigerung darin begründet ist, dass Frankfurt "aus dem
beschränktesten, patriarchalischen Zustande (...) durch klug
unternehmende Menschen zum nützlichsten Waren- und Marktplatz
verändert wurde", das heißt: zu einer Handelsmetropole in der sich
entwickelnden Warenwirtschaft aufgestiegen ist. Was sich hier
vollzieht, ist die Ablösung der alteuropäischen Ökonomie durch das
moderne Marktprinzip.

Goethe ist ein sehr genauer Beobachter, nicht nur der Natur, sondern
auch der sozialen Verhältnisse. So sei ihm "sehr merkwürdig
aufgefallen", wie er Schiller weiters mitteilt, "wie es eigentlich mit
dem Publiko einer großen Stadt beschaffen ist. Es lebt in einem
beständigen Taumel von Erwerben und Verzehren, und das, was wir
Stimmung nennen, läßt sich weder hervorbringen noch mitteilen. (...)
Ich glaube sogar eine Art von Scheu gegen poetische Produktionen, oder
wenigstens insofern sie poetisch sind, bemerkt zu haben, die mir aus
eben diesen Ursachen ganz natürlich vorkommt."

Was er suchend umschreibt als "Scheu gegen poetische Produktionen",
das meint die allgemeine Nüchternheit, bewirkt durch die um sich
greifende Rechenhaftigkeit. Es ist der nüchterne Geist des kühlen
rationalen Kalkulierens, der "Geist des modernen Kapitalismus", wie
ihn Marx (kritisch) und nach ihm auch Max Weber (affirmativ)
beschrieben haben. Es dominieren, so stellt Goethe im Brief an
Schiller fest, die Interessen der "Frankfurter Bankiers, Handelsleute,
Agioteurs (d.h. Börsenspekulanten), Juden, Spieler und Unternehmer".
(Nebenbei: Goethe war kein Antisemit.) Resigniert stellt er in den
(zur selben Zeit verfassten) Notizen seiner Reise in die Schweiz fest:
"Der Frankfurter, bei dem alles Ware ist, sollte sein Haus niemals
anders als als Ware betrachten." (Bd. 12, S. 99)

Ein Jahrzehnt später wird er weiter blicken, denn dann studiert er
gründlich, wie man aus seinem Bibliotheksexemplar ersehen kann, Adam
Smiths epochales Werk zur modernen Nationalökonomie An Inquiry into
the Nature and Causes of the Wealth of Nations von 1776, das 1806
in deutscher Übersetzung erscheint.

In seinem Alterswerk Wilhelm Meisters Wanderjahre (erste
Fassung 1821, letzte Fassung 1829) zieht er ein pessimistisches
Resümee:

"Für das größte Unheil unserer Zeit, die nichts reif werden lässt,
muss ich halten, dass man im nächsten Augenblick den vorhergehenden
verspeist, den Tag im Tage vertut, und so immer aus der Hand in den
Mund lebt (...) Haben wir doch schon Blätter (d.h. Zeitungen) für
sämtliche Tageszeiten! (...) Niemand darf sich freuen oder leiden, als
zum Zeitvertreib der übrigen; und so springt's von Haus zu Haus, von
Stadt zu Stadt, von Reich zu Reich, zuletzt von Weltteil zu Weltteil,
alles veloziferisch." (Neuschöpfung von Goethe, zusammengesetzt aus
lat. velocitas - Geschwindigkeit und Luzifer.)

Und weiter: "So wenig die Dampfmaschinen zu dämpfen sind, so wenig ist
dies auch im Sittlichen (d.h. im gesellschaftlichen Leben) möglich;
die Lebhaftigkeit des Handels, das Durchrauschen des Papiergeldes, das
Anschwellen der Schulden, um Schulden zu bezahlen, das alles sind die
ungeheuern Elemente, auf die gegenwärtig ein junger Mann gesetzt ist."
(Bd. 8, S. 312 f.)

Und schließlich in einem Brief an Zelter vom 6.6.1825: "Alles aber
(...) ist jetzt ultra, alles transzendiert (d.h. durchdringt,
übersteigt) unaufhaltsam, im Denken wie im Tun. Niemand kennt sich
mehr, niemand begreift das Element, worin er schwebt und wirkt (d.h.
tätig ist), niemand den Stoff, den er bearbeitet. (...) Junge Leute
werden viel zu früh aufgeregt und dann im Zeitstrudel fortgerissen.
Reichtum und Schnelligkeit ist, was die Welt bewundert und wonach
jeder strebt; Eisenbahnen, Schnellposten, Dampfschiffe und alle
mögliche Fazilitäten (d.h. Einrichtungen, Bereitstellungen) der
Kommunikation (...). Wir werden, mit vielleicht noch wenigen, die
Letzten sein einer Epoche, die sobald nicht wiederkehrt." (Bd. 21, S.
634)

Heine - Deserteur und Totengräber

Um 1824, also just zu der Zeit, in der Goethe sein pessimistisches
Resümee der Gegenwart zieht, schreibt Heinrich Heine sein Gedicht von
der sagenhaften Lore-Ley. Dieses Gedicht ist nicht zuletzt deshalb zu
einem seiner populärsten geworden, weil Friedrich Silcher bald darauf
eine Schmonzette für Männerchöre komponiert hat, die seither die
erregende Geschichte von der lasziven und männermordenden femme
fatale aus vollem Brustton zu beschwören pflegen. Jedoch liegt
hier ein Missverständnis vor.

Heine, geboren 1797, zu einer Zeit, als die Romantik in der Hochblüte
steht, schreibt zunächst wundervolle romantische Gedichte wie z.B. das
geheimnisvolle Der Tod, das ist die kühle Nacht (googeln!),
wendet sich dann aber von der Romantik ab, weil sie ihm als poetisch
abgenutzt gilt - Ein Bild! ein Bild! mein Pferd für'n gutes
Bild! variiert er in komischer Verzweiflung Shakespeares Richard
III. - und weil er sie überhaupt als eskapistisch verwirft, so in
einem Gedicht, das den vielsagenden Titel Wahrhaftig trägt:
Lieder und Sterne und Blümelein, / Und Äuglein und Mondglanz und
Sonnenschein, / Wie sehr das Zeug auch gefällt, / So macht's doch noch
lang keine Welt. Er nennt sich selbst ironisch einen "entlaufenen
Romantiker", Eichendorff, der wohl bedeutendste Lyriker seiner Epoche,
schmäht ihn gar als "Totengräber der Romantik".

1831 flüchtet Heine vor Zensur und Verfolgung aus dem reaktionären
Deutschland ins freiere Paris. Er wendet sich sozialen Problemen zu,
lernt Marx, Engels, Lassalle, den Kreis der Frühsozialisten um
Saint-Simon kennen, arbeitet an Marxens Zeitschriften "Vorwärts!" und
den "Deutsch-Französischen Jahrbüchern" mit. In Paris lebt er zwölf
Jahre, und was er dort im Exil vermisst, wie er in seinem Gedicht
Nachtgedanken bekennt (Denk ich an Deutschland in der Nacht,
/ So bin ich um den Schlaf gebracht), das ist nicht das
"Vaterland", sondern seine alte Mutter - Die alte Frau hat mich so
lieb, / Und in den Briefen, die sie schrieb / Seh ich, wie ihre Hand
gezittert, / Wie tief das Mutterherz erschüttert.

Mythos reloaded

Aus alten Märchen winkt es / Hervor mit weißer Hand, so beginnt
eines seiner Gedichte. Diese Hand weist ihn auf eine alte Geschichte,
die Sage von der Lore-Ley am Rhein. Um einen schroffen Felsen, heute
Loreley-Felsen genannt, macht der Rhein eine scharfe Biegung. Er ist
an dieser Stelle nur 200 m breit, und es gibt dort Riffe, Untiefen,
Strudel, die immer wieder Schiffen zum Verhängnis wurden. Bald
bildeten sich Sagen, die von Elfen und Nixen erzählten, die den
Schiffern Unglück brächten.

Die eigentliche Sage von der Lore-Ley entstand erst um 1800, als
Clemens Brentano die Geschichte von der Lore Lay (so Brentanos
Schreibung) erfindet und sie in eine Ballade kleidet, in die er Motive
der antiken Mythen von den Sirenen und von Narcissus und Echo
einarbeitet.

Die Geschichte geht so: Eine junge und außergewöhnlich schöne Frau in
Bacharach am Rhein liebt einen Ritter, der sie jedoch verlässt. Viele
Männer werben um sie, doch in ihrer Trauer um den verlorenen Geliebten
weist sie alle ab, und das stürzt die Männer ins Unglück. Sie gerät in
den Verruf, eine Zauberin zu sein, welche die Männer verhext. Sie
selbst ist unglücklich darüber und übergibt sich verzweifelt dem
Urteil des Bischofs. Dieser jedoch verfällt selber ihrer Schönheit. Er
verurteilt sie nicht als Hexe, sondern weist sie um ihres
Seelenfriedens willen in ein Kloster ein, wohin drei Ritter sie
begleiten sollen. Auf dem Weg dorthin will sie noch einmal den Felsen
ersteigen, um von dort ein letztes Mal das Schloss ihres Geliebten zu
sehen. Sie erklimmt die Felswand, und als sie oben steht, erblickt sie
unten einen Kahn, in dem sie ihren Liebsten zu erkennen glaubt. Sie
stürzt sich sehnsüchtig hinunter und ertrinkt. Die drei Ritter, die
ihr in die Felswand gefolgt sind, stürzen gleichfalls zu Tode.

Das ist die Geschichte, die Heinrich Heine um das Jahr 1824 zu seinem
Gedicht von der Lore-Ley inspiriert hat. Es steht im Buch der
Lieder, erschienen in der ersten Auflage bei Campe in Hamburg 1827
(hier zitiert nach der Düsseldorfer Heine-Ausgabe, Bd. 1/1, S. 206,
Rechtschreibung modernisiert). Später haben Herausgeber dem Gedicht
den Titel Die Lore-Ley gegeben. Ob Heine die Sage als alt
auffasste und ihm nicht bekannt war, dass es sich um eine erst von
Brentano geschaffene Kunstsage handelt, verschlägt hier nichts: Der
Text suggeriert dem Leser ein Märchen aus alten Zeiten.

Die Lore-Ley

Ich weiß nicht, was soll es bedeuten,

Dass ich so traurig bin;

Ein Märchen aus alten Zeiten,

Das kommt mir nicht aus dem Sinn.

Die Luft ist kühl und es dunkelt,

Und ruhig fließt der Rhein;

Der Gipfel des Berges funkelt

Im Abendsonnenschein.

Die schönste Jungfrau sitzet

Dort oben wunderbar;

Ihr goldnes Geschmeide blitzet,

Sie kämmt ihr goldenes Haar.

Sie kämmt es mit goldenem Kamme

Und singt ein Lied dabei;

Das hat eine wundersame,

Gewaltige Melodei.

Den Schiffer im kleinen Schiffe

Ergreift es mit wildem Weh;

Er schaut nicht die Felsenriffe,

Er schaut nur hinauf in die Höh'.

Ich glaube, die Wellen verschlingen

Am Ende Schiffer und Kahn;

Und das hat mit ihrem Singen

Die Lore-Ley getan.

Viermal gibt sich in dem Gedicht ein Ich zu erkennen: dreimal (inkl.
des Dativs mir) in der ersten Strophe, dann erst wieder in der
letzten. Das Ich des Sprechers setzt in der ersten Strophe zögerlich
und stockend ein, so wie jemand, der nach Worten sucht, um etwas
schwer Fassbares auszudrücken: Es ist eine Erinnerung aus ferner
Vergangenheit, die in ihm hochsteigt. Er ist traurig, aber das
ist nicht eine momentane Anwandlung, sondern es ist eine Trauer, die
tiefer verborgen ist; er weiß nicht, woher sie rührt und was
sie bedeuten mag, und er versucht ihre Ursache zu ergründen.
Eine Geschichte bedrängt ihn, kommt ihm nicht aus dem
Sinn; es ist ein Märchen aus alten Zeiten, aber nicht ein
Kindermärchen, sondern hier schwingt noch das mittelhochdeutsche Wort
moere mit, wie es zum Beginn des Nibelungenlieds heißt:
Uns ist in alten moeren / wunders vil geseit - Geschichten aus
verflossener Zeit.

"Auf der Suche nach der verlorenen Zeit"

Er fasst sich, verdrängt das Gefühl der Trauer, und er beginnt die
Geschichte, die ihm im Kopf herumgeht, zu erzählen - vielleicht ist
sie der geheime Grund seiner Trauer ...

Sprechhaltung und Tonfall ändern sich, die anfangs unsichere Stimme
wird fest, das suchende Tasten der Worte weicht dem Duktus einer
berichtenden Erzählung, die in dreihebigen Versen mit sich
abwechselnden Jamben und Daktylen im lockeren Balladenton vorgetragen
wird. In zwei Versen wird durch den Eindruck von Kühle und beginnender
Dunkelheit - Die Luft ist kühl und es dunkelt - eine
Abendstimmung erzeugt, Ruhe und Frieden breiten sich aus: Und ruhig
fließt der Rhein. Die Nacht steigt die Berghänge hinauf, doch ein
letztes einsames Leuchten lenkt den Blick in die Höhe: Der Gipfel
des Berges funkelt / Im Abendsonnenschein.

Diese Metaphorik von Licht und Glanz beherrscht die folgenden Strophen
und lässt die Stimme des Erzählers mit zunehmender Erregtheit
anschwellen. Denn eine Erscheinung - wunderbar - schlägt ihn in
Bann: Dort auf dem Gipfel erblickt er die schönste Jungfrau -
das Attribut schön hier nicht als Superlativ, sondern als
Elativ gebraucht im Sinne von "unübertrefflicher Schönheit". Licht und
Glanz werden in dieser Strophe gleich vierfach metaphorisch
beschworen: golden - Geschmeide - blitzet - goldenes Haar.

Es ist eine Beschwörung, die ein verschwindendes Licht, das von der
Höhe des Berges noch herüberscheint, festzuhalten sucht. Die Magie des
leuchtenden Goldes verschmilzt mit der Magie der Sagenfigur, beides
steigert sich in der nächsten Strophe: Sie kämmt ihr goldenes Haar
mit goldenem Kamme, und zur Magie der Bilder kommt als
drittes zauberisches Element die Musik hinzu: Sie singt ein Lied
dabei, und dieses hat - wie die Lieder der antiken Sirenen -
eine wundersame, gewaltige Melodei. Gewaltig bedeutet hier
"überwältigend", wie es von den Gesängen der Sirenen überliefert wird,
die den Seefahrern zum Verhängnis werden und denen Odysseus durch
seine List mit knapper Not entrinnt. Das Wort Melodei hat nicht
des Reimes willen seine altertümliche Gestalt, sondern evoziert in ihr
das Archaische, Dämonisch-Bannende dieser Musik.

Den Schiffer im kleinen Schiffe / Ergreift es mit wildem Weh:
Es ist der Schmerz des Liebesbegehrens, das den von der
Frauenschönheit, dem Goldglanz und der Musik betörten Schiffer nicht
auf die Felsenriffe achten, sondern gebannt in die Höh'
schauen lässt.

Sein Verhängnis wird in der letzten Strophe, in der das Ich wieder
unmittelbar hervortritt, mit knappen, nüchternen Worten erzählt. Doch
wie sollte man diese Verse sprechen?

Das Ende vom Lied

Es gibt zwei Möglichkeiten zum Verständnis der Schlussstrophe, die von
der Deutung der einleitenden Worte Ich glaube abhängen.

Man kann sie im Tonfall überzeugter Gewissheit sprechen, gleichsam wie
ein Credo in unum Deum. Das folgende deiktische und durch
Hebung herausgehobene das im Vers Und das hat mit ihrem
Singen wäre folgerichtig als Bekräftigung einer Tatsache zu
verstehen: So war es.

Schlüssiger erscheint aber eine andere Möglichkeit, die sich ergibt,
wenn man die letzte Strophe mit der ersten zusammenschließt. Deren
unsicher tastendes Ich weiß nicht wird von dem Ich glaube
der Schlussstrophe wieder aufgenommen. Dieses ich glaube
konnotiert ein "vielleicht", "möglicherweise", "kann sein". Das
deiktische das wäre dann eher fragend, zweifelnd zu sprechen, und die
beiden Schlussverse müssten dann in einem schwebenden Tonfall und mit
einem verborgenen Fragezeichen ausklingen. Die Musik könnte es wohl
ertönen lassen. Einem Friedrich Silcher war solches zu komponieren
nicht gegeben, einem Robert Schumann sehr wohl, der kongenial die
Doppelbödigkeit Heine'scher (und Eichendorff'scher) Verse in Töne zu
setzen verstand.

Die Trauer der ersten Strophe mischt sich mit dem Abgesang der
Schlussstrophe. Der Erzähler weiß nun, was es bedeuten soll, dass er
so traurig ist: Das Märchen aus alten Zeiten hallt nur noch aus
der Ferne zu ihm herüber. Die "Unterjochung der Natur" durch den
Menschen und dessen Einzug in das "stählerne Gehäuse der Rationalität"
künden von einer neuen Zeit. Die alten Zeiten sind vorbei, und
mit ihnen eine universale Weltauffassung, eine - fern aller
theologischen Dogmatik - mythisch-religiöse Haltung zur Welt:
unwiederbringlich vergangen. Das Gedicht endet in Wehmut, einer
Wehmut, wie sie 1825 - fast zur selben Zeit, als Heine seine
Lore-Ley dichtet - in Goethes Brief an Zelter erklingt: "Wir
werden, mit vielleicht noch wenigen, die Letzten sein einer Epoche,
die sobald nicht wiederkehrt."

 * 

Immaterial World

Freiwilligkeit und Utopie

von Stefan Meretz

Freiwilligkeit ist nicht die Norm. Etwas freiwillig zu tun, schließt
ungesagt mit ein, dass es normalerweise eine Gegenleistung oder gar
ein Zwang ist, welche zur Tat anhalten. Es ist die Tauschlogik, die
dahinter hervorlugt, und das setzt, was als normal gilt. Im
Kapitalismus ist Freiwilligkeit die geadelte Ausnahme. Sie erscheint
als Ehrenamt, als gute Tat, als Altruismus in einer Welt, in der
Lohnarbeit, Profitstreben und Egozentrismus als selbstverständlich
gelten.

Jede gesellschaftliche Utopie enthält Freiwilligkeit mindestens als
Moment, wenn nicht gar als konstitutiven Baustein. Die bisherigen
Utopien lassen sich in drei Gruppen einteilen: kollektivistische,
individualistische und ethisch-moralische.

In kollektivistischen Utopien, wie sie vor allem in der
historischen Arbeiter*innenbewegung verbreitet waren, ist das
freiwillige Engagement Ausdruck der Einsicht in übergeordnete
Notwendigkeiten. Die individuelle Besonderheit ist im kollektiven
Ganzen aufgehoben. Freiwillig im Sinne der Notwendigkeiten des Ganzen
zu handeln, bedeutet, die eigene Individualität zu leben. Dieser
Zusammenhang liegt nicht auf der Hand, sondern muss erst erkannt
werden. Erziehung und positiv verstandene Ideologie erhalten hier ihre
zentrale Funktion.

Individualistische Utopien vor allem anarchistischer Strömungen
vertreten in gewisser Weise genau das Gegenteil. Freiwilligkeit kann
hier nur auf individueller Entfaltung jenseits übergeordneter
Notwendigkeiten basieren. Das kollektive Ganze ist den
Individualitäten nicht vorausgesetzt, sondern entsteht erst aus der
freien Entfaltung der individuellen Besonderheiten.

Vielleicht ist durch die Art der von mir gewählten Beschreibung schon
deutlich geworden, dass sich kollektivistische und individualistische
Utopien nicht so gravierend unterscheiden, wie es ihre reale
historische Feindschaft nahelegen mag (exemplarisch: Konfrontation von
Anarchist*innen und Kommunist*innen während des Spanischen
Bürgerkriegs). Beide thematisieren das Verhältnis von Individualität
und gesellschaftlicher Ganzheit, von Freiwilligkeit und Notwendigkeit
- nur jeweils von unterschiedlichen Polen aus. Die Unvereinbarkeit
kommt erst ins Spiel, wenn die Notwendigkeiten im ersten Fall als
herrschaftsförmig strukturierter Staat (oder Partei als Proto-Staat)
und im zweiten Fall als dem Anspruch nach möglichst herrschaftsfreie
Versammlung oder Räte-Struktur ihre konkrete Form finden.

Der Bezug auf ein gesellschaftliches Ganzes ist hingegen in
ethisch-moralischen Utopien unterbelichtet oder völlig
abwesend. Stillschweigend wird hier die gegenwärtige gesellschaftliche
Formierung über Markt und Staat hingenommen. Was allein zählt ist das
individuelle Handeln. Dieses soll sich an zu vereinbarenden Werten
oder ethisch fundierten moralischen Normen ausrichten. Beredtes
Beispiel für solche Ansätze sind die verbreiteten Varianten der
Konsumkritik. Freiwillig soll auf bestimmte Formen des Konsums
verzichtet werden, um die Welt zu einem "better place" zu machen.
Erziehung und Ideologie, gepaart mit schlechtem Gewissen, sind ihre
Begleiter.

So klar abgegrenzt wie hier überzeichnet dargestellt, sind die drei
utopischen Ansätze in Wirklichkeit nicht. Tatsächlich gibt es nahezu
beliebige Mischformen, die es meist jedoch nicht besser machen.
Dennoch enthalten sie alle berechtigte Aspekte, die in einer zu
begründenden commonistischen Utopie aufgehoben werden müssten.

Ausgangspunkt einer solchen Utopie ist die Frage nach der Gestaltung
des Verhältnisses von Freiwilligkeit und Notwendigkeit. Die Antwort
kann nicht in einer einseitigen Unterordnung des Individuums unter die
Gesellschaft oder umgekehrt bestehen. Solche Vereinseitigungen
entstehen, wenn der Fokus auf die Personen oder Institutionen der
Herrschaft gerichtet wird anstatt auf die zugrunde liegende
Handlungsmatrix. Eine Handlungsmatrix ist die Bedingungsstruktur, die
gesellschaftlich wie individuell nahelegt, gemäß ihrer Logik zu
handeln, weil es funktional ist und die eigene Existenz sichert. Ist
diese (wie bisher immer) exklusionslogisch formiert - die
Bedürfnisbefriedigung der einen geht zu Lasten der von anderen - dann
ist es zweitrangig, welche Formen die Herrschaft annimmt (Kapital,
Partei, Staat, Räte etc.). Der kollektivistische Ansatz versucht
Herrschaft bewusst für den guten Zweck zu instrumentalisieren, während
der individualistische Ansatz Herrschaft abstrakt bekämpft - sich aber
durch die Hintertür wieder rein holt.

Nehmen wir nun an, die gesellschaftlich-individuelle Handlungsmatrix
ist inklusionslogisch strukturiert, dann stellt sich das Verhältnis
von Freiwilligkeit und Notwendigkeit völlig anders dar. Die
Inklusionslogik basiert auf der Abwesenheit von Eigentum, also der
andere exkludierenden Verfügung über Ressourcen. Damit gibt es keine
Machtmittel, um Menschen zu einer Tätigkeit zu bringen, die sie nicht
wollen. Kooperation ist weiterhin notwendig, aber immer freiwillig.
Niemand kann gezwungen, sondern nur noch gewonnen werden. Der Fokus
richtet sich auf die Bedingungen, die so einladend sein müssen, dass
sich Menschen gerne beteiligen. Freiwilligkeit und Inklusion erzeugen
sich gegenseitig. Es ist nun "nur noch" eine Frage der Organisation,
wie die freiwilligen Tätigkeiten die gesellschaftlichen
Notwendigkeiten abdecken. Für einen Rest unabgedeckter Notwendigkeiten
findet sich dann auch eine Lösung.

Doch im Kapitalismus ist die allgegenwärtige Handlungsmatrix
exklusionslogisch strukturiert. Wir leben und reproduzieren sie,
nahezu täglich. Freiwilligkeit braucht hier geschützte Räume, in denen
die Wirkungen der Exklusionslogik abgemildert oder gar neutralisiert
werden. Dazu gehört ganz zentral die Neutralisierung der
exkludierenden Wirkung des Eigentums. Aber auch die von uns
verinnerlichten "normalen" exkludierenden Handlungsweisen müssen
entlernt werden. Freiwilligkeit ist kein bloß individueller
Willensakt, sondern kollektiv zu erlernende Handlungsweise, die
bewusst zu schaffende Ermöglichungsstrukturen braucht. Das ist der
Sinn der Commons. Es sind Räume des Erlernens von
Freiwilligkeit und Inklusion, Räume des Commoning.

So verstanden ist Freiwilligkeit der Kern radikaler Utopie.

 * 

Aus Ratlosigkeit weitermachen?

von Lorenz Glatz 

"Wenn Wahlen etwas änderten, wären sie längst verboten", ob das nun
von Rosa Luxemburg, Kurt Tucholsky, Emma Goldman oder sonstwem stammt,
so falsch ist der Spruch nicht, und in kritischen Kreisen ist er auch
ganz geläufig. Dass es dann aber wenig Sinn macht, Wahlen allzu große
Bedeutung beizumessen und sich an ihnen selbst zu beteiligen, ist in
den letzten Jahren dort eher wieder ein no go geworden. Überhaupt seit
die Welt Trump statt Clinton bekommen hat. An die Wurzeln gehende
Gesellschaftskritik scheint etwas zu sein, was auch für viele
kritische Menschen im Getöse der Wahlkämpfe und der politischen
Auseinandersetzungen nicht formulierbar und praktikabel ist. Vielmehr
erfasst sie das Gefühl: Es soll wenigstens gerade so bleiben, wie es
ist. Und wenn es schon bergab geht, dann bitte ein wenig langsamer!
Nach einer Perspektive klingt das nicht gerade.

Das Schimpfen auf die "depperten Wähler" und das Warten auf die
nächsten Wahlen verdeckt die Ratlosigkeit auch nicht mehr wirklich.
Hier ein paar Betrachtungen dazu.



1.


Die Parteienlandschaft teilt sich nicht bloß in Links, Mitte, Rechts,
sondern sie bewegt sich als Ganzes seit Jahrzehnten nach rechts. Die
Bedeutung des Worts "Reform" ist dafür ein aufschlussreiches Beispiel.
- War es bis in die 70iger Jahre noch die Ankündigung von mehr Geld,
Freizeit, individueller Freiheit usw., so weiß eins nunmehr schon bei
der Erwähnung des Wortes, dass es um Einsparung, Kürzung,
Privatisierung, Intensivierung von Arbeit, Überwachung und ähnliche
Notwendigkeiten der Systemlogik und des staatlichen Zugriffs geht. In
Österreich war die Sozialdemokratie in 61 von 72 Jahren seit dem
letzten Weltkrieg in der Regierung und hat den Großteil dieser
Maßnahmen entweder selbst gesetzt oder mitgetragen. Und in Deutschland
war es die Partei Bebels und Liebknechts, deren "Hartz
4"-Arbeitsgesetze mit Entrechtung und Zwangsmaßnahmen den größten
Billiglohn-Sektor Europas geschaffen haben, der die "deutsche
Wirtschaft" bis jetzt noch am Welken der anderen florieren lässt. Und
wenn tatsächlich wie in Griechenland ein "Block der radikalen Linken"
an die Regierung kommen konnte und den Kapitalismus einmal "anders"
verwalten wollte, dann haben diese nach ihrem Wahlsieg binnen ein paar
Wochen nachgelernt. Das kleinere Übel wächst von Wahl zu Wahl.



2.


Die Rechtsdrift aller Parteien hat mit dem Zustand von Politik und
Wirtschaft zu tun. Für den Staat und seine Parteien ist der
Kapitalismus alternativlos. Sie sind zwei Seiten einer Münze. Wer sich
auf die eine einlässt, hat auch die andere. Auch keine revolutionäre
Partei ist dieser Logik entgangen. Der moderne Staat erzwingt,
verwaltet, ordnet und schützt die Grundlagen der Wirtschaftsweise,
d.h. die Arbeitskraft und das Kapital sowie den Zugang zur Verwertung
der Ressourcen dieser Erde. Und die kapitalistische Wirtschaft erhält
den Staat mit Steuern auf Lohn, Profit und Konsum und bei Bedarf das
politische Personal mit Extragaben. Das Duo setzt sich leichtfüßig und
Zugeständnissen ans arbeitende Volk nicht abgeneigt über jeden auch
grundsätzlichen Widerstand hinweg, solange der Kapitalismus (mit
welchen Folgen für Mensch und sonstige Natur auch immer) rentabel
produzieren, d.h. investiertes Geld durch Arbeit und Produktverkauf
vermehren kann. Und solange der Staat dafür mit Politik, Diplomatie
und ihrer Fortsetzung mit den Mitteln der Gewalt dafür im Inneren und
nach außen geeignete Bedingungen herstellen kann. Beide
Voraussetzungen schwinden seit Jahrzehnten dahin. Und die Rettung, die
steht immer "rechts", beim selben, aber schärfer. Da mag eins wählen,
was er/sie will.



3.


Seit dem Ende des Nachkriegsbooms stockt das Wachstum, schmilzt die
Vermehrung des Gelds durch Vermarktung, d.h. der Lebenszweck von
Marktwirtschaft, unlösbar verschärft durch den Umstand, dass die neue
technische Revolution der Mikroelektronik mehr Arbeit einspart, als
sie neue Plackerei erschafft. Der Kapitalismus muss also von
natürlichen und menschlichen "Schlacken" gereinigt werden, um noch
irgendwie seinem Zweck zu entsprechen: Globalisierung und
Liberalisierung von Arbeit und Produktion, Handel und Finanzmärkten -
die ganze Welt muss "verwirtschaftet", der Mensch möglichst restlos
ein homo oeconomicus werden, dessen Leben in Arbeit und Konsum
aufgeht.

Die "guten alten Zeiten" der florierenden Kapitalverwertung kehren
trotzdem nicht und nicht wieder. Betriebsgewinne werden daher oft
nicht mehr in die Produktion investiert, sondern "sicherheitshalber"
in "krisensicheren" Realien geparkt oder zwecks höherer Renditen
spekulativ in Aktien und "in Veranlagungen, denen nichts Reales
gegenübersteht", investiert. Das Tagesgeschäft hängt inzwischen am
Tropf der Staatsverschuldung zur Finanzierung von
Wirtschaftsförderungen, Investitionen, Staatsaufträgen und an den
Käufen von Anleihen und Aktien durch die Notenbanken mit aus dem
Nichts geschöpftem Geld. Dieses deficit spending bleibt jedoch -
anders als noch in den Fünfzigern und Sechzigern - eine Finanzblase,
die jederzeit platzen kann.

Nach 40 Jahren Neoliberalismus hat die entfesselte Konkurrenz weltweit
die Einkommensschere aufgerissen, Millionenmassen überflüssig gemacht
und verarmen lassen. Selbst auf der einstigen "Insel der Seligen"
haben laut Rechnungshof die noch verwertbaren ArbeiterInnen in 15
Jahren real mehr als ein Siebtel ihres Lohns verloren, im
Wirtschaftswunderland wiederum ist z.B. in Dortmund jeder 7. Mensch
auf "Hartz 4" angewiesen (RuhrNachrichten 18.11.17), aber die
acht reichsten Menschen der Welt haben so viel Vermögen wie die
gesamte ärmere Hälfte der Menschheit zusammen (Oxfam laut Spiegel
online 16.1.17). Am Weltmarkt gescheitert zerbrechen Staaten,
toben Bürgerkriege, herrschen Warlords, werden Genozide verübt und zig
Millionen Menschen vertrieben. Und der im Süden begonnene Niedergang
frisst sich nordwärts weiter.

Wer in dieser Welt mehr oder weniger unter die Räder kommt und
trotzdem bzw. gerade deshalb über Staat und Wirtschaft als Lebensform
nicht hinaussieht und -will, dem bleibt wenig anderes als die
Gefolgschaft der schreienden, buntscheckigen, liberal strahlenden oder
wüst hetzenden, ziemlich irren oder wie Sternschnuppen verglühenden
"neuen Staatsmänner". Und sei es nur, um voll Wut deren Vorgänger
"abzustrafen" und angesichts der eigenen sinkenden Löhne diejenigen
auf Hungerdiät zu setzen, die noch schlechter dran sind.



4.


Die unendliche Verwertung (und Vermüllung) der Natur durch den
Lebenszweck Arbeit scheitert inzwischen aber auch an der Begrenztheit
und am empfindlichen Zusammenhang der Ressourcen der Erde. Z.B. gibt
es in den Meeren schon sechsmal mehr Plastik als Plankton und in
absehbarer Zeit mehr Plastikmüll als Fisch (Wiener Zeitung
12.9.17). Auf dem Festland werden allein in der EU täglich 275 ha Land
versiegelt (People4Soil), in Österreich würde es in 200 Jahren bei
diesem Tempo keinen Meter Ackerland mehr geben (IHS). Und der
CO2-Gehalt der Luft steigt auch nach der x-ten Klimakonferenz. Alle
ökologischen Übel vermehren sich unvermeidlich weiter, wenn "hart" und
"ehrlich" gearbeitet wird, die Wirtschaft floriert, der Konsum zunimmt
und der Staat auf Ordnung schaut.

Die Biosphäre des Planeten reagiert auf die Ausbeutung und Verwüstung
durch den auf Arbeit und Konsum getuneten Menschen mit Artensterben
und Klimawandel, was weite Teile der Kontinente für Menschen und viele
andere Tiere unbewohnbar machen wird. Aber wirksame Gegenmaßnahmen
vermindern unweigerlich das laufende Geschäft, machen Leute arbeitslos
und kosten vor allem Wählerstimmen. In dieser Kombination ein Greuel
für Politik und Wirtschaft. Das Ökologischste, das Ökonomie und
Politik für möglich halten, ist grüne Marktwirtschaft: Geschäft mit
"Öko", "Bio" und "Regional" (selbstverständlich mit gehöriger
Rücksicht auf Auto-, Atom-, Öl- und Kohlekonzerne). Aber wenn sich das
Geschäft rentieren soll, muss der Konsum weiter wachsen und mit ihm
Verschwendung und Verwüstung. Um die menschliche Zivilisation
auszulöschen, braucht es keinen Meteor oder Kometen, es reicht die
Marktwirtschaft, ob demokratisch oder autoritär.



5.


Aber was kann eins da noch tun für eine lebbare und lebenswerte Welt
für unsereinen und die anderen Tiere? Jenseits der vergeblichen
Hoffnung auf Staat und Wirtschaft und jenseits der Vorstellung, wir
könnten aus dem Stoff der alten Lebensweise eine neue formen. Das geht
im Guten nicht und nicht im Schlechten, mit Reform nicht, nicht mit
Revolution. Jeder Umbau stünde auf dem erodierten Fundament des Alten,
und noch jeder Umsturz brachte neue Herrschaft, weil das der Inhalt
von Gewalt ist.

Es muss wohl ein Abwickeln sein, ein Auflösen, Abtragen von Strukturen
jedweder Herrschaft, nicht nur der Wertverwertung, auch des Rassismus,
des Sexismus und was sonst in uns herangewachsen ist an Denken,
Fühlen, Praxis der Selbstunterwerfung und der Unterdrückung der
jeweils anderen. Der Hobbsche Wolf, der Patriarch, die Sklavin, es
sind nicht bloß aufgezwungene, es sind in Resignation entfaltete und
aus- und umgestaltete Gewohnheiten seit Jahrtausenden.

Zugleich aber würde die Lust des freien Tätigseins wachsen, der Freude
an einander, des Sorgens für einander und die Mitwelt. Nicht in der
Logik des Nutzens und des Tauschs, sondern indem ich für die mir
gegenüber und nebenan sorge und ebenso dann für jedes Wesen - Mensch,
anderes Tier, die ganze Welt - auch für mich. Wenn wir so zu einander
stünden, brauchten wir für ein gutes Leben nur einen Bruchteil der
Surrogate des "Konsums". Solange wir eine Ahnung von alledem noch
haben, von der Praxis grundlegender Verbundenheit aller Wesen, von
Verlässlichkeit, Freundschaft, Liebe, haben wir die Möglichkeit,
Herrschaft hinter uns zu lassen. Solch animistisch angehauchte
Ahnungen und Stimuli können in der Seele auftauchen, wenn wir uns
einen Fußbreit raus stellen aus den Zumutungen der heute herrschenden
Lebensweise.

Zurück auf den so genannten Boden der Realität! In Lateinamerika sind
die Peripherien der großen Städte voll von Menschen, die der
Kapitalismus als unverwertbar ausgespien hat und der Staat
folgerichtig vor allem als Sicherheitsproblem wahrnimmt. Es sind zu
einem großen Teil Indigenas, die noch Erfahrung haben mit nicht-
kapitalistischer, gemeinschaftlicher Lebensweise. Wenn wir unsere
metropolitane Ansicht der Verhältnisse zu "dekolonisieren" bereit
sind, zeigt sich uns dort nicht einfach perspektivloser
"Überlebenskampf", sondern es erscheinen vielfältige, asymmetrische
Kämpfe um Ressourcen der Subsistenz, Praktiken kooperativen
Zusammenlebens in frei gebildeten "Familien" und Vierteln, in
Selbstorganisation und in Distanz zu Staat und Politik. Sie bilden
heute "Territorien des Widerstands" (Raul Zibechi), formieren
stellenweise sogar große Verbände der Versorgung vom Gesundheitswesen
über Lebensmittel bis zur Bestattung in für unsereinen kaum
vorstellbaren Kooperativen ohne Hierarchien und Leitung (Cecosesola).
Ihre Ordnung und Lebensweise folgt in vielem nicht mehr der Logik, den
Vorstellungen und Gefühlen von Herrschaft und Verwertung. Die geistige
und materielle Dominanz des Kapitalismus wird dort brüchig.

Für Europa freilich sieht Zibechi keine Hoffnung auf ein anderes
Leben. Tatsächlich ist hier ja der Durchgriff der "Biopolitik" des
Sicherheits- und Sozialstaats ungebrochen, ja er wird angesichts der
politischen und sozialen Verwerfungen von einer Mehrheit in seiner
miesesten Form der Diskriminierung, Schikanierung und Ausbeutung "der
anderen", der Minderleister, der Migranten, der "Ausländer" und
überhaupt aller Armen dieser Welt gewünscht, ja zum Teil stürmisch
verlangt, während Menschen, die diese Brutalitäten von Herzen
verabscheuen, oft genau den Verfall dieses (in seinen "Gaben" schon
reichlich dezimierten und in seinen Kontrollen immer schärfer
repressiven) Sozialstaats beklagen und nach seiner "Rettung" rufen.

Die Regel des last in first out stimmt wohl für den Kapitalismus auch.
Sie bedeutet aber nicht, dass es nicht auch im "Herzen der Bestie", in
den Hochburgen der mittlerweile meist fiktiven Wertverwertung,
Menschen gibt, die den Daseinsinhalt Arbeit und Konsum, die Jagd nach
Geld und Status satt haben, sich für dieses fake von Leben nicht mehr
kaputt machen wollen. Sie suchen an den Haarrissen des Monoliths nach
Gleichgesinnten. Mit allen Illusionen und Verkennungen und hoffentlich
einer Menge Frustrationstoleranz. Was da als "Solidarische Ökonomie"
(z.B. www.ochsenherz.at/wofuer-steht-solidarische-landwirtschaft/)
umgeht in Europa, mag so ein Hoffnungsschimmer sein, zumindest einer
werden. Er kann reichen für die oben angedeutete Fantasie. Und dafür,
die Möglichkeit eines anderen, besseren Lebens auch hier wach zu
halten. Und auch die Parole: Seien wir realistisch! Versuchen wir das
Unmögliche!

 * 

Auslauf

Hart arbeiten?

von Franz Schandl

Völlig unbeeindruckt herrscht in der politischen Arena der Jargon der
Arbeit. Ob das der ehemalige niederösterreichische Landeshauptmann
Erwin Pröll ist, der in der ihm eigenen Penetranz stets "Hart
arbeiten" plakatieren ließ, oder Kurzzeitkanzler Christian Kern, der
im abgelaufenen Wahlkampf nicht müde wurde, euphorisch von den "hart
arbeitenden Menschen" zu schwadronieren. Wir haben nicht nur zu
arbeiten, wir haben hart zu arbeiten.

Die Figur des hart arbeitenden Menschen ist restriktiv, weil sie die
edle Sorte der hart Arbeitenden gegen jene ausspielt, denen
unterstellt wird nichts zu tun. Diese Figur und ihre Figuren treten
nach unten und spucken nach oben. Wobei Spucken in diese Richtung
schon das höchste der Gefühle darstellt, meist buckeln sie und lassen
sich dann die Wintermärchen der Mehrwertigen reindrücken. Leistung
muss sich lohnen, schreien auch die Minderwertigen. Die, die gar viel
haben, sind tüchtig, denn sonst hätten sie nicht gar so viel.

Die permanente Verdächtigung, dass wir zu wenig leisten und uns
rechtfertigen müssen, wo wir doch insbesondere durch Produktion und
Produkte den Planeten gefährden, Menschen, Tiere, Pflanzen, Dinge
ruinieren, ist absurd, ja debil. So denken Konformisten im Koma.
Arbeiten meint schuften. Hart arbeiten meint sich blöd zu schuften.
Hart arbeiten ist keine Tugend, sondern gemeingefährlicher Unsinn. Ein
Fluch.

Hart ist die Arbeit. Hart ist das Leben. Hart. Hart. Hart. Was wie
triviale Lyrik klingt, ist allerdings grausame Realität. Die Folge
diverser Härtungen sind verhärtete Subjekte, die wenig bis nichts mehr
spüren. Das Ziel der hart Arbeitenden ist ja nicht, dass es allen,
also auch den anderen, besser geht - wo kämen wir da hin? -, nein, den
anderen hat es gefälligst so zu ergehen wie einem selbst. Besser geht
es einem nur, wenn es dem anderen noch schlechter ergeht, behauptet
die dümmste aller Logiken. Doch sie regiert. Missgunst, Neid und Gier
zeichnen die bürgerlichen Subjekte.

Hart Arbeiten ist eine Zumutung. Arbeit und Leistung, Karriere und
Konkurrenz sind schwere Infektionskrankheiten des Kapitalismus. Ihnen
zu entkommen ist schwierig. Wenn ich von mir sagen könnte, ich hätte
mein Leben lang nie hart gearbeitet, dann wäre das durchaus fein.
Leider ist dem nicht so. Zwar habe ich mich vor der Arbeit so oft wie
möglich gedrückt, aber meine Möglichkeiten waren zu begrenzt, um mich
dem schöpferischen Müßiggang, der emanzipatorischen Tätigkeit und
sonstigen Leidenschaften und Lüsten hinzugeben. Es ist mir viel
entgangen und viel weniger gelungen als für ein gelingendes Leben
notwendig wäre. Derweil bin ich noch gut dran.

Wir leben in finsteren Zeiten: Die Angst vor dem Sozialmissbrauch ist
größer als die Angst vor dem Sozialabbau. Dass der Sozialmissbrauch,
was die finanzielle Dimension betrifft, absolut vernachlässigbar ist,
resp. andersrum viel weniger Sozialleistungen abgeholt werden als
abholbar wären, interessiert diese Neidgenossenschaft nicht. Bluten
sollen die andern. Über die Einschränkung sozialer Leistungen für
Asylwerber besteht jedenfalls Konsens der eingeborenen Ausgeburten
weit über die Wählerschaft von FPÖ und ÖVP hinaus. Bedrohte Menschen
verhalten sich zueinander keineswegs solidarisch, sondern feindselig.

So ist der Weg Richtung Hartz IV auch hierzulande nicht
ausgeschlossen, befeuert und begrüßt auch von jenen, die am meisten
gefährdet sind, aber es partout nicht schnallen wollen. Wenn es
Asylwerbern schlechter geht, geht es Arbeitslosen nicht besser und
wenn Arbeitslose schlechter gestellt werden, werden die schlecht
bezahlten Arbeiter nicht besser gestellt. Die Vorletzten treten auf
die Letzten so gerne hin wie die Vorvorletzten auf die Vorletzten.

"Unser Leben ist der Mord durch Arbeit, wir hängen 40 Jahre lang am
Strick und zappeln, aber wir werden uns losschneiden", schreibt Georg
Büchner in Dantons Tod. Befreiung besteht darin, sich nur
anzustrengen, wenn man sich anstrengen will. Kreativität und Muße
haben Arbeit zu ersetzen. Dass wir dann nichts mehr tun, ist Humbug.
Die Arbeit ist das Irrlicht der Moderne. Schalten wir es ab.

 * 
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Unverwertbarkeit. Sucht derzeit als "sozialschmarotzender"
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Karl Reitter, 1953. Lebt in Wien. Redakteur der Zeitschrift
grundrisse (bis zu deren Einstellung Ende 2014) und Lektor am
Institut für Philosophie in Wien und Klagenfurt. Div.
Buchveröffentlichungen, darunter: Prozesse der Befreiung. Marx,
Spinoza und Bedingungen eines freien Gemeinwesens (2011)

Martin Schroeder, 1978. Studium der Soziologie und Philosophie
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E-Mail-Container

Auch die Streifzüge verfügen über eine Art Newsletter, genannt
E-Mail-Container. Wer Lust hat, gelegentlich von uns belästigt zu
werden, der teile uns das bitte mit. Eine E-Mail mit dem Betreff
"E-Mail-Container" an redaktion@streifzuege.org reicht.
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MELDUNG/900: Facebook und Co. - Wie soziale Netzwerke uns helfen können (idw)


Leibniz-Institut für Wissensmedien - 06.03.2018

Facebook und Co. Wie soziale Netzwerke uns helfen können:
Informationen & emotionale Unterstützung



Sich mehrmals täglich bei Facebook und anderen sozialen Netzwerken
einzuloggen, gehört für viele mittlerweile zur täglichen Routine. Während
oft befürchtet wird, dass das permanente Checken der überwiegend positiven
Statusmitteilungen anderer zu Stress, Neid und reduziertem Wohlbefinden
führt, haben ForscherInnen des Leibniz-Instituts für Wissensmedien (IWM)
in einer groß angelegten Studie herausgefunden: Stress ist von äußeren
Faktoren und nicht der Facebooknutzung beeinflusst. Befürchtungen. Die
Plattform bietet sogar Möglichkeiten sozialer Unterstützung. Auch die
berufliche Nutzung sozialer Medien zahlt sich aus: Wer LinkedIn nutzt, hat
berufliche Informationsvorteile.

Tübingen, 06. März 2018. Soziale Medien helfen uns, mit vielen Menschen in
Verbindung zu bleiben - ganz egal, ob es enge Freunde sind und damit
starke Bindungen, Bekannte und damit schwache Bindungen oder Menschen, die
wir kaum kennen. Starke Bindungen geben uns emotionale Unterstützung,
während schwache Bindungen uns neue Informationen liefern, dies zeigt die
Forschung zu sozialen Netzwerken. Am IWM wurde in diesem Zusammenhang die
Studie des Projekts ReDefTie vom Europäischen Research Council (ERC)
gefördert - eine der wichtigsten Förderungen auf EU-Ebene. ReDefTie steht
für "Redefining tie strength - how social media (can) help us to get 
non-redundant useful information and emotional support". Prof. Dr. Sonja 
Utz, Leiterin des Projekts, und ihr Team untersuchten, inwiefern soziale 
Medien es verändern, wie und von wem wir Informationen und emotionale
Unterstützung erhalten. Bei "Redefining tie strength" geht es also darum
"Bindungsstärke neu zu definieren".

In einer Studie mit niederländischen InternetanwenderInnen über einen
Zeitraum von 2013 bis 2017 wurden die Effekte der Nutzung verschiedener
sozialer Medien untersucht. Durch die Berücksichtigung von eher privat
genutzten Plattformen wie Facebook und eher beruflich genutzten
Plattformen wie LinkedIn konnte ein umfassendes und differenziertes Bild
gewonnen werden.

So wird Facebook überwiegend für die Pflege von Freundschaften genutzt.
Skeptiker argumentieren, dass die sozialen Netzwerke nur die Illusion von
Freundschaft vermitteln würden. Doch die Ergebnisse der Studie zeigen,
dass diese Netzwerke und die so genannten virtuellen Freunde konkreten
Nutzen bringen können und diese soziale Beziehungen somit mehr als eine
Illusion sind: Die Facebook-Nutzer (etwa 73% der Befragten) berichteten
über mehr erhaltene Online-Unterstützung in sozialen Netzwerken als die
Nichtnutzer. Und je mehr sie danach fragten, desto mehr Unterstützung
erhielten sie. Über einen längeren Zeitpunkt verstärkte sich dieser Effekt
sogar: Personen, die einmal soziale Unterstützung im Internet erhalten
hatten, fragten ein halbes Jahr später auch häufiger ihr Online-Netzwerk
um Rat. Zudem führte die Facebooknutzung langfristig nicht zu mehr Stress
oder geringerer Lebenszufriedenheit. Befürchtungen, Facebook würde sich
negativ auf das Wohlbefinden ausüben, wirken somit überzogen. Ein weiteres
Ergebnis der Studie: Mehr erhaltene soziale Unterstützung führt aber nicht
gleich zu höherer Lebenszufriedenheit - Stress und Lebenszufriedenheit
werden folglich mehr durch offline Ereignisse beeinflusst als durch die
Nutzung sozialer Medien.

Deutlich stärkere Effekte zeigten sich für die Nutzung von
Business-Netzwerken wie LinkedIn. Die NutzerInnen berichteten höhere
Informationsvorteile im beruflichen Kontext als die Nichtnutzerinnen.
Aktive Nutzung und gezielter Netzwerkaufbau spielen dabei eine
entscheidende Rolle. Die im Kontext des Projekts durchgeführten
Experimente weisen darauf hin, dass bereits das regelmäßige Überfliegen
von Updates dazu beiträgt, sogenannte ambient awareness, also Wissen über
die Netzwerkmitglieder und deren Expertise, zu entwickeln. Diese
Ergebnisse haben Implikationen für den Einsatz sozialer Medien im
organisationalen Wissensmanagement. Sie zeigen, dass die auf beruflichen
Plattformen verbrachte Zeit keine Verschwendung ist, sondern ermutigt
werden könnte. Sie hilft dabei, richtige AnsprechpartnerInnen zu finden
und aktuelle Entwicklungen im Blick zu haben. Mit diesen Ergebnissen
liefert die Langzeitstudie von Sonja Utz einen wertvollen Beitrag zu einer
nuancierten Diskussion über die Effekte sozialer Medien.

Nach Abschluss des Projekts werden die Daten der Längsschnittstudie jetzt
auch anderen ForscherInnen zur Verfügung gestellt, um die optimale
Nachnutzung zu gewährleisten. Das Teilen des Datensatzes stellt einen
weiteren Schritt in Richtung mehr Open Science dar, nachdem bereits die
bisherigen Ergebnisse des Projekts als Open Access Publikationen
veröffentlicht wurden.



Das Leibniz-Institut für Wissensmedien (IWM) in Tübingen erforscht, wie
digitale Technologien eingesetzt werden können, um Wissensprozesse zu
verbessern. Die psychologische Grundlagenforschung der rund 110
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ist auf Praxisfelder wie Schule
und Hochschule, auf Wissensarbeit mit digitalen Medien, wissensbezogene
Internetnutzung und Wissensvermittlung in Museen ausgerichtet. Von 2009
bis 2016 unterhielt das IWM gemeinsam mit der Universität Tübingen
Deutschlands ersten Leibniz-WissenschaftsCampus (WCT) zum Thema "Bildung
in Informationsumwelten", der ab 2017 als Nachfolgeprojekt unter dem Titel
"Kognitive Schnittstellen" weitergeführt wird.

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor allem
mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Leibniz-Einrichtungen pflegen
enge Kooperationen mit den Hochschulen u. a. in Form der 
Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im In- 
und Ausland.

Weitere Informationen unter:

Publikationen und Open Data REDEFTIE:

www.redeftie.eu

Well-Being Studie:

http://econtent.hogrefe.com/doi/full/10.1027/1864-1105/a000222

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1393

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Wissensmedien, Mira Keßler M.A., 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/1654: Deutschlandfunk Kultur - Der rumänische Schriftsteller M. Blecher, 9.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Alles, was ich schreibe, war einmal wirkliches Leben"

Der rumänische Schriftsteller M. Blecher ist ein Klassiker der Moderne

Von Nadja Küchenmeister

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 9. März 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als der rumänisch-jüdische Schriftsteller M. Blecher nach einem
Leidensjahrzehnt 1938 an Knochentuberkulose stirbt, ist er noch keine
30 Jahre alt. Er hinterlässt ein schmales Werk, das unter der
faschistischen Antonescu-Diktatur Rumäniens und später in der
kommunistischen Volksrepublik in Vergessenheit gerät. Erst in den
1970er-Jahren finden Blechers Bücher in Rumänien Beachtung, in
Deutschland wird er ab 2003 einem größeren Publikum bekannt.
Inzwischen zählt er zu den Klassikern des 20. Jahrhunderts. Den
existenziellen Krisen seines Lebens hat sich M. Blecher, der seinen
Vornamen stets abkürzte, vom ersten Roman an schonungslos gestellt.
Seine nüchterne und glasklare Prosa erzählt unsentimental von
Krankheit und Tod und von der Schönheit eines Lebens, das dazu
verdammt ist, viel zu früh zu vergehen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1653: WDR 5 - 100 Bücher vom Neubeginn. Der WDR 5 Literaturmarathon, 9.-10.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

100 Bücher vom Neubeginn - Der WDR 5 Literaturmarathon

WDR 5 spezial

09.03., 22.00 - 10.3.2018, 22.00 Uhr, WDR 5



Wohnt jedem Anfang ein Zauber inne? Hörerinnen und Hörer haben uns
einige hundert Buchvorschläge zum Thema Neubeginn für den WDR 5
Literaturmarathon geschickt - zum ersten Mal auch selbst verfasste
Texte.

Geschichten, die vom Loslassen, Neudenken, Mutfassen,
180-Grad-Wendungen erzählen. Begleiten Sie uns auf unserer
inspirierenden Literatur-Langstrecke am 9. und 10. März 2018, von 22
Uhr bis 22 Uhr. Sie können live dabei sein: Im WDR Funkhaus am Kölner
Wallrafplatz, an Ihrem Radio, im TV oder auf wdr5.de!


100 Bücher vom Neubeginn

Quer durch die Literatur haben sich Autorinnen und Autoren mit dem
Thema "neu beginnen" befasst. Vorgeschlagen von Literaturfans aus dem
ganzen Land, lesen starke Stimmen Passagen aus 100 Büchern, die von
diesen Zäsuren handeln. Darunter Sabine Postel, Wilfried Schmickler,
Sabine Heinrich, Heikko Deutschmann, Christine Westermann, Mark
Benecke, Günter Wallraff, Frank Plasberg, Susanne Pätzold, Jan-Gregor
Kremp, Nina Vorbrodt, Jonas Baeck, Ranga Yogeshwar, Jochen Busse und
Mitglieder des WDR Sprecherensembles.


Prominente lesen vom Neubeginn

Heikko Deutschmann, Sabine Heinrich, Günter Wallraff - mehr als 50
Schauspieler, Kabarettisten, Moderatoren und Autoren lesen beim
Literaturmarathon am 9./10. März aus 100 Büchern, unterstützt vom WDR
Sprecherensemble. Hier einige prominente Namen und Gesichter.


Heikko Deutschmann | 22-2 Uhr

Schauspieler Heikko Deutschmann war vor seinem Einstieg beim Fernsehen
unter anderem Musiker. Er spielt Klavier, Cello, Gitarre und
Schlagzeug. Er hat zudem Drehbücher geschrieben und zahlreiche
Hörbücher gesprochen. Dieses Jahr eröffnet Deutschmann den
Literaturmarathon mit einem Text von Robert Menasse, der 2017 mit dem
Deutschen Buchpreis geehrt wurde.


Texte von unseren Hörerinnen und Hörern

Auch wir haben einen Neubeginn gewagt: Wir haben Hörerinnen und Hörer
von WDR 5 gebeten, uns ihre selbstgeschriebene Kurzgeschichte vom
Aufbrechen, Gedichte vom Neu-Durchstarten oder Essays vom
Wiederanfangen zu senden. Knapp 200 selbst verfasste Texte haben wir
erhalten - vielen herzlichen Dank!


Auch dabei: Illustratoren, Poetry Slammer, Bands 

Illustratoren aus NRW zeichnen live zu Szenen aus den Texten. Poetry
Slammer performen ihre Texte zum Thema: Eingeladen sind Sandra Da
Vina, Josefine Berkholz und Quichotte. Musikalisch abgerundet wird der
Abend durch Bands wie RoMi, We used to be Tourists, Zucchini Sistaz,
Trovaci, Suzan Köcher oder Darjeeling.


Folkrock, Swing und Balkan-Pop

Beim Literaturmarathon gibt's nicht nur Geschichten auf die Ohren,
sondern auch viel Musik: Verträumter Folkrock trifft auf treibenden
Balkan-Pop, mitreißenden Swing der Goldenen Zwanziger und jazzige
Alphornsounds.


22 bis 1 Uhr

Roman und Mickey sind RoMi. Micky Neher ist für den Gesang und die
Drums zuständig, Roman Babik ist der Mann an den Tasten. Die beiden
kennen sich aus der Essener Folkwang Jazz-Schmiede und treten seit
über zehn Jahren gemeinsam auf. Als zweiköpfige Big Band sorgen sie
für satten, groovigen Sound zum Mitwippen.


Die Übertragung des Literaturmarathons:

WDR 5 überträgt den Literaturmarathon durchgehend live, nur
unterbrochen von den Nachrichten und Sendungen des aktuellen
Tagesgeschehens.

Außerdem läuft der komplette Literaturmarathon als Audio- und
Videolivestream bei wdr5.de sowie bei den Hochschulradios CampusFM in
Duisburg-Essen, CT das Radio in Bochum, Hertz 87,9 in Bielefeld,
hochschulradio düsseldorf, L'UniCo in Paderborn, Radio Q in Münster,
Radio Triquency in Lippe und Höxter, sowie streckenweise bei bonnFM
(22-07 Uhr), eldoradio in Dortmund (00-20 Uhr) und dem Hochschulradio
Aachen (00-22 Uhr).WDR 5 Literaturmarathon

Datum: Freitag, 09.03.2018

Ort: WDR Funkhaus Wallrafplatz

50667 Köln

Beginn: 22.00 Uhr

Einlass: 21.30 Uhr

Karten: Eintritt frei


24 Stunden live, bis 10. März, 22:00 Uhr

#LitMarathon2017: Starke Stimmen reisen um die Welt 

https://www1.wdr.de/radio/wdr5/veranstaltungen/literaturmarathon/uebersicht-literaturmarathon-siebzehn-100.html

 * 
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MELDUNG/1652: WDR 4 - Starke Frauen im Film, 8.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Starke Frauen im Film

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 08.03.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Zum Internationalen Frauentag widmet sich WDR 4 Soundtrack heute den
starken Frauen. Bei diesem Thema treffen sich Klischees, Vorurteile,
Geschlechterkonflikte.

Was bedeutet "Stärke", wie äußert sie sich? Stärke hat nicht unbedingt
etwas mit Güte zu tun, und auch nicht mit Mutterschaft.

Das zeigen Barbara Stanwyck in "Double indemnity (Frau ohne Gewissen),
Mercedes McCambridge in "Johnny Guitar" (Wenn Frauen hassen), Judith
Anderson als Mrs. Danvers in Hitchcocks "Rebecca" und Kathy Bates in
"Misery". Das waren böse starke Frauen.

Erin Brockovich (Julia Roberts) hingegen will die Welt besser machen,
Katherine Hepburn ist in allen ihren Filmen eine starke Frau, gleiches
gilt für Marlene Dietrich, noch stärker ist Ripley (Sigourney Weaver)
in "Alien", Helen Hunt nimmt es in "Besser geht's nicht" sogar mit
Jack Nicholson auf und Elizabeth Taylor mit Richard Burton in "Wer hat
Angst vor Virginia Woolf".

Paul Winkelmann (Loriot) hat es hingegen in "Ödipussi" mit einer
Mutter zu tun, die an einen Generalstabsoffizier erinnert, sie könnte
auch die Mutter von Uma Thurman in "Kill Bill" sein, genannt "Black
Mamba", eine Kampfmaschine.

 * 
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TALK/1549: WDR 5 - Ist die Landflucht noch zu stoppen? 8.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 5 Stadtgespräch am 8. März 2018 in Werdohl

Die Jungen machen sich vom Acker - ist die Landflucht noch zu
stoppen?

Donnerstag, 8. März 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, WDR 5



Für Demografen ist klar: Im Jahr 2030 werden fast eine halbe Million
Menschen weniger in NRW leben als heute. Städte wie Köln oder Münster
werden dennoch kräftig weiter wachsen. Umso dramatischer droht die
Entwicklung auf dem Land zu verlaufen, vor allem in Südwestfalen und
Teilen von Ostwestfalen-Lippe. Im Märkischen Kreis und dem
Hochsauerland, so die Prognosen, werden in den nächsten Jahren rund
zehn Prozent weniger Menschen leben als heute.

Zum demografischen Wandel kommt die Landflucht hinzu. Die Jungen
gehen weg, um zu studieren oder eine Ausbildung zu machen und kommen
oft nicht wieder. Zurück bleiben die Alten. Und die werden immer
älter. Schon bald könnte in einigen ländlichen Regionen jeder dritte
Einwohner älter als 65 Jahre sein.

Die Folgen der Landflucht sind bereits heute zu sehen: Leerstand,
Verfall, Ärztemangel, Unternehmen ohne Nachwuchs. All diese Probleme
werden zunehmen, je weniger Menschen auf dem Land leben.

Lässt sich dieser Teufelskreis durchbrechen? Was sind die Gründe für
die Landflucht? Wie kann man junge Menschen halten oder zur Rückkehr
bewegen?

Darüber diskutieren mit den Zuschauerinnen und Zuschauern in Werdohl
live auf WDR 5:

- Ina Scharrenbach / NRW-Heimatministerin

- Manuel Slupina / Demografie-Experte

- Dimitri Hegemann / Gründer der Agentur "Happy Locals"

- Hubertus Winterberg / Leiter der Südwestfalenagentur

Moderation: Thomas Koch und Christina Günther

Termin: Donnerstag, 8. März 2018, 20.05 - 21.00 Uhr

Ort: Albert-Einstein-Gesamtschule in Werdohl

Redaktion: Klaus Tewes

Die Diskussion wird live auf WDR 5 übertragen - in der Region Werdohl
auf UKW 90,3 MHz.

 * 
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Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSUS/1713: Unna - Bildbearbeitung mit dem Programm "Gimp" am 24. und 25. März


VHS-Aktuell: Grundlagenschulung zur Bildbearbeitung mit dem
Programm "Gimp"



Kreisstadt Unna. Grundlagenschulung zu Gimp am 24.03.2018 und
25.03.2018 bei der VHS. Gimp ist eine kostenlose und leistungsfähige
Bildbearbeitungssoftware. Mit seinen diversen Auswahlwerkzeugen und
Funktionen bietet es eine Alternative zu Photoshop von Adobe für die
professionelle Bearbeitung von Digitalfotos. Dieser Kurs vermittelt
die grundlegenden Funktionen dieser Bildbearbeitungssoftware.

Die Grundlagenschulung zu Gimp (181-4083) findet am 24.03.2018 und
25.03.2018 jeweils von 09:30 Uhr bis 12:30 Uhr im zib statt. Die
Gebühr für den Kurs beträgt 34,00 Euro.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 45 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden.
Und natürlich berät der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1712: Bonn - Einführung in die Buchungssoftware DATEV, 12.3.-25.4.2018


In der VHS: Einführung in die Buchungssoftware DATEV



BN - Eine Einführung in die Buchungssoftware DATEV gibt der VHS-Kurs
"Finanzbuchführung EDV mit DATEV". Ab Montag, 12. März, bis Mittwoch,
25. April, findet der Kurs immer montags und mittwochs von 17.30 Uhr
bis 20.45 Uhr im Haus der Bildung statt. Weitere Informationen gibt es
unter www.vhs-bonn.de sowie unter der Telefonnummer 0228 - 77 49 05.
Wer teilnehmen möchte, sollte bereits Buchführungskenntnisse haben,
zum Beispiel aus den Xpert-Business-Kursen zur Finanzbuchführung 1 und
2.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. März 2018 

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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KURSUS/1711: Bonn - "Mac-Grundlagen" am 10. März 2018


VHS-Kurs: Mac-Grundlagen



BN - Apple-Computer sind besonders einfach zu bedienen. Doch auch
offene Fragen sind für Einsteiger ganz normal. Wer die ersten Schritte
mit seinem Mac-Book machen und wichtige Tipps und Tricks für die
Bedienung lernen möchte, ist in diesem VHS-Kurs richtig. Vorkenntnisse
sind nicht erforderlich. Teilnehmende müssen ihr eigenes Mac-Book
(kein iPad oder iPhone!) inkl. Kabel und Netzteil mitbringen. Der Kurs
findet statt am Samstag, 10. März 2018, von 10 bis 17 Uhr in Bonn,
Mülheimer Platz 1. Informationen unter 0228 - 77 49 05 oder unter
www.vhs-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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ONKOLOGIE/1904: Uniklinikum Würzburg führt wegweisendes europäisches Forschungsprojekt zur Krebsimmuntherapie an (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 05.03.2018

Uniklinikum Würzburg führt wegweisendes europäisches Forschungsprojekt zur Krebsimmuntherapie an



Ein neues, von der Europäischen Union gefördertes Projekt bringt einen
revolutionären Ansatz zur Behandlung von Blutkrebs in die klinische
Anwendung. Als eines der europaweit bedeutendsten klinischen Zentren für
die Immuntherapie von Tumorerkrankungen führt die Medizinische Klinik II
des Uniklinikums Würzburg dieses internationale Projekt an.

Zum Jahresbeginn startete ein neues, von der EU gefördertes Projekt zur
Krebsimmuntherapie: CARAMBA. Ziel ist es, die revolutionäre Immuntherapie
mit sogenannten CAR-T Zellen für die Behandlung des Multiplen Myeloms in
die klinische Anwendung zu überführen. Das Multiple Myelom ist eine Form
des Blutkrebses. An dem internationalen Forschungsvorhaben arbeiten zehn
Partner aus sechs EU-Ländern mit, darunter vier klinische Spitzenzentren
in der Krebsmedizin: neben dem Uniklinikum Würzburg (UKW), das als
koordinierende Einrichtung das Projekt leitet, sind das italienische
Ospedale San Raffaele (Mailand), die spanische Universidad de Navarra
(Pamplona) und das französische Centre Hospitalier Regional et
Universitaire de Lille (Lille) vertreten. Weitere Projektpartner sind die
Patientenorganisation Myeloma Patients Europe (MPE), der
DRK-Blutspendedienst Baden-Württemberg-Hessen (BSD-DRK), das Bundesinstitut
für Impfstoffe und Biomedizinische Arzneimittel (PEI), die
Biotechnologie-Unternehmen NBE-Therapeutics (Schweiz) und T-CURX (Deutschland) sowie der
französische Projektmanagementdienstleister ARTTIC S.A.S.. Das Projekt
erhält Förderung unter dem EU Rahmenprogramm Horizont 2020 für Forschung
und Innovation unter der Fördervertragsnummer 754658.

Myelom Zellen mit einem Sensor erkennen und zerstören

In der Krebsmedizin ist die Behandlung mit CAR T-Zellen in den USA für die
Indikation Non-Hodgkin-Lymphom und Akute Lymphatische Leukämie mit
B-Zellreihe bereits zugelassen. Im neuen EU-Projekt CARAMBA soll die neue
Therapieform beim Multiplen Myelom eingesetzt werden. Hierbei werden dem
Patienten weiße Blutkörperchen entnommen und mit einem sogenannten
Chimären Antigen-Rezeptor (CAR) ausgerüstet, der wie ein Sensor ein
Molekül mit dem wissenschaftlichen Namen SLAMF7 auf den Myelom-Zellen
erkennt und diese Tumorzellen dann vernichtet. Dieses Therapieverfahren
für das Multiple Myelom wurde an der von Prof. Dr. Hermann Einsele
geleiteten Medizinischen Klinik II des UKW im Forschungslabor von Dr.
Michael Hudecek entwickelt und in umfangreichen Laborstudien erfolgreich
getestet. In CARAMBA soll in einer klinischen Phase I/II Studie nun die
Sicherheit und Wirksamkeit im Menschen evaluiert werden. Die Europäische
Kommission wählte das Projekt in einem hochkompetitiven Wettbewerb unter
mehr als 100 Projektvorschlägen aus und fördert das Vorhaben innerhalb des
Horizont 2020-Programmes über vier Jahre mit insgesamt 6,1 Millionen Euro.
"Diese neue Form der immunologischen Therapie mit CAR-T-Zellen hat das
Potenzial, die Behandlung des Multiplen Myeloms, aber auch anderer
Tumorarten zu revolutionieren. Durch die Förderung der EU haben unsere
Patienten hier in Würzburg die Möglichkeit, als erste von diesem
Behandlungsangebot zu profitieren", sind Prof. Einsele und Dr. Hudecek
überzeugt.

Über das Multiple Myelom

Beim Multiplen Myelom entarten im Knochenmark bestimmte weiße
Blutkörperchen, die als Plasmazellen bezeichnet werden. Sie überfluten den
Körper mit fehlerhaft produzierten Antikörpern, unterdrücken durch ihr
aggressives Wachstum die Blutbildung und schädigen durch verstärkten
Knochenabbau das Skelett. In Deutschland erkranken pro Jahr etwa 3.500
Menschen an dieser Form des Lymphknotenkrebses. An der Medizinischen
Klinik II des Uniklinikums Würzburg besteht mit einem Zentrum für das
Multiple Myelom, der Sandertherapieeinheit Multiples Myelom und weiteren
multiplen translationalen Forschungsprojekten das größte Forschungs- und
Behandlungszentrum für diese Erkrankung in Europa.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg, Susanne Just, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1903: Immuntherapie aus der Krebszelle (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 05.03.2018

Immuntherapie aus der Krebszelle



Das Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg ist eine
gemeinsame Einrichtung des Deutschen Krebsforschungszentrums, des
Universitätsklinikums Heidelberg.

Therapieansätze, die sich die Körperabwehr zu Nutze machen, gewinnen in
der Krebsbehandlung zunehmend an Bedeutung. Zu diesen neuen Verfahren
gehören auch bispezifische Antikörperfragmente, sogenannte "BiTEs". Sie
verbinden T-Zellen mit den Tumorzellen und können dadurch den
programmierten Zelltod der Krebszelle auslösen. BiTEs sind bislang nur bei
wenigen Blutkrebsarten erfolgreich und die Behandlung ist teilweise mit
schweren Nebenwirkungen verbunden. Forscher des Nationalen Centrums für
Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg, des Deutschen Krebsforschungszentrums
und des Universitätsklinikums Heidelberg (UKHD) haben nun erstmals mit
Hilfe von Masern-Viren BiTEs durch die Krebszellen selbst produzieren
lassen. Sie konnten so die Wirksamkeit für solide Tumoren steigern und das
Verfahren sicherer machen.

Künstlich hergestellte Antikörper, sogenannte BiTEs ("bispecific T cell
engagers"), bestehen aus den Bindungsregionen zweier Antikörper, die
jeweils unterschiedliche Zielstrukturen "erkennen". Eine der beiden
Bindungsstellen bleibt bei allen BiTEs gleich und ist für das Eiweiß CD3
reserviert, das auf T-Zellen vorkommt. Die zweite Bindungsregion wird
variiert und ist tumorspezifisch. Durch die BiTE-vermittelte Verbindung
wird die T-Zelle zur Tumorzelle gelenkt und löst in den Krebszellen den
programmierten Zelltod aus.

"Gegen bestimmte Formen von Leukämie sind solche BiTE-Antikörper wirksam,
jedoch bislang nicht gegen solide Tumore wie zum Beispiel Haut- oder
Darmkrebs", berichtet Christine Engeland, Krebsforscherin am NCT
Heidelberg. "Außerdem müssen BiTEs bisher als Dauerinfusion verabreicht
werden. Dabei können schwerwiegende, teilweise lebensbedrohliche
Nebenwirkungen auftreten." Die Wissenschaftler der Arbeitsgruppe
Virotherapie von Guy Ungerechts am NCT Heidelberg haben nun einen Ansatz
gefunden, um die BiTE-Behandlung sicherer zu machen und den Erfolg bei der
Behandlung solider Tumore zu steigern. Die Ergebnisse wurden in der
Fachzeitschrift "Clinical Cancer Research" publiziert.

Die Forscher verwendeten in Mausexperimenten abgeschwächte Masern-Viren,
die keine Krankheit auslösen, aber sich in Tumorzellen vermehren. Diese
Viren wurden so ausgestattet, dass die BiTE-Antikörperfragmente in den
Krebszellen selbst gebildet werden. "Der Vorteil des Verfahrens ist, dass
hierbei keine BiTEs in die Blutbahn gelangen und dadurch Nebenwirkungen
vermieden werden. Außerdem stimuliert die Virus-Vermehrung im Tumor das
körpereigene Immunsystem. Es macht die Abwehr sozusagen auf den Krebs
aufmerksam", erklärt Engeland. Ihre Doktoranden Tobias Speck und Johannes
Heidbüchel konnten zudem an Mäusen nachweisen, dass eine Behandlung mit
BiTE-Viren von Haut- und Darmkrebs das Überleben signifikant verlängern
und bei einigen Tieren sogar eine Heilung erzielen kann. Darüber hinaus
wurden keinerlei Anzeichen einer Toxizität gefunden. "Wir hoffen, dass das
neue Therapiekonzept eine effektive Strategie auch in der Behandlung von
Tumoren im Menschen darstellt", kommentiert die Krebsforscherin Engeland.
Weitere dafür erforderliche Untersuchungen wollen die Wissenschaftler noch
in diesem Jahr beginnen.


Speck T, Heidbuechel JPW, Veinalde R, Jaeger D, von Kalle C, Ball CR,
Ungerechts G, Engeland CE (2018) 

Targeted BiTE expression by an oncolytic
vector augments therapeutic efficacy against solid tumors. 

Clin Cancer Res. 2018 Feb 6. pii: clincanres.2651.2017. 

DOI: 10.1158/1078-0432.CCR-17-2651.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nct-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg, Dr. Friederike Fellenberg, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3800: Literaturhinweis - "Stammzellforschung. Aktuelle wissenschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen" (idw)


Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften - 05.03.2018

Stammzellforschung - Aktuelle wissenschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen



Berlin, 5. März 2018. Die Stammzellforschung ist ein dynamisches
Forschungsgebiet von hoher Relevanz. Der neueste Themenband der
interdisziplinären Arbeitsgruppe "Gentechnologiebericht" der
Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften mit dem Titel
"Stammzellforschung" stellt den aktuellen Sachstand vor.

Patienten und Patientinnen setzen große Hoffnungen in Stammzellen zur
Behandlung von schwersten und bisher nicht oder nur ungenügend
therapierbaren Erkrankungen. Was aber sind Stammzellen? Wo steht die
Stammzellforschung international und mit Blick auf Deutschland? Was ist in
Deutschland im internationalen Vergleich erlaubt?

Während es bereits seit Langem klinische Erfolge mit blutbildenden
Stammzellen gibt, rücken international inzwischen auch Zelltherapeutika
aus anderen Stammzelltypen - insbesondere aus pluripotenten Stammzellen -
in die klinische Erprobung. Darüber hinaus sind im Bereich der Forschung
in den letzten Jahren zahlreiche Methoden entwickelt worden, die neue
Therapieansätze ermöglichen oder die Medikamentenentwicklung erleichtern,
wie etwa die genetische Modifikation von Stammzellen durch neue
Genomeditierungsverfahren (CRISPR/Cas) und die Züchtung dreidimensionaler
organähnlicher Strukturen (sogenannte Organoide).

Die Autorinnen und Autoren des Bandes diskutieren auch ethische,
rechtliche und ökonomische Aspekte der Stammzellforschung. Kontrovers ist
dabei insbesondere die in Deutschland stark eingeschränkte Forschung an
embryonalen Stammzellen aus menschlichen Embryonen. Die Mitglieder der IAG
"Gentechnologiebericht" betonen die Bedeutung der Forschung mit humanen
embryonalen Stammzellen und fordern unter anderem die Zulassung der
Nutzung international verfügbarer, neuer Stammzelllinien.


Martin Zenke, Lilian Marx-Stölting, Hannah Schickl (Hrsg.):

Stammzellforschung. Aktuelle wissenschaftliche und gesellschaftliche
Entwicklungen. 

Baden-Baden: Nomos. 1. Auflage 2018, ISBN print:

978-3-8487-4606-4, ISBN online: 978-3-8452-8772-0, 

DOI: 10.5771/9783845287720.

Die Druckversion erscheint voraussichtlich am 19.
März 2018. Presseexemplare erhalten Sie über den NOMOS Verlag (Caroline
Häuser, haeuser@nomos.de). Der Band ist ab sofort online verfügbar unter:

https://www.nomos-elibrary.de/10.5771/9783845287720.

Eine Kurzfassung des Bandes finden Sie unter:

http://www.gentechnologiebericht.de/bilderBBAW_Broschure_Stammzellenforschung_PDF-A1b.pdf

Der Band wird am 9. April 2018 um 18 Uhr in der Berlin-Brandenburgischen
Akademie der Wissenschaften vorgestellt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bbaw.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:
http://idw-online.de/de/attachment64883
Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution556

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften, Gisela Lerch, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3799: Innere Uhr gibt den Kraftwerken der Zellen den Rhythmus vor (idw)


Universität Basel - 06.03.2018

Innere Uhr gibt den Kraftwerken der Zellen den Rhythmus vor



Auch der Energiestoffwechsel innerhalb von Zellen folgt dem Rhythmus der
inneren Uhr. Wie das genau funktioniert, zeigt eine Studie der Universität
Basel, die erstmals die Wechselbeziehung zwischen dem zirkadianischen
Rhythmus und dem mitochondrialen Netzwerk beleuchtet.

In unserem Körper ticken unzählige, genetisch gesteuerte innere Uhren, zum
Beispiel in den Zellen der Leber, der Nieren, und des Herzens. Sie leiten
unter anderem viele Stoffwechselprozesse in die Wege, damit diese zur
optimalen Tageszeit ablaufen.

Eine wichtige Rolle bei diesen Prozessen in den Zellen spielen die
Mitochondrien - kleine Organellen, die in fast jeder Zelle vorkommen und
sie mit Energie versorgen. Unklar war bislang, wie der rund 24 Stunden
lange zirkadianische Rhythmus den Energiestoffwechsel genau reguliert.

Teilungsprotein gibt den Rhythmus vor

In den meisten Zellen verbinden sich Mitochondrien zu einem sich ständig
wandelnden Netzwerk, das sich an verschiedene Bedingungen anpassen kann.
So können Mitochondrien miteinander verschmelzen und sich auch wieder
teilen. Gerät diese Dynamik aus Fusions- und Teilungsprozessen aus dem
Gleichgewicht, kann dies zu Krankheiten führen.

Wie das mitochondriale Netzwerk genau mit der inneren biologischen Uhr
zusammenhängt, haben Forscher nun in vitro und anhand von Mausmodellen
untersucht, die ein defektes Uhr-Gen aufwiesen oder bei denen die
mitochondriale Teilung gestört war.

So konnten sie zeigen, dass die Abfolgen von mitochondrialen Teilung und
Fusion durch das Teilungsprotein Drp1 gesteuert wird, das wiederum von
einer inneren biologischen Uhr getaktet wird. Dieser Rhythmus bestimmt
wesentlich, wann die Mitochondrien wieviel Energie bereitstellen können.

«Die Tageszeit bestimmt die Gestalt des mitochondrialen Netzwerks, und
dieses beeinflusst wiederum die Energiekapazität der Zellen», fasst
Studienleiterin Prof. Dr. Anne Eckert von der Transfakultären
Forschungsplattform Molecular and Cognitive Neurosciences MCN der
Universität Basel die Resultate zusammen.

Wechselwirkung zwischen innerer Uhr und Energieproduktion

Die Forscher konnten zudem zeigen, dass das mitochondriale Netzwerk seinen
Rhythmus verliert, wenn die zirkadiane Uhr gestört ist, wodurch die
Energieproduktion in der Zelle abfällt.

Ähnlich führt eine pharmakologische oder genetische Hemmung des
Teilungsprotein DRP1 zu einem Verlust der Rhythmik in der
Energieproduktion, was seinerseits den Takt der inneren Uhr
beeinträchtigt.

Diese Befunde können bei der Entwicklung von therapeutischen Strategien
eine Rolle spielen, zum Beispiel für Erkrankungen, bei denen sowohl
Störungen der inneren Uhr als auch eine beeinträchtigte mitochondriale
Funktion beschrieben sind wie zum Beispiel bei der Alzheimerkrankheit.

An der Studie, die im Fachmagazin «Cell Metabolism» erschienen ist, waren
unter anderem Forschende der Universität Basel, der Universität Zürich und
der Universitären Psychiatrischen Kliniken Basel beteiligt.


Originalbeitrag

Karen Schmitt, Amandine Grimm, Robert Dallmann, Bjoern Oettinghaus, Lisa
Michelle Restelli, Melissa Witzig, Naotada Ishihara, Katsuyoshi Mihara,
Jürgen A. Ripperger, Urs Albrecht, Stephan Frank, Steven A. Brown, Anne
Eckert

Circadian Control of DRP1 Activity Regulates Mitochondrial Dynamics and
Bioenergetics

Cell Metabolism (2018), doi: 10.1016/j.cmet.2018.01.011

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Innere-Uhr-gibt-den-Kraftwerken-der-Zellen-den-Rhythmus-vor.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Cornelia Niggli, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/160: Gesundheitspolitik nach Maßstäben der evidenzbasierten Medizin gefordert (AWMF)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 05.03.2018

AWMF fordert Gesundheitspolitik nach Maßstäben der evidenzbasierten Medizin

AWMF fordert Gesundheitspolitik nach Maßstäben der evidenzbasierten
Medizin -Patientenwohl lässt sich nur auf Basis wissenschaftlicher
Erkenntnis sichern



Das Patientenwohl soll für die künftige Bundesregierung der
entscheidende Maßstab aller gesundheitspolitischen Entscheidungen
werden. Die AWMF (Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen
Medizinischen Fachgesellschaften) e. V. begrüßt diese Aussage im neuen
Koalitionsvertrag, kritisiert jedoch, dass unerwähnt bleibt, auf
welcher Basis gesundheitspolitische Entscheidungen künftig getroffen
werden sollen. Die wissenschaftliche Medizin und die Notwendigkeit
wissenschaftlich belegbarer Maßnahmen ist mit keinem Wort erwähnt.

Patientenwohl kann nur dann erreicht werden, wenn sich künftige
gesundheitspolitische Entscheidungen an wissenschaftlichen Fakten
orientieren: Nur wenn nachweisbar ist, dass eine gesetzgeberische
Maßnahme im Gesundheitswesen im Sinne der evidenzbasierten Medizin
ausreichend, zweckmäßig und notwendig ist, dient sie auch dem Wohl von
Patientinnen und Patienten. Um das zu gewährleisten, ist eine enge
Zusammenarbeit mit der wissenschaftlichen Medizin - wie sie in der
AWMF versammelt ist - unverzichtbar. "Wir müssen mehr und früher als
bislang in gesundheitspolitische Entscheidungen einbezogen werden",
fordert AWMF-Präsident Professor Dr. med. Rolf Kreienberg.

Zwar wird im Koalitionsvertrag betont, dass der Dialog auch mit der
Wissenschaft intensiviert werden muss, die evidenzbasierte Medizin
findet als Grundpfeiler einer wissenschaftlich begründeten Prävention,
Diagnostik und Therapie in dem 177-Seiten starken Vertrag jedoch
keinerlei Erwähnung. Das sieht die AWMF angesichts der zu lösenden
Aufgaben äußerst kritisch. "Die alternde Gesellschaft, die Zunahme
chronischer Erkrankungen, Antibiotika-Resistenzen, aber auch die
Digitalisierung und der Nachwuchsmangel in vielen Teilen der Medizin
stellen uns vor große gesamtgesellschaftliche Herausforderungen", so
Kreienberg. Diese seien nur zu bewältigen, wenn die künftige
Bundesregierung bei gesundheitspolitischen Entscheidungen die Ebenen
und Akteure einbinde, die die höchste Kompetenz und Expertise zu einem
Thema mitbringen.

In der AMWF mit ihren 177 wissenschaftlich-medizinischen
Fachgesellschaften sind alle medizinischen Fächer, die meisten
interdisziplinären Themenbereiche und neben Ärzten auch weitere
Gesundheitsberufe vertreten. Von diesen wird Wissen gemäß der
evidenzbasierten Medizin entwickelt, evaluiert und verbreitet. Daraus
entstehen unter anderem Leitlinien, die heute die Basis des ärztlichen
Handelns darstellen. Die AWMF garantiert daher mir ihren Aktivitäten
und Akteuren eine Gesundheitsversorgung, bei der die Prinzipien der
evidenzbasierten Medizin auf alle Gesundheitsberufe und alle
Versorgungsbereiche angewandt werden.

Die AWMF begrüßt auch das Anliegen der Koalitionsparteien, die
Gesundheitsforschung auszubauen. Damit haben diese eine zentrale
Forderung der AWMF in ihrem künftigen Regierungsprogramm verankert.
Doch auch hier komme es auf die Ausgestaltung an: Hochschulmedizin,
Versorgungsforschung und Medizininformatik können nur im Sinne der
Patienten gestärkt werden, wenn auch hier die Grundpfeiler der
wissenschaftlichen Medizin zum Maßstab des Handelns werden. Dazu
gehöre, dass wissenschaftliches Arbeiten innerhalb der Medizin in
Ausbildung und Beruf einen höheren Stellenwert bekomme,
wissenschaftliche Studien und Netzwerke gefördert, die individuellen
Bedürfnisse der Patienten und das Erfahrungswissen der Experten
regelmäßig abgefragt werde und in Aktivitäten einfließen. "Dafür ist
die AWMF in Deutschland das Expertengremium, das sich im Interesse des
Patientenwohls gerne in die künftige Regierungsarbeit einbringt",
betont Kreienberg.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.awmf.org/fileadmin/user_upload/Stellungnahmen/Resolution_Forderungen/Gesundheitspolitik_AWMF_Position_kurz_2017-04-04.pdf 

Positionen der AWMF zur Gesundheitspolitik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2003: Typ-1 - IQWiG legt vorläufige Ergebnisse von Leitlinien-Recherche vor (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 05.03.2018

Typ-1-Diabetes: IQWiG legt vorläufige Ergebnisse von Leitlinien-Recherche vor

- Vorbericht identifiziert Empfehlungen für mögliche Aktualisierung des DMP

- Stellungnahmen erbeten



Disease-Management-Programme (DMP) sollen in regelmäßigen Abständen
aktualisiert werden, um sie an den jeweiligen Stand des medizinischen
Wissens anzupassen. Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) hat deshalb aktuelle evidenzbasierte Leitlinien
zu Diabetes mellitus Typ 1 recherchiert, deren Empfehlungen zu
Kernaussagen zusammengefasst und überprüft, ob sich aus ihnen ein
Aktualisierungsbedarf ergibt. Die vorläufigen Ergebnisse liegen nun vor.
Bis zum 05. März können Interessierte Stellungnahmen zu diesem Vorbericht
abgeben.

Bei fast allen Versorgungsaspekten Aktualisierung empfohlen

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten 32 Leitlinien in ihre
Analyse einbeziehen, aus denen sie insgesamt 2530 Empfehlungen
extrahierten. Diese beziehen sich auf verschiedenste Versorgungsaspekte,
wie Diagnostik, Therapie oder die Kooperation der Berufsgruppen, die an
der Behandlung beteiligt sind.

Einen möglichen Aktualisierungsbedarf stellt das IQWiG für alle Aspekte
des DMP fest. Einzige Ausnahme bildet die "Kooperation der
Versorgungssektoren" bei Erwachsenen. Zu einem Thema beinhalten die
Leitlinien inzwischen Empfehlungen, das im DMP bislang noch gar nicht
angesprochen wird. Dabei geht es um das Krankheitsmanagement von
muslimischen Patientinnen und Patienten im Fastenmonat Ramadan.

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Den vorläufigen Berichtsplan für dieses vom Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA) beauftragte Projekt hatte das IQWiG im Februar 2017 vorgelegt und
um Stellungnahmen gebeten. Diese wurden zusammen mit einer Würdigung und
dem überarbeiteten Berichtsplan im Mai 2017 publiziert. Stellungnahmen zu
dem jetzt veröffentlichten Vorbericht werden nach Ablauf der Frist
gesichtet. Sofern sie Fragen offenlassen, werden die Stellungnehmenden zu
einer mündlichen Erörterung eingeladen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 05.03.2018
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FORSCHUNG/723: Amyotrophe Lateralsklerose - Lieferengpass stört Nervenfunktion (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 06.03.2018

Lieferengpass stört Nervenfunktion



Bei Krankheiten wie der Amyotrophen Lateralsklerose (ALS) sind wichtige
Transportprozesse in den Nervenzellen gestört. Würzburger Forscher haben
jetzt zentrale Akteure in diesem Geschehen identifiziert.

Zwei Partner müssen zueinander finden, damit sie in speziellen
Nervenfasern Stoffe bis an die entlegenen Enden dieser Fasern
transportieren und damit deren Funktion sichern können. Ist diese
Partnerbildung gestört, gehen die Zellen im schlimmsten Fall zugrunde; die
Betroffenen entwickeln neurodegenerative Krankheiten wie die Amyotrophe
Lateralsklerose (ALS) oder die Spinale Muskelatrophie.

Das ist das zentrale Ergebnis einer neuen Studie, die in der aktuellen
Ausgabe der Fachzeitschrift Proceedings of the National Academy of
Sciences of the United States of America (PNAS) erschienen ist. Dafür
verantwortlich sind die Wissenschaftler vom Institut für Klinische
Neurobiologie am Universitätsklinikum Würzburg Professor Michael Sendtner
und sein Mitarbeiter Dr. Michael Briese.

Forschung an Motoneuronen

Sogenannte Motoneuron-Erkrankungen stehen im Blickpunkt der Forscher am
Institut für Klinische Neurobiologie. Motoneurone sind Nerven, deren
Impulse Muskeln in Aktion treten lassen. Sind diese Neurone geschädigt,
kommt es zu Muskelschwund, Lähmungen und am Ende zum Funktionsverlust der
Muskulatur. Davon sind in der Regel auch die Atemmuskeln betroffen. Die
Krankheiten sind bislang nicht heilbar.

"Aus früheren Studien ist bekannt, dass bei Krankheiten wie der
Amyotrophen Lateralsklerose und der Spinalen Muskelatrophie Defekte in der
Signalübertragung von Motoneuronen zum Muskel eine zentrale Rolle
spielen", erklärt Michael Briese, Erstautor der jetzt veröffentlichten
Arbeit. Auslöser dieser Defekte sind Störungen beim Transport spezieller
Moleküle - sogenannter Messenger-RNAs oder kurz mRNAs - bis in die langen
Endigungen der Motoneurone, der Axone.

Mangel in den Axonen

Was das Fehlen der mRNAs so fatal macht: Die "Boten-RNAs" tragen
Informationen mit sich, die die Nervenzelle benötigt, um neue Proteine zu
synthetisieren. "Fehlen die mRNAs, können diese Proteine in diesem für
die Funktion der Nervenzellen wichtigen Zellkompartiment nicht mehr
synthetisiert werden", erklärt Michael Briese. Der Zelle fehlen somit
Proteine, die unentbehrlich sind, um die Funktion der Axone aufrecht zu
erhalten.

Die Zusammensetzung der für den Transport dieser mRNAs notwendigen
Partikel ist bisher unbekannt. In der jetzt veröffentlichten Arbeit hat
die Arbeitsgruppe um Michael Briese, Lena Saal-Bauernschubert und Michael
Sendtner gezeigt, dass auch eine nichtkodierende RNA maßgeblich an diesen
Transportkomplexen beteiligt ist. Ihr Name: 7SK.

Die Forscher haben dafür neue Zellkultursysteme entwickelt, mit denen es
möglich ist, die Funktion solcher mRNA-Partikel für den Transport von
mRNAs ins Axon zu untersuchen. Damit konnten sie zeigen, dass 7SK zusammen
mit dem RNA-bindenden Protein hnRNP R an Transportkomplexen für
funktionell wichtige mRNAs beteiligt ist. Fehlt einer der beiden Partner,
werden diese Transportkomplexe gestört mit den bereits beschriebenen
Folgen: ein verminderter Transport der assoziierten mRNAs und dadurch ein
reduziertes Axonwachstum.

Neue Möglichkeiten für die Pharma-Forschung

Nach Ansicht der Wissenschaftler eröffnen ihre Ergebnisse neue
Möglichkeiten für die Pharma-Forschung. "Damit können möglicherweise neue
Therapien, die bereits jetzt mit großem Erfolg in der Klinik bei der
Behandlung der Spinalen Muskelatrophie eingesetzt werden, noch weiter
verbessert werden, indem Optionen geschaffen werden, mit denen die
Zusammensetzung und die Regulation solcher RNA-Transportkomplexe in Axonen
von Motoneuronen beeinflusst werden kann", hofft Michael Briese.

Gleichzeitig ist ihr Wunsch, dass durch die neuen Ergebnisse die Rolle des
mRNA-Transports für die Funktion von Motoneuronen und dessen Störungen bei
neurodegenerativen Erkrankungen vermehrt in den Blickpunkt der Forschung
rücken. Briese und Sendtner wollen auf alle Fälle in einem nächsten
Schritt untersuchen, inwiefern die neu identifizierten Transportpartikel
bei Motoneuron-Erkrankungen gestört sind und dadurch zu der Degeneration
der Motoneurone beitragen.

"hnRNP R and its main interactor, the noncoding RNA 7SK, coregulate the
axonal transcriptome of motoneurons". Michael Briese, Lena
Saal-Bauernschubert, Changhe Ji, Mehri Moradi, Hanaa Ghanawi, Michael Uhl,
Silke Appenzeller, Rolf Backofen, and Michael Sendtner.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1721670115

Zur Originalpublikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Gunnar Bartsch, 06.03.2018
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NIERE/072: Weltnierentag 2018 - Nierenkrankheiten bei Frauen ... Besonderheiten und Risiken (idw)


Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN) - 06.03.2018

Weltnierentag 2018 - Nierenkrankheiten bei Frauen: Besonderheiten und Risiken



Der Weltnierentag am 08. März 2018 steht in diesem Jahr unter dem Motto
"Nieren- und Frauengesundheit". Das ist Grund genug, dass sich die die
Deutsche Gesellschaft für Nephrologie (DGfN), der Verband Deutsche
Nierenzentren (DN) e.V., das KfH Kuratorium für Dialyse und
Nierentransplantation e.V., die PHV Patienten-Heimversorgung Gemeinnützige
Stiftung sowie die Deutsche Nierenstiftung des Themas Schwangerschaft und
Niere annehmen. Ziel des jährlichen Aktionstags ist es zudem immer, die
Prävention von Nierenkrankheiten in den öffentlichen Fokus zu rücken und
auf die vielfältigen Funktionen der Nieren und deren Wichtigkeit
aufmerksam zu machen.

Nierenkrankheiten sind ein in der Bevölkerung häufig unterschätztes
Leiden. Weltweit ist etwa jeder zehnte - zumindest in einem Frühstadium -
betroffen, darunter 195 Millionen Frauen. Hauptursachen sind Diabetes
mellitus, Bluthochdruck und Autoimmunerkrankungen. Statistisch gesehen
entwickeln Frauen häufiger eine chronische Nierenkrankheit als Männer.
"Dies liegt insbesondere an der höheren Lebenserwartung der Frauen - mit
zunehmenden Alter nimmt die Leistung der Nieren ab", erklärt Professor Dr.
Sylvia Stracke, Nephrologin und Leiterin der Kommission Frau und Niere bei
der DGfN. Allerdings schreite die Nierenkrankheit bei Frauen langsamer
voran als bei Männern und so gebe es auch weniger dialysepflichtige Frauen
als Männer. Als Grund weist die Nephrologin neben der langsameren
Progression auf psychosoziale Faktoren hin: So leben ältere Frauen
häufiger allein und ihnen fehle die Unterstützung nahestehender Personen.
Dies führe zu einem späten Dialysebeginn oder könne sogar dazu führen,
dass sich Patientinnen bewusst gegen eine lebenserhaltende
Dialysebehandlung entscheiden. Auch bei jungen Frauen kann eine
Nierenkrankheit auftreten, die insbesondere im Falle einer Schwangerschaft
zu Komplikationen führen kann. Denn zwischen einer Schwangerschaft und der
Nierenfunktion bestehen komplexe Wechselwirkungen: Zum einen kann sich bei
Frauen mit einer bereits bestehenden Nierenkrankheit die
Nierenfunktionsstörung während der Schwangerschaft weiter verschlechtern,
zum anderen kann sich im Laufe der Schwangerschaft eine Nierenkrankheit
erstmalig manifestieren.

Mit dem Schweregrad der Nierenfunktionseinschränkung steigt die
Wahrscheinlichkeit der Unfruchtbarkeit und eines ungünstigen
Schwangerschaftsverlaufes. So haben Frauen mit einer fortgeschrittenen
chronischen Nierenkrankheit ein erhöhtes Risiko für Frühgeburten; als
Schwangerschaftskomplikation tritt häufig ein zu hoher Blutdruck auf, der
sowohl für die Schwangere selbst als auch für das ungeborene Kind
gefährlich werden kann. Schwangere mit einer chronischen Nierenkrankheit
müssen deshalb intensiv durch ein fachübergreifendes Team, bestehend aus
Ärztinnen und Ärzten der Fachbereiche Gynäkologie und Nephrologie, betreut
werden. "Es handelt sich um Risikoschwangerschaften, die engmaschig
kontrolliert werden müssen", so Professor Stracke. Die Nierenfunktion muss
bei diesen Patientinnen kontinuierlich überwacht werden, damit die
vollständige Ausscheidung der Stoffwechselendprodukte gegeben ist. Bei
schwangeren Dialysepatientinnen ist eine Intensivierung der Dialysebehandlung
notwendig, damit die hohen Harnstoffwerte der Mutter das
Ungeborene nicht gefährden. Dialyse-Schwangerschaften seien jedoch sehr
selten, da die Dialysebehandlung den Eisprung durch hormonelle
Veränderungen stark beeinflusse und dieser meist ganz ausbleibe. Insgesamt
gab es weltweit bisher wahrscheinlich weniger als tausend Fälle, bei denen
eine Dialysepatientin ein Kind zur Welt brachte.

Eine dieser Patientinnen ist Tamara Basler aus Amberg (siehe hierzu
Pressemitteilung "Dialyse und Schwangerschaft: Ein Beispiel, das Mut
macht").

Während in diesem Fall ein Nierenversagen wegen der Vorerkrankungen nicht
zu verhindern war, kann bei einer frühzeitigen Diagnose einer
Nierenfunktionsstörung und einer rechtzeitigen Behandlung in einer
nephrologischen Praxis das Fortschreiten der Nierenkrankheit aufgehalten
bzw. hinausgezögert werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgfn.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution854
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Nephrologie e.V. (DGfN), Dr. Bettina Albers, 06.03.2018
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FORSCHUNG/1230: Warum Medikamente von Mensch zu Mensch unterschiedlich stark wirken können (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation - 06.03.2018

Viele kleine Unterschiede führen zu grosser Variation



Nicht eine Hauptursache ist dafür verantwortlich, dass Medikamente von
Mensch zu Mensch unterschiedlich stark wirken können, sondern viele kleine
Faktoren. Dies zeigten ETH-Forschende an einem Modellsystem. Für die
Untersuchung von Medikamentenwirkungen braucht es daher laut den
Wissenschaftlern den systembiologischen Gesamtblick.

Medikamente sind nicht bei allen Menschen gleich wirksam. Dies liegt bis
zu einem gewissen Grad daran, dass Menschen einen Wirkstoff
unterschiedlich gut in ihren Körper aufnehmen. Ob es sich dabei um die
Hauptursache für die individuellen Unterschiede handelt oder um eine von
vielen Ursachen, wurde bisher kaum untersucht.

Forschende der Gruppe von Ruedi Aebersold, Professor für Systembiologie
der ETH Zürich, bringen nun Licht ins Dunkel, wie sie in der
Fachzeitschrift Cell Systems
[http://dx.doi.org/10.1016/j.cels.2017.11.002] berichten. Mit
detaillierten Messungen von Proteinen und Stoffwechselprodukten in
Zellkulturexperimenten konnten sie zeigen, dass sich individuelle
Wirkungsunterschiede nicht auf einen Faktor oder einige wenige Faktoren
zurückführen lassen. Vielmehr fanden die Forscher eine grosse Zahl kleiner
molekularer Unterschiede, welche in der Gesamtheit die grosse Variation
bewirken.

Cholesterinsenker untersucht

Die Forschenden untersuchten die Wirkungsunterschiede anhand der
Cholesterinregulation in vier verschiedenen menschlichen Zelllinien. Sie
analysierten, inwiefern die Zellen unterschiedlich auf verschiedene
Medikamente reagieren, die den Cholesterinhaushalt beeinflussen. Die
Wissenschaftler verwendeten dazu in Zusammenarbeit mit ETH-Professor Uwe
Sauer Methoden der Systembiologie, der Proteomik und der Metabolomik: Sie
massen und verglichen die Konzentrationen einer sehr grossen Zahl
verschiedener Proteine und Stoffwechselprodukte in den Zellen zu
bestimmten Zeitpunkten.

Wie sich zeigte, reagierte jede der Zelllinien unterschiedlich auf die
Medikamente. «Allerdings war es nicht so - wie man auch hätte erwarten
könnten -, dass eine Zelllinie einfach mehr Wirkstoff aufnimmt als eine
andere oder dass in der einen Zelle ein zentraler Regulationsmechanismus
fehlt, der in einer anderen vorhanden ist», sagt Peter Blattmann, Postdoc
in der Gruppe von Aebersold und Erstautor der Studie. Stattdessen konnten
die Wissenschaftler nachweisen, dass viele Enzyme und etliche der
komplexen biochemischen Reaktionswege einer Zelle gemeinsam zu den
Unterschieden beitragen.

Anwendung in der Krebsmedizin

«Unsere Ergebnisse machen klar, dass es für die Untersuchung von
individuellen Wirkungsunterschieden nicht ausreicht, nur die Aufnahme
eines Medikaments in eine Zelle zu messen, wie es bisher häufig gemacht
wurde», sagt Blattmann. «Es braucht einen Gesamtblick, und wir müssen auch
die weit komplexeren Prozesse, die in den Zellen ablaufen, anschauen und
zu verstehen versuchen, unter anderem mittels Computermodellen, wie wir
dies in unserer Arbeit machen».

Noch deutlichere individuelle Unterschiede als bei der Wirkung von
cholesterinsenkenden Medikamenten sind aus der Krebsmedizin bekannt. Vor
allem unter den moderneren Medikamenten gibt es solche, die nur bei einer
kleinen Patientengruppe gut wirken. «Mit einem systembiologischen Ansatz,
wie wir ihn in unserer Studie angewandt haben, könnte man auch versuchen
vorauszusagen, welche Patienten auf einen Krebswirkstoff ansprechen und
welche nicht», sagt Blattmann.


Literaturhinweis

Blattmann P, Henriques D, Zimmermann M, Frommelt F, Sauer U,
Saez-Rodriguez J, Aebersold R: Systems pharmacology dissection of cholesterol
regulation reveals determinants of large pharmacodynamics variability
between cell lines. 

Cell Systems 2017, doi: 10.1016/j.cels.2017.11.002

http://dx.doi.org/10.1016/j.cels.2017.11.002

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/03/viele-kleine-unterschiede-fuehren-zu-grosser-variation.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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Quelle:
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Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich)

Hochschulkommunikation, 06.03.2018
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MELDUNG/258: Startschuss für das Deutsche Chorzentrum (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 7. März 2018

Startschuss für das Deutsche Chorzentrum - Grütters: Bundesweites
Aushängeschild und zentraler Treffpunkt der Chormusik



Heute konnte die offizielle Genehmigung für den Bau des Deutschen
Chorzentrums in Berlin-Neukölln übergeben werden. Anlässlich dieser
Übergabe erklärt die Staatsministerin für Kultur und Medien, Monika
Grütters: "Das Deutsche Chorzentrum ist zukünftige Heimstatt des Deutschen
Chorverbandes. Als nationales Aushängeschild und Treffpunkt der
Chormusikwird es deutschlandweit als Forum für Austausch, Weiterbildung und
gemeinsames Musizieren dienen. Mit seinem Bau setzen wir ein klares Zeichen
für die Amateurmusik und unterstützen diese wichtige Szene in ganz
Deutschland nachhaltig. Gerade die Amateurmusik kann unsere Gesellschaft
auf vielfache Weise stärken. Daher fördert mein Haus neben dem Aufbau des
Chorzentrums auch weitere Projekte wie zum Beispiel das Deutsche Musikfest
und die Tage der Chor- und Orchestermusik."

Grütters weiter: "Das Deutsche Chorzentrum wird ein Ort sein, von dem aus
Themen der kulturellen Bildung, der gesellschaftlichen Teilhabe, aber auch
der Umgang mit Zuwanderung und Migration in die breite Chorszene getragen
werden. Der Deutsche Chorverband hat viele Ideen entwickelt, mit denen er
auf diese Veränderungen in der Gesellschaft reagiert. Gerade die Musik kann
dazu beitragen, Vorbehalte und Ängste abzubauen und Verständnis und
Toleranz füreinander zu wecken."

Ab April 2018 sollen die Bauarbeiten für das Deutsche Chorzentrum in
Berlin-Neukölln beginnen und im Herbst 2019 beendet sein. Es wird aus dem
Etat der Kulturstaatsministerin mit 2,1 Mio. Euro gefördert. Die
Baugenehmigung wurde heute feierlich von Franziska Giffey, Bürgermeisterin
des Bezirks Neukölln, an den Präsidenten des Deutschen Chorverbands,
Christian Wulff, überreicht.

Der 2005 gegründete DCV organisiert, initiiert und fördert Projekte,
Veranstaltungen und Programme für alle Altersstufen. Mit mehr als einer
Million singenden oder fördernden Mitgliedern ist er weltweit die
mitgliederstärkste Organisation der Amateurmusik.




Weitere Informationen unter:

www.deutsches-chorzentrum.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2624: Theater Bremen - Szenisches Konzert "Andere Töne: Heimat #1 - Native Outsiders", 12.-14.3. 


Theater am Goetheplatz (Foyer)

"Native Outsiders"

Auftakt einer dreiteiligen Reihe zu zeitgenössischer Musik

- szenisches Konzert mit dem Ensemble New Babylon

- nur drei Vorstellungen

- Premiere am 12. März



Das Theater Bremen setzt sich von März bis Juni in einer dreiteiligen
Reihe zu zeitgenössischer Musik mit dem Thema Heimat auseinander. Zum
Auftakt kommen für das szenische Konzert "Andere Töne: Heimat #1 -
Native Outsiders" die Mezzosopranistin Natasha López ans Haus sowie
sieben Musiker*innen des Ensemble New Babylon, dem renommierten Bremer
Ensemble für Neue Musik. Die Premiere ist am Montag, 12. März im Foyer
des Theater am Goetheplatz, weitere Vorstellungen folgen am 13. und
14. März.

"Native Outsiders" ist der erste Teil einer von Levin Handschuh
inszenierten Reihe zeitgenössischer Musiktheaterereignisse. Das Stück
kombiniert Moritz Eggerts auf H.P. Lovecrafts phantastischer
Kurzgeschichte "The Outsider" basierendes Bewegliches Melodram "Der
Andere" mit Neukompositionen von Anton Wassiljew. Biografische
Versatzstücke Lovecrafts und des Teams ergänzen das Libretto Eggerts
und markieren Wegpunkte auf der Suche nach einem Ort, der inhaltlich
wie emotional Heimat sein könnte. Dabei wird auch das
Spannungsverhältnis zwischen in positivem Sinne identitätsstiftenden
einerseits und belastenden Aspekten von Heimat andererseits in den
Blick genommen. Die Trennung zwischen Bühnen- und Zuschauerraum wird
bei dieser Produktion aufgehoben: "Wir laden die Zuschauer*innen mit
diesem szenischen Konzert zu einer Art Séance ein", verrät Regisseur
Levin Handschuh, der im Theater Bremen bereits die Reihe "Temporäre
Musikalische Zone" verantwortete und sich in seinen Arbeiten stets für
außergewöhnliche Klänge und Hörsituationen interessiert.

Levin Handschuh arbeitete von 2014 bis 2017 fest am Theater Bremen und
widmete sich, vor allem in seinen letzten Inszenierungen "Hoffmann",
"Die Farbe" und "Pickmanns Modell", der Schauerliteratur des 19. und
20. Jahrhunderts und ihrer Aufarbeitung für ein Angstverständnis der
heutigen Zeit.

Anton Wassiljew studierte Komposition und Musiktheorie am Moskauer
Tschaikovsky-Konservatorium sowie an der Hochschule für Künste Bremen
bei Prof. Younghi Konservatorium sowie an der Hochschule für Künste
Bremen bei Prof. Younghi Pagh-Paan und Prof. Jörg Birkenkötter, mit
Unterricht in elektronischer Musik bei Prof. Kilian Schwoon und
Joachim Heintz. Der Schwerpunkt seiner Werke liegt im Bereich der
konzeptuellen und algorithmischen Komposition. Außerdem arbeitet er
häufig an der Grenze zwischen den Medien Musik, Bild, Video und
Performance.

Premiere am Montag 12. März um 19.30 Uhr im Theater am Goetheplatz
(Foyer)

Komposition: Anton Wassiljew und Moritz Eggert

Regie: Levin Handschuh

Bühne: Sofia Korcinskaja

Kostüme: Katharina Lackmann

Dramaturgie: Dany Handschuh

Mit: Natasha López (Mezzosopran) sowie dem Ensemble New Babylon

Eine Koproduktion von Raum21 GbR und Theater Bremen. Gefördert durch
die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, den
Deutschen Musikfonds, die Karin und Uwe Hollweg Stiftung, die Waldemar
Koch Stiftung, den Senator für Kultur sowie klangpol-Netzwerk Neue
Musik Nordwest.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8637: Aus aller Welt - 07.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Brasiliens Justiz lehnt Lulas Antrag auf Haftverschonung ab

Der Oberste Gerichtshof in Brasília hat einen Antrag des
früheren brasilianischen Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva gegen
den Antritt einer Hafstrafe abgewiesen. Die gerichtliche Niederlage
könnte den Plan des linksgerichteten Politikers, bei der
Präsidentschaftswahl im Oktober zu kandidieren, endgültig zunichte
machen. Umfragen zufolge ist er klarer Favorit. In Zusammenhang mit
dem Korruptionsskandal um den staatlichen Erdölkonzern Petrobras war
Lula wegen Bestechlichkeit und Geldwäsche für schuldig befunden und
Ende Januar in zweiter Instanz zu einer zwölfjährigen Haftstrafe
verurteilt worden. Der ehemalige Gewerkschafter hat die gegen ihn
erhobenen Vorwürfe stets zurückgewiesen.

7. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8637: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ermittlungen wegen bandenmäßigen Waffenhandel

In Zusammenarbeit mit Kollegen in Österreich, Frankreich und der
Schweiz hat die deutsche Polizei zwei Männer im Alter von 61 und 37
Jahren in Baden-Württemberg festgenommen. Sie sollen einen
internationalen Waffenhändlerring geführt haben. Die Beamten
beschlagnahmten unter anderem elf Pistolen und Revolver, 1.500 Schuß
Munition, rund 100.000 Euro Bargeld sowie verschiedene Datenträger.
In Österreich gab es drei Festnahmen. Die Ermittler stellten zudem
mehr als 150 Schußwaffen, über 200 Kilogramm Munition und hundert
Stichwaffen in Voralberg und Niederösterreich sicher.

7. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8633: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett verlängert Auslandseinsätze der Bundeswehr

Das Bundeskabinett hat die Verlängerung von sechs Auslandseinsätzen
der Bundeswehr beschlossen, darunter die drei großen im
westafrikanischen Mali und in Afghanistan sowie den gegen den IS im
Irak und in Syrien. Am Hindukusch und in Mali sollen die
Truppenkontingente von derzeit 980 auf 1.300 beziehungsweise von
1.000 auf 1.100 Soldaten aufgestockt werden. Zudem soll der
Ausbildungseinsatz im Irak auf das ganze Land ausgeweitet werden.
Linke und Grüne kritisierten die geplanten Truppenaufstockungen als
verantwortungslos und forderten eine Beendigung der Auslandseinsätze.
Kritisch äußerte sich auch der ehemalige Verteidigungsminister Volker
Rühe zu den Plänen der großen Koalition. Die Armee befinde sich in
einem desolaten Zustand und benötige eine Atempause, was
internationale Einsätze angeht, sagte der CDU-Politiker im
Deutschlandfunk. Es wird erwartet, daß der Bundestag dem
Kabinettsbeschluß zustimmen wird.

7. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8635: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Enttäuschte SPD-Politiker gründen linke Plattform

Nach dem Ja der SPD-Basis für eine Verlängerung der
Regierungszusammenarbeit mit der Union haben Politiker verschiedener
Parteien zur Bildung einer neuen "Progressiven Sozialen Plattform"
aufgerufen. Zu den 30 Initiatoren gehören der nordrhein-westfälische
Bundestagsabgeordnete Marco Bülow, die ehemalige Justizministerin
Herta Däubler-Gmelin, der Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Migration und Vielfalt in der SPD, Aziz Bozkurt, der frühere
Finanzstaatssekretär Heiner Flasbeck sowie Mitglieder der Linken,
Grünen, Piraten und von Demokratie in Bewegung. Wir haben die
Hoffnung, einiges bewegen zu können, gerade in der Zeit, wo viele
enttäuscht seien, sagte Hauptgründungsmitglied Bülow am Mittwoch in
Berlin. Die Plattform wird allerdings erst gestartet, wenn 5.000
Menschen den Aufruf unterstützen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8634: Tragisches und Kurioses - 07.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote nach Absturz von russischer Frachtmaschine

Ein russisches Frachtflugzeug vom Typ Antonow An-26 ist beim
Landeanflug auf einen syrischen Militärstützpunkt abgestürzt. Alle 39
Menschen an Bord der Maschine seien bei dem Unglück auf dem
Luftwaffenstützpunkt Hamaimim in der Provinz Latakia ums Leben
gekommen, berichtete die Agentur Tass unter Berufung auf Angaben des
Verteidigungsministeriums in Moskau. Bei den Opfern handelt es sich
demnach überwiegend um Offiziere und Fähnriche. Die Katastrophe war
laut Regierungsangaben durch einen technischen Fehler verursacht
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7719: Aus Forschung und Technik - 07.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



China entwickelt leistungsstarkes Triebwerk für Mondflüge

Chinas Raumfahrttechniker wollen im Laufe des Jahres die Entwicklung
eines neuen Raketenmotors abschließen. Wie der Direktor des
Forschungsinstituts der China Aerospace Science and Technology
Corporation (CASC), Liu Zhirang, mitteilte, handelt es sich bei dem
Prototypen um ein Flüssigkeitstriebwerk, das für Chinas neue
Schwerlastraketen konzipiert wurde. Wie die Fachzeitung Science and
Technology Daily unter Berufung auf Liu berichtete, wird der neue
Motor mit flüssigem Sauerstoff und Kerosin betrieben und über eine
Schubkraft von 500 Tonnen verfügen. Zum Vergleich: Der
Feststoffbooster der neuen europäische Ariane-6-Rakete soll 350
Tonnen Schub liefern. Für 2018 plant China insgesamt 36 Starts seiner
Schwergut-Raketenreihe vom Typ Langer Marsch, darunter einen von
einer schwimmenden Plattform im Meer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7732: Aus aller Welt - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Belgien ändert Strategie zur Verteilung von Jodtabletten

Die belgische Regierung verfolgt für den Fall eines schweren
Atomreaktorunfalls eine neue Strategie bei der Verteilung von
Jodtabletten an die Bevölkerung. Die Tabletten können die
Wahrscheinlichkeit einer Kehlkopfkrebserkrankung senken, wenn sie
rechtzeitig vor Eintreffen einer radioaktiven Wolke geschluckt
werden. Künftig sollen sich alle Bewohner Belgiens Jodtabletten bei
ihrem Apotheker kostenfrei abholen können. Insgesamt lägen 4,5
Millionen Päckchen mit je zehn Tabletten bereit, heißt es in
Medienberichten. Innenminister Jan Jambon versicherte im belgischen
Fernsehen, einen akuten Anlaß zur Sorge gebe es nicht. In der
Vergangenheit hatten nur Bewohner aus einer AKW-Region Anspruch auf
die kostenlose staatliche Krebsvorsorge. Die radioaktiven Risikozonen
wurden jetzt erweitert, so daß sie das ganze Land abdecken. Außerdem
haben seit Mittwoch alle Bürger und nicht nur Jugendliche unter 18
Jahren, Schwangere und stillende Frauen sowie Personen, die mit
Kindern arbeiten, ein Anrecht auf die Jodtabletten. Weil bei einer
Havarie der maroden belgischen Atommeiler von Tihange und Doel
höchstwahrscheinlich auch Westdeutschland vom Fallout betroffen wäre,
werden im Grenzgebiet bei Aachen seit September 2017 ebenfalls
kostenlose Jodtabletten verteilt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7693: Medizin und Gesundheitswesen - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Grippewelle auf dem Höhepunkt

Die Grippe hat Deutschland weiter fest im Griff. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, hat die Grippewelle in der vergangenen Woche
mit knapp 35.300 Neuerkrankungen ihren vorläufigen Höhepunkt
erreicht. Rund 2,5 Millionen Menschen sollen hierzulande wegen einer
akuten Atemwegserkrankung in der letzten Woche eine Haus- oder
Kinderarztpraxis aufgesucht haben. Das teile das Robert Koch-Institut
in Berlin mit. Insgesamt wurden in dieser Saison bislang rund 120.000
Fälle erfaßt. Mindestens 216 Menschen starben nachweislich nach
Grippe - vorwiegend Senioren. Und die Dunkelziffer bei Grippefällen
gilt als ausgesprochen hoch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7720: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Unterhaus in Warschau ernennt Mitglieder des Nationalen Justizrats

Die Regierung Polens hat dem Unterhaus in Warschau eine Liste für die
Besetzung des Obersten Richterrats vorgelegt. Die 15 Personalien
wurden von der nationalkonservativen Regierungspartei PiS und der
populistischen Partei Kukiz '15 gebilligt. Die Opposition hatte die
Abstimmung boykottiert. Sie sieht in dem Verfahren einen Angriff auf
die Unabhängigkeit der Justiz. Seit vergangenem Jahr wird der
Justizrat nicht mehr von anderen Richtern, sondern vom Parlament mit
einer Mehrheit von 60 Prozent besetzt. Der 24köpfige Justizrat
ernennt seinerseits Richter und soll die Unabhängigkeit der Justiz Polens
gewährleisten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7646: Sprache, Kunst und Medium - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Keine Flaschenpost war länger unterwegs

Auf einer einsamen Insel vor der australischen Westküste ist eine
Fotografin während eines Strandspaziergangs zufällig auf eine
halbvergrabene Flasche gestoßen, die sie erst auf den zweiten Blick zu
interessieren begann.

Zunächst sah es für sie nach gewöhnlichem Strandgut aus, aber dann
gefielen der Frau das grüne Glas und die eckige Form. Bei näherem
Hinsehen entdeckte sie einen Zettel in der verschlossenen Flasche.

Später deckten Fachleute dann die Geschichte auf. Die Genever-Flasche
war von dem Kapitän des Lastenseglers "Paula" aus Elsfleth bei Bremen,
der englische Kohle nach Indonesien bringen sollte, im Juni 1886 vor
Australiens Westküste samt einem Zettel ausgesetzt worden. Der Finder
wurde darum gebeten, das auf Deutsch verfaßte Formular auszufüllen und
der Deutschen Seewarte in Hamburg zu schicken. Zweck war es, auf
diesem Weg etwas über Strömungsverhältnisse und -geschwindigkeiten in
den Ozeanen herauszufinden, wie die ARD-Tagesschau berichtete.

Demnach wurden über die Jahre insgesamt rund 6000 solcher Flaschen
ausgesetzt. Aber nur gut 660 brachten die erhoffte Rückmeldung.

Experten bestätigten übrigens die Echtheit des Fundes, die Flasche und
das Papier stammen aus der Zeit. Die 132 Jahre alte Flasche wird
künftig in einem australischen Museum ausgestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7710: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Google-Maschinen lernen Feindaufklärung

Das Verteidigungsministerium der USA nutzt zur Auswertung von
Drohnenaufnahmen neuronale Netzwerke von Google. Diese werden anhand
von mehreren Millionen Stunden Video-Material aus den Kriegsgebieten
der USA ausgebildet. Militärangaben zufolge geht es um die Erkennung
von Objekten, die für den Syrien- und den Irakkrieg wesentlich sind,
wie zum Beispiel die Bewegungen einzelner Menschen. Google stellt für
das Projekt Maven oder auch Algorithmic Warfare Cross-Functional Team
(AWCFT) Schnittstellen zu der als Open Source verfügbaren Software
TensorFlow zur Verfügung. Den Angaben dazu kann entnommen werden, daß
die neuronalen Netze über die Bildanalyse hinaus keine Entscheidungen
treffen. Die Militärs verzichten auch bewußt auf den Einsatz
Künstlicher Intelligenz (KI) bei Angriffsoperationen. Die sogenannte
algorithmische Kriegsführung befindet sich in einem frühen
Anwendungsstadium. Von der Pentagon-Google-Kooperation berichtete
zuerst der Gadget-Blog Gizmodo. Die Bundeswehr hat in Jordanien
Tornado-Jets stationiert, die über Syrien und dem Irak
Feindaufklärung betreiben. Das hochwertige Bildmaterial wird den
Verbündeten zur Verfügung gestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7724: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett erweitert Mandate für Auslandseinsätze der Bundeswehr

Die Bundeswehr ist künftig mit maximal 3600 Soldaten an 14
Auslandseinsätzen beteiligt. Das Bundeskabinett hat am Mittwoch unter
anderem die Verlängerung der Mandate für die sechs Einsätze in Mali,
Afghanistan, Irak/Syrien, im Südsudan, Sudan und Mittelmeer
beschlossen.

Im Irak sollen Militärberater der Bundeswehr die Ausbildung der
kurdischen Peschmerga auslaufen lassen und stattdessen für die
Zentralregierung in Bagdad tätig werden. Dafür und für die
Feindaufklärung in Syrien und im Irak sowie die Betankung von
Kampfjets der Kriegsverbündeten werden bis zu 800 Soldaten
abkommandiert. Die Grenze liegt derzeit bei 1350. Die
Kriegsbeteiligung der Bundeswehr in Syrien und im Irak ist
möglicherweise verfassungswidrig. Das Kontingent für Afghanistan wird
von 980 auf maximal 1300 Soldaten aufgestockt. In Mali sollen bis zu
1100 statt 1000 Bundeswehrsoldaten eingesetzt werden können. Dort
führen sie im Rahmen einer Uno-Mission Krieg. An der Überwachung des
Mittelmeers werden bis zu 650 deutsche Soldaten statt bislang 190
beteiligt sein. Die deutschen Kontingente für die
Uno-Friedensmissionen im Südsudan und Sudan bleiben maximal jeweils
50 Soldaten stark. Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen
sprach sich vor der Kabinettssitzung im ARD-Morgenmagazin für eine
Aufstockung ihres Etats über viele Jahre aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7696: Tragisches und Kurioses - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Taucher finden im Indischen Ozean versenkten US-Flugzeugträger

Microsoft-Mitbegründer Paul Allen hat ein aufwendiges Hobby: Er
unterhält ein Tauchschiff, dessen Mannschaft bevorzugt gesunkene
US-Kriegsschiffe aufstöbert. Am vergangenen Sonntag stießen die
Experten im Indischen Ozean auf den Flugzeugträger USS Lexington, der
oben auf der Suchliste gestanden haben soll.

Wie die ARD-Tagesschau berichtete, hatte sich das Schiff im Mai 1942
zusammen mit weiteren Einheiten eine Schlacht mit drei japanischen
Flugzeugträgern geliefert, bei der die Lexington so schwer beschädigt
wurde, daß die Amerikaner sie selbst versenkten, weil sie nicht in
Feindeshand fallen sollte.

Nach sechsmonatigen Vorbereitungen wurden die Taucher mit ihrem
Forschungsschiff Petrel etwa 450 Seemeilen vor der australischen
Nordwestküste in rund 3000 Metern Tiefe fündig. Dabei wurden auch
die Überreste von 35 Kampfflugzeugen entdeckt.

7. März 2018
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SOZIALES/7721: Arbeit, Soziales und Familie - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr als 42.000 Opioid-Tote in den USA seit 2016

In den USA sind im Zeitraum Juli 2016 bis September 2017 mehr als
140.000 Menschen mit der Anfangsdiagnose einer Opioid-Überdosis in
die Notaufnahme eines Krankenhauses gebracht worden. Nach Angaben der
Gesundheitsbehörde CDC vom Dienstag hat die Anzahl dieser Fälle um 30
Prozent zugenommen. Die Opioid-Vergiftungen gehen auf Drogen wie
Heroin und Fentanyl sowie verschreibungspflichtige Schmerzmittel
zurück, nach denen viele Amerikaner süchtig sind. Seit 2016 sind in
den USA mehr als 42.000 Menschen aufgrund einer Opioid-Einnahme
gestorben. Die Zahl stellt einen neuen Höchstwert dar. Bei über 40
Prozent der Todesfälle bestand ein Zusammenhang mit einem
verschreibungspflichtigen Opioid.

7. März 2018
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UMWELT/7704: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Ältestes AKW der Welt geht wieder ans Netz

Der Atomreaktor Beznau 1, der nahe der deutsch-schweizer Grenze 1969
ans Netz ging, ist einer der ältesten kommerziellen Atommeiler der
Welt. Obgleich vor drei Jahren fast 1000 Schwachstellen entdeckt
wurden, ist das für den Betreiber Axpo kein Grund, die Anlage
stillzulegen. Ganz im Gegenteil. Wie Focus Online meldete, soll der
Meiler wieder ans Netz gehen, nachdem Axpo gegenüber der
Nuklearaufsichtsbehörde ENSI nachgewiesen hat, daß die 2015
entdeckten Materialschäden im Stahl des Reaktordruckbehälters die
Sicherheit nicht negativ beeinflussen. Somit soll der Meiler wieder
hochgefahren werden und Ende März Strom produzieren. Ob es die
Anwohner sehr beruhigt, daß die 925 fehlerhaften Materialstellen
nicht während des Betriebs des Reaktors entstanden sein sollen,
sondern bereits beim Schmieden des Druckbehälters 1965 in Frankreich,
ist mehr als fraglich. Auf jeden Fall riefen die Grünen bereits zu
Protestkundgebungen auf, da ein solch marodes Uralt-AKW niemals - wie
vom Betreiber behauptet - auf den aktuellen Stand der
Sicherheitstechnik umgerüstet werden kann.

7. März 2018
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WIRTSCHAFT/7709: Märkte und Finanzen - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Post profitiert vom boomenden E-Commerce

Die Deutsche Post gibt ihren operativen Gewinn (Ebit) für das
vergangene Jahr mit 3,74 Milliarden Euro an. Den Zuwachs um 7,2
Prozent verdankt das Bonner Unternehmen dem Expreßgeschäft und dem
Paketversand, ausgelöst vom boomenden E-Commerce. Allein in
Deutschland hatte die Post 1,3 Milliarden Pakete zugestellt. Die
Deutsche Post ist in 26 europäischen Ländern im Paketgeschäft
vertreten.

7. März 2018
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WISSENSCHAFT/7727: Aus Forschung und Technik - 07.03.2018 (SB)




VOM TAGE



127 Millionen altes Kükenfossil gefunden

Ein 127 Millionen Jahre altes Kükenfossil aus Spanien sorgt gerade in
der Wissenschaftswelt für Furore. Paläontologen sind sich sicher, daß
es einen wichtigen Einblick in die evolutionäre Entwicklung früherer
Vogelarten gibt. Wie dpa meldete, soll es sich hierbei um ein Tier
aus der Gruppe der Enantiornithes handeln, das offenbar gerade erst
geschlüpft war. Das kaum fünf Zentimeter große Küken soll zu
Lebzeiten rund zehn Gramm gewogen und ausgesprochen weiche Knochen 
gehabt haben. Dies zeigt nach Ansicht von Co-Autor Luis Chiappe vom
Naturhistorischen Museum in Los Angeles, daß es noch nicht flugfähig
war. Offenbar waren viele Eigenschaften heute lebender Vögel bei dem
Tier schon vor über 100 Millionen Jahren entwickelt.

7. März 2018
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KOMET/147: Komet "Churys" späte Geburt (idw)


Universität Bern - 05.03.2018

Komet "Churys" späte Geburt



Der zweiteilige Komet "Chury" könnte nach einem heftigen Zusammenstoss
grösserer Körper entstanden sein. Solche Kollisionen gab es auch in einer
späteren Phase unseres Sonnensystems - womit der Komet viel jünger sein
kann als angenommen. Dies zeigen Computersimulationen einer
internationalen Forschungsgruppe mit Beteiligung der Universität Bern.

In den Computersimulationen liess das Forschungsteam grosse Kometenkerne
heftig aufeinanderprallen und untersuchte, was danach geschah. "Die
Berechnungen zeigten, dass sich ein grosser Teil des Materials in vielen
kleineren Körpern ansammelt", erklärt Martin Jutzi vom Center for Space
and Habitability (CSH) der Universität Bern und Mitglied des Nationalen
Forschungsschwerpunkts PlanetS. Die neuentstandenen Objekte haben
unterschiedliche Grössen und Formen, darunter gibt es viele längliche
Körper, die zum Teil zweigeteilt sind wie der Komet
67P/Churyumov-Gerasimenko. An dessen Erforschung war die Universität Bern
bereits massgeblich beteiligt, unter anderem mit dem Berner
Massenspektrometer ROSINA auf der Raumsonde Rosetta.

"Wir waren überrascht, dass bei den gewaltigen Kollisionen offenbar nur
ein geringer Teil des Materials beträchtlich komprimiert und erhitzt
wird", sagt Martin Jutzi, Ko-Autor der nun im Fachjournal "Nature
Astronomy" publizierten Studie. Dieses Material fliegt zudem weg und trägt
kaum zum Aufbau der verbleibenden kleineren Körper bei, die eine neue
Generation von Kometenkernen bilden. Auf der dem Einschlagspunkt
gegenüberliegenden Seite des Kometen überstehen flüchtige Stoffe selbst
heftige Zusammenstösse. Deshalb hat die neue Kometengeneration ebenfalls
eine geringe Dichte und ist reich an flüchtigen Stoffen - Eigenschaften,
wie sie bei "Chury" nachgewiesen wurden. Der entenförmige Komet kann also
durchaus nach einer heftigen, späten Kollision entstanden sein und muss
keineswegs aus der Anfangsphase des Sonnensystems stammen, wie immer
wieder behauptet. Denn solche Zusammenstösse könnten auch relativ spät
noch stattgefunden haben.

Einschlag mit Spitzentempo von mehreren Kilometer pro Sekunde

Bereits in früheren Studien waren Martin Jutzi und Willy Benz,
Astrophysiker am CSH der Universität Bern und PlanetS-Direktor, zum
Schluss gekommen, dass "Chury" seine zweiteilige Form nicht bei der
Entstehung unseres Sonnensystems vor 4,5 Milliarden Jahren erhalten hat.
Damals hatten die Forscher gezeigt, dass die Schwachstelle, der "dünne
Hals" zwischen den beiden Teilen, nicht mehrere Jahrmilliarden mit vielen
Kollisionen hätte überstehen können. Sie zeigten hingegen, dass "Chury"
bei einem vergleichsweise sanften Einschlag entstanden sein könnte. "Nun
haben wir sehr heftige Zusammenstösse untersucht, bei denen viel mehr
Energie involviert ist", erklärt Martin Jutzi. Die neuen Berechnungen
bestätigen die früheren Resultate und erweitern die möglichen
Entstehungsszenarien.

Das Forschungsteam untersuchte, was passiert, wenn verschieden grosse
Körper in unterschiedlichen Winkeln mit Geschwindigkeiten von 20 bis zu
3000 Meter pro Sekunde aufeinanderprallen. Die Simulationen zeigten, dass
sich kleine Fragmente in den Stunden und Tagen nach der Kollision sanft
wieder zu vielen vorübergehenden Ansammlungen zusammenfügen (siehe Video).
Die endgültige Form ist oft das Ergebnis von zwei oder mehr grösseren
Körpern, die mit sehr kleinen Geschwindigkeiten aufeinander treffen und so
eine zweiteilige Struktur bilden.

Mögliche Erklärung für "Churys" rätselhafte Strukturen

Während der Tagen und Wochen, in denen der Komet seine Form erhalten hat,
sammelten sich auf ihm gemäss Simulation weiterhin kleine Teile aus der
Umgebung an. In der Realität könnte dieses Material beim Auftreffen auf
der Oberfläche flach gedrückt worden sein und so zu einer Schichtstruktur
geführt haben. Wenn sich in diesem Stadium zudem grosse Blöcke anhäufen,
werden so möglicherweise Hohlräume geschaffen, die sich zu ausgedehnten
Gruben entwickeln können. Genau solche geologischen Strukturen hat die
Rosetta-Mission auf "Chury" entdeckt - Beobachtungen, die bisher als
rätselhaft galten. "Unsere Ergebnisse bekräftigen nicht nur, dass der
Komet Chury viel jünger sein kann als bisher angenommen, sondern liefern
möglicherweise auch eine Erklärung für seine auffälligen Strukturen", sagt
Jutzi.


Weitere Informationen unter:

http://www.unibe.ch/news/media_news/media_relations_e/media_releases/2018/media_releases_2018/komet_churys_spaete_geburt/index_eng.html

http://bit.ly/2Ff68RB

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/337: Flaschenpost der Deutschen Seewarte nach 132 Jahren in Australien entdeckt (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 06.03.2018

Flaschenpost der Deutschen Seewarte nach 132 Jahren in Australien
entdeckt



Hamburg, 06. März 2018 - Am 21. Januar 2018 entdeckte das australische
Paar Tonya und Kym Illman am Strand von Wedge Island, rund 180
Kilometer nördlich von Perth, Australien, eine Flaschenpost der
Deutschen Seewarte. Bislang gab es keinen längeren Zeitraum zwischen
der Übergabe einer wissenschaftlichen Flaschenpost an das Meer und
deren Auffinden.

Die Flaschenpost war vor 132 Jahren am 12. Juni 1886 von der deutschen
Bark PAULA, einem Hochseefrachtschiff, rund 900 Seemeilen vor der
australischen Küste zur Erkundung von Meeresströmungen dem
südindischen Ozean übergeben worden.




[image: Quelle: BSH/Deutsches Schifffahrtsmuseum]

Die Bark PAULA

Quelle: BSH/Deutsches Schifffahrtsmuseum




Den Fund gaben das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) sowie das Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie (BSH) und der Deutsche Wetterdienst (DWD) anlässlich
eines Senatsempfangs der Freien und Hansestadt Hamburg zu Ehren der
Gründung der Norddeutschen Seewarte und damit des Starts der maritimen
Dienste in Deutschland bekannt.

Der Parlamentarische Staatssekretär im BMVI, Enak Ferlemann, Hamburgs
Erster Bürgermeister Olaf Scholz, die Präsidentin des BSH, Monika
Breuch-Moritz, und der Präsident DWD, Prof. Dr. Gerhard Adrian, freuen
sich über den Fund und über die Tatsache, dass sich die australischen
Finder auch mit DWD und BSH in Verbindung gesetzt haben.

"Einen so alten Beleg der wissenschaftlichen Arbeit der Deutschen
Seewarte zu entdecken ist etwas Besonderes", betonte Staatssekretär
Enak Ferlemann. "Auch wenn die Wissenschaft nicht mehr Glasflaschen
mit Zetteln verwendet, ist das Prinzip der Erforschung der Strömung
bis heute gleich geblieben. Autonom arbeitende Argofloats treiben
durch die Ozeane und senden über Satellit die relevanten
ozeanographischen Daten, darunter auch Strömungsdaten, an Datenzentren
zur Auswertung. Oberflächendrifter messen neben der Wassertemperatur
und dem Salzgehalt meteorologische Parameter wie Luftdruck und
-temperatur."

"Dieser Fund zeigt eindrucksvoll, mit welchen einfachen, aber
wirkungsvollen Mitteln die Erforschung von Ozean und Atmosphäre
begann. Heute geht nichts mehr ohne Satelliten", so Prof. Dr. Gerhard
Adrian, Präsident des DWD. "Trotz dieser Entwicklung haben wir mit den
damals erhobenen Daten einen wahren Schatz. Sie dienen der
Klimaforschung, und die erhaltenen meteorologischen Journale der
Schiffe beinhalten auch für andere Forschungszweige wertvolle
Informationen."

Die Präsidentin des BSH und maritime Botschafterin der Internationalen
Schifffahrts-Organisation IMO, Monika Breuch-Moritz, wies auf
wesentliche Aspekte des Fundes nach rund 130 Jahren hin: "Auch wenn
wir Erkenntnisse über die Meere heute mit anderen Mitteln gewinnen,
hat sich an ihrer Bedeutung nichts geändert. Insbesondere der Wert der
langen Datenreihen, die daraus entstanden sind, ist für die
Wissenschaft unverzichtbar. Erst über lange Datenreihen gewinnen wir
Erkenntnisse über die Veränderungen in den Meeren." Breuch-Moritz wies
auch darauf hin, dass dieser Fund zeigen würde, wie eng DWD und BSH
nach wie vor zusammenarbeiten. Es sei eine enge und vertrauensvolle
Zusammenarbeit der maritimen Dienste für die Sicherheit der
Seeschifffahrt.


Wissenschaftliches Hilfsmittel Stromflasche

Erste wissenschaftliche Meeresforschungen unter Verwendung
verschlossener Flaschen, auch Stromflaschen genannt, fanden 1786 in
der Bucht von Biscaya und zeitgleich vor der Küste der Vereinigten
Staaten von Amerika statt. Die Flaschen enthielten sogenannte
Flaschenfindezettel, auf denen die genaue Zeit und die geographische
Lage des Ortes vermerkt waren, an dem die Flaschenpost dem Meer
übergeben wurde. Der Flaschenfindezettel forderte - in der Regel in
mehreren Sprachen - auf, Ort und Zeit des Fundes zu vermerken und den
Zettel an das hydrographische Institut des Landes oder eine
diplomatische Einrichtung des Herkunftslandes der Flaschenpost zu
übergeben. In Deutschland führte Georg von Neumayer 1864 die
Flaschenpost als wissenschaftliches Hilfsinstrument zur Untersuchung
von Strömungen ein. Als Direktor der Deutschen Seewarte, der
Nachfolgeinstitution der Norddeutschen Seewarte, entwickelte er 1872
Standardformulare zur Erfassung der Daten. Ab 1887 waren deutsche
Schiffe verpflichtet, Flaschenposten an die Meere zu übergeben.




[image: Quelle: © Kym Illman]

Flasche mit Findezettel

Quelle: © Kym Illman






Authentizität der gefundenen Flaschenpost

Untersuchungen des Western Australien Museum in Perth sowie des DWD
und des BSH haben bestätigt, dass es sich um eine Flaschenpost
handelt, die im Auftrag der Deutschen Seewarte ausgesetzt worden war.
Das Formular in der Flasche ist identisch mit den
Flaschenfindezetteln, die von der Deutschen Seewarte verwendet wurden.

Auf dem Zettel ist als Ort für die Übergabe an das Meer "32° 49'' S
und 105° 25'' O" vermerkt. Laut dem meteorologischen Journal der
PAULA, das dem DWD vorliegt, befand sie sich auf dem Weg von Cardiff
nach Makassar (Indonesien) und zurück und war am 12. Juni um die
Mittagszeit auf diesen Koordinaten. Der Kapitän hat im Journal für
diesen Tag "Stromflasche über Bord" vermerkt. Die Schrift auf dem
Flaschenfindezettel ist identisch mit der Schrift in dem
meteorologischen Journal.

Analysen des Flaschenglases durch das Western Australian Museum in
Perth ergaben, dass die Flasche um 1880 in den Niederlanden produziert
worden war. Sie enthielt ursprünglich Gin oder Schnaps der Firma
DANIEL VISSER & ZONEN/SCHIEDAM. Diese Flaschen haben heute
Sammlerwert.

Im Archiv des DWD-Seewetteramtes in Hamburg befinden sich rund 37.000
meteorologische Journale, in denen die Besatzungen von Schiffen bei
ihren Seereisen alle vier Stunden meteorologische Beobachtungen
eintrugen. Darunter ist auch das meteorologische Journal der Bark
PAULA.




[image: Quelle: DWD]

Eintrag im meteorologischen Journal

Seite aus dem meteorologischen Journal der PAULA mit dem Eintrag vom
12. Juni 1886 "Stromflasche über Bord"

Quelle: DWD




Mit zirka 660 zurückgesandten Briefen beherbergt das BSH an seinem
Standort in Hamburg die wahrscheinlich größte Flaschenpostsammlung der
Welt. Darunter befindet sich neben zahlreichen Flaschenfindezetteln
aus der Zeit der Deutschen Seewarte auch die älteste von Georg von
Neumayer dem Meer übergebene Flaschenpost.

Das Western Australian Museum und die Finder Tonya und Kym Illman
veranstalten heute eine gemeinsame Pressekonferenz in Perth,
Australien. Die Flasche und ihr Inhalt werden zusammen mit
umfangreichen Informationen einen Platz in der Abteilung "Maritime
Archäologie" des Museums erhalten.

BSH und DWD feiern in diesem Jahr die Gründung der Norddeutschen
Seewarte im Jahr 1868, die den Start der die maritimen Dienste in
Deutschland markiert. Das vorrangige Ziel der Einrichtung war, durch
meteorologische und ozeanographische Beobachtungen von den Schiffen
und mit Segelanweisungen auf Basis der Beobachtungen die Seewege
sicherer zu machen und die Segelzeiten zu verkürzen.




[image: Quelle: DWD]

Reiseroute der Bark PAULA im Jahr 1886

Quelle: DWD




Weiterführende Informationen:

Western Australian Museum: http://museum.wa.gov.au/

Meteorologische Journale:

https://www.dwd.de/DE/leistungen/metschiffsjournale/metschiffsjournale.html?nn=491576

Flaschenposten: http://www.bsh.de/de/Das_BSH/Flaschenpost-Sammlung/index.jsp

Zum Jubiläum "150 Jahre Norddeutsche Seewarte": www.bmvi.de/seewarte



© DWD 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.03.2018

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,

Zentrale: Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

Telefon: 049 (0)69 / 80 62 - 0, Fax: 049 (0)69 / 80 62 - 4484

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





WETTER/237: Zur Klima-Pressekonferenz 2018 des DWD (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 06.03.2018

Pressemitteilung zur Klima-Pressekonferenz 2018 des DWD

Wetterbedingte Risiken der Stromproduktion aus erneuerbaren
Energien durch kombinierten Einsatz von Windkraft und Photovoltaik
reduzieren



Berlin, 6. März 2018 - Der Ausbau erneuerbarer Energien ist wichtig,
um die deutschen und weltweiten Klimaziele zu erreichen. Mit der
wachsenden Bedeutung von Strom aus Wind und Sonne steigt aber die
Abhängigkeit der Stromversorgung vom Wetter. Der Deutsche Wetterdienst
(DWD) hat deshalb in einer neuen, europaweiten Untersuchung ermittelt,
wie stark die Stromproduktion aus Sonne und Wind wetterbedingt
schwankt. Die Untersuchung zeigt auch, welche Möglichkeiten aus
meteorologischer Sicht bestehen, Ertragsausfälle bei der regenerativen
Stromproduktion zu vermindern. "Unser Ergebnis ist eindeutig: Durch
den kombinierten Einsatz von Windkraft an Land und auf See,
Photovoltaik und einen europäischen Stromverbund können die Risiken
durch Windflauten und sonnenscheinarme Phasen deutlich reduziert
werden", betont Dr. Paul Becker, Vizepräsident des DWD, bei der
jährlichen Klima-Pressekonferenz des nationalen Wetterdienstes in
Berlin.

Exemplarisch hat der DWD ausgewertet, wie oft in der Vergangenheit
über einen Zeitraum von 48 Stunden in bestimmten Gebieten die mittlere
Energieproduktion aus Wind und Sonne unter zehn Prozent der
Nennleistung blieb. (Abbildung 1)




[image: Grafik, Quelle DWD]

Ertragsrisiken bei erneuerbaren Energien reduzieren

Quelle DWD



Zugrunde gelegt wurden Leistungsmerkmale heutiger Windkraftwerke und
Photovoltaikanlagen. Bei Windkraftanlagen auf dem deutschen Festland
trat dieser Fall im Mittel etwa 23 Mal im Jahr auf. Werden auch
Offshore-Windkraftanlagen in den ausschließlichen Wirtschaftszonen
Deutschlands in Nord- und Ostsee hinzugenommen, muss die
Energiewirtschaft mit 13 Fällen pro Jahr rechnen. Becker betont:
"Diese Verbesserung zeigt, dass die Offshore-Gebiete aus
meteorologischer Sicht einen wesentlichen Beitrag zu einer
zuverlässigen Stromversorgung aus erneuerbaren Energien leisten
können." Die Kombination von Windkraft auf Land und See mit
Photovoltaik ergab dann im Mittel für Deutschland noch 2 Fälle. Bei
einer europaweiten Betrachtung trat der Musterfall schließlich nur
noch 0,2 Mal im Jahr auf. Die Verwendung anderer Schwellenwerte bei
den Erträgen oder Zeitperioden führe, so der DWD, zu ähnlichen
Ergebnissen. "Im Durchschnitt ergänzen sich Wind und Sonne gut. Das
stabilisiert die Stromproduktion aus erneuerbaren Energien." Es
könnten aber in Deutschland trotzdem Situationen auftreten, in denen
beide Energieformen gleichzeitig nur wenig Strom einspeisen. Ein
weiterer Ausbau erneuerbarer Energien erfordere deshalb zugleich
Strategien, wie zum Beispiel durch Reservekraftwerke, Speicher oder
großräumigen Stromaustausch die Netzstabilität garantiert werden kann.

Seit 1881 ist es in Deutschland im Mittel um 1,4 Grad wärmer geworden
In seinem Rückblick auf das Wetter und Klima im vergangenen Jahr hob
der DWD hervor, dass das Jahr 2017 weltweit erneut eines der drei
wärmsten Jahre seit Aufzeichnungsbeginn 1881 war. Der Trend zur
globalen Erwärmung ist also, so Dr. Thomas Deutschländer, Klimaexperte
des DWD, nach wie vor ungebrochen. In Deutschland brachte 2017 keinen
neuen Temperaturrekord. Die Jahresmitteltemperatur lag bei 9,6 Grad
Celsius (°C) und damit 1,4 Grad über dem Mittelwert der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Das vergangene Jahr lag
zusammen mit 2002 und 2011 auf Rang 6 der 137 Jahre langen deutschen
Temperaturzeitreihe. Seit 1881 ist es in Deutschland im Jahresmittel
um 1,4 Grad wärmer geworden. (Abbildung 2)
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Deutschland 1,4 Grad wärmer geworden

Quelle DWD



Ähnliche Verhältnisse wie in Deutschland gab es 2017 auch im übrigen
Europa. Fast überall war es im Vergleich zum vieljährigen Mittel
zwischen 1 und 2 Grad zu warm. Europaweit war 2017 mit einem
Temperaturplus von 1,3 Grad - zusammen mit den Jahren 2000 und 2008 -
das fünftwärmste Jahr seit Beginn flächendeckender Beobachtungen.


Das Jahr 2017 brachte in Deutschland viele Wetterextreme

"Das Jahr 2017 stand hierzulande aber auch ohne neuen Rekord ganz im
Zeichen des Klimawandels" so Deutschländer. Dies zeigte nicht nur die
Verteilung statistisch betrachtet zu warmer und zu kalter Monate. So
waren nur der Januar und September im Vergleich zum vieljährigen
Mittel zu kühl. Auffällig seien auch die vielen Extremereignisse
gewesen. Wiederholt kam es zu Sturm und Starkregen. Als Beispiele
nannte der DWD-Experte die Stürme Axel im Januar 2017 sowie Xavier und
Herwart im Oktober 2017. Tief Rasmund brachte der Stadt Berlin und dem
Umland am 29. Juni an nur einem Tag Niederschlagsmengen von rund 150
Litern pro Quadratmeter (l/m2). An der Wetterstation Tegel wurde sogar
ein Spitzenwert von 196,9 l/m2 gemessen. Hinzu kamen extreme
Witterungsabschnitte, wie eine andauernde Trockenheit im Frühjahr oder
das anhaltend trübe Wetter zwischen September 2017 und Januar 2018. So
summierte sich das Sonnenscheindefizit in diesem grundsätzlich eher
sonnenscheinarmen Zeitraum deutschlandweit auf über 74 Stunden.
Außergewöhnlich war auch der neue Temperaturrekord für den März 2017.
Mit einer Mitteltemperatur von 7,2 °C und einer Abweichung von +3,7
Grad wurde der bisherige Rekord von 1938 und 1989 um 0,2 Grad
übertroffen.

Ob solche meteorologischen Extremereignisse zugenommen haben, sei
allerdings statistisch nach wie vor schwierig nachzuweisen. Als Gründe
nannte Deutschländer häufig noch zu kurze Beobachtungsreihen, die hohe
natürliche Klimavariabilität sowie Probleme bei der flächendeckenden
Erfassung von kleinräumigen Ereignissen. Dennoch sei die beobachtete
Häufung solcher Ereignisse auch 2017 ein Indiz für die Annahme vieler
Klimaforscher, dass extreme Wettersituationen mit weiter steigenden
Temperaturen zunehmen dürften.

© DWD 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.03.2018

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,

Zentrale: Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

Telefon: 049 (0)69 / 80 62 - 0, Fax: 049 (0)69 / 80 62 - 4484

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1459: Quasiteilchen in Quantengas nachgewiesen (idw)


Universität Innsbruck - 06.03.2018

Quasiteilchen in Quantengas nachgewiesen



Innsbrucker Experimentalphysiker haben gemeinsam mit Theoretikern aus
Innsbruck und Hannover erstmals sogenannte Rotonen in einem Quantengas
nachgewiesen. Diese Quasiteilchen wurden für die Beschreibung der
seltsamen Eigenschaften von supraflüssigem Helium eingeführt. Die im
Fachmagazin Nature Physics veröffentlichte Arbeit beschreibt ähnliche
Phänomene in einem Quantengas und ebnet den Weg zu einem besseren
Verständnis paradigmatischer Zustände von Quantenflüssigkeiten wie
Suprafestkörpern.

Suprafluidität wurde vor über 80 Jahren in flüssigem Helium entdeckt und
ist ein nicht leicht verständliches Phänomen, in dem sich Quantenphysik
und Teilchenwelle-Dualismus auf makroskopischer Ebene zeigen. Seit damals
hat es wesentliche Fortschritte im Verständnis von Quantenmaterie gegeben,
obwohl manche Phänomene immer noch rätselhaft bleiben. Ein Kennzeichen von
Suprafluidität ist die Existenz von Quasiteilchen, das sind elementare
Anregungen geprägt von Wechselwirkungen. Das Verhalten von solchen
besonderen Flüssigkeiten bei tiefen Temperaturen wird hauptsächlich von
zwei Arten von Anregungen bestimmt. Die ersten sind Phononen, die
bekannten langwelligen Quanten der Schallwellen. Die zweiten, sehr viel
seltsamer und faszinierender, sind massive Quasiteilchen, sogenannte
Rotonen. Sie haben einen hohen Impuls und im Gegensatz zu gewöhnlichen
(Quasi)-Teilchen, für die die Energie mit dem Impuls ansteigt, zeigt die
Dispersionsrelation der Rotonen ein Minimum bei einem endlichen Impuls.
Dieses ungewöhnliche Verhalten bringt die Tendenz der Flüssigkeit zum
Ausdruck, kurzwellige räumliche Dichtemodulationen aufzubauen, Vorboten
einer Kristalllabilität. Dieses Verhalten entspringt einem erstaunlichen
Übersprechen zwischen den Teilchen, das der extrem hohen Dichte der
Flüssigkeit geschuldet ist.

Ultrakalte Gase und ganz besonders Bose-Einstein-Kondensate stellen ein
anderes Beispiel für Suprafluidität dar, bei denen sich aufgrund der viel
geringeren Dichte aber zunächst keine Rotonen zeigen. Im Jahr 2003
schlugen Theoretiker vor, Rotonen in einem Kondensat aus stark
magnetischen Atomen zu erzeugen. Die langreichweitige und
richtungsabhängige Wechselwirkung zwischen den Teilchen sollte es ihrer
Meinung nach möglich machen, den makroskopischen Anregungszustand zu
erzeugen. Dank theoretischer Beiträge der Arbeitsgruppe von Luis Santos an
der Universität Hannover und von Rick van Bijnen vom Institut für
Quantenoptik und Quanteninformation der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften konnte das Team um Francesca Ferlaino vom Institut für
Experimentalphysik der Universität Innsbruck und dem Institut für
Quantenoptik und Quanteninformation nun erstmals Roton-Anregungen in einem
dipolaren Quantengas beobachten.

Rotonen in Quantengas beobachtet

Als weltweit erste Forschungsgruppe haben die Innsbrucker Wissenschaftler
2012 ein Bose-Einstein-Kondensat aus Erbium-Atomen realisiert. Der stark
magnetische Charakter dieser Atome führt zu einem extrem dipolaren
Verhalten des Quantensystems. Mit diesem Modellsystem konnten sie bereits
mehrere dipolare Wenig- und Vielteilcheneffekte nachweisen. Nun ist es der
Gruppe gelungen, ein Bose-Einstein-Kondensat aus rund 100.000
Erbium-Atomen so zu präparieren, dass Rotonen beobachtet werden können. "Wir
verwenden dazu eine zigarrenförmige Falle aus Laserlicht und orientieren
die atomaren Dipole mit einem Magnetfeld quer dazu", erklärt die
Erstautorin Lauriane Chomaz. Wenn die Atome entlang der kurzen Seite der
Zigarre sitzen, ziehen sich die Teilchen an und sie stoßen sich ab, wenn
sie in Längsrichtung sitzen. "Die langreichweitige Wechselwirkung führt zu
einem Übersprechen zwischen den beiden Richtungen der Falle und dem
attraktiv/repulsiven Charakter der Wechselwirkung." Energetisch begünstigt
dies eine Modulation der atomaren Wolke entlang der Längsachse mit einer
Wellenlänge, die dem Durchmesser der Zigarre entspricht. Das macht eine
Roton-Anregung aus. "Indem wir zusätzlich die Wechselwirkung abschwächen,
können wir den Roton-Modus entsprechend besetzen", sagt Chomaz.

Suprafestkörper im Visier

Der erfolgreiche Nachweis dieses seit langem gesuchten Quasiteilchens
ebnet den Weg für die weitere Erforschung der Suprafluidität. Darüber
hinaus schafft es auch Möglichkeiten, einen paradoxen Materiezustand zu
erkunden, der gleichzeitig sowohl Eigenschaften fester als auch
suprafluider Körper zeigt. Erste Nachweise dafür hat es im vergangenen
Jahr bereits in Experimenten an Hybrid-Systemen aus Atomen und Licht
gegeben. Magnetische Atome können eine neue Perspektive bieten, um
suprasolide Zustände direkt zu erkunden, sind die Innsbrucker
Forscherinnen und Forscher überzeugt. Schließlich bestätigt dieser
Durchbruch die Möglichkeiten, dipolare Gase für die Erforschung von
Quantenflüssigkeiten bieten, wie auch die Entdeckung von dipolaren
Quantentröpfchen durch die Gruppe von Tilman Pfau in Stuttgart kürzlich
gezeigt hat.

Die Arbeit der Innsbrucker Wissenschaftler wurde unter anderem durch den
österreichischen Wissenschaftsfonds FWF und die Europäische Union
finanziell unterstützt.


Publikation: 

Observation of the roton mode in a dipolar quantum gas.

Lauriane Chomaz, Rick M. W. van Bijnen, Daniel Petter, Giulia Faraoni,
Simon Baier, Jan Hendrik Becher, Manfred J. Mark, Falk Waechtler, Luis
Santos, Francesca Ferlaino.

Nature Physics 2018

DOI: 10.1038/s41567-018-0054-7


Weitere Informationen unter:

https://dx.doi.org/10.1038/s41567-018-0054-7 

- Observation of the roton mode in a dipolar quantum gas.

Lauriane Chomaz, Rick M. W. van Bijnen, Daniel Petter, Giulia Faraoni,
Simon Baier, Jan Hendrik Becher, Manfred J. Mark, Falk Waechtler,
Luis Santos, Francesca Ferlaino.

Nature Physics 2018
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- Dipolar Quantum Gas Group
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





WERKSTOFFE/1051: Nanostrukturen aus bisher unmöglichem Material (idw)


Technische Universität Wien - 06.03.2018

Nanostrukturen aus bisher unmöglichem Material



Wie kombiniert man verschiedene Elemente in einem Kristall? An der TU
Wien wurde nun eine Methode entwickelt, bisher unerreichbar hohe Anteile
von Fremdatomen in Kristalle einzubauen.

Wer einen Kuchen bäckt, kann die Zutaten in fast beliebigem
Mengenverhältnis zusammenfügen - sie werden sich immer mischen lassen. In
der Materialchemie ist die Sache komplizierter.

Oft möchte man die physikalischen Eigenschaften eines Materials verändern,
indem man einen gewissen Anteil eines zusätzlichen Elements hinzufügt.
Allerdings gelingt es nicht immer, die gewünschte Menge in die
Kristallstruktur des Materials einzubauen. An der TU Wien entwickelte man
nun eine neue Methode, mit der bisher nicht erreichbare
Mischungsverhältnisse zwischen Germanium und gewünschten Fremdatomen
erreicht werden können. So entstehen neue Materialien mit deutlich
veränderten Eigenschaften.

Mehr Zinn oder Gallium in den Germanium-Kristall

"In einen Kristall gezielt Fremdatome einzubauen, um seine Eigenschaften
zu verbessern, ist eigentlich eine Standardmethode", sagt Sven Barth vom
Institut für Materialchemie der TU Wien. Unsere moderne Elektronik beruht
auf Halbleitern mit bestimmten Zusätzen - ein Beispiel dafür sind etwa
Siliziumkristalle, in die Fremdatome wie Phosphor oder Bor eingebaut
werden.

Auch das Halbleitermaterial Germanium sollte seine Eigenschaften
grundlegend ändern und sich eher wie ein Metall verhalten, wenn man eine
ausreichende Menge an Zinn beimengt - das war bereits bekannt. Doch in der
Praxis war das bisher nicht zu erreichen.

Naiv betrachtet könnte man einfach versuchen, die beiden Elemente stark zu
erhitzen, sie in flüssiger Form gut durchzumischen und dann erstarren zu
lassen, wie man das seit Jahrtausenden macht, um einfache 
Metall-Legierungen herzustellen. "Diese einfache thermodynamische Methode versagt
aber in diesem Fall, weil sich die beigemischten Atome nicht effizient ins
Gittersystem des Kristalls einfügen", erklärt Sven Barth. "Je höher die
Temperatur, umso beweglicher sind die Atome im Material. Das kann dazu
führen, dass sich diese Fremdatome nach einem erfolgreichen Einbau aus dem
Kristall ausscheiden und im Inneren wieder nur eine sehr geringe
Konzentration dieser Atome zu finden ist."

Sven Barths Team entwickelte daher einen neuen Zugang, der ein besonders
schnelles Kristallwachstum mit sehr niedrigen Prozesstemperaturen
verbindet. Dabei wird bei der Entstehung des Kristalls laufend die
richtige Menge der Fremdatome eingebaut. Die Kristalle wachsen in Form von
Drähtchen oder Stäbchen im Nano-Format, und zwar bei deutlich geringeren
Temperaturen als bisher, nämlich bei bloß 140-230 °C. "Dadurch sind die
eingebauten Atome von Anfang an weniger beweglich, die Diffusionsprozesse
sind langsam, die meisten Atome bleiben dort, wo man sie haben will",
erklärt Barth dessen Forschung in diesem Bereich vom FWF finanziert wird.

Mit dieser Methode gelang es bis zu 28% Zinn bzw. 3,5% Gallium in
Germanium einzubauen. Das ist erheblich mehr als bisher durch gewöhnliche
thermodynamische Kombination dieser Materialien möglich war - nämlich das
30- bis 50-fache.

Laser, LEDs, Elektronik-Bauteile

Für die Mikroelektronik eröffnet das neue Möglichkeiten: "Germanium ist
einerseits gut mit bestehender Silizium-Technologie kombinierbar, und der
Zusatz von Zinn bzw. Gallium in solch hohen Konzentrationen bietet
andererseits hoch interessante opto-elektronische
Anwendungsmöglichkeiten", sagt Sven Barth. Die Materialien wären etwa für
Infrarot-Laser, für Photodetektoren oder neuartige LEDs im Infrarot-Bereich
einsetzbar, da sich die physikalischen Eigenschaften des
Germaniums durch diese Zusätze signifikant ändern.


Originalpublikationen:

Seifner et al., ACSNano 2018, 12, 1236-1241.

DOI: 10.1021/acsnano.7b07248

https://pubs.acs.org/doi/pdf/10.1021/acsnano.7b07248

Seifner et al., Chem. Mater., 2017, 29 (22), pp 9802-9813,

DOI: 10.1021/acs.chemmater.7b03969

https://pubs.acs.org/doi/10.1021/acs.chemmater.7b03969


Weitere Informationen unter:

http://www.barth-group.com

- Forschungsgruppen-Homepage
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





BERATUNG/706: Flensburg - Sprechstunde für Menschen mit Behinderung am 26. März


Sprechstunde im März

Behindertenbeauftragter der Stadt Flensburg



Flensburg. Der Behindertenbeauftragte der Stadt Flensburg Christian
Eckert bietet diesen Monat seine Sprechstunde am Montag, 26. März von
14.45-15.45 Uhr im Raum H52 des Flensburger Rathauses an. Zu dieser
Zeit ist auch die telefonische Erreichbarkeit unter 851085
gewährleistet.

Außerhalb der Sprechzeit nimmt Christian Eckert gern auch Anfragen per
E-Mail unter behindertenbeauftragter@flensburg.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2014: Katastrophale Menschenrechtslage weltweit zwingt zum Handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. März 2018

Katastrophale Menschenrechtslage weltweit zwingt zum Handeln



Zur Grundsatzrede des UN-Hochkommissars für Menschenrechte Said Raad al-Hussein in Genf erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Die Rede des UN-Hochkommissars für Menschenrechte unterstreicht einmal mehr die katastrophale Menschenrechtslage weltweit. In einem Viertel aller Länder sind Menschenrechte bedroht oder massiv unter Druck. Die kontinuierliche Einschränkung zivilgesellschaftlicher Handlungsspielräume verschärft diese erschreckende Entwicklung zunehmend. Daher ist es von zentraler Bedeutung, dass die Bundesregierung Menschenrechtsinstitutionen und Menschenrechtsverteidiger weltweit schützt und stärkt.

Insbesondere die Gräueltaten in Syrien, aber auch die systematische Verfolgung der Rohingyas in Myanmar erfordern ein lautes und deutliches Eintreten für die Achtung der Menschenrechte und den Schutz der Zivilbevölkerung.

Der deutschen Bundesregierung kommt bei der Lösung von Konfliktherden eine Schlüsselrolle zu. Rüstungsexporte in Kriegs- und Krisengebiete - noch dazu an konkurrierende Kriegsparteien - müssen sofort unterbunden werden.

Doch auch die deutliche Kritik al-Husseins an der europäischen Flüchtlingspolitik zwingt die Bundesregierung zum Handeln: Abschottungsversuche, die den Tod von Geflüchteten billigend in Kauf nehmen, verhöhnen jede Menschlichkeit. Daher muss sich Kanzlerin Merkel mit Nachdruck für sichere Fluchtwege und eine europäische Lösung stark machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1890: Platz da! Selbstverständlich für Frauen.


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 7. März 2018

Platz da! Selbstverständlich für Frauen.



Zum Internationalen Frauentag am 8. März 2018 erklärt Gesine Agena, stellvertretenden Bundesvorsitzende und frauenpolitische Sprecherin:

"Seit 100 Jahren dürfen Frauen in Deutschland wählen - aber ein Blick in unsere Parlamente zeigt: Von echter Gleichberechtigung sind wir noch weit entfernt. Auch die Führungsgremien in Wirtschaft und Gesellschaft sind noch viel zu oft frauenfreie Räume.

Wir wollen die Hälfte der Macht für Frauen, in der Politik, der Wirtschaft und der Gesellschaft! Frauen sollen gleichberechtigt mitbestimmen, mitentscheiden und mitgestalten.

Wir sagen Nein zu einem Rückfall in eine Zeit, in der die Politik männlich, konservativ und rechtspopulistisch ist. Vor allem wollen wir, dass Frauen selbstverständlich und selbstbewusst die Plätze einnehmen können, die ihnen zustehen. Denn nach wie vor liegt bei der tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung, wie das Grundgesetz sie fordert, auch in Deutschland noch einiges im Argen."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 7. März 2018

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Sigrid Wolff, Pressesprecherin

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

E-Mail: presse@gruene.de

Tel: 030/28 442-131, -134, Fax: 030/28 442-234

Internet: www.gruene.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1889: Frauen bestimmen selbst




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. März 2018

Frauen bestimmen selbst

 
Zum internationalen Frauentag am 8. März erklärt Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik:
 
Frauen kämpfen für ihr Recht, unabhängig, frei und selbstbestimmt zu leben, zu arbeiten und zu lieben. Sie haben viel erreicht. Frauen beanspruchen die Hälfte der Macht und selbstverständlich auch Entscheidungsverantwortung in allen Bereichen der Gesellschaft. Wir Grüne stehen seit Jahrzehnten Seite an Seite mit Frauen im Kampf für ihre Selbstbestimmung. Gerade in Zeiten, wo rechte Stimmen rückwärtsgewandte Forderungen erheben und Frauen wieder in traditionelle Rollen gedrängt werden sollen, braucht es einen klaren Kurs, einen, der nach vorne geht. Denn wie Frauen leben, was sie tun oder lassen oder wie sie sich verhalten und kleiden, all das entscheiden Frauen ausschließlich selbst.
 
100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts ist der Frauenanteil im Deutschen Bundestag auf nur noch 31 Prozent gesunken. Das liegt vor allem an dem geringen Frauenanteil in AfD, FDP und Union. Das ist ein Armutszeugnis und wirft uns hinter die Errungenschaften der letzten Jahre zurück.
 
Frauen lassen sich nicht vereinnahmen und Frauen lassen sich ihren Platz nicht diktieren. Im Gegenteil: Frauen sind in Bewegung und zwar für ihre Rechte, für Gleichberechtigung und für eine emanzipierte Gesellschaft. #MeToo und der Protest gegen sexualisierte Gewalt und Sexismus ist eine kraftvolle Bewegung geworden, die uns als Gesellschaft weiter nach vorne bringt. Dazu gehört das Thema der sexuellen Selbstbestimmung und konkret das Engagement für die Aufhebung des Paragrafen 219a des Strafgesetzbuches. Hier kämpfen Frauen inner- und außerhalb der Parlamente gemeinsam für mehr Frauenrechte. Diese Zusammenarbeit ist notwendiger denn je. Wir wollen frauenpolitisch weiter voran gehen und das geht - better together - gemeinsam!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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SOZIALES/1884: Internationaler Frauentag - viel erreicht, aber noch viel zu tun


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2018

Internationaler Frauentag - viel erreicht, aber noch viel zu
tun

Frauen müssen in den Parlamenten besser repräsentiert sein



Am 8. März jährt sich zum 107. Mal der Internationale Frauentag. Dazu
erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön:

"Der Weltfrauentag 2018 steht unter dem Motto "Press for Progress",
also weitermachen, dranbleiben. Das ist für uns selbstverständlich!
Wir haben frauenpolitisch viel erreicht. Dennoch bleibt der Auftrag,
auf dem Weg zur Gleichberechtigung und Chancengleichheit nicht stehen
zu bleiben, sondern ihn konsequent weiter zu gehen.

Der Internationale Frauentag 2018 ist wegen des 100-jährigen
Jubiläums des Wahlrechtes für Frauen in Deutschland ein besonderer
Frauentag. Für uns ist es heute selbstverständlich, dass Frauen
genauso wählen und gewählt werden können wie Männer. Aber immer noch
ist es nicht selbstverständlich, dass Frauen ein politisches Mandat
anstreben und dann auch gewählt werden: Der Deutsche Bundestag zeigt
das: Sein Frauenanteil ist in dieser Legislaturperiode von knapp 37
Prozent auf etwa 30 Prozent gefallen. Das ist ein Schritt zurück.

In den Landes- und Kommunalparlamenten sieht es nicht besser aus. Ein
demokratisches Gemeinwesen kann sich aber nicht damit zufriedengeben,
dass die eine Hälfte der Bevölkerung nicht angemessen repräsentiert
ist. Daher steuern wir im Koalitionsvertrag gegen: Um eine höhere
Repräsentanz von Frauen in der Politik zu erreichen, haben wir
vereinbart, bewährte politische Programme zu verstetigen, die Frauen
auf dem Weg in ein politisches Amt unterstützen, wie das
Helene-Weber-Kolleg und den Helene-Weber-Preis."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1883: Frauen brauchen gute Rahmenbedingungen, keine ideologische Bevormundung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2018

Frauen brauchen gute Rahmenbedingungen, keine ideologische
Bevormundung

Die Gleichstellung kommt gut voran, aber es ist noch Luft nach oben



Am 8. März ist der Internationale Frauentag. Dazu erklärt die
Vorsitzende der Gruppe der Frauen, Yvonne Magwas:

"Der Weltfrauentag 2018 ist Anlass zu Freude und Ansporn zugleich. In
der letzten Wahlperiode des Bundestages haben wir eine Menge
erreicht: Gesetzliche bindende Frauenquoten für Führungspositionen in
der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst, das
Entgelttransparenzgesetz und die Reform des Sexualstrafrechts haben
die Gleichstellung ein großes Stück vorangebracht.

Der neue Koalitionsvertrag setzt nun dort an, wo weiter Luft nach
oben ist. Frauen brauchen keine ideologiegetriebene Bevormundung oder
Schaufensterdebatten über Textarbeiten an der Nationalhymne, sondern
gute Rahmenbedingungen, um ihren Lebensentwurf frei wählen zu können
und Familie und Beruf so zu vereinbaren, wie es ihren Wünschen
entspricht. Dafür müssen wir den Rahmen schaffen. Deshalb bauen wir
die Kinderbetreuung weiter aus, führen den Rechtanspruch auf
Ganztagesbetreuung im Grundschulalter ein und verankern ein Recht auf
befristete Teilzeit."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1674: Kein "Weiter so" in Außenpolitik - Auslandseinsätze beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2018

Kein "Weiter so" in Außenpolitik: Auslandseinsätze beenden



"Die neue GroKo startet mit der Verlängerung und Aufstockung der Bundeswehr-Mandate mit einer weiteren Militarisierung der Konflikte in Syrien, Afghanistan, Irak sowie Mali und setzt damit weiter auf Krieg als Mittel der Politik. Wie der Koalitionsvertrag befürchten ließ, ignorieren Union und SPD politische Lösungen für diese Kriegs- und Krisengebiete völlig", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zu den heute anstehenden Kabinettsbeschlüssen über die vier Bundeswehr-Auslandseinsätze. Hänsel weiter:

"Es ist völlig unerklärlich, wie eine erneute Truppenaufstockung auf 1.300 Bundeswehr-Soldaten das Scheitern der militärischen Interventionen von NATO-Staaten in Afghanistan nach über 16 Jahren abwenden soll. Die Bundesregierung verstrickt sich immer weiter in einen Konflikt, der nicht zu gewinnen ist und auf dem Rücken der Zivilbevölkerung Afghanistans ausgetragen wird. Beim sogenannten Anti-IS-Einsatz ist nach wie vor unklar, ob die Daten der deutschen Tornado-Aufklärer für den völkerrechtswidrigen Krieg der Türkei genutzt werden. Und in Mali ist die Bundeswehr an einem neokolonialen Einsatz beteiligt, der vor allem den Uran-Nachschub für die französische Atomindustrie sichern soll. Im Irak baut die Bundesregierung mit neuen Ausbildungsmissionen einen Endlos-Einsatz ohne Exit-Strategie auf.

DIE LINKE tritt für eine Beendigung aller Auslandseinsätze der Bundeswehr ein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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AUSSEN/1673: Verlängerung von sechs Auslandseinsätzen der Bundeswehr offenbart Prioritäten der neuen Bundesregierung


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. März 2018

Verlängerung von sechs Auslandseinsätzen der Bundeswehr offenbart Prioritäten der neuen Bundesregierung



Zu den heutigen Kabinettsvorlagen zu sechs Auslandseinsätzen erklärt der stellvertretende Parteivorsitzende der LINKEN, Tobias Pflüger:

Das alte Bundeskabinett stellt damit die Weichen für die neue Bundesregierung, die noch nicht einmal gewählt ist, für die Verlängerung von sechs Auslandseinsätzen der Bundeswehr.

Die enorme Aufstockung des NATO-Einsatzes in Afghanistan ist gefährlich und zeugt davon, dass offenbar keine Mittel gefunden werden, der Eskalation vor Ort zu begegnen. Der Bundeswehreinsatz ist offensichtlich nicht hilfreich. Die afghanische Bevölkerung hatte 2017 über 10.000 zivile Opfer zu beklagen. All die hochtrabenden Ziele des Einsatzes in Afghanistan haben sich nicht bewahrheitet, das Land ist instabil wie nie zuvor. Eine Erhöhung des Bundeswehrkontingentes wird Afghanistan nicht helfen.

Wenn sich das enorme Missverhältnis von Ausbildern und Unterstützungssoldatinnen und -soldaten bewahrheitet, zeigt dies die enorme Unsicherheitslage in Afghanistan. Es soll wohl nur fast 100 Ausbildungssoldatinnen und -soldaten geben, alle anderen sind zu (deren) Absicherung und Unterstützung vorgesehen.

Die Ausweitung des Einsatzes im Irak gleicht einem Himmelfahrtskommando. Ausbildung von Soldatinnen und Soldaten im Gesamt-Irak und die vermutliche Lieferung von Waffen und Ausrüstung bedeutet eine Eskalation der Lage vor Ort und keine Befriedung.

Auch die Erhöhung des Kontingents in Mali wird nicht zur Befriedung des Landes beitragen, sondern die Konflikte eher noch verschärfen.

Die Prioritäten dieser neuen Bundesregierung sind klar. Vor allen anderen Themen steht der weitere Ausbau der militärischen Komponente der Außenpolitik. Der Plan der "großen" Koalition ist dabei allzu durchschaubar: so schnell wie möglich will man die hochbrisanten und gefährlichen Einsätze durch das Parlament bringen. DIE LINKE. im Bundestag wird diesen Vorlagen aus dem Kabinett nicht zustimmen und die Auslandseinsätze ablehnen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. März 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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EUROPA/1592: Militarisierung der EU schreitet voran - Militärunion muss gestoppt werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2018

Militarisierung der EU schreitet voran - Militärunion muss gestoppt werden



"Hinter der wohlklingenden strukturierten Zusammenarbeit steckt nichts anderes als die Militärunion und die weitere Militarisierung der EU-Außenpolitik", erklärt Tobias Pflüger, verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den aktuellen Fahrplan des Rates der Europäischen Union zur "Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit" (SSZ/PESCO). Pflüger weiter:

"PESCO findet seine Grundlage bereits in den Verträgen von Lissabon, aber die Vermutung liegt nahe, dass die Bundesregierung die entsprechenden Verabredungen schnell vorantreiben möchte. Die Militärunion unterscheidet sich nicht groß vom Rest der Europäischen Union. Es geht weniger um eine Zusammenarbeit als um die Vereinfachung der Durchsetzungsfähigkeit der stärksten Mitgliedsstaaten. Viele Mitgliedsstaaten sind bereits jetzt an zahlreichen Militäreinsätzen beteiligt. Ich gehe davon aus, dass es durch PESCO noch schneller und öfter zu EU-Militäreinsätzen kommen wird.

Die EU beweist wieder ihren militaristischen Charakter. DIE LINKE wird in Deutschland und Europa die Antikriegs-Bewegung weiter unterstützen und den Druck gegen die Militärunion verstärken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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FINANZEN/1502: Steueroasen florieren - schwarze Liste wird beerdigt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2018

Steueroasen florieren - schwarze Liste wird beerdigt



"Die schwarze Liste der Steueroasen entpuppt sich als diplomatisches Desaster. Die Streichung weiterer Länder aufgrund unverbindlicher Zusagen ist nur noch peinlich. Die Zahlen der EU-Kommission belegen erneut das Ausmaß der Steuerhinterziehung und -vermeidung, aber Steueroasen in- und außerhalb der EU haben nichts zu befürchten", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender sowie Steuer- und Finanzexperte der Fraktion DIE LINKE, die bevorstehende Streichung von Bahrain, den Marshallinseln und St. Lucia von der schwarzen Steueroasen-Liste sowie die heutige Vorstellung einer Studie der EU-Kommission zu über EU-Steueroasen abgewickelten Lizenzzahlungen. De Masi weiter:

"Die Kriterien der Liste wurden so geschliffen, dass sowohl die USA, die den weltweiten Informationsaustausch blockieren, als auch die britischen Überseegebiete nichts mehr zu befürchten hatten. Bald wird die Liste leer sein.

EU-Steueroasen wie die Niederlande, Malta, Luxemburg und Irland waren von der Liste ohnehin aus Prinzip ausgenommen, obwohl sie zu den schädlichsten ihrer Art auf der Welt zählen. Das belegen die heute von der Kommission vorgelegten Zahlen auf eindrückliche Weise, nach denen z.B. durch Irland Lizenzzahlungen multinationaler Konzerne - die meist der Gewinnverschiebung dienen - in Höhe von 23 Prozent der Wirtschaftsleistung fließen. Um ihr Geschäftsmodell abzusichern, blockieren die gleichen Staaten nachweisbar seit sieben Jahren eine Reform der Zins- und Lizenzrichtlinie, die aktuell Steuervermeidung absichert anstatt Doppelbesteuerung zu verhindern.

Echte Sanktionen gegen Länder auf der Liste sind ohnehin nicht vorgesehen. Die Bundesregierung muss endlich auf nationaler Ebene bzw. gemeinsam mit EU-Mitgliedstaaten wie Frankreich Quellensteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen erheben - auch innerhalb der EU."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. März 2018
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SOZIALES/2502: Internationaler Frauentag 2018 - Gegen eine Koalition des Stillstands 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2018

Internationaler Frauentag 2018 - Gegen eine Koalition des Stillstands und eine Politik der Rückschritte



"Leider ist der 8. März ist immer noch kein Feiertag. Es wurde zwar schon viel erreicht, wir brauchen aber nach wie vor eine starke Frauenbewegung, die Rückschritte abwehrt und zugleich nach vorne blickt, um endlich Gleichstellung und Selbstbestimmung zu erreichen", erklärt Cornelia Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den Internationalen Frauentag am 8. März. Möhring weiter:

"Seit der 8. März zum internationalen sozialistischen Feiertag erklärt wurde, haben Frauen im Kampf für gleiche Freiheiten und soziale Rechte viel erreicht. Das muss jedoch fortgesetzt werden: Heute gehen Frauen und Männer gemeinsam überall in Deutschland auf die Straße und kämpfen für eine bunte, solidarische und vielfältige Gesellschaft, in der Gleichstellung in allen Lebensbereichen selbstbestimmt gelebt werden kann. Wir engagieren uns gemeinsam für ein Wahlgesetz, mit dem - 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts - auch in den Parlamenten die Hälfte der Sitze an die Frauen gehen soll. Wir kämpfen für gleiche Bezahlung, für gleichwertige Arbeit und für eine Gesundheitspolitik, die sich den Menschen, nicht den Profiten verschrieben hat, wir kämpfen für ein Leben ohne Armut und ein Altern in Würde, für die bessere Unterstützung von Alleinerziehenden, für die Selbstbestimmung über den eigenen Körper, und wir kämpfen gegen alle Formen von Gewalt und Diskriminierung, speziell an Frauen und Mädchen.

Der Koalitionsvertrag zeigt leider kaum Ansätze für diese Vorhaben. DIE LINKE setzt sich weiterhin für die volle Gleichstellung und Selbstbestimmung von Frauen ein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. März 2018
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SOZIALES/2501: Soziale Absicherung von Künstlern und Kreativen endlich konkret verbessern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2018

Soziale Absicherung von Künstlern und Kreativen endlich konkret verbessern



"Dass Staatsministerin Grütters (CDU) die erneute Verlängerung des Status Quo bei der ALG-I-Regelung für kurzfristig Beschäftigte als Erfolg verkauft, ist schon ein starkes Stück", sagt Simone Barrientos, kulturpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die aktuell im Kabinett beschlossene Sonderregelung zum Arbeitslosengeld I für überwiegend kurzfristig Beschäftigte. "Die alte große Koalition, die auch die neue ist, hatte bereits im Koalitionsvertrag von 2013 eine Anschlussregelung für 2015 versprochen. Statt die dringend notwendige Reform endlich auf den Weg zu bringen, wird hier eine Behelfslösung immer wieder verlängert. Das ist ein wirkliches Armutszeugnis, vor allem aber ist es ein Desaster für die Betroffenen. Die jetzigen Regelungen sind nämlich so ausgestaltet, dass kaum jemand von ihnen profitiert." Barrientos weiter:

"Statt den Stillstand bei den Regelungen zum Arbeitslosengeld I für kurzfristig Beschäftigte als Fortschritt zu verkaufen, muss die soziale Absicherung von Künstlern und Kreativen endlich konkret verbessert werden. Es ist doch ein Skandal, dass beispielsweise im letzten Erhebungszeitraum von April 2014 bis März 2015 lediglich 295 Anträge auf ALG I aus der Gruppe der kurz befristet Beschäftigten bewilligt wurden, das sind weniger als ein Prozent der Berechtigten. DIE LINKE hat in dieser Legislaturperiode - wie auch in der letzten - schon in zwei Anträgen (BT-Drucksache 19/1034 und 19/105), klare Lösungsvorschläge zur Verbesserung der Lage der Kreativen gemacht: Allen wäre geholfen, wenn die Rahmenfrist wieder von zwei auf drei Jahre ausgedehnt und der Anspruch auf Arbeitslosengeld bereits nach viermonatiger versicherungspflichtiger Tätigkeit erworben würde.

Statt, wie Frau Grütters es heute ankündigt hat, erneut mit Verbänden Lösungen bis 2021 zu erarbeiten - , soll die Bundesregierung den Betroffenen bitte einmal erklären, was sie hindert, die bereits vorliegenden Reformvorschläge umzusetzen, zumal sogar die Bundesagentur für Arbeit und auch der Bundesrat bereits in der letzten Legislaturperiode für eine Verlängerung der Rahmenfrist plädiert haben. Dieses Aufschieben geschieht auf Kosten der im Kultur- und Medienbereich Beschäftigten."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2500: 8. März - Internationaler Frauentag 2018


DIE LINKE - Presseerklärung vom 7. März 2018

8. März - Internationaler Frauentag 2018



Vor 100 Jahren erkämpften sich Frauen das Wahlrecht - seitdem hat die Frauenbewegung viel erreicht. Gleichberechtigt sind Männer und Frauen jedoch bis heute nicht. Zum Internationalen Frauentag erklären die Vorsitzenden der LINKEN, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

"In Deutschland beträgt der so genannte "Gender pay gap" nach wie vor mehr als 20 Prozent. Diese Lohn-Lücke ist nur eine von vielen Gerechtigkeitslücken. Das zeigt sich auch in der Pflege. Über 85 Prozent aller Pflegekräfte sind weiblich. Die Beschäftigten in den Krankenhäusern und in der Altenpflege können ihren Beruf oft nicht so ausüben, wie sie es gern möchten. Allein in den Krankenhäusern fehlen mindestens 162 000 Stellen, darunter 100 000 Pflegekräfte - das ist Pflegenotstand! Wer wichtige und verantwortungsvolle Tätigkeiten mit Menschen ausübt, der hat eine bessere Behandlung verdient - genau wie die Patientinnen und Patienten. Deshalb sind wir am Internationalen Frauentag besonders solidarisch mit den Pflegekräften, die für mehr Personal und bessere Arbeitsbedingungen streiten. Dazu macht DIE LINKE am 8. März in ganz Deutschland weit über 500 Aktionen für mehr Personal in der Pflege, unsere Botschaft an die Pflegekräfte lautet: mehr von Euch ist besser für alle!

Frauen verrichten auch den Großteil unbezahlter Tätigkeiten wie die Pflege Angehöriger, Hausarbeit und Kindererziehung. Gleichberechtigte Arbeitsteilung im ganzen Leben kann durch fortschrittliche Arbeitszeitmodelle erleichtert werden. Das meint einerseits eine Umverteilung der Arbeit zwischen denjenigen, die unter Stress und Überstunden leiden, und jenen, die langzeiterwerbslos sind oder erzwungen in Minijobs arbeiten. Andererseits geht es um die Umverteilung der Tätigkeiten zwischen den Geschlechtern. Wir meinen, die Arbeitswoche der Zukunft sollte um maximal 30 Stunden kreisen. Die IG Metall hat vorgemacht, dass Gewerkschaften erfolgreich für Arbeitszeitverkürzung kämpfen können.

Wie wenig selbstverständlich einmal erkämpfte Rechte für Frauen sind, zeigte in jüngster Zeit die Verurteilung der Ärztin Kristina Hänel, die Frauen über die Bedingungen für einen Schwangerschaftsabbruch informiert. CDU, CSU und AfD weigern sich, den von den Nationalsozialisten geschaffenen Paragrafen 219a endlich aus dem Strafgesetzbuch zu streichen. Der Rollback führt auch dazu, dass Frauenrechte instrumentalisiert werden: Unter dem Deckmantel des Feminismus betreiben die so genannten Lebensschützer verstärkt rassistische Hetze. Frauenrechte und Solidarität müssen jeden Tag aufs Neue verteidigt und ausgeübt werden. Deshalb gilt für uns am Internationalen Frauentag, was Clara Zetkin sagte: Lassen wir uns nicht schrecken durch die Ungunst äußerer Umstände, haben wir für alle Schwierigkeiten nur eine Antwort: Erst recht!"

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. März 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/6983: Heute im Bundestag Nr. 131 - 07.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 131

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 7. März 2018, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Zukunft von Bürgerenergie-Projekten

2. Bewertung von Niedrigstenergie-Gebäuden

3. Keine Bewertung der türkischen Offensive

4. Keine Großweiche im Nord-Ostsee-Kanal

5. Elektrifizierung der Illtalbahn

6. Grubenwasseranstieg im Saarrevier



1. Zukunft von Bürgerenergie-Projekten

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke möchte Bürgerenergieprojekte
auf eine neue rechtliche Grundlage stellen. In einem Antrag (19/1006)
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung zu einer Neudefinition
des Begriffs Bürgerenergie auf. Bis zu einer Größe von 18 Megawatt
sollten solche Projekte von Ausschreibungen befreit werden und
stattdessen eine staatlich festgelegte Einspeiseprämie erhalten,
erklären die Abgeordneten weiter. Zudem plädieren sie für ein Konzept,
das kommunalen und privaten Akteuren die Teilhabe an 
Erneuerbare-Energie-Projekten in nennenswerter Höhe ermöglicht.

Bislang sei die Regierung damit gescheitert, Bürgern vor Ort
realistische Chancen bei Energieprojekten einzuräumen, begründet die
Fraktion ihren Vorstoß. Vergangene Ausschreibungsrunden hätten die
Schwächen des Systems gezeigt und Möglichkeiten des Missbrauchs
offengelegt. Die Fraktion belegt dies mit dem Beispiel eines
Projektentwicklers, der bis zu 60 so genannter
Bürgerenergiegesellschaften gegründet habe, um die vorteilhaften
Bedingungen spekulativ auszunutzen.

 * 

2. Bewertung von Niedrigstenergie-Gebäuden

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Gebäude mit Niedrigstenergie-Standard dreht sich
eine Antwort der Bundesregierung (19/917) auf eine Kleine Anfrage
(19/689) der Fraktion Die Grünen. Letztere hatten konkret nach der
Umsetzung von EU-Vorgaben auf Bundesebene gefragt; indes verweist die
Bundesregierung darauf, dass Novellen auch das Energieeinsparrecht
betreffend nach der Bildung einer neuen Bundesregierung angegangen
würden. Dies gelte etwa auch beim Abgleich von Bewertungen zum
Energiebedarf von Niedrigstenergie-Gebäudestandards. Weiter reichende
Ziele des Klimaschutzplans 2050 und ihr Umsetzungsstand würden im
Klimaschutzbericht 2017 thematisiert, erklärt die Bundesregierung
weiter.

 * 

3. Keine Bewertung der türkischen Offensive

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung nimmt keine völkerrechtliche
Bewertung der türkischen Militäroffensive in der syrischen Region
Afrin vor. Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/939) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/711) mit. Die Türkei berufe sich gemäß
Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen auf ihr
Selbstverteidigungsrecht gegen terroristische Angriffe aus Syrien. Der
Bundesregierung fehle es jedoch "an der vollständigen Kenntnis der
Tatsachengrundlage", die eine abschließende völkerrechtliche Bewertung
ermöglichen würde.

Nach Angaben der Regierung hat die Türkei als Teilnehmer an der
Anti-IS-Operation "Operation Inherent Resolve" prinzipiell Zugriff auf
Aufklärungsergebnisse, die durch deutsche Tornado-Aufklärungsflugzeuge
und durch Awacs-Aufklärungsflugzeuge der Nato im Rahmen der Operation
gewonnen werden. Die Freigabe der Aufklärungsergebnisse des 
Tornado-Einsatzes würde nach der Auswertung und Prüfung auf Mandatskonformität
durch einen deutschen Offizier erfolgen. Die Bundesregierung weist
zugleich darauf hin, dass die Tornados seit Anfang 2018 keine
Aufklärungsflüge über den Gebieten der kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) im Raum Afrin absolviert haben. Die
Awacs-Aufklärungsflüge der Nato würden ausschließlich Informationen
zum Luftlagebild erheben, das heißt Informationen über die Position,
Flughöhe, Geschwindigkeit und Flugrichtung anderer Luftfahrzeuge.
Zum Seitenanfang

 * 

4. Keine Großweiche im Nord-Ostsee-Kanal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Auf der Weststrecke des Nord-Ostsee-Kanals ist keine
Großweiche vorgesehen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/896) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/709).

 * 

5. Elektrifizierung der Illtalbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Aus welchen Gründen der Bund nicht zur
Mitfinanzierung der Elektrifizierung der Illtalbahn zwischen
Wemmetsweiler und Lebach im Saarland bereit ist möchte die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/925)
verweisen die Abgeordneten darauf, dass die saarländische
Landesregierung im Jahr 2011 noch mitgeteilt habe, dass eine
Planungsvereinbarung zur Elektrifizierung der Strecke in Vorbereitung
sei. Diese solle bis 2015 abgeschlossen sein. Ende 2015 habe das
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr des Saarlandes
in einer Auftragsbekanntmachung mitgeteilt, dass voraussichtlich zum
Fahrplanwechsel am 12. Dezember 2021 die Elektrifizierung der
Illtalbahn kommen werde.

Zu Jahresbeginn 2018 sei nun bekannt geworden, dass die Illtalbahn
zwischen Wemmetsweiler und Lebach entgegen ursprünglicher Pläne doch
nicht elektrifiziert werde, da weder das Tochterunternehmen der
Deutschen Bahn AG, die DB Netz AG, noch der Bund zu einer
Mitfinanzierung der Elektrifizierung bereit seien. Die Abgeordneten
fragen die Bundesregierung daher, wie sie die Absage der
Elektrifizierung der Illtalbahn vor dem Hintergrund ihrer Politik
bewertet, die zumindest regelmäßig mit mehr Elektromobilität auch bei
der Schiene werbe.

 * 

6. Grubenwasseranstieg im Saarrevier

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Grubenwasseranstieg im Saarrevier thematisiert
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/926).
Die Abgeordneten verweisen auf die sogenannten Ewigkeitslasten der
Steinkohlegewinnung, zu denen die Notwendigkeit eines dauerhaften
Abpumpens von in die Grubengebäude eindringendem Wasser gehöre. Im
Saarrevier plane das Bergbauunternehmen RAG AG, das Abpumpen des
Grubenwassers langfristig einzustellen und den Grubenwasserspiegel in
mehreren Phasen ansteigen zu lassen, bis ein druckloser, pumpenfreier
Abfluss in die Saar entsteht, schreibt die Fraktion. Im Rahmen des
bergrechtlichen Planfeststellungsverfahrens hätten vom
Grubenwasseranstieg Betroffene bis zum 15. Januar 2018 Einwendung
einreichen können. Bis zum Stichtag seien mehr als 4.500 Einwendungen
beim Oberbergamt eingegangen. In den Einwendungen würden Befürchtungen
hinsichtlich möglicher Erschütterungen, Senkungen und Hebungen des
Gebirgskörpers und den daraus folgenden Schäden an Gebäuden, von
Vernässungen an der Oberfläche sowie hinsichtlich der Gefahren durch
die verstärkte Freisetzung der Gase Methan und Radon und der Gefahr
einer Beeinträchtigung der Trinkwassergewinnung im Bereich
Saarbrücken, St. Ingbert, Sulzbach, Neunkirchen und Spiesermühltal
geltend gemacht.

Nach der vom Grundgesetz festgelegten Kompetenzverteilung von Bund und
Ländern seien zwar ausschließlich die Länder für die Genehmigung und
Aufsicht von Vorhaben zur Gewinnung von Bodenschätzen zuständig,
worunter auch der geplante Grubenwasseranstieg falle. Im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens hätten jedoch auch Bundesbehörden und
bundeseigene Unternehmen Stellungnahmen einreichen können. Die Grünen
möchten daher wissen, welche Einwendungen in den Stellungnahmen der DB
Services Immobilien GmbH, des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes
Saarbrücken und des Eisenbahn-Bundesamtes vorgebracht wurden.

 * 
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BUNDESTAG/6982: Heute im Bundestag Nr. 130 - 06.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 130

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. März 2018, Redaktionsschluss: 16.15 Uhr

1. Bericht zu Asyl-Pilotprojekt wird geprüft

2. Gesundheitliche Regeln für Abschiebung

3. Verbreitungswege der Schweinepest

4. Regierung für Jagd auf Wildschweine

5. Entschädigung für verfolgte Homosexuelle



1. Bericht zu Asyl-Pilotprojekt wird geprüft

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung sieht sich noch nicht in der
Lage, eine Einschätzung zum Erfahrungsbericht über das Pilotprojekt
Asylverfahrensberatung abzugeben, wie von der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/652) verlangt. Der Bericht sei dem
Bundesinnenministerium als Entwurf zur Prüfung vorgelegt worden. Die
Prüfung sei noch nicht abgeschlossen, heißt es in der Antwort (19/873)
der Regierung.

 * 

2. Gesundheitliche Regeln für Abschiebung

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Für die Abschiebung von Ausländern und die damit
zusammenhängende Beurteilung der Reisefähigkeit sind nach Angaben der
Bundesregierung die Länder zuständig. Die Bundespolizei werde
lediglich in Amtshilfe tätig, heißt es in der Antwort (19/919) auf
eine Kleine Anfrage (19/692) der Fraktion Die Linke.

Wie aus der Antwort hervorgeht, sind mögliche medizinische Gründe, die
einer Abschiebung entgegen stehen könnten, gesetzlich genau geregelt.
So werde zunächst vermutet, dass der Abschiebung gesundheitliche
Gründe nicht entgegenstünden und daher eine entsprechende Prüfung der
Reisefähigkeit nicht geboten sei, es sei denn, die gesundheitliche
Beeinträchtigung wäre offensichtlich.

Ausländer, die aufgrund einer Erkrankung nicht abgeschoben werden
sollen, müssten eine ärztliche Bescheinigung vorlegen, aus der die
Diagnose und der Schweregrad der Krankheit sowie mögliche Folgen
hervorgingen. Die betroffenen Ausländer müssten in jedem Fall der für
den Vollzug der Abschiebung zuständigen Behörde ein qualifiziertes
Attest vorlegen. Falls die Behörde sich nicht in der Lage sehe, das
Attest zu beurteilen, müsse sie eine weitere gutachterliche
Fachmeinung einholen.

 * 

3. Verbreitungswege der Schweinepest

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Vermutlich wird die Afrikanische Schweinepest (ASP)
über größere Distanzen durch den Menschen verbreitet. Das geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/936) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/555) hervor. Die ASP ist eine hochansteckende,
virale Erkrankung von Wild- und Hausschweinen. Der seuchenhafte
Verlauf der Erkrankung kann zu großen Verlusten in betroffenen
Tierbeständen führen. Dazu heißt es in der Antwort weiter, dass der
Virus seit dem Jahr 2014 in den baltischen Staaten und in Polen
auftritt. In Russland, der Ukraine und der Republik Moldau komme die
Seuche seit dem Jahr 2007 gehäuft vor. Nach Kenntnis der
Bundesregierung breite sich die Krankheit durch die Wanderung von
erkrankten Wildschweinen nur langsam aus. Es sei deshalb davon
auszugehen, dass sich die ASP durch Menschen verbreitet, die Reste von
virushaltigem Fleisch oder Fleischerzeugnissen von Haus- oder
Wildschweinen unsachgemäß entsorgen. Das erstmalige Auftreten der ASP
bei Wildschweinen in der Tschechischen Republik im Juni 2017 und bei
Hausschweinen in Rumänien im Juli 2017 lasse das vermuten. Auch der
Nachweis von ASP bei Wildschweinen in der Region Warschau, einem
bisher nicht betroffenen Gebiet in Polen, seit November 2017 sei
vermutlich darauf zurückzuführen.

 * 

4. Regierung für Jagd auf Wildschweine

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die intensive Bejagung von Wildschweinen kann die
Gefahr eines Ausbruchs der Afrikanischen Schweinepest (ASP) im
heimischen Wild- und Hausschweinbestand abmildern. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/941) auf eine Kleine Anfrage (19/733)
der AfD-Fraktion zur Bekämpfung der ASP hervor. Entscheidend für den
Bekämpfungserfolg sowie die Eindämmung im Falle eines Seuchenverlaufes
sei die deutliche Reduzierung auch eine Präventivmaßnahme in der
seuchenfreien Zeit. Dabei sei zu berücksichtigen, dass die
Zuständigkeit für den Vollzug des Jagdrechts bei den Bundesländern
liege. Darüber hinaus begegne das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) seit dem Jahr 2014 dem Einschleppungsrisiko über
unsachgemäß entsorgte Lebensmittel unter anderem mit mehrsprachigen
Informationskampagnen. Ziel seien verschiedene aus den betroffenen
Ländern einreisende Personengruppen, zum Beispiel LKW-Fahrer und
Saisonarbeitskräfte in der Landwirtschaft.

 * 

5. Entschädigung für verfolgte Homosexuelle

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse
darüber vor, wie viele Rehabilitierungsbescheinigungen nach dem
Inkrafttreten des Gesetzes zur strafrechtlichen Rehabilitierung wegen
einvernehmlicher homosexueller Handlungen verurteilter Personen
(StrRehaHomG) beantragt wurden. Entsprechende Zahlen könnten
allenfalls von den Landesjustizverwaltungen erlangt werden, schreibt
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) in
der Antwort der Bundesregierung (19/950) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke. Seit Inkrafttreten des Gesetzes im Juli 2017 seien
bis Februar 2018 insgesamt 81 Anträge auf Entschädigung gestellt
worden. Davon seien 54 positiv und 3 negativ beschieden worden. Die
bislang ausgezahlten Entschädigungen summierten sich auf 254.500 Euro.
Weiter heißt es in der Antwort, die Bundesregierung verkenne nicht,
dass ein Betroffener durch Untersuchungshaft seiner Freiheit ebenso
beraubt worden sei wie durch Strafhaft, was ebenfalls zu erheblichen
Beeinträchtigungen geführt habe. Die im Gesetz vorgesehene
Entschädigung knüpfe indessen alleine an die Beseitigung des
Strafmakels von strafgerichtlichen Verurteilungen an. Vor diesem
Hintergrund sei ergänzend zu der im Gesetz vorgesehenen
Individualentschädigung als Form der Kollektiventschädigung die Arbeit
der Bundesstiftung Magnus Hirschfeld über eine institutionelle
Förderung in Höhe von bis zu 500.000 Euro jährlich aus dem Haushalt
des BMJV langfristig gestärkt worden.

 * 
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HAMBURG/4302: 100 Jahre keine Gleichberechtigung (Die Linke)


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 7. März 2018

100 Jahre keine Gleichberechtigung



Zaklin Nastic, Landessprecherin der LINKEN Hamburg und menschenrechtspolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag sagt anlässlich des Internationalen Frauentags: "100 Jahre Frauenwahlrecht in Deutschland sind keine 100 Jahre der Gleichberechtigung. Frauen verdienen in Deutschland 21 Prozent weniger als Männer und bilden mit 65 Prozent die größte Gruppe im Niedriglohnsektor. Deutschland gehört im europäischen Vergleich zu den Schlusslichtern, was Gleichstellung betrifft. Der alte und durchaus aktuelle Slogan 'Frauenrechte sind Menschenrechte' muss endlich faktisch umgesetzt werden. Dass Frauen überproportional von Armut betroffen sind und im Niedriglohnsektor beschäftig sind ist eben kein Naturgesetz sondern Folge politischer Entscheidungen. Wer von Frauenrechten spricht, wie es Bundesministerin Barley tut, muss dafür sorgen, dass ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn in Höhe von 12 Euro eingeführt wird, gleiche Entlohnung für gleichwertige Arbeit gesichert ist und wirksamen Schutz vor Gewalt gegen Frauen gewährleisten."

Landessprecher David Stoop meint: "Wenn Rechte neuerdings von Frauenrechten sprechen, meinen sie einige wenige Frauen und konterkarieren die drängenden feministischen Anliegen. Ihnen geht es nicht um wirksamen Schutz vor Gewalt gegen Frauen, sondern um Hetze gegen Migranten."

Zaklin Nastic weiter: "Der 8. März ist als internationaler Tag der feministischen Bewegung keinesfalls überholt, er ist auch in Anbetracht der perfiden Instrumentalisierung von rechts von großer Bedeutung. Deswegen: Heraus zum 8. März, in Hamburg und überall."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4738: Justizministerium stellt Pläne zur Entwicklung des Justizvollzugs vor (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.03.2018

Justizministerium stellt Pläne zur Entwicklung des Justizvollzugs
vor

Thomas Roth: Wir stärken den Justizvollzug und sparen nicht auf Kosten
der Sicherheit



Zu den heute, am 06. März 2018, von Justizminister Herbert Mertin
vorgestellten Plänen über die zukünftige Entwicklung des
rheinland-pfälzischen Justizvollzugs sagt der rechtspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Thomas Roth:

"Die heute vorgestellten Maßnahmen festigen das Fundament des
Justizvollzugs. Durch den Verzicht auf eine umfangreiche und
kostenintensive Sanierung der in die Jahre gekommenen JVA Trier und
dem geplanten Ausbau der JVA Wittlich wird die Effizienz des
Justizvollzugs in Rheinland-Pfalz gestärkt.

Damit entlasten wir die Bürgerinnen und Bürger des Landes und
vermeiden es, zusätzliche Steuermittel in Millionenhöhe in die
sanierungsbedürftige Anstalt in Trier zu investieren. Ebenso ist es
wichtig zu betonen, dass durch die Aufgabe des Standorts Trier keine
Bediensteten ihren Arbeitsplatz verlieren werden.

Vor dem Hintergrund der angespannten Personalsituation im
Justizvollzug ist es richtig, die für die Haushaltsperiode 2019/2020
vorgesehene Streichung von 50 Stellen zu verschieben. Für uns Freie
Demokraten haben sichere und personell gut ausgestattete
Justizvollzugsanstalten hohe Priorität. An der Sicherheit unseres
Landes sparen wir nicht.

Mit dem heute vorgestellten Konzept wird ein weiteres Projekt des
Koalitionsvertrags umgesetzt. In diesem heißt es, dass wir die
Strukturen und die Kapazitäten des rheinland-pfälzischen
Justizvollzugs einer Prüfung unterziehen werden. Diese ist nun
abgeschlossen. Erneut zeigt sich, dass die Ampel-Koalition ihren
Koalitionsvertrag sachlich und präzise zum Wohle der Menschen in
Rheinland-Pfalz umsetzt."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4737: Schüler diskutieren beim 33. Schüler-Landtag (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 6. März 2018

Schüler diskutieren beim 33. Schüler-Landtag

Jugendliche nehmen Einfluss auf die Landespolitik



Wie immer ertönt der Gong zu Beginn der Landtagssitzung im Plenarsaal
in der Steinhalle des Mainzer Landesmuseums. Doch diesmal eröffnet
nicht Landtagspräsident Hendrik Hering die Plenarsitzung, sondern
Luisa Schmitz, Schülerin der 10. Klasse des Humboldt-Gymnasiums Trier.
Und noch etwas ist anders: Auf den Plätzen der Landtagsabgeordneten
sitzen heute nicht die Parlamentarier, sondern rund 100 Schülerinnen
und Schüler aus ganz Rheinland-Pfalz.

Mehrere Monate lang haben sie sich intensiv auf den Schüler-Landtag
vorbereitet. Sie diskutieren heute wie im echten Plenum mit der
Landesregierung über politische Anträge. Der Schüler-Landtag in
Rheinland-Pfalz macht das möglich, in diesem Jahr findet er bereits
zum 33. Mal statt.

Wie in der "richtigen" Politik wurden auch im Schüler-Landtag
verschiedene Fraktionen gebildet: Die 10d des Trierer
Humboldt-Gymnasiums bildete die "Fraktion des öffentlichen
Nahverkehrs" (FÖN), die Koblenzer Schülerinnen und Schüler des
Hilda-Gymnasiums die Fraktion der "Partei für bessere Bildung" (PfbB).
Den Titel "Schule 4.0" (S 4.0) hatten sich die Jugendlichen der 10c
der IGS Edigheim ausgesucht. Aus Ramstein-Miesenbach war die 10c unter
dem Namen "Reichswald-Partei" (RWP) von der gleichnamigen Realschule
plus Am Reichswald angereist.

Innerhalb ihrer Fraktionen hatten die Jugendlichen vier Anträge
erarbeitet, die aktuelle gesellschaftliche Themen betrafen. Dazu
zählte die Verbesserung des Öffentlichen Nahverkehrs, die Einführung
eines Schulfachs "Alltagskompetenz", eine grundlegende Veränderung des
Religionsunterrichtes und die Digitalisierung der Schulen.

Landtagspräsident Hendrik Hering betonte zu Beginn der Sitzung die
Bedeutung der Veranstaltung für die politische Teilhabe junger
Menschen: "Auf diese Weise erleben die Jugendlichen, wie Politik
funktioniert und wie man selbst Politik gestalten kann. Sie machen
auch die Erfahrung, dass ein Parlament viel mehr Arbeit und Nachdenken
hinter den Kulissen bedeutet, als Berichte im Fernsehen oder den
sozialen Medien erkennen lassen. Die Schülerinnen und Schüler erleben,
wie Demokratie funktioniert", erklärte der Landtagspräsident. Dabei
fänden die Anträge, die vom Schüler-Landtag mit Mehrheit verabschiedet
würden, tatsächlich Eingang in die Beratung der Ausschüsse des
Landtags und hätten so unmittelbaren Einfluss auf die reale Politik.
Jugendstaatssekretärin Christine Rohleder ermunterte die Jugendlichen
ebenfalls, Demokratie auszuprobieren: "Wagt mehr Demokratie, nicht nur
heute".

Wie groß das Interesse von Schülerinnen und Schülern an politischen
Themen ist, zeigte sich in der "Aktuellen Viertelstunde", in der sich
Landtagspräsident Hering den Fragen der Jugendlichen stellte. Die
Themen reichten von der Situation in der Pflege, die Bildung einer
Großen Koalition auf Bundesebene, die Diskussion um die Essener Tafel
bis hin zur politischen Bildung in den Schulen.

Im Anschluss wurden die vier Anträge der Fraktionen rege diskutiert.
Besonders wichtig schien den Schülerinnen und Schülern dabei eine
möglichst praktikable Umsetzung der Ideen, weshalb sie sich auch über
kleinere Detailfragen eingehend berieten und Argumente sorgfältig
gegeneinander abwägten. Im Verlauf der Debatte wurde zudem deutlich,
dass die Jugendlichen nicht nur mit Meinungen, sondern auch mit Fakten
überzeugen konnten. Im Vorhinein hatten sie sich ein umfangreiches
Hintergrundwissen angeeignet und konnten so ihre Befürwortungen und
Einwände mit Fakten untermauern. Die Diskussionen zeichneten sich aus
durch einen respektvollen gegenseitigen Umgang und dem Bewahren einer
sachlichen Basis.

Der erste Antrag stammte von der FÖN und betraf eine Optimierung des
Öffentlichen Personennahverkehrs, wodurch langfristig eine
umweltfreundliche Verkehrsinfrastruktur angestrebt werden sollte. Nach
einem erfolgreichen Änderungsantrag wurde der Antrag angenommen und
sieht unter anderem einen teilweise kostenlosen ÖPNV, Busse mit W-LAN
und eine Verdoppelung der Busspuren bis 2030 vor. Außerdem soll dies
laut der Entscheidung unter anderem durch Steuererhöhungen finanziert
werden. Daher solle sich die Landesregierung mit einer
Bundesratsinitiative dafür einsetzten, die Kfz-Steuer, die
Dieselsteuer und die Kerosinsteuer zu erhöhen. Elektrofahrzeuge
sollten allerdings von der Kfz-Steuer-Erhöhung nicht betroffen sein.

Der Antrag der Fraktion der "Partei für bessere Bildung" sah die
Einführung eines neuen Schulfachs zum Thema "Alltagskompetenz" vor, in
welchem den Schülerinnen und Schülern praxisorientierte Inhalte zu
Bereichen wie Gesundheit und Ernährung, Steuern und Finanzen, aber
auch zur Berufsvorbereitung vermittelt werde sollen. "Wir erleben den
Schulalltag tagtäglich und wissen besser, als jeder Politiker, was uns
fehlt", unterstrich Emma Piel, Fraktionsvorsitzende der "PfbB" ihre
Forderung.

Nach einigen Widerständen der anderen Fraktionen wurde der Antrag
schließlich abgelehnt, ein Alternativantrag der "FÖN" jedoch
angenommen. Dieser sieht vor, dass "Alltagskompetenz" in Form einer
Arbeitsgemeinschaft auf freiwilliger Basis in Schulen angeboten wird,
sodass die Schülerinnen und Schüler sich hier aus Eigeninteresse
Alltagswissen aneignen können.

Der dritte Antrag der Tagesordnung stammte von der "Reichswald Partei"
und sollte die Trennung des Religionsunterrichts aufheben. Als
Alternative hatten die Schülerinnen und Schüler die Einführung eines
neuen kulturellen Fachs vorgeschlagen, in dem alle Weltreligionen
ihren Platz finden sollten. "Toleranz muss man selbst erleben, zum
Beispiel durch das Diskutieren mit Mitschülern anderer Religionen",
betonte Rebekka Rübel, die Vorsitzende der Fraktion. Hierzu lagen
keine Änderungsanträge vor. Im Verlauf der Diskussion zeigten die
Schülerinnen und Schüler der anderen Fraktionen jedoch große Skepsis
gegenüber der Umsetzung eines religionsübergreifenden Unterrichts.
Letztendlich wurde der Antrag daher abgelehnt.

Der letzte behandelte Antrag stammte von der Fraktion "Schule 4.0" und
sah eine stärkere Konzentration auf Digitalisierung in Schulen vor:
Eine bessere Ausstattung mit Beamern, Tablets und schnellerem Internet
war wesentlicher Teil der Forderung, aber auch die Weiterbildung von
Lehrerinnen und Lehrern. Zudem sollte die Medienkompetenz der
Schülerinnen und Schüler nach Ansicht von "S 4.0" mittels eines neuen
Schulfachs und der Möglichkeit, Informatik bereits ab der siebten
Klasse zu belegen, gestärkt werden.

Mit angenommenen Änderungsanträgen zur Anschaffung von Whiteboards und
digitalisierten Schulbüchern wurde diesem Antrag nach einer
ausgiebigen Diskussion zugestimmt.

In einer abschließenden Runde fanden sich Abgeordnete der Fraktionen
zusammen und gaben ihr Feedback zum 33. Schüler-Landtag.

 * 
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SOZIALES/2680: Gleichstellung - Tempo erhöhen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. März 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Gleichstellung - Tempo erhöhen



Katja Mast, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher:

Der Internationale Frauentag am 8. März steht in diesem Jahr unter dem Zeichen "Press for Progress". Das Weltwirtschaftsforum hat im vergangenen Jahr in seinem Global Gender Report errechnet, dass es unter den jetzigen Umständen noch 100 Jahre dauern wird, bis die Gleichstellung der Geschlechter erreicht ist. Höchste Zeit bei der Gleichstellung das Tempo zu erhöhen.

"Damit der Fortschritt an Fahrt aufnimmt, müssen wir auf die Tube drücken - auch in Deutschland. Deshalb hat die SPD dafür gesorgt, dass zahlreiche gleichstellungpolitische Verbesserungen im Koalitionsvertrag verankert wurden.

Das gilt vor allem bei der Gleichberechtigung in der Arbeitswelt: Das Recht auf befristete Teilzeit wird jetzt endlich Gesetz. Für die Gleichstellung der Geschlechter ist das ein Riesenschritt. Frauen und Männer haben endlich die Möglichkeit, nach einer Teilzeitphase wieder auf die vorherige Arbeitszeit aufzustocken - und nicht länger in der Teilzeitfalle stecken zu bleiben. Zugleich werden wir dafür sorgen, dass Berufe, in denen viele Frauen tätig sind, aufgewertet werden: Zum Beispiel in der Pflege durch bessere Bezahlung, mehr Personal und höhere Pflegestandards.

Einen wichtigen Schwerpunkt setzen wir bei der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. Wir werden diese Frauen stärken, indem wir ihnen den sicheren und geschützten Weg aus der Gewaltspirale ermöglichen: mit einem Aktionsprogramm zur Prävention von Gewalt, der Verbesserung des Hilfesystems und einer gesicherten Finanzierung von Frauenhäusern.

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Wir werden das Tempo hochhalten und auch dort weiter Druck machen, wo im Koalitionsvertrag noch keine konkreten Vereinbarungen getroffen werden konnten. Das gilt zum Beispiel im Bereich Führungspositionen in der Privatwirtschaft, beim Thema Entgeltgleichheit, aber auch bei der gleichberechtigten politischen Teilhabe von Frauen. Fast 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts müssen wir feststellen, dass der Anteil von Frauen im Bundestag seit der jüngsten Bundestagswahl gesunken ist: Von zuletzt 36,5 Prozent auf nunmehr 30 Prozent. Das ist eindeutig zu wenig. Es ist unsere Pflicht dafür zu sorgen, dass im Bundestag, im Europaparlament und in den Kommunalparlamenten Frauen zur Hälfte das Sagen haben. Um diese Missstände 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts zu beenden, müssen wir jetzt handeln."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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HERRSCHAFT/1779: Frauen - Emanzipation im Rückwärtsgang ... (SB)




MeToo in allen sozialen Netzwerken, auf allen medialen Kanälen, in aller Munde,
und das auch unter Frauen durchaus kontrovers. Wo die einen froh sind, endlich
öffentlich Position beziehen zu können, ohne sich dadurch angreifbar oder gar
zum Gespött wegen angeblicher Überempfindlichkeit zu machen, monieren andere
eine angeblich undifferenzierte Verallgemeinerung von bloßer Anmache und
brutaler Vergewaltigung. Es entstehe ein Klima der Denunziation, in dem
vermeintliche Täter ohne juristische Überprüfung vorverurteilt und Karrieren
vernichtet würden, was letztlich in einer unfreien Gesellschaft resultiere, so
der liberale Einwand gegen die Kampagne von sexistischen Übergriffen und
sexueller Gewalt betroffener Frauen.

Aus dem Blick gerät ein geschlechterspezifisches Gewaltverhältnis, das mit
Klagen über den "hysterischen" Charakter der Kampagne fortschreibt, was im
ersten Schritt bekämpft werden soll. Wenn etwa die Publizistin Thea Dorn im
November 2017 in einem Streitgespräch [1] anhand des Beispiels, "daß eine Frau,
die mal eine ungewollte männliche Hand am Oberschenkel oder im Ausschnitt hatte,
sich genauso auf dem Opfermarktplatz tummelt, wie eine Frau, die tatsächlich
Opfer brutaler sexueller Gewalt geworden ist", eine "Verhöhnung der echten
Opfer" geltend macht, dann disqualifiziert sie derartige Übergriffe allein im
Vergleich zu schlimmeren Formen männlicher Gewalt. Die Skala körperlicher
Gewaltanwendung ist jedoch nach oben offen und birgt damit weitere Möglichkeiten
der Legitimation angeblich auszuhaltender Aggressionen.

So verwirft Dorn denn auch den von der Journalistin Laura Himmelreich in der
Talkshow "Anne Will" vorgeschlagenen Imperativ, die Beseitigung von Sexismus
bedeute, alles zu beseitigen, was in der Gesellschaft zu Machtungleichheit
führt, als "hochgradig gefährlich und tendenziell totalitär". Niemand könne in
der Welt noch irgend etwas durchsetzen, "wenn es keine Machtungleichheiten mehr
gibt", statt dessen gehe es lediglich darum, "Macht sinnvoll einzuhegen", das
sei "das aufklärerische, liberale, zivile Projekt". Übergriffen wie das
sogenannte Grapschen und Fummeln müsse sich eine erwachsene Frau aus eigener
Kraft erwehren können, "wie will sie denn sonst durch die Welt kommen?"

Aus der Position einer erfolgreichen Schriftstellerin läßt sich anders
argumentieren als in einer von ökonomischen und anderen Zwangsverhältnissen
umstellten Situation. Der blinde Fleck liberaler Ideologie, laut der jeder
Mensch seines eigenen Glückes Schmied ist, macht nicht umsonst mit dem Begriff
"totalitär" gegen die Überlegung immun, daß bei der Überwindung sozialer
Gewaltverhältnisse grundlegende Fragen an die jeweilige Form der
Vergesellschaftung gestellt werden müssen. Dementsprechend verkürzt auf ein
spezifisches Symptom patriarchaler Herrschaft wird die MeToo-Debatte geführt.
Klassengesellschaftliche Widersprüche und imperialistische Kriegführung mit in
den Blick zu nehmen macht schnell klar, daß es bei der Frage, was Frauen
hinnehmen und ab wann sie nach dem Schutz von Polizei und Justiz rufen sollten,
um die Sicherung des eigenen, aus patriarchaler Dominanz erwirtschafteten
Vorteils geht.

Es ist eben nicht damit getan, erfolgreiche Frauen wie Hillary Clinton, Angela
Merkel oder Christine Lagarde als Vorbilder eines Feminismus zu feiern, der
seinen Platz in einer maskulin dominierten Welt sucht und findet. Wenn Ursula
von der Leyen deutsche SoldatInnen in den Irak schickt und fordert, direkten
Einfluß auf die Regierung in Bagdad zu nehmen, dann knüpft sie an eine
Kriegführung an, unter der Frauen und Kinder am meisten zu leiden hatten und
haben. So hat der auch hierzulande als Befreiungsakt gefeierte Sturz des
Despoten Saddam Hussein durch die US-geführte Kriegsallianz zu einer erheblichen
Einschränkung der relativen Freiheit geführt, die Frauen unter seinem säkularen
Regime in Anspruch nehmen konnten. Wenn sie heute nurmehr im Schleier auf die
Straße gehen können und auch dann Gefahr laufen, männlichen Übergriffen
ausgesetzt zu sein, dann ist das nur eine Folge der sozialen Katastrophe, die
der Eroberung des Iraks schon durch das Wirtschaftsembargo der Vereinten
Nationen initiierte. Die damalige US-Außenministerin Madeleine Albright nahm den
mangelbedingten Tod Hunderttausender Kinder erklärtermaßen in Kauf, um einen
Regimewechsel im Irak zu bewirken, der dem Imperialismus EU-europäischer
Couleur erneuter Anlaß zur Intervention ist.

Hierzulande kaum beachtet wird die Aushungerung des Jemens durch eine von
Saudi-Arabien geführte Kriegskoalition, die von der Bundesrepublik mit
Waffenlieferungen unterstützt wird. "Zehntausende Zivilisten sind vom Hungertod
und von Krankheiten bedroht, fast eine Million Menschen ist mit der Cholera
infiziert, ein Drittel davon Kinder", schreibt die ehemalige Bundesministerin
und EKD-Funktionärin Irmgard Schwaetzer [2]. Ihrem Appell, dieses Mal nicht wie
bei dem von deutschen Kolonialtruppen an den Herero und Nama begangenem Genozid
1904 und dem ebenfalls mit deutscher Unterstützung vollzogenen Genozid an den
Armeniern 1915 zu verfahren, sondern die längst angerichtete humanitäre
Katastrophe zu verhindern, kann der deutsche Militarismus, der sich bis hinein
in die Grünen des familien- und gendergerechten Kampfeinsatzes von Frauen rühmt,
schon deshalb nur mit weiterem Blutvergießen entsprechen, weil er das Geschäft
mit den Aggressoren flankiert.

So sind Politikerinnen verantwortlich für administrative Formen der
Gewaltausübung, deren Folgen weit schlimmer sein können als die häusliche Gewalt
in Ehen, über die wiederum ganz anders diskutiert wird, als wenn Männer
arabischer Herkunft im öffentlichen Raum übergriffig werden. Dementsprechend ist
das Patriarchat nicht identisch mit der Biologie der Geschlechterverhältnisse,
auch wenn es eine von Männern historisch begründete und bis heute in Anspruch
genommene Form der Herrschaft darstellt. Die aus physischer Durchsetzungskraft
resultierende Dominanz von Männern bis hinunter auf die Ebene alltäglicher
Bewegung im Raum, bei der Frauen weit häufiger Männern auszuweichen haben als
umgekehrt, bleibt erhalten. Die Machtpositionen von Männern, so in der
MeToo-Debatte, als Ursache für die sexuelle Ausbeutung und Unterwerfung von
Frauen geltend zu machen geht darüber nur insofern hinaus, als patriarchale
Verfügungsgewalt dem jeweiligen Stand gesellschaftlicher Produktionsverhältnisse
entspricht. Der Zwang sexueller Nötigung wird strukturell begünstigt, bleibt
aber ganz und gar gegenständlicher Natur.

Halt gemacht wird jedoch vor der grundsätzlichen Infragestellung integraler, auf
den ersten Blick unsichtbarer Herrschaftsformen wie der privatwirtschaftlichen
Eigentumsordnung und des staatlichen Gewaltmonopols. Daran kann der Anspruch,
Machtungleichheiten aller Art zu beseitigen, nur scheitern. Ohne die
geschlechterhierarchische Arbeitsteilung und ihre Funktion, die Mehrwertrate des
Kapitals durch den Kauf besonders billiger Lohnarbeit und die Einspeisung
kostenlos erbrachter Leistungen in deren Reproduktion zu sichern, kritisch in
den Blick zu nehmen, bleibt die Forderung nach gleichem Lohn für gleiche Arbeit
hinter ihren gesellschaftsverändernden Möglichkeiten zurück. Indem große
Bereiche der sozialen Reproduktion und die besondere Belastung von Frauen durch
wie selbstverständlich von ihnen zu erbringende Leistungen in Haus und Familie
ausgeblendet werden, wird nach Geschlechtergerechtigkeit innerhalb einer
patriarchalen Ordnung gerufen, ohne die die Krise des Kapitalismus noch
untragbarer würde.

In der medialen Öffentlichkeit wird weit erregter über den geringen Anteil von
Frauen in den Vorständen führender Unternehmen diskutiert als über ihre
überdurchschnittliche Repräsentation in den Berufen sogenannter Sorge- oder
Care-Arbeit. Vom Pflegenotstand sind in besonderer Weise Frauen betroffen, von
denen zum einen menschliche Zuwendung gegenüber den PatientInnen erwartet wird,
während sie zugleich durch den Rationalisierungsdruck in der sogenannten
Gesundheitswirtschaft überfordert werden. Wie dort werden als "weiblich"
konnotierte Dienstleistungen affektiver Art vor allem in notorisch
unterbezahlten Servicebereichen erwartet und zugleich an Normen einer physischen
Attraktivität geknüpft, die die Körper von Frauen über den Warencharakter jeder
Lohnarbeit hinaus einer sich männlichen Bedürfnissen andienenden Verdinglichung
aussetzt. Dringen Frauen als Schauspielerin, Model oder PR-Dame in höher
bezahlte Berufsgruppen vor, die an spezifische "weibliche" Attribute geknüpft
sind, dann werden sie dort erst recht einer massiven Bewertung ihrer Physis mit
der Konsequenz unterworfen, ihre Karriere weit früher als Männer in den
jeweiligen Berufen beenden zu müssen.

Mit einem Feminismus, der sich die Attribute patriarchaler Herrschaft zu eigen
macht, indem auf gleichen Zugang zu gesellschaftlichen Machtpositionen gepocht
wird, ohne deren herrschaftliche Konstitution in Frage zu stellen, sind
geschlechterhierarische, heterosexistische und rassistische
Unterdrückungsverhältnisse nicht zu beseitigen. Nicht umsonst spricht sich die
in eingetragener Lebenspartnerschaft mit einer Frau lebende
Co-Fraktionsvorsitzende der AfD, Alice Weidel, gegen jegliche Relativierung der
Ehe zwischen Mann und Frau aus, gefährde dies doch eine "tragende Säule unserer
Gesellschaft" [3]. Die von ihr verworfene Ehe für alle, die der Rechtsausleger
der CDU, Jens Spahn, mit seinem Lebenspartner eingegangen ist, wiederum
vollzieht die Integration einer zuvor diskriminierten Minderheit in ein
gesellschaftliches Zwangsinstitut. So erfreulich dieser weitere Schritt der
Liberalisierung im einzelnen Fall sein mag, schützt er Schwule und Lesben nicht
davor, nun erst recht mit den Wölfen zu heulen und sozialchauvinistischer
Verachtung wie kulturalistischer Aggression zu frönen.

Zentral für den gesellschaftlichen Rollback, der die in harten Kämpfen erreichte
Entkriminalisierung von Abtreibungen in Frage stellt und Frauen wieder auf die
Aufzucht von Kindern und das Verrichten kostenloser Hausarbeit festlegen will,
ist die restaurative Naturalisierung des Geschlechterverhältnisses. Die durch
die Differenzierung von biologischem und sozialem Geschlecht erleichterte
Dechiffrierung patriarchaler Gewalt in scheinbar widersprüchlichen
Konstellationen wie des Führens imperialistischer Kriege im Namen der
Frauenbefreiung oder des Propagierens von antimuslimischem Rassismus im Kampf
gegen homophobe Ideologien soll nach Kräften rückgängig gemacht werden.
"Genderwahn" soll durch die Streichung entsprechender Forschungsprogramme
bekämpft und Abtreibungen durch die Kriminalisierung der sie vornehmenden
ÄrztInnen unterbunden werden. Reaktionären Geschlechterstereotypien und
Geschichtsbildern wird auf breiter Linie Vorschub geleistet, und das nicht nur
auf den Wahlkampfplakaten rechter Parteien, sondern im neuen Heldenmythos der
Bundeswehr und den Dokudramas des Fernsehens.

Der internationale Frauenkampftag am 8. März wird nicht umsonst in zeitgemäß
restaurativer Manier als "internationaler Frauentag" seiner sozialistischen
Herkunft entledigt. Am 8. März 1917 verließen die Arbeiterinnen Petrograds unter
roten Fahnen die großen Textilfabriken der Stadt und schlossen sich mit den
Ehefrauen von Soldaten und Bäuerinnen zu einer Großdemonstration von 400.000
Frauen zusammen. Ihr Protest gegen Krieg, Hunger und Ausbeutung hatte
maßgeblichen Anteil am Ausbruch der Februarrevolution, die der Oktoberrevolution
im gleichen Jahr vorausging. In der dadurch entstandenen Sowjetunion wurden die
damals weitreichendsten Frauenrechte etabliert - Frauenwahlrecht, Recht auf
Abtreibung, freie Wahl des Studiums usw.

Die Überwindung sozialer und klassengesellschaftlicher Widersprüche bleibt
zentral für den Kampf gegen ein Patriarchat, das auch allen Menschen Gewalt
antut, die sich der Einfügung in das Raster geschlechtlicher Bipolarität
widersetzen. Eine Ausdifferenzierung wie im Akronym LGBTIQ wäre nicht
erforderlich, wenn die Imperative maskuliner Dominanz nicht systematisch
reproduziert und hartnäckig verteidigt würden. Errungenschaften wie die
neugeschaffene Möglichkeit, sich bei Verwaltungsakten als drittes Geschlecht
auszuweisen und im Endeffekt jeder biologischen Zuordnung zu entziehen, müssen
sich bei der Aufhebung geschlechtlich bestimmter Gewaltverhältnisse noch
bewähren. Diese werden nicht durch einen formaljuristischen Akt negiert,
sondern bedürfen, weil sie wie Kapitalismus und Rassismus aus der Materialität
gesellschaftlicher Existenz erwachsen, des aktiven Streites.


Fußnoten:

[1] http://www.deutschlandfunkkultur.de/sein-und-streit-die-ganze-sendung-metoo-kalorien-und.2162.de.html?dram:article_id=400963

[2] http://chrismon.evangelisch.de/jemen

[3] http://www.deutschlandfunk.de/afd-spitzenkandidatin-alice-weidel-wir-schaffen-anreize.868.de.html?dram:article_id=393255
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AFRIKA/2162: Mangel und Willkür - Afrikas Hungerspur ... (SB)




Nicht nur in unmittelbaren Kriegs- und Konfliktgebieten, auch am
Rande der Gesellschaft wirtschaftlich aufstrebender Länder gibt es
riesige Areale, in denen Menschen hungern. Ein Beispiel dafür ist
Ostafrika. Ob Somalia oder Kenia, Uganda oder Südsudan, auf einer
Fläche halb so groß wie Europa haben viele Millionen Menschen nicht
genügend zu essen. Das geht aus jüngsten Zahlen der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation, FAO, hervor [1].

Demnach besteht weltweit in 37 Ländern akute Nahrungsnot, davon
liegen 29 in Afrika. Fast alle Länder des östlichen Afrikas sind
davon betroffen. Es ist wenig überraschend, daß in Somalia, Südsudan,
Demokratische Republik Kongo gehungert wird, denn in diesen Ländern
werden gewaltsame Konflikte ausgetragen. Felder werden verwüstet,
Ernten geraubt, Saatgut wird von Bewaffneten beschlagnahmt, und wer
sich traut, sein Feld zu bestellen, läuft Gefahr, getötet zu werden.
Zudem werden zahlreiche Menschen aus ihrer Heimat vertrieben, und
Lebensmittel verteuern sich, je weniger produziert werden. Die hohen
Preise kann sich nicht jeder leisten. Alles in allem gilt die
Sicherheitslage in 16 jener 37 auf Nahrungshilfe angewiesenen Ländern
als unsicher.

Tansania und Kenia gelten als politisch stabil, und auch Äthiopien,
in dem zwar die Opposition massiv unterdrückt wird, gilt im
allgemeinen nicht als unsicheres Land. Dennoch wird in
diesen Ländern gehungert. In diesen Fällen bemüht die FAO geringere
Niederschlagsmengen als Erklärung für die eklatante Nahrungsnot. Der
Nordosten Tansanias beispielsweise leide genauso unter zu wenig Regen
wie Somalia, wo die Regenzeit namens Deyr die Ernten um rund 20
Prozent einbrechen ließ, heißt es. Für ganz Ostafrika hat die FAO
einen Ernterückgang um 7,2 Prozent festgestellt. In Kenia fiel sogar
bis zu 80 Prozent weniger Niederschlag als im Durchschnitt.

Seit Oktober vergangenen Jahres haben sich auf den meisten lokalen
Märkten Äthiopiens und Sudans die Preise für Sorghum, Hirse und
Weizen verdoppelt. Ausgelöst worden sei dies in Folge der Streichung
staatlicher Zuschüsse. In Äthiopien können sich 7,88 Millionen
Einwohner nicht ausreichend ernähren und benötigen Unterstützung, in
Kenia sind es 3,4 Millionen.

Das kleine Land Dschibuti, das gegenüber von Jemen auf der anderen
Seite des Roten Meers liegt, beherbergt eine Reihe von
Militärstandorten, unter anderem von den USA, Frankreich, China,
Deutschland und der Türkei. Ungeachtet der damit verbundenen
finanziellen Unterstützung ist fast jeder fünfte Einwohner auf
Nahrungshilfe angewiesen.

Die FAO gibt in ihrem Vierteljahresbericht vom März 2018 im
wesentlichen die "Ernährungslage" und die "Aussichten der
Getreideproduktion" wieder. Es wäre allerdings ein Irrtum anzunehmen,
daß die dabei verwendeten Kategorien zur Interpretation der Datenlage
wertneutral sind. Indem zwei Schwerpunkte der Analyse festgelegt
werden - Konflikte und Klima - geraten andere Optionen der Gründe für
den Nahrungsmangel in den Hintergrund oder werden ausgeblendet. Das
betrifft dann natürlich auch die Schlußfolgerungen, die aus der
Bestandsaufnahme gezogen werden können, um den Mangel zu beheben.

Ungleichgewichte im Welthandel? Fehlanzeige. Die FAO sieht es
anscheinend nicht als ihre Aufgabe an, die globale Förderung
"westlicher" Getreidesorten wie Weizen oder Mais zu brandmarken,
obschon doch beide Pflanzen nach Afrika exportiert wurden und eine
viel geringere Toleranz gegenüber Hitzestreß aufweisen als
traditionell angebaute Getreidearten wie Hirse.

Ausrichtung der afrikanischen Länder auf Cash Crops? Fehlanzeige.
Vermochten sie sich noch in den sechziger, siebziger Jahren 
ernährungsmäßig selbst zu versorgen, war es den vom Westen 
dominierten Institutionen Weltbank und IWF gelungen, über den
Hebel der Verschuldung den afrikanischen Ländern
Strukturanpassungsprogramme aufzudrücken, die diese zu bloßen
Ressourcenstaaten, inklusive der agrarischen Ressourcen, für den
Weltmarkt degradiert haben. Da blieben viele Millionen
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern auf der Strecke, mußten sie doch
plötzlich mit Kleinbäuerinnen und -bauern in Asien und Südamerika
konkurrieren. Ausgerechnet unter den ursprünglichen
Nahrungsproduzenten grassiert bis derzeit der Hunger besonders stark.
Heute muß Afrika Nahrung importieren.

Überschwemmung afrikanischer Staaten mit subventionierten
Agrarprodukten der Europäischen Union? Fehlanzeige. Obschon die
EU nach wie vor durch ihre hochsubventionierten Billigexporte lokale
Märkte in Afrika zerstört, so daß die Menschen ihre heimische Scholle
verlassen und vermehrt in die Städte ziehen (oder versuchen, nach
Europa zu migrieren) - in Folge unter anderem der Landflucht leben
inzwischen in Afrika mehr Menschen in Städten als auf dem Land -,
bleibt dieses Phänomen im FAO-Bericht unerwähnt.

Abschluß von Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der EU mit
ausgewählten afrikanischen Staaten? Fehlanzeige. Obschon diese
Freihandelsabkommen mit den 78 AKP-Staaten (dazu gehören vor allem
ehemalige europäische Kolonien in Afrika sowie in der Karibik und im
Südpazifik) dazu geführt haben, daß die Länder ihre Importzölle
aufheben mußten und den Staatshaushalten wichtige Einnahmen
wegbrachen (die beispielsweise zur Stärkung des ländlichen Raums und
des Kleinbauerntums hätten verwendet werden können), erfährt man
darüber in dem FAO-Bericht nichts. Ebensowenig darüber, daß auch die
Aufhebung von Zollschranken für Ressourcenausfuhren die
Staatseinnahmen verringert hat und daß die verheißene Zunahme an
Direktinvestitionen durch das ausländische Kapital die entstandenen
Lücken bei den Steuereinnahmen nicht zu füllen vermochte. Zumal es
den Investoren darum ging, sich die attraktiven Schnäppchen unter den
Nagel zu reißen, nicht aber, auf breiter Front Wohlstand einkehren zu
lassen. Die Rede ist hier nicht von China, das massiv in den Ausbau
der Infrastrukturen in den afrikanischen Ländern investiert hat und
sicherlich ganz ähnliche Ziele wie die EU verfolgt, sich dabei aber
anderer Mittel und Methoden bedient, die den Anspruch der
Entwicklungszusammenarbeit oftmals deutlich besser erfüllen, als was
die Europäer zustandebringen.

Nochmals zur Erinnerung: Die FAO legt sich in ihrem von Tabellen und
Grafiken bestimmten Vierteljahresbericht an anderer Stelle keine
Zurückhaltung auf, denn durch ihre Analyse präferiert sie bestimmte
Erklärungsmuster für die Nahrungsnot. Vermutlich ist es kein Zufall,
daß dies der Lesart entspricht, die von den wirtschaftlich stärkeren
Staaten des globalen Nordens auf die Mangelsituation favorisiert
wird. Zum Beispiel stellt die Aussage, daß in Ostafrika der Regen
ausblieb und deshalb die Erntemenge rückläufig ist, einen
Erklärungsversuch für die Entstehung von Hunger dar. Das gesamte
Zahlenwerk der FAO ist nicht wertneutral, sondern bewertet die
obengenannten Einflußgrößen wirtschaftlicher Art offenkundig als
vernachlässigbar, da sie im Unterschied zu Krieg und Klima nicht
einmal erwähnt werden. Von diesen beiden Faktoren werden die Menschen
(vermeintlich) schicksalhaft ereilt, wohingegen die vorherrschende
Wirtschaftsordnung, die jene Hungerregionen hervorbringt und
aufrechterhält, hinterfragbar ist. Der Kampf gegen den Hunger in der
Welt könnte sehr viel entschiedener in Angriff genommen werden, wenn 
auch die fundamentalen gesellschaftlichen Voraussetzungen auf den Prüfstand
kämen, die die Unterscheidung in Wohlhabende und Hungernde dauerhaft
und unüberbrückbar befestigen sollen.


Fußnote:

[1] http://www.fao.org/3/I8764EN/i8764en.pdf
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INFOPOOL / POLITIK / REPORT





BERICHT/309: Pflegenot - Menschenrecht Gesundheit ... (1) (SB)


Wir sind die Kinder von Helios. Vom Besten zu lernen, ohne
Schranken ein Team, bei uns ist jeder Moment Medizin.

Firmeneigene Hymne des Krankenhauskonzerns Helios [1]



Kennt die Leidensfähigkeit der Pflegenden keine Grenzen, ist ihre
Substanz der widerspruchslos zu verheizende Treibstoff des
kommerzialisierten Klinikbetriebs? Begnügen sich die Patienten
heutzutage damit, den Krankenhausaufenthalt überlebt zu haben? Ist
Gesundheit das letzte verbliebene Gut, das aggressiv zur Ware gemacht
und dem Verwertungsregime profitträchtig unterworfen wird? Die
allermeisten Krankenschwestern und Pfleger betonen, daß sie ihren
Beruf schätzen, der zu den anspruchsvollsten und angesehensten in
diesem Land gehört. Dennoch herrschen Frustration, Wut und
Verzweiflung im Pflegebereich, sind die Beschäftigten oftmals nach
wenigen Jahren körperlich und psychisch am Ende, so daß sie
resignieren und kündigen. Die Überlastung führt weithin dazu, daß nur
noch das Nötigste für die Patientinnen und Patienten getan werden
kann, deren Versorgung immer schlechter wird. Vernachlässigung und
Behandlungsfehler ziehen eine unbekannte Zahl von Opfern nach sich.
Ausgebildete Krankenpfleger und Krankenschwestern werden händeringend
gesucht, in der sogenannten Fachkräfteengpaßanalyse der Bundesagentur
für Arbeit tauchen sie regelmäßig auf. Zehntausende Stellen können
bundesweit nicht besetzt werden.

Am häufigsten klagen die Beschäftigten über Personalmangel und die
daraus resultierende Belastung, ihre Patienten nicht adäquat versorgen
zu können. Sie haben ständig das Gefühl, sich nur im Laufschritt zu
bewegen und trotzdem nicht genug zu schaffen. Es gibt keine Pausen,
die diesen Namen verdienen, ständig arbeite man an der Grenze der
körperlichen und geistigen Leistungsfähigkeit. Die Pflegekräfte häufen
einen Berg von Überstunden auf, ohne daß ein Ende des permanenten
Drucks in Sicht wäre. Bezeichnenderweise sind es in der
patriarchalisch geprägten Klinikhierarchie insbesondere Frauen, denen
die Last der Sorge unter Bedingungen aufgebürdet wird, die
systematischen Raubbau an ihrer Substanz betreiben und zugleich damit
kalkulieren, daß sie sich eher selbst des Versagens bezichtigen und in
die Verhältnisse fügen, als dagegen Stimme und Hand zu erheben.

Ist das die finstere Ecke in einem ansonsten soliden Klinikbetrieb,
der immanent Abhilfe geschaffen werden könnte? Handelt es sich um eine
Fehlentwicklung der Krankenhäuser oder gar des gesamten
Gesundheitssystems, der sich aufklärend und neu justierend begegnen
ließe, da doch die Problematik längst in der Bundespolitik angekommen
ist? Oder muß die Kritik schärfer ansetzen und sich mit
gesellschaftlichen Verhältnissen konfrontieren, deren integraler
Verfügungsschub die Kommodifizierung der Gesundheit und der Zugriff
auf die Körperlichkeit des Menschen ist? Erinnern wir uns: Daß eine
rot-grüne Bundesregierung unter Schröder und Fischer das
Hartz-IV-Ghetto mit seinen heute gut 6 Millionen Insassen geschaffen
hat, ist weithin bekannt. Weniger geläufig dürfte hingegen sein, daß
damals auch mit dem Krankenhausfinanzierungssystem (DRG) eine
Umwälzung des Gesundheitswesens auf den Weg gebracht wurde, in dessen
Rahmen die Krankenhäuser in Deutschland derzeit 40 Millionen Fälle
jährlich stationär oder ambulant "versorgen". Nachfolgende Große
Koalitionen sattelten auf und trieben die Brutalisierung voran, die
mit dem "Krankenhausstrukturgesetz" (KHSG) in die nächste Runde der
Kapitalisierung der Krankenhausversorgung ging, die wiederum von der
bereits in Angriff genommenen "Qualitätsoffensive" samt
"Strukturfonds" aus Steuergeldern auf die nächsthöhere Stufe der
Verwertung getrieben wird. [2] Wer ernsthaft von einer Fehlentwicklung
im Gesundheitssystem sprechen will, sollte daher von diesen "Reformen"
im Kontext des "Geschäftsmodells Deutschland" nicht schweigen, was
zwangsläufig an grundlegende Fragen der hiesigen Lebensverhältnisse zu
Lasten innerer und äußerer Opfer des Raubzugs führt.
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Jour Fixe der Gewerkschaftslinken zum Pflegenotstand

Am 3. März fand ein Jour Fixe der Hamburger Gewerkschaftslinken [3]
statt, der seit Oktober 2005 regelmäßig einmal im Monat der
Unterstützung eigenständiger Kämpfe in der Arbeitswelt gewidmet ist.
Als Thema des 160. Jour Fixe, der diesmal in den Räumen der Föderation
demokratischer Arbeitervereine (DIDF) [4] am Berliner Tor zu Gast war,
standen "Kämpfe in Krankenhäusern in Hamburg, Bremen und Berlin -
Organisierung von Pflegebündnissen - die Macht der Öffentlichkeit" zur
Diskussion. Wie Dieter Wegner, der zu den Gründungsmitgliedern des
Jour Fixe gehört, eingangs ausführte, ging die Initiative zu dem
Treffen von Bärbel Schönafinger von labournet tv [5] aus. Für das seit
Frühjahr 2017 bestehende Pflegebündnis Hamburg [6] stand Christoph
Kranich Rede und Antwort. Aus Berlin waren Michael K. (Krankenpfleger)
und Silvia Habekost (Pflegerin im Vivantes Klinikum) angereist, aus
Bremen Ariane Müller (Krankenschwester und Mitbegründerin des
dortigen Pflegebündnisses).

"Wo bleibt der Aufstand? Krankenhauspflege - keine Zeit für
Menschlichkeit!" Mit solchen Schlagzeilen warten derzeit große
deutsche Zeitungen auf. Wenngleich diese Skandalisierung natürlich in
erster Linie auf eine Steigerung der Auflage abzielt, können derartige
Berichte über die Zustände in den Krankenhäusern doch nützlich sein,
den Kämpfen der Pflegenden um bessere Arbeitsbedingungen und eine
entsprechende Versorgung der Patienten Aufmerksamkeit in der
Öffentlichkeit zu verschaffen. Wie Wegner allerdings warnend
hervorhob, geißelten dieselben Medienerzeugnisse solche Mißstände, die
seit Jahrzehnten die neoliberale Politik und die Liberalisierung der
Wirtschaft ideologisch begleitet haben. Sollte es zu organisiertem
Widerstand in den Kliniken kommen, so geschehe das nicht in Folge
einer schlaglichtartigen Berichterstattung. Dies könne nur von unten
geschehen, indem sich die betroffenen Kolleginnen und Kollegen in den
Krankenhäusern zusammenschließen und aktiv für ihre Interessen
eintreten.

Zu früheren ÖTV-Zeiten reichte es aus, die Müllwerker ein paar Tage
mit den Deckeln klappern zu lassen, um weithin eine Lohnerhöhung von
5, 6 oder 7 Prozent durchzusetzen, so Wegner. Die anderen Branchen und
Sparten brauchten nichts zu unternehmen, und in den Krankenhäusern
dachten die Beschäftigten am allerwenigsten an Streik. Das ist heute
anders. Wenn die Lohnabhängigen in Krankenhäusern, Pflegeheimen und
Kindergärten etwas erreichen wollen, bleibt ihnen nur die Möglichkeit,
gemeinsam den Kampf aufzunehmen. Allein durch gewerkschaftlichen Kampf
ist das in den Kliniken nicht mehr möglich. Erforderlich ist zudem
eine Unterstützung von außen durch Pflegebündnisse und andere Gruppen,
die vor Ort aktiv sind. Ausgehend von der Berliner Charité, dann auch
von einer kleinen Gruppe im Hamburger Krankenhaus St. Georg, seien in
dieser Hinsicht in den letzten Jahren doch beachtliche Fortschritte
herbeigeführt worden. Als Jour Fixe habe man mit den Kolleginnen und
Kollegen im St. Georg schon seit vielen Jahren Kontakt und arbeite mit
ihnen bei ihren Aktionen zusammen.


labournet tv - Arbeitskämpfe sichtbar machen

Wie Bärbel Schönafinger berichtete, existiert labournet tv seit 2011
in Berlin als ein Projekt, das sich zur Aufgabe gemacht hat,
Arbeitskämpfe sichtbarer zu machen. Gesammelt werden Filme und Videos
über Streiks und Auseinandersetzungen am Arbeitsplatz aus allen
Ländern und allen Zeiten. Auf diese Weise soll über die Jahre ein
Archiv von Klassenkämpfen aus den verschiedenen Ländern aufgebaut
werden. Bislang sind dabei 750 Filme aus 53 Ländern zusammengekommen,
die man mit deutschen und englischen Untertiteln kostenlos auf der
Webseite labournet.tv anschauen kann.

Zudem dreht das aus zwei Frauen bestehende Kollektiv selber
Dokumentarfilme zu Themen, die ihm besonders wichtig erscheinen.
Derzeit ist ein Film über die Betriebsgruppe GoG (Gegenwehr ohne
Grenzen) in Arbeit, die seit 1972 existiert und bei Opel in Bochum
aktiv war. Zum dritten führt labournet tv Veranstaltungen durch und
hat vor einem Jahr mit der Reihe "Cinéma Klassenkampf" begonnen. Dabei
geht es darum, streikende Menschen zu einer Veranstaltung zu bitten,
damit sie aus erster Hand berichten und es auf diesem Wege möglich
wird, ungefilterte Informationen über Arbeitskämpfe zu erhalten und
sich solidarisch zu organisieren.

Das aktuelle Treffen in Hamburg war die neunte Veranstaltung in der
Reihe, diesmal zusammen mit dem Jour Fixe der Gewerkschaftslinken und
zum ersten Mal nicht in Berlin. Dem waren bereits vier Veranstaltungen
zum Thema Kämpfe in Krankenhäusern vorangegangen, weil in dieser
Hinsicht in Berlin sehr viel passiert ist. So wurde unter anderem eine
Veranstaltung organisiert, als im September der Streik an der Charité
lief.
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Berichte zu Pflegestreiks aus erster Hand
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Ein Film über den Streik an der Charité 2015

In einem Film über den Streik am Berliner Klinikum Charité im Jahr
2015 kommen Krankenschwestern und Pfleger, Patientinnen und
Gewerkschafter im Kontext des Arbeitskampfs zu Wort. Sie berichten von
einer dramatischen Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und der
zwangsläufigen Folge, die eigene Leistung zu rationieren, weil zuviel
Pflegeleistung mit viel zu wenig Personal in viel zu wenig Zeit
erbracht werden muß. Körperpflege, Hilfe beim Aufstehen oder gar
menschliche Zuwendung fänden kaum noch statt. Seit Beginn der 2000er
Jahre habe ein anderes Finanzierungssystem zu mehr Ärzten, aber
weniger Pflegepersonal geführt. Es sei eine politische Entscheidung,
Krankenhäuser zu profitgetriebenen Verwertungseinrichtungen zu machen.
Eine Umfrage der Gewerkschaft ver.di, die den Streik mitorganisiert
hat, kam zu dem Ergebnis, daß für eine angemessene Versorgung der
Patienten bundesweit 162.000 Stellen, davon 70.000 in der Pflege
fehlen. Die Länder stellen den Kliniken nicht einmal die Hälfte der
finanziellen Mittel zur Verfügung, die notwendig wären, um die
Investitionen zu tätigen. Die Kliniken benutzen Geld, das von den
Krankenkassen kommt, um diese Lücken zu schließen. Dadurch wird Geld
für Personalstellen zu Geld für Baustellen.

Unter diesen verheerenden Umständen sei Streiken der einzige Weg, um
das Land aufzurütteln. Andernfalls werde sich nie etwas ändern. Die
pflegenden Berufe stehen unter dem ständigen Zwang, sich zu erklären.
Pflegekräfte reiben sich in unter diesem Druck in kurzer Zeit auf und
machen das oftmals nicht lange mit. Viele von ihnen geben auf und
kündigen, andere ziehen sich ins Privatleben zurück und arbeiten nur
noch des Geldes wegen. Sie abzuholen und zum gemeinsamen Widerstand zu
organisieren falle sehr schwer, dennoch sei es vielfach gelungen: Ihr
müßt aktiv werden und könnt nicht darauf warten, daß irgend jemand
anderes das für euch macht!

Als Hauptforderung verlangten die Streikenden feste Quoten von 1:2 für
die Intensivpflege und 1:4 für die Normalpflege. Der Arbeitgeber
erklärte, diese Forderung widerspreche seinem Recht auf
unternehmerische Freiheit. Es folgte ein erster Warnstreikaufruf, um
ihn an den Verhandlungstisch zu bringen. Als dann ein Warnstreik kein
besseres Angebot zur Folge hatte, kam es zu einem neuntägigen
unbefristeten Streik. Es wurden rund 1500 Betten bestreikt, der
Schaden für das Unternehmen betrug bis zu 500.000 Euro täglich.
Aufkleber des Arbeitgebers "Streik ist keine Lösung", die den
Arbeitskampf verteufelten, wurden häufig von Patienten abgerissen.
Nicht der Streik, sondern der Normalbetrieb gefährdet die Patienten,
so die Parole im Arbeitskampf. Der Streikstrategie einer maximalen
Schonung der Patienten folgend wurde eine Notdienstvereinbarung mit
der Charité geschlossen. In dieser verpflichteten sich die
Streikenden, sieben Tage im voraus mitzuteilen, wenn eine Station
komplett geschlossen werden muß, und drei Tage im voraus, wenn
einzelne Betten bestreikt werden sollen.

Mit großem Erfolg wurden aus dem Kreis der Beschäftigten sogenannte
Tarifberaterinnen eingeladen, die noch nicht organisiert waren, um
mitzudiskutieren und sich einzubringen. Das habe eingeschlagen wie
eine Bombe: Ein ver.di-Verhandlungsführer hat doch keine Ahnung von
den Besonderheiten der Intensivmedizin! Schon nach dem Streik im Jahr
2011 sei den Beteiligten klargeworden, daß sie der Unterstützung von
außerhalb ihrer Betriebsgruppe bedürfen. Deshalb wurde ein Bündnis ins
Leben gerufen, an dem auch Patienten, Menschen aus der Bevölkerung,
Ärzte und politische Organisationen beteiligt sind und das die gesamte
Öffentlichkeitsarbeit übernommen hat. Die öffentliche Meinung war von
Anfang an auf seiten der Streikenden. Diesen ging es nicht zuletzt
darum, bundesweit zu signalisieren, daß Pflegekräfte etwas bewegen
können, wenn sie den Mund aufmachen und aktiv werden. Viele
Betriebsgruppen bekundeten Interesse, auch so etwas zu machen. Dabei
seien einzelne betriebliche Lösungen nur ein notwendiger erster
Schritt auf dem Weg, Druck auf die Politik auszuüben, damit endlich
eine gesetzliche Regelung geschaffen wird. Jede Belegschaft habe nun
die Instrumentarien an der Hand und verfüge über eine Organisation,
die zu Streiks aufrufen darf. Da Privatisierungen und Ausgrenzungen im
herrschenden Wirtschaftssystem weiter zunehmen, werde
gewerkschaftliches Engagement an der Basis um so wichtiger. Die
Charité werde nie wieder dieselbe sein: "Wir haben ein solches
Bewußtsein und eine Wachsamkeit gegenüber den Ausbeutungsprozessen
geschaffen und eine Belegschaft, die Lunte gerochen hat, daß es hier
eine historische Chance gibt, etwas zu verändern, was für die gesamte
Republik Folgen haben kann. Politik hört zu, wenn man laut genug
schreit, (...) und das Schreien muß man erst einmal lernen, gerade in
diesem Beruf!"
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Den Schwachen kämpferisch zur Seite stehen
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Was ist seither in Berlin passiert?

Michael K. berichtete, was sich seit 2015 im Klinikbetrieb
abgespielt hat. Er hat seine Ausbildung zum Krankenpfleger im
Klinikkonzern Vivantes gemacht und ist seit 2003 an der Charité
beschäftigt. Wie er ausführte, endete der Streik 2015 mit dem
Tarifvertrag für Gesundheitsschutz. Die Charité hatte zunächst
gerichtlich in Frage gestellt, daß eine solche Regelung in einem
Tarifvertrag überhaupt möglich ist. Das Gericht befand jedoch, daß die
unternehmerische Freiheit dort endet, wo die Gesundheit der
Beschäftigten betroffen ist. Zunächst wurde ein Eckpunktepapier
vereinbart, nach einem Verhandlungsmarathon der Tarifvertrag Anfang
2016 unterzeichnet. Doch die Entlastung, die sich die Beschäftigten
davon erhofft hatten, sei auf den Stationen nur in sehr geringem Maße
spürbar geworden. Das liege zum einen an Regelungen im Tarifvertrag
selbst. Zum anderen brüste sich die Charité bundesweit mit der
Errungenschaft dieses Tarifvertrags und behaupte, mehrere hundert
zusätzliche Kräfte eingestellt zu haben. Die Kollegen könnten jedoch
keine nennenswerte Veränderung feststellen.

Daraufhin hat sich die Betriebsgruppe wiederholt mit den Tarifberatern
zusammengesetzt, um zu diskutieren, wie der Tarifvertrag genutzt
werden könne, um eine tatsächliche Entlastung herbeizuführen. Dabei
stellte sich heraus, daß das Zusammentragen von Daten, auf denen die
Regelungen des Tarifvertrags beruhen sollen, sehr schwierig war. 2017
seien die Beteiligten soweit gewesen, eine Verbesserung des
Tarifvertrags zu fordern, der zu viele Unwägbarkeiten aufweise. Es
folgte ein längerer Briefwechsel mit dem Vorstand und der
Pflegedirektion der Charité, an welchen Punkten der Tarifvertrag nicht
ausreichend eingehalten wird bzw. nicht genügend Entlastung
herbeigeführt hat. Dem wurde mit einer Hinhaltetaktik begegnet. Im
September 2017 kam es deshalb erneut zu einem Streik, der über fünf
Tage lief und deutlich schwieriger als der vorangegangene war. Eine
der Ursachen sei die Weigerung der Charité gewesen, die
Notdienstvereinbarung zu unterschreiben.

Am Sonntag der Streikwoche fand die Bundestagswahl statt. Der Plan,
eine Woche zu streiken, dann eine Pause einzulegen, um dann erneut in
den Streik zu treten, konnte nicht umgesetzt werden. Die zweite
Streikwoche kam nicht mehr zustande, weil es kurzfristig ein
scheinbares Entgegenkommen der Charité gab. Sie signalisierte
Verhandlungsbereitschaft und legte ein Papier vor, in dem es darum
ging, den Tarifvertrag wieder in Kraft zu setzen, dessen Auslaufen den
Streik möglich gemacht hatte. Gleichzeitig sollte eine gemeinsame
Kommentierung des Tarifvertrags, also seine Auslegung, stattfinden.
Seitdem werde verhandelt oder auch nicht, Terminprobleme würden
vorgeschützt. Nun ist der Tarifvertrag von Anfang 2016 wieder in
Kraft, doch die damit verbundenen Probleme haben sich nicht verändert.
Die gemeinsame Kommentierung sei bislang nicht erfolgt. Woran es hakt,
könne man allenfalls erahnen, wenn man nicht selbst an der
Tarifkommission beteiligt ist. Offenbar bremse die Charité den
Fortgang aus.

In allen drei bettenführende Häusern des Konzerns in Berlin sei die
Stimmung der Beschäftigten gereizt, doch zeichneten sich auch
resignative Tendenzen ab. Nicht wenige Beschäftigte wandern zu
Sklavenhändlern ab, die derzeit besser bezahlen als Festangestellte
verdienen. Man erlebe eine Flucht in die Leasingfirmen, wie es sie bei
Tarifangestellten nur selten gibt. Es sei 2015 und bis heute nicht
wirklich gelungen, mit den Arbeitskämpfen über den Pflegebereich
hinauszugreifen. Man kämpfe für eine Mindestbesetzung im
Pflegebereich, aber nicht nur. Auch Ärzte, Physiotherapeuten oder
Reinigungspersonal - Arbeitsbedingungen und Bezahlung seien überall
mies. Es gibt bundesweit mehrere Kliniken, in denen zumindest
Warnstreiktage durchgeführt wurden, und in Städten wie Hamburg
Bündnisse, um diese Kämpfe zu unterstützen. Aber der Streik in der
Charité sei 2015 und 2017 allein geblieben, obwohl es in Berlin und in
derselben Gewerkschaft mit Vivantes einen zweiten großen Klinikkonzern
gibt, in dem ebenfalls eine gewisse Streikbereitschaft zu verzeichnen
war.

Nach den Worten des Referenten hat das Management der Charité ähnlich
zugeschlagen wie in anderen Kliniken und Töchter gegründet. Es wurde
insbesondere eine große Tochterfirma, Charite Facility Management
GmbH, geschaffen, im Moment noch mit einer Beteiligung der Charité von
51 Prozent, 49 Prozent hält ein privates Konsortium. Dort gibt es
keinen einheitlichen Tarifvertrag, wenn man von einigen Kollegen z.B.
in der Reinigung absieht. Im Unternehmen CFM wird daher der Kampf für
einen Tarifvertrag geführt, jedoch bislang nicht gemeinsam mit den
Auseinandersetzungen im Mutterkonzern, so seine abschließenden Worte
zu einem großen Manko der aktuellen Kämpfe um bessere Arbeitsbedingungen.

(wird fortgesetzt)
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Treffpunkt bei DIDF in Hamburg-St. Georg
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Fußnoten:


[1] http://www.zeit.de/arbeit/2018-02/krankenhaus-pflege-fachkraeftemangel-bezahlung-mangel/komplettansicht

[2] https://www.heise.de/tp/features/Krankenhaeuser-Schliessungen-Die-alte-Rot-Gruen-Politik-wird-von-der-neuen-GroKo-fortgesetzt-3981033.html?seite=all

[3] http://www.gewerkschaftslinke.hamburg

[4] DIDF (Föderation demokratischer Arbeitervereine e.V.) wurde im
Dezember 1980 als Dachverband von Vereinen aus der Türkei gegründet.
Ihr gehören heute mehr als 35 Mitgliedsvereine und -gruppen an. Die
DIDF ist eine Migrantenselbstorgansation.

http://www.didf.de

[5] http://www.labournet.tv

[6] http://www.pflegenotstand-hamburg.de
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FRAUEN/719: Mangelnder Schutz vor Gewalt und vielfältige Benachteiligung (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 7. März 2018

Zum Weltfrauentag: 

Paritätischer kritisiert mangelnden Schutz vor Gewalt und vielfältige
Benachteiligung von Frauen 



Frauen und Mädchen sind nach wie vor in vielen Bereichen der Gesellschaft
strukturellen Benachteiligungen ausgesetzt. Insbesondere im Bereich des
Schutzes vor Gewalt gebe es nach wie vor Schutzlücken, kritisiert der
Paritätische Wohlfahrtsverband anlässlich des Weltfrauentags und fordert
die Bundesregierung auf, endlich Zugang zu Zuflucht und Hilfe für alle von
Gewalt betroffenen Frauen und ihre Kinder in Deutschland zu garantieren.

Der Paritätischen Gesamtverband appelliert an die Bundesregierung, zügig
die im Februar in Kraft getretene Istanbul-Konvention umzusetzen, nach
welcher Frauen und Mädchen vor allen Formen von Gewalt geschützt werden
sollen. Die unterzeichnenden Staaten haben sich verpflichtet, Maßnahmen zum
Gewaltschutz und Prävention zu ergreifen. "Schutz vor Gewalt darf nicht vom
Zufall oder gar dem Wohnort der Frau abhängen. Die Umsetzung der 
Istanbul-Konvention in Deutschland ist überfällig", so Marion von zur Gathen,
Leiterin der Abteilung "Soziale Arbeit" beim Paritätischen Gesamtverband.
In Deutschland ist jede vierte Frau mindestens einmal im Leben körperlicher
oder sexueller Gewalt durch einen Partner ausgesetzt. Der Paritätische
fordert die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Schutz und Unterstützung
für alle gewaltbetroffenen Frauen und deren Kinder und den Ausbau
niedrigschwelliger und bedarfsgerechter Hilfs- und Unterstützungsangebote.
Notwendig sei eine verlässliche und adäquate finanzielle Ausstattung von
Frauenhäusern und Fachberatungsstellen. "Es ist zu begrüßen, dass das Thema
im Koalitionsvertrag verankert wurde. Der Absichtserklärung müssen jetzt
aber Taten folgen und es müssen verbindlich finanzielle Ressourcen zur
Verfügung gestellt werden", mahnt von zur Gathen.

Anlässlich des Internationalen Frauentages weist der Paritätische zudem auf
das nach wie vor für Frauen deutlich höhere Risiko der Altersarmut hin.
Nach jüngsten Zahlen des Statistischen Bundesamtes stieg die Zahl von
Bezieherinnen einer Grundsicher zwischen 2006 und 2016 von 371 000 auf 682
000 Menschen, davon sind 59 Prozent Frauen. Ein Hauptgrund sind die
Unterbrechungen der Erwerbsbiografien nach der Geburt der Kinder. Marion
von zur Gathen erklärt dazu: "Es kann nicht sein, dass eine Geburt für die
Frau das Risiko erhöht, im Alter zu verarmen, weil sie nicht so viele
Rentenpunkte wie ein Mann sammeln kann. Bisherige Maßnahmen aus der Politik
wie das ElterngeldPlus und der Ausbau der Kinderbetreuung waren gut
gemeint, aber nur selten gut oder vollständig umgesetzt. Wir erwarten von
der kommenden Bundesregierung, dass sie allen Frauen die Gewissheit gibt,
dass sie im Alter und auch sonst niemals Armut erleiden müssen."

Im Rahmen der Paritätischen Jahreskampagne "Mensch, Du hast Recht" plant
der Verband mit seinen Mitgliedsorganisationen unter anderen zahlreiche
Veranstaltungen zum Menschenrecht auf Schutz, Zuflucht und Hilfe. Das Thema
Gewalt- und Diskriminierungsschutz sowie insbesondere die Frage der
Frauenrechte spielen dabei eine zentrale Rolle.




Mehr Informationen unter:

www.mensch-du-hast-recht.de

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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FRAUEN/718: Jede Dritte hat physische oder sexualisierte Gewalt erfahren (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 7. März 2018

Internationaler Frauentag: 

Jede Dritte hat physische oder sexualisierte Gewalt erfahren

DSW: "Rechte von Mädchen und Frauen nicht länger mit Füßen treten!"



Hannover, 7. März 2018. Weltweit hat rund ein Drittel aller Mädchen und
Frauen physische oder sexualisierte Gewalt erfahren. Die Täter kommen
häufig aus dem unmittelbaren Umfeld. Die Folgen für die Betroffenen sind
oft gravierend: Viele werden ungewollt schwanger und müssen Schule oder
Ausbildung abbrechen, werden mit HIV infiziert, leiden an Depressionen oder
begehen Selbstmord. Das gibt die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)
anlässlich des Internationalen Frauentages am 8. März bekannt.

"Besonders Mädchen in Entwicklungsländern sind von gravierenden
Menschenrechtsverletzungen wie Kinderehen und Genitalverstümmelung
betroffen", betont Renate Bähr, Geschäftsführerin der DSW. "So wird in den
ärmsten Ländern der Welt jedes achte Mädchen vor ihrem 15. Geburtstag
verheiratet. Das verschlechtert ihre Bildungschancen, verschärft Armut und
bedeutet für viele aufgrund von zu frühen Schwangerschaften sogar den Tod.
Die Rechte von Mädchen und Frauen dürfen nicht länger mit Füßen getreten
werden! Regierungen müssen rigoroser gegen Täter vorgehen, intensivere
Gewaltprävention betreiben und schädliche Praktiken wie
Genitalverstümmelung und Kinderehen abschaffen. Um ein selbstbestimmtes
Leben führen zu können, brauchen Mädchen vor allem eine bessere Bildung,
und sie müssen über ihre Rechte aufgeklärt und ermutigt werden, um diese
auch einfordern zu können."


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf Familienplanung
und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen.
Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer Projekte. Auf
nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss auf politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-31, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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FRAUEN/717: Warten auf die reproduktive Freiheit (Wir Frauen)


WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 1/2018

Warten auf die reproduktive Freiheit

Von Anna Schiff



Für die meisten heterosexuellen Frauen ist die Pille das (hormonelle)
Verhütungsmittel der Wahl. Doch es zeigt sich mittlerweile ein
deutlicher Gegentrend - vor allem in der jüngeren Generation.

DagiBee hat es getan. Ebenso Mrs. Bella und Ella TheBee - die
erfolgreichen YouTuberinnen haben die Pille abgesetzt und darüber
Videos auf ihren Kanälen veröffentlicht. Sie sprechen über
Depressionen, Lustlosigkeit, Migräne... - all die Nebenwirkungen, die
hormonelle Verhütung nach sich ziehen kann. Aber auch darüber, wie sie
von ihren Gynäkolog*innen nicht ernst genommen wurden, wie sie
dachten, es läge an ihnen, es sei sicher nur eingebildet... - all die
Nebenwirkungen, die eine weibliche Sozialisation nach sich ziehen
kann. Mit ihrer Kritik sind sie bei weitem nicht alleine. Längst ist
die Kritik an der Pille zu einem Trendthema geworden - vor allem
online. Die von den Millenials frequentierten online Magazine wie
VICE und bento haben das Thema längst aufgegriffen.
Artikel wie "Die Antibabypille ist unzumutbar" von Sabine Kray werden
zigmal in den sozialen Medien geteilt. Stehen wir auf der Schwelle vor
einer neuen sexuell-reproduktiven Revolution?

Viele der genannten YouTuberinnen sprechen zwar von den horrenden
Gewinnen, die die Pharmaindustrie mit hormoneller Verhütung
erwirtschaftet, aber keine lässt sich zu gesellschaftspolitischen
Forderungen hinreißen. Zu Feminismus erst recht nicht. Die Pille zu
nehmen oder nicht - eine ganz persönliche Entscheidung. So unpolitisch
der Einsatz der Berufsbeautys daher kommt, so wenig sollte man das
Potential dieser Stimmen unterschätzen. Katrin Wegener untersucht in
ihrem Buch "Die Pille und ich" den fundamentalen Wandel des
Verhältnisses von Frauen zur Pille, der sich in den letzten
Generationen vollzogen hat. Junge Frauen nehmen die Pille auch und vor
allem für schönere Haare und Haut. "Die Pille ist multifunktional
geworden: Sie dient als Verhütungsmittel und zugleich als Kosmetikum."
Laut dem Pillenreport der Technikerkrankenkasse nahmen 2015 drei von
vier 19-Jährigen die Pille. Von ihren Idolen, die ihnen sonst eher
Kosmetika verkaufen, bekommen junge Frauen vielleicht zum ersten Mal
den Gedanken in den Kopf gepflanzt, dass sie selbst Expertinnen für
ihren eigenen Körper sein könnten. Wer weiß, welch feministische
Blüten er treibt?

Die Anti-Baby-Pille gilt nach wie vor als das Symbol der sexuellen
Revolution - wenn nicht gar als Startschuss für die Frauenbewegung.
Endlich konnten heterosexuelle Frauen Sex haben, ohne Angst davor
haben zu müssen, schwanger zu werden - so die gängige Erzählung. Der
sogenannte "Pillen-Knick" beweist recht deutlich, wie sehr sich Frauen
danach gesehnt haben, alleine bestimmen zu dürfen, ob Kinder oder
keine. Generationen von Frauen hatten einfach Kinder zu kriegen oder
Abtreibungen in Hinterhöfen, bei denen sie hoffentlich nicht starben,
zu erdulden. Unfreiwillige Mutterschaft gehörte für Generationen von
Frauen dazu, wie das Amen in der Kirche. So verwundert es auch nicht,
dass gerade die katholische Kirche bis heute Stellung gegen die Pille
bezieht. Die Pille hat das Leben von Frauen nachhaltig zum Besseren
verändert. Doch das ist nur ein Teil der Geschichte. Denn es flogen
nicht kleine Hormonbomben, weil Frauen endlich (reproduktiv) frei sein
wollten, sondern die Tomate.

Die Autorin Sabine Kray schlägt in ihrem Buch "Freiheit von der Pille
- eine Unabhängigkeitserklärung" die Brücke zwischen heterosexueller
Verhütung und dem existierenden Geschlechterverhältnis. Und fragt
darin auch, warum es die Pille für den Mann eigentlich nie auf den
Markt geschafft hat. Vielleicht aus demselben Grund, weshalb das
Kondom nicht das Symbol der (hetero-)sexuellen Revolution geworden ist
- weil heterosexuelle Männern dann ebenfalls reproduktive
Verantwortung hätten. Was mit einer bestimmten Form der Männlichkeit
nicht vereinbar ist. In den USA - und mittlerweile auch bei
uns - spricht man von "stealthing" (stealth engl. für "Heimlichkeit"),
wenn der heterosexuelle Mann heimlich das Kondom beim
Geschlechtsverkehr abzieht. In der Schweiz gab es eine erste
Verurteilung. Die amerikanische Juristin Alexandra Brodsky hat das
Phänomen als erste wissenschaftlich untersucht. In ihrer Studie
beschreibt sie, wie sich Männer in Internet-Foren gegenseitig Tipps
geben. Doch nicht irgendwelche Männer in irgendwelchen Foren, sondern
in den Ecken des Internets, wo eine aggressive rückwärtsgewandte
Utopie des Patriarchats herrscht. Und wie besser die eigene fragile
Männlichkeit beweisen als Frauen abzuwerten? "Pick-Up-Artists" nennen
sich die digitalen Machos, die anderen Möchtegern-Mackern beibringen,
mit welchen Tricks man Frauen ins Bett bekommt, um sie hinterher dafür
zu verachten, dass man sie ins Bett bekommen hat. In dieser Szene wird
auch das "stealthing" gefeiert. Es ist diese Art von toxischer,
zerstörerischer Männlichkeit und Frauenhass, gegen die Autoren wie der
Brite Jack Urwin in seinem Buch "Boys don't cry" anschreiben.

"Der Gesetzgeber möchte nicht, dass über den Schwangerschaftsabbruch
in der Öffentlichkeit diskutiert wird, als sei es eine normale Sache",
hieß es in der Urteilsverkündung gegen die Gynäkologin Kristina Hänel.
Auf ihrer Webseite hatte sie über Schwangerschaftsabbrüche informiert
und sich damit strafbar gemacht.

"Ein Rezept brauchen sie ja keines mehr. Aber da kriegen die schon was
von mir zu hören. Keine 18 und schon nach der Pille danach rufen! Die
nehmen die wie Smarties, sag ich dir. Dortmund-Nordstadt - sagt doch
alles."

Den anfangs so netten, weißen, heterosexuellen Apotheker hatte ich
beim Online-Dating kennen gelernt.

Es wird nichts werden aus uns.

Zur reproduktiven Freiheit ist es noch ein langer Weg.

 * 

Quelle:

Wir Frauen, Jahrgang 37, Frühjahr 1/2018, Seite 8-9

Herausgeberin: Wir Frauen -

Verein zur Förderung von Frauenpublizistik e.V.

Rochusstraße 43, 40479 Düsseldorf,

E-Mail: info@wirfrauen.de

Internet: www.wirfrauen.de

 

Wir Frauen erscheint viermal jährlich.

Jahresbezugspreis:

Postvertriebsstück jährlich 16,- Euro

Förder-Abo jährlich 26,- Euro

Stückpreis/Einzelheft 3,30 Euro
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ARBEIT/2786: Frauen holen am Arbeitsmarkt auf - Beschäftigungsplus aber vor allem durch Teilzeit (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 7. März 2018

Weltfrauentag am 8. März

Frauen holen am Arbeitsmarkt auf - Beschäftigungsplus aber vor allem
durch Teilzeit

BA-Vorstand Holsboer: Viele Frauen streben höhere Arbeitszeit an



Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten ist zwischen 2013
und 2017 um 2,5 Millionen auf zuletzt 32,2 Millionen Beschäftigte
gestiegen. Von diesem Plus profitieren auch Frauen, deren Beschäftigung im
selben Zeitraum um 8,3 Prozent auf 14,9 Millionen gestiegen ist.

Die Beschäftigungsquote bei Frauen bestätigt diesen Trend. Diese Quote gibt
Auskunft über den Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im
Alter zwischen 15 und 65 Jahren. Sie stieg bei Frauen zwischen 2013 und
2017 von 51,3 auf 55,4 Prozent - das bedeutet, dass über 55% aller Frauen
in Deutschland in einem sozialversicherungspflichtigen Job arbeiten. Die
Quote liegt allerdings weiter unter der der Männer, die zu 61,8 Prozent
(2013: 58,8 Prozent) beschäftigt waren.

Frauen in Ostdeutschland mit höherer Beschäftigungsquote als Männer

Die Beschäftigungsquote zeigt auch deutlich die unterschiedliche
Erwerbsneigung von Frauen in Ost und West. Während die Quote westdeutscher
Frauen bei 54,5 Prozent liegt, sind ostdeutsche Frauen zu 59,5 Prozent
beschäftigt. Damit liegt die Beschäftigung ostdeutscher Frauen sogar um 0,1
Prozentpunkte über dem Niveau der Männer.

Beschäftigungsplus vor allem durch Teilzeit

Allerdings entfällt das Beschäftigungsplus bei Frauen vorrangig auf
Teilzeit. Diese Teilzeitbeschäftigung ist in den letzten vier Jahren um 14
Prozent auf 7,06 Millionen gestiegen, während der Anstieg bei
vollzeitbeschäftigten Frauen lediglich 3,5 Prozent betrug.

Insgesamt arbeiten 47 Prozent aller sozialversicherungspflichtig
beschäftigten Frauen in Teilzeit. Bei den Männern sind es nur knapp 11
Prozent. "Fast jede zweite Frau, die angestellt ist, arbeitet in Teilzeit.
"Dieser Anteil steigt seit Jahren" sagt Valerie Holsboer, Vorstand der BA.
Für Teilzeitarbeit gibt es verschiedene Gründe. Häufig schränken Frauen die
Arbeitszeit für die Kinderbetreuung oder die Pflege Angehöriger ein. "Aus
Befragungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung wissen wir,
dass jede zweite Frau ihre Arbeitszeit gern wieder ausdehnen würde" sagt
Holsboer. "Wir brauchen diese Frauen am Arbeitsmarkt, um die
Fachkräftebedarfe der Unternehmen zu decken. Voraussetzung dafür sind aber
auch gute Betreuungsangebote für Kinder."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 08 vom 07.03.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2785: Neue Arbeitswelt - Arbeitszeitgesetz verliert an Bedeutung (idw)


IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit - 06.03.2018

Neue Arbeitswelt: Arbeitszeitgesetz verliert an Bedeutung



Die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit verschwimmen zunehmend. Schon
heute verbringen Arbeitnehmer in ihrer Freizeit durchschnittlich mehr als
fünf Stunden pro Woche mit beruflichen Aktivitäten. Das geht aus einer
aktuellen Auswertung der Studie "Arbeiten in Deutschland" hervor, die das
Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) gemeinsam mit dem Karrierenetzwerk
XING durchführt. In der repräsentativen Befragung gaben 62,8 Prozent von
1.809 Beschäftigten zwischen 25 und 54 Jahren an, sich auch in ihrer
Freizeit mit Tätigkeiten zu beschäftigen, die eigentlich ihrer regulären
Arbeitszeit zuzurechnen sind. Unter den zusätzlich befragten 1.967
XING-Mitgliedern sind es sogar 87,6 Prozent.

Dieser Befund wirft ein Schlaglicht auf Veränderungen in der Arbeitswelt,
mit denen das gegenwärtige Arbeitsrecht nur schwer Schritt halten kann. So
geht beispielsweise das Arbeitszeitgesetz davon aus, dass sich Arbeitszeit
eindeutig messen lässt. Wird jedoch ein wachsender Teil der
Arbeitsleistung nicht mehr am Arbeitsplatz erbracht, lassen sich
Arbeitszeitüberschreitungen immer schwerer erfassen. Ein Instrument, das
dazu gedacht ist, Arbeitnehmer vor Überlastung zu schützen, verliert damit
an Wirkung.

Die Realität überholt auch die im Arbeitsrecht gängige Definition von
Arbeit als Zeit, in der Arbeitnehmer dem Weisungsrecht des Arbeitgebers
unterliegen. "Wenn aber Dienstgeschäfte freiwillig außerhalb der
Bürozeiten erledigt werden, erfüllt das nicht das Kriterium des
Weisungsrechts und wäre somit keine Arbeit, was den Betroffenen
einigermaßen absurd vorkommen dürfte", erklärte Prof. Dr. Hilmar
Schneider, Leiter des IZA, im Rahmen der XING-Veranstaltung "New Work
Experience", einer Konferenz zur Zukunft der Arbeit, in Hamburg.

Einerseits schafft die Digitalisierung ganz neue Möglichkeiten für
Arbeitnehmer wie auch für Arbeitgeber, Arbeitszeiten flexibel an die
jeweiligen Bedürfnisse anzupassen. Andererseits lösen sich auf diese Weise
die Grenzen von Arbeit und Freizeit immer weiter auf. Diese Entgrenzung
lässt sich empirisch beobachten. In der IZA/XING-Studie geben zwar
weiterhin rund zwei Drittel (65,7%) der befragten Arbeitnehmer an, feste
Arbeitszeiten zu haben. Bei den befragten XING-Mitgliedern, bei denen es
sich überwiegend um "moderne Wissensarbeiter" handeln dürfte, sind es
allerdings weniger als die Hälfte (45,1%). Bei den XING-Mitgliedern hat
somit bereits heute eine Mehrheit flexible Arbeitszeiten. Die
IZA/XING-Studie zeigt außerdem, dass enorme Potenziale für flexible
Arbeitszeitregelungen noch ungenutzt bleiben. So könnten die meisten
Beschäftigten (53,5%) mindestens die Hälfte ihrer Tätigkeiten auch
außerhalb ihrer regulären Arbeitszeiten erledigen. Bei den XING-Mitgliedern
sind dies rund zwei Drittel (67,2%).

In der IZA/XING-Studie geben vier von zehn Arbeitnehmern (41,2%) an, in
ihrer Freizeit mehr als zwei Stunden pro Woche mit Tätigkeiten zu
verbringen, die eigentlich ihrer regulären Arbeitszeit zuzuordnen sind
(z.B. Lesen und Beantworten von dienstlichen E-Mails, Beschäftigung mit
Informationsmaterial und Fachliteratur). Bei den XING-Mitgliedern sind es
deutlich mehr als die Hälfte (58,1%). Der durchschnittliche Arbeitnehmer
verbringt auf diese Weise gut fünf Stunden seiner wöchentlichen Freizeit
mit beruflichen Tätigkeiten. Mehr als sechs Stunden pro Woche beschäftigen
sich Arbeitnehmer in der Freizeit zumindest gedanklich mit Vorgängen, die
mit ihrer Arbeit zusammenhängen.

Die Studie offenbart auch Unterschiede zwischen Männern und Frauen: In der
repräsentativen Gruppe über alle Beschäftigen verbringen 67% der Männer,
aber nur 50% der weiblichen Befragten einen Teil ihrer Freizeit mit
beruflichen Aktivitäten. Die Forscher führen diese Diskrepanz zum Teil auf
die immer noch ungleiche Verteilung der Arbeit im Haushalt zurück, die
Frauen daheim weniger Zeit für Berufliches lässt. Ein weiterer
Erklärungsansatz sind die Geschlechterunterschiede in den
Tätigkeitsprofilen. So zeigt sich unter den XING-Mitgliedern, die sich von
den Branchen und Tätigkeiten her ähnlicher sind als die repräsentative
Gruppe, eine deutliche Angleichung von Frauen (83,7%) und Männern (88,8%)
hinsichtlich Arbeit in der Freizeit.

IZA-Chef Schneider sieht durch die Studienergebnisse die These bestätigt,
dass das Arbeitszeitgesetz in seiner jetzigen Form nicht mehr zeitgemäß
ist: "Ein immer größerer Teil der Wertschöpfung gründet sich auf
Wissensarbeit und soziale Interaktion. Beides findet zunehmend außerhalb
eines physisch zu verortenden Arbeitsplatzes statt. Die Messbarkeit von
Arbeitszeit gerät damit zur Illusion." So erfolge etwa die Steuerung
moderner Unternehmen nicht mehr allein auf Grundlage von Inputgrößen wie
der Arbeitszeit, sondern es werde zunehmend der Arbeitsoutput
berücksichtigt. Eine Präsenzkultur am Arbeitsplatz, wie sie etwa aus Japan
oder auch den USA bekannt ist, wirke sich dagegen eher als
Kreativitätshemmnis aus.

Schneider hält deshalb auch eine grundsätzliche Debatte über die
Definition von Arbeit für notwendig. Die Digitalisierung bewirke, dass
selbständige Arbeit und abhängige Beschäftigung einander immer ähnlicher
werden. Dadurch verliere der Arbeitnehmerschutz an Wirksamkeit und müsse
an die neuen Gegebenheiten angepasst werden. Mit rückwärts gewandten
Forderungen wie etwa dem Verbot von E-Mails außerhalb der offiziellen
Bürozeiten sei dem nicht beizukommen.


Über die IZA/XING-Studie "Arbeiten in Deutschland"

Die Studie "Arbeiten in Deutschland" wurde Anfang 2017 vom Institut zur
Zukunft der Arbeit (IZA) und XING gestartet. Anfang 2018 wurde bereits die
zweite Befragungswelle dieser gemeinsamen Initiative abgeschlossen, um vor
dem Hintergrund des fortschreitenden Wandels der Arbeitswelt neue
Erkenntnisse über die Zukunftsperspektiven der Bevölkerung in Deutschland
zu gewinnen. Die IZA/XING-Studie setzt sich aus zwei Befragungsteilen
zusammen - einer nationalrepräsentativen Online-Umfrage mit rund 3.000
Teilnehmern und einer Online-Befragung von bis zu 6.000 zufällig
ausgewählten XING-Mitgliedern.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit, Mark Fallak, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2784: Sicherheit ist wichtiger als Flexibilität. Wie Frauen und Männer sich ihren Arbeitsplatz wünschen (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 06.03.2018

Sicherheit ist wichtiger als Flexibilität. Wie Frauen und Männer sich
ihren Arbeitsplatz wünschen



Frauen wünschen sich einen sicheren Arbeitsplatz und eine interessante
Arbeit. Flexible Arbeitszeiten sind ihnen dagegen weniger wichtig. Dies
hat Mareike Bünning vom Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung
(WZB) in einer neuen Studie zu den Arbeitsbedingungen von Erwerbstätigen
in Deutschland herausgefunden.

Im Mittelpunkt der Studie stehen die Wünsche von Frauen und Männern an
ihren Arbeitsplatz, den sie anhand von neun Merkmalen bewerten konnten.
Eine sichere und interessante Arbeit zu haben, steht für erwerbstätige
Frauen an erster Stelle; über die Hälfte der Frauen findet diese beiden
Kriterien sehr wichtig. Darin unterscheiden sie sich nicht von den
männlichen Erwerbstätigen, für die beide Kriterien ebenfalls auf den
ersten beiden Plätzen der Liste stehen. Flexible Arbeitszeiten, ein hohes
Einkommen und gute Aufstiegsmöglichkeiten landen bei Frauen wie bei
Männern auf den hinteren Plätzen der Liste.

Nur 14 Prozent der Erwerbstätigen sind flexible Arbeitszeiten sehr
wichtig, was angesichts der Debatten um Vereinbarkeit von Familie und
Beruf besonders bei den weiblichen Erwerbstätigen erstaunt. "Mütter mit
kleinen Kindern sind die Gruppe, die am meisten Wert auf flexible
Arbeitszeiten legt", sagt Mareike Bünning, "aber auch von ihnen finden nur
20 Prozent flexible Arbeitszeiten sehr wichtig. Während einige Frauen
flexible Arbeitszeiten als hilfreich für die Vereinbarkeit ansehen, hilft
es anderen mehr, wenn sie klar geregelte, feste Arbeitszeiten haben. "

Auf die Plätze drei und vier der Liste setzen Frauen den Wunsch, bei der
Arbeit Kontakt zu anderen Menschen zu haben, und die Möglichkeit,
selbstbestimmt und unabhängig zu arbeiten. Jeweils 39 Prozent ist dies
sehr wichtig. Hier unterscheiden sich die Geschlechter am stärksten.
Männer legen im Vergleich zu Frauen mehr Wert auf Gestaltungsspielräume
(sehr wichtig bei 45 Prozent) und weniger Wert auf Kontakt zu anderen
Menschen (32 Prozent). Auf Platz fünf und sechs folgt bei Frauen wie bei
Männern der Wunsch, anderen Menschen zu helfen und eine Arbeit auszuüben,
die nützlich für die Gesellschaft ist.

Unterschiede gibt es bei den Frauen je nach Bildungsgrad: Frauen mit
Abitur legen im Vergleich zu Frauen mit Haupt- oder Realschulabschluss
deutlich mehr Wert auf eine interessante und unabhängige Arbeit, auch
flexible Arbeitszeiten sind ihnen etwas wichtiger. Frauen mit
Hauptschulabschluss wünschen sich dagegen besonders oft ein hohes
Einkommen.

Auch die tatsächlichen Arbeitsplatzmerkmale wurden in der Studie
untersucht: Positiv ist, dass die meisten Arbeitsplätze die Merkmale
aufweisen, die den Erwerbstätigen besonders wichtig sind. Jeweils über 80
Prozent der weiblichen und männlichen Erwerbstätigen erklären, einen
sicheren Arbeitsplatz zu haben, einer interessanten und unabhängigen
Arbeit nachzugehen und Kontakt zu anderen Menschen zu haben. Defizite gibt
es laut Selbsteinschätzung der Beschäftigten bei den
Aufstiegsmöglichkeiten und der Möglichkeit, ein hohes Einkommen zu
erzielen. Diese beiden Bedingungen finden Frauen mit 30 Prozent zudem
deutlich seltener vor als Männer (40 Prozent).

Die Daten stammen aus dem International Social Survey Programme (ISSP)
2015, einer repräsentativen internationalen Befragung. In Deutschland
wurden 1.029 Erwerbstätige ab 18 Jahren befragt.


Weitere Informationen unter:

https://www.wzb.eu/sites/default/files/u8/tabelle_arbeitsplatzwuensche.pdf

(Tabelle)

https://www.wzb.eu/de/pressemitteilung/sicherheit-ist-wichtiger-als-flexibilitaet

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH,

Dr. Harald Wilkoszewski, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2783: Zahl der offenen Stellen mit 1,2 Millionen auf neuem Rekordstand (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 06.03.2018

Zahl der offenen Stellen mit 1,2 Millionen auf neuem Rekordstand



Im vierten Quartal 2017 gab es bundesweit rund 1.183.000 offene Stellen
auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Damit lag die Zahl um 128.000 über dem
Stand vom vierten Quartal 2016 mit 1.055.000 offenen Stellen. Gegenüber
dem dritten Quartal 2017 erhöhte sich die Zahl der offenen Stellen um
85.000. Das geht aus der IAB-Stellenerhebung hervor, einer repräsentativen
Betriebsbefragung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB).

In Westdeutschland waren im vierten Quartal 2017 rund 918.000 offene
Stellen zu vergeben, in Ostdeutschland rund 265.000.

"Am stärksten stieg die Personalnachfrage im Verarbeitenden Gewerbe und im
Bausektor", erklärte der IAB-Arbeitsmarktexperte Alexander Kubis am
Dienstag in Nürnberg. So verzeichneten die Betriebe des Verarbeitenden
Gewerbes im vierten Quartal 2017 rund 161.000 offene Stellen. Dies
entspricht einem Zuwachs von 35 Prozent gegenüber dem vierten Quartal
2016. Im Bausektor gab es gegenüber dem Vorjahresquartal einen Anstieg um
24 Prozent auf rund 98.000 offene Stellen.

Die Arbeitslosen-Stellen-Relation sank auf 2,0 für Gesamtdeutschland. Mit
durchschnittlich 194 Arbeitslosen je 100 offenen Stellen in
Westdeutschland und 225 Arbeitslosen je 100 offenen Stellen in
Ostdeutschland wurde in beiden Landesteilen der niedrigste Wert seit 25
Jahren erreicht. "Die Zahlen zeigen verbesserte Arbeitsmarktchancen für
Bewerber, bedeuten aber auch steigende Herausforderungen für die
Arbeitgeber bei der Personalrekrutierung", so IAB-Forscher Kubis.

Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das
gesamte Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen
nicht gemeldet werden. Im vierten Quartal 2017 wurden Antworten von rund
15.000 Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet.


Weitere Informationen unter:

http://www.iab.de/stellenerhebung/daten

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1620: Tarifverhandlungen Real - "Lohnabsenkung um 40 Prozent ist kein Zukunftskonzept" (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. März 2018

Tarifverhandlungen Real: 

"Lohnabsenkung um 40 Prozent ist kein Zukunftskonzept"

ver.di warnt Management vor einem "Spiel mit dem Feuer"



Berlin - Nach der achten ergebnislosen Verhandlungsrunde für die 34.000
Beschäftigten der real SB-Warenhäuser hat die Gewerkschaft ver.di dem
Unternehmen "ein durchsichtiges Spiel auf Kosten der Beschäftigten"
vorgeworfen. "Was die die real-Geschäftsführung will, hat nichts mit
einer zukunftsfähigen Entgeltstruktur zu tun. Hier sollen Tarife
langfristig um bis zu 40 Prozent abgesenkt werden, was zum Beispiel
bei einer Kassiererin in NRW monatlich über 800 Euro weniger
Verdienst bedeutet. Gleichzeitig will real das Weihnachtsgeld
entsprechend kürzen und den Besitzstand nicht mehr für alle
Beschäftigten gelten lassen. Das Zukunftskonzept des real-Managements
für die Beschäftigten heißt Altersarmut. So ein Konzept kann keine
Gewerkschaft unterschreiben, weil es keine Zukunft bietet", erklärte
ver.di-Vorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger.

"Wir haben gemeinsam verabredet, bis zur nächsten Verhandlung am 28.
März alle möglichen Wege auszuschöpfen, um eine tarifliche Lösung für
die 34.000 Beschäftigten herbeizuführen. Wenn der real-CEO Henning
Gieseke unmittelbar nach dieser Verabredung erklärt, man könne auch
ohne ver.di zu einer Senkung der Personalkosten kommen, bleiben
zumindest Zweifel an der Ernsthaftigkeit, zu einem Kompromiss zu
kommen", sagte ver.di-Verhandlungsführerin Silke Zimmer. Gleichzeitig
warnte die Gewerkschaft das Unternehmen vor "einem Spiel mit dem
Feuer". Zimmer: "Wir führen die Verhandlungen in sehr enger Absprache
mit den Beschäftigten, denen wir verpflichtet sind".

Einen "einseitigen Wunsch ohne vertragliche Grundlage" nannte ver.di
die Aussage der real-Geschäftsführung, bis zum 31. März 2018 müsse
eine Einigung erreicht werden. "Wenn wir ernsthaft und
kompromissbereit verhandeln, können wir auch nach diesem Datum eine
Lösung finden", so Zimmer.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INNOVATION/094: Universität Würzburg - Prompter Wissenstransfer als Ziel (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 06.03.2018

Prompter Wissenstransfer als Ziel



Kleinen und mittleren Unternehmen das Innovationspotenzial der
Universität Würzburg noch schneller zugänglich machen: Darauf zielt ein
neues Projekt ab, für das die Universität rund 1,9 Millionen Euro
erhält.

In immer kürzeren Abständen kommen neue Smartphones auf den Markt, die
noch mehr können als ihre Vorgänger - und das ist nur ein Beispiel dafür,
wie die Wirtschaft ihre Produkte immer schneller entwickelt oder
weiterentwickelt. Daraus ergibt sich ein Konkurrenz- und Innovationsdruck,
dem gerade kleine und mittlere Unternehmen (KMU) oft nicht mehr alleine
begegnen können. Ein Rezept dagegen ist es, mit Forschungseinrichtungen zu
kooperieren und auf diese Weise Innovationen schneller auf dem Markt
umsetzen zu können.

Neues Wissen noch schneller für KMU nutzbar machen: Das will die
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) mit dem neuen Projekt
ESF-PROMPTNET erreichen. Es richtet sich vor allem an kleine und mittlere
Unternehmen aus Nordbayern und wird mit 1,9 Millionen Euro aus dem
Europäischen Sozialfonds (ESF) gefördert.

Prompte Antworten und schnelle Kommunikation

"Wir wollen für die Analyse von Plastikmüll neue Sensoren entwickeln. Gibt
es an der Uni Arbeitsgruppen, die sich mit Forschung zu innovativen
Detektoren im Infraroten beschäftigen?" Oder: "Wir haben tragbare Akkus
und wollen deren Steuerelektronik vernetzen. Gibt es Verfahren, wie wir
solche Systeme miteinander kommunizieren lassen können?"

Das sind nur zwei Beispiele für Firmenanfragen, wie sie regelmäßig bei
Professor Lukas Worschech eingehen. Der Leiter des Servicezentrums
Forschung und Technologietransfer (SFT) der Universität Würzburg ist für
das Projekt ESF-PROMPTNET verantwortlich: "Wir möchten einen schnelleren
Wissenstransfer zu Unternehmen erreichen, indem wir Netzwerke schaffen,
die prompte Antworten auf Anfragen und eine schnelle Kommunikation
zwischen den Partnern ermöglichen."

Dazu ist unter anderem ein digitales Ticketsystem geplant, das
E-Mail-Anfragen von Unternehmen anhand von Schlagwörtern filtert und sie
rasch zu den richtigen Ansprechpersonen an der JMU weiterleitet. Verknüpft wird
dieses System mit einer umfassenden Wissensdatenbank, die eine gute
Teambildung ermöglichen soll. Um einen solchen Wissenstransfer zu
realisieren, werden künftig alle Forschungs- und Kooperationsprojekte an
der Universität beim SFT systematisch erfasst.

Lernende Netzwerke etablieren

Das entstehende Wissensnetzwerk PROMPTNET soll anpassungs- und lernfähig
sein. Dafür sorgt eine kontinuierliche Rückkopplung der Resultate ins
Netzwerk. "So wird Gutes verbessert und Neues kann zügig integriert
werden", sagt Worschech. Um schnelle Interaktionen möglich zu machen,
werden außerdem Subnetzwerke integriert.

Drei Themenfelder für solche Subnetzwerke hat die JMU bereits
identifiziert, sie sollen als erstes umgesetzt werden: Gender-Medizin,
Digitalisierung und Industrie 4.0.

Die Gender-Medizin befasst sich mit geschlechtsspezifischen medizinischen
Unterschieden. So haben zum Beispiel bei einem Herzinfarkt Männer andere
Symptome als Frauen. Auf diesem Gebiet ist noch viel Forschung nötig, und
die Erkenntnisse sollten schnell ins Gesundheitswesen transferiert werden.

An der Universität Würzburg gibt es rund 200 Forschungsgebiete, die für
die Digitalisierung relevant sind. Dieses Subnetzwerk betrifft das Feld
der innovativen, technologiebasierten Dienstleistungen.

Für eine effiziente Produktion sollten Maschinen vernetzt sein und
untereinander agieren können - dafür ist eine passende Sensorik,
Steuerungselektronik und Diagnostik nötig. Im Subnetzwerk Industrie 4.0
will die Universität Unternehmen über aktuelle Entwicklungen auf diesem
Gebiet informieren.

Qualifizierung und Living Labs

Neueste Forschungserkenntnisse fließen an der JMU immer auch direkt an die
Studierenden weiter, sei es in Vorlesungen oder Laborpraktika. Via
PROMPTNET soll neues Wissen künftig auch den Beschäftigten der
Partnerunternehmen zugänglich gemacht werden, etwa online in Form von
modularisierten Qualifizierungsinhalten und Podcasts - oder auch im
"echten Leben" durch Living Labs.

Living Labs sind Erlebnislabors, in denen sich die Angehörigen der
Partnerunternehmen mit Forschungswissen auseinandersetzen, es in
Simulationen kennenlernen und viele Dinge selbst ausprobieren können. Das
geschieht im ständigen Dialog mit Forschenden der JMU. So können sie das
Potenzial einer Innovation für ihr eigenes Unternehmen besser beurteilen.



Den Förderbescheid für das Projekt PROMPTNET bekam die JMU am 23. Februar
2018 in München von Wissenschaftsstaatssekretär Bernd Sibler überreicht.
Der bezeichnete den Wissens- und Technologietransfer durch Universitäten
als wichtigen Beitrag zur Stärkung der mittelständischen Wirtschaft: "Ihre
Innovationskraft ist ein großer Standortvorteil für die Region! Denn die
Unternehmen erhalten Zugang zu Forschungsergebnissen und können dieses
Potenzial für sich nutzen."

Fakten zum Europäischen Sozialfonds

Aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) werden Fördermittel für Bildungs-,
Ausbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen vergeben, um die
Beschäftigungschancen der Menschen in Europa zu verbessern. Im
Hochschulbereich steht die verbesserte Vernetzung von Wirtschaft und
Wissenschaft im Mittelpunkt der Förderung.

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-wuerzburg.de/sft/a2-servicezentrum-forschung-und-technologietransfer/

- Website des SFT

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Corinna Russow, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/344: Mexiko - Konflikt um die Mine Media Luna spitzt sich weiter zu (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Konflikt um die Mine Media Luna spitzt sich weiter zu



(Oaxaca, 27. Februar 2018, La Minuta) - Die Gemeinde Real del Limón
hat den Nutzungsvertrag über die Ländereien mit dem kanadischen
Unternehmen Torex Gold, Eigentümerin der Mine Media Luna und der Mine
Limón-Guajes im Landkreis Cocula, aufgehoben. Am 22. Februar
verschafften sich die Gemeindelandbesitzer*innen Zugang zu ihren
Ländereien, um diese zurück zu bekommen. Dabei kam es zu gewaltvollen
Auseinandersetzungen mit dem Sicherheitspersonal, staatlichen und den
Ministerien unterstellten Polizeikräften sowie der Militärpolizei.
Währenddessen kappten die Gemeindelandbesitzer*innen von Atzcala die
Wasserversogung, die sie bisher für die Mine bereitgestellt hatten.


Morddrohungen gegen Gemeindelandbesitzer*innen und
streikende Arbeiter*innen

Seit der Aufhebung der Nutzungsverträge hätten der
Gemeindelandvertreter von Real del Limón, Teodoro Cervantes sowie
weitere Arbeitervertreter*innen, die sich noch im Streik befinden und
Gemeindelandbesitzer*innen Todesdrohungen per Telefon erhalten, gab
Pérez Morones, Mitglied der Bergbaugewerkschaft SNTMMSRM an. Die
Arbeiter*innen der Mine Media Luna befinden sich seit dem 3. November
2017 im Streik. Sie fordern die Aufhebung des Tarifvertrags mit der
gelben Gewerkschaft CTM (Confederación de Trabajadores de México) und
die Anerkennung der Zusammenarbeit mit der Bergbaugewerkschaft
SNTMMSRM. Bisher wurde keine Einigung erzielt. Die Anhörung vor dem
Schiedsgericht wurde bereits zum dritten Mal [1], nun auf den 15. März
2018, verschoben. "Der Richter beabsichtigt die Bewegung zu ermüden,
aber was er nicht weiß, ist, dass die Streikenden stark sind und viel
Unterstützung auf nationaler und internationaler Ebene erfahren", sagt
Pérez Morones.


Folgen der Ausbeutung

Der Journalist J. Jesús Lemus hat ein Buch über die Gefahren und
Nachteile des Bergbaus in Mexiko geschrieben: Tagebau. Wie der
Bergbau-Boom das Land zerrissen hat (A cielo abierto. De cómo el boom
minero resquebrajó al país [2]). Dort berichtet er über den
Rohstoffabbau durch transnationale Unternehmen und seine Folgen wie
Umweltverschmutzung, Erosionen, Gesundheitsschädigungen, Gewalt gegen
Gemeinden, politische Korruption und Bündnisse mit dem Organisierten
Verbrechen.


Anmerkungen:

[1] https://www.educaoaxaca.org/la-minuta/2481-decenas-de-organizaciones-campesinas-y-sindicatos-condenan-atentado-contra-codedi-gobierno,-%C2%BFsilencio-c%C3%B3mplice.html#t5

[2] http://www.proceso.com.mx/522811/la-maldicion-minera


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/konflikt-um-die-mine-media-luna-spitzt-sich-weiter-zu/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:
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MIETRECHT/363: Wann zahlt der Mieter pünktlich? (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. März 2018

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Wann zahlt der Mieter pünktlich?



Berlin (DAV). Wann der Mieter zahlen muss, kann für Juristen eine
spannende Frage sein. Denn befindet sich der Mieter mehr als zwei
Monate in Verzug, liegt nach den gesetzlichen Vorschriften ein Grund
zur fristlosen Kündigung vor. Für eine lange Zeit war dies der 4.
Werktag des zweiten Monats ohne Zahlung. Hatte der Mieter also im
Januar nicht gezahlt, konnte am 4. Werktag des Februars die Kündigung
erklärt werden. Geschuldet war dies der Tatsache, dass in den
allermeisten Mietverträgen eine Regelung enthalten war, die im Kern
den folgenden Inhalt hatte:

"Die Miete ist monatlich im Voraus, spätestens bis zum 3. Werktag
eines jeden Monats zu zahlen, wobei der Zahlungseingang bei dem
Vermieter maßgeblich ist."

Mit anderen Worten: das Geld musste an diesem Tag auf dem Konto des
Vermieters gutgeschrieben sein, sonst drohe die Kündigung.

Dieser Regelung wurde aber nunmehr höchstrichterlich ein Riegel
vorgeschoben. Nunmehr gilt: Wer die Miete am dritten Werktag des
Monats überweist, hat rechtzeitig gezahlt. Es kommt nicht darauf an,
wann das Geld tatsächlich auf dem Vermieterkonto gutgeschrieben wird.
Anderslautende Klauseln sind unwirksam, entschied der
Bundesgerichtshof am 5. Oktober 2016 (AZ: VIII ZR 222/15). In diesem
Fällen gilt dann die gesetzliche Regelung, wonach die Miete zu Beginn,
spätestens zum dritten Werktag eines Monats zu zahlen ist. Aber was
bedeutet dies konkret für den Mieter? Muss er die Miete zu diesem
Zeitpunkt anweisen oder muss die von seinem Konto bereits gezahlt
sein?

Anlässlich der Grundsatzentscheidung des Bundesgerichthofs und der
daraus resultierenden Fragen weist die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht
und Immobilien im Deutschen Anwaltverein (DAV) auf ein Urteil des
Landgerichts Berlin vom 3. März 2017 (AZ: 63 S 254/16) hin.

In der Entscheidung ging es letztlich wieder um die Frage, wann die
Miete fällig ist und ob aufgrund von Richtlinien der Europäischen
Gemeinschaft, hier der EU-Richtlinie 2011/7/EU
(Zahlungsverzugsrichtlinie) ein anderes Ergebnis als das des
Bundesgerichtshofs zu finden ist. Dies wurde aber vom Landgericht
verneint. Da es sich bei dem Mieter von Wohnraum um einen Verbraucher
handelt, ist die Richtlinie der EU nicht anwendbar. Daher kommt das
Landgericht zu dem Ergebnis, dass es für die rechtzeitige Übersendung
der Miete genügt, dass der Mieter bei ausreichend gedecktem Konto den
Zahlungsauftrag bis zum dritten Werktag eines Monats anweist. Ob das
Geld dann auch beim Vermieter schon angekommen ist, ist nicht
ausschlaggebend.

Das Landgericht geht aber noch einen Schritt weiter: Werden die
Rückstände weniger als eine Woche nach der Kündigung ausgeglichen,
erscheint die Pflichtverletzung nach Auffassung der Richter in einem
milderen Licht. Unter anderem hielt das Gericht in diesem Fall dem
Mieter zugute, dass der Mietvertrag seit circa 40 Jahren bestand, ohne
dass es zu Zahlungsschwierigkeiten gekommen war. Auch vertrat das
Gericht die Auffassung, dass sich die um wenige Tage verspätete
Zahlung am untersten Rand des Erheblichen bewege, sodass die
Fortsetzung des Mietvertrages für beide Parteien zumutbar sei. Eine
Beendigung des Vertragsverhältnisses - ob nun wegen einer fristlosen
oder fristgemäßen Kündigung - kam nach Auffassung des Gerichts hier
nicht in Betracht, sodass der Mieter in der Wohnung verbleiben durfte.

Informationen: www.mietrecht-dav.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 06/18 vom 6. März 2018

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen

Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MIETRECHT/362: Teilkündigung - nur ausnahmsweise möglich (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. März 2018

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Teilkündigung - nur ausnahmsweise möglich



Bamberg/Berlin (DAV). Im Bereich der Kündigung gibt es viele unklare
Rechtsfragen, aber auch einige feste Grundsätze. So zum Beispiel, dass
Mietverträge nur insgesamt gekündigt werden können. Sind also in einem
Vertrag eine Wohnung und eine Garage vermietet, so kann nur beides
einheitlich beendet werden. Eine Teilkündigung - nur Garage oder nur
Wohnung - ist nicht möglich. Aber keine Regel ohne Ausnahme.

So in einer Entscheidung des Landgerichts Bamberg vom 6. Oktober 2017
(AZ: 3 S 56/16), auf die die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und
Immobilien des Deutschen Anwaltvereins (DAV) verweist.

Der geschlossene Mietvertrag hatte als Anlage eine Regelung, wonach
die Mieter bis zur Fertigstellung der noch zu errichtenden Garage
einen Carport anmieteten. Sobald die Garagen fertig wurden, sollte -
wenn möglich - der Carport gegen eine Garage getauscht werden. So
geschah es auch. Der nachfolgende Vermieter - die Wohnung nebst Garage
wurde während des Mietverhältnisses veräußert - kündigte dann nur den
Garagenmietvertrag und forderte den Mieter auf, diese herauszugeben
und nicht mehr zu nutzen. Dieser Aufforderung kam der Mieter nicht
nach. Er war der Auffassung, dass es sich um ein einheitliches
Mietverhältnis handele. Allein deshalb könne nur die Garage nicht
gekündigt werden.

Dem stimmten die Richter zwar grundsätzlich zu. Der Grundsatz, dass
nur eine einheitliche Kündigung möglich ist, beruht insbesondere
darauf, dass der Mieter ein schutzwürdiges Interesse dahingehend
genießt, dass der Mietvertrag mit allen vertraglichen Regelungen,
insbesondere den Mietobjekten, bestehen bleibt. Der Mieter trifft
nämlich in der Regel einen Gesamtentschluss, eine Wohnung mit Garage
oder ähnlichen zu mieten. Er mietet ein Gesamtpaket. Eine Abweichung
hiervon ist nur möglich, wenn die Teilkündigung dem Interesse des
Vermieters entspricht und die Interessen des Mieters nicht unzumutbar
beeinträchtigt werden. Mit anderen Worten: Wenn ausnahmsweise der
Mieter keinen Schaden hat und der Vermieter ein großes Interesse an
der Teilkündigung, kann diese im Einzelfall zulässig sein.

In diesem konkreten Fall gingen die Richter zu Lasten des Mieters
davon aus, dass bei Vertragsschluss nur eine Garage angemietet wurde,
soweit dies "möglich sei". Der Mieter könne sich also hier
ausnahmsweise nicht darauf berufen, dass er die Wohnung nicht ohne die
Garage gemietet hätte. Es war ihm bei Vertragsschluss bewusst, dass er
vielleicht keine Garage bekommt und hatte dennoch unterschrieben. Dazu
kam, dass hier dem Mieter eine andere Garage - direkt neben seiner
Garage - zum Tausch angeboten wurde. Diese konnte der Vermieter zu
seinen Zwecken selbst nicht nutzen. Er hätte - wenn die Teilkündigung
unwirksam gewesen wäre - selbst eine weitere Garage anmieten müssen.
Da es für den Mieter aber letztlich keinen Unterschied machte, welche
Garage er zum Parken nutzt, war es ihm ausnahmsweise und in diesem
speziellen Fall zuzumuten, die Teilkündigung hinzunehmen. Er musste
die Garage herausgeben. Dennoch sollte sich der Vermieter zur
Vermeidung solcher aufwendigen Argumentationen zur Gewohnheit machen,
bereits bei Mietbeginn zwei separate und unabhängige Mietverträge
abzuschließen. Dies mag einmal einen Mehraufwand darstellen, bringt
aber viele Vorteile mit sich.

Informationen: www.mietrecht-dav.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 05/18 vom 6. März 2018

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen

Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STANDPUNKT/036: Paragraf 219a ersatzlos streichen (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. März 2018

GEW: "Paragraf 219a ersatzlos streichen"

Bildungsgewerkschaft zum Internationalen Frauentag: "Abtreibungsrecht
reformieren, Selbstbestimmungsrechte der Frauen stärken"



Frankfurt a.M. - "Der Paragraf 219a im Strafgesetzbuch (StGB) muss endlich
ersatzlos gestrichen werden", forderte Marlis Tepe, Vorsitzende der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), heute mit Blick auf den
Internationalen Frauentags am 8. März. "Der Paragraf erzeugt ein Klima des
Misstrauens und schafft eine Grauzone statt Transparenz. Die
Kriminalisierung der Ärzte muss beendet werden, sie müssen ihren Beruf
frei ausüben können. Es wird Zeit, dass der Gesetzgeber Frauen souveräne
Entscheidungen über einen Schwangerschaftsabbruch ermöglicht." Junge Frauen
wollten sich nicht bevormunden lassen, so Tepe weiter. Sie stünden zu ihrer
Verantwortung bei einer Entscheidung über einen Abbruch. Dafür müssten sie
sich umfassend informieren können. An Informationen zu kommen, dürfe "nicht
zu einem Hürdenlauf werden".

Werbung sei den Ärztinnen und Ärzten nach der Berufsverordnung ohnehin
verboten. Dafür brauche es den Paragrafen 219a nicht.

Tepe zeigte sich besorgt, weil Abtreibungsgegnerinnen und -gegner den 219a
zunehmend instrumentalisierten, um Ärztinnen und Ärzte sowie deren
Patientinnen zu kriminalisieren. Zusätzlich würden Medizinstudentinnen und -
studenten durch diese Kampagne verunsichert. Die GEW-Vorsitzende setzte
sich dafür ein, mittelfristig auch die Gesetzgebung zum
Schwangerschaftsabbruch zu reformieren. Der Kompromiss von 1995, dass ein
Schwangerschaftsabbruch "rechtswidrig, aber straffrei" ist, sei nur eine
Zwischenlösung. Das Selbstbestimmungsrecht dürfe Frauen nicht länger
vorenthalten werden. Das werde der ethischen Komplexität des Themas nicht
gerecht. Tepe betonte, es sei weiterhin Ziel der GEW, den Paragrafen 218
insgesamt zu streichen. Mittelfristig sei eine Fristenlösung anzustreben,
die im Bürgerlichen Gesetzbuch, nicht im Strafgesetzbuch zu regeln ist.

"'Wir verändern', lautet das gewerkschaftliche Motto zum Internationalen
Frauentag. Stellen wir uns gemeinsam gegen eine gesellschaftliche Stimmung,
die Frauen das Selbstbestimmungsrecht abspricht und Ärztinnen und Ärzte,
die sie zu ihrer Unterstützung auf einem schwierigen Weg brauchen,
kriminalisiert", unterstrich Tepe.



Info: Paragraf 219a stellt unter Strafe, Leistungen für einen
Schwangerschaftsabbruch anzubieten oder Informationen zu verbreiten, wie
ein Abbruch vorgenommen werden kann, wenn jemand davon materielle Vorteile
haben kann.

Vier Parteien, die im Bundestag sitzen, haben Gesetzentwürfe mit dem Ziel
vorgelegt, den Paragrafen 219a zu streichen (Grüne, Linke, SPD) bzw. zu
reformieren (FDP). Der Rechtsausschuss des Bundestages hat nun den Auftrag,
einen tragfähigen Gesetzentwurf zu erarbeiten. Deutscher Bundestag,
Drucksache 19/1046, 2. März 2018, Gesetzentwurf der Fraktion der SPD,
Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des § 219a StGB: 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/010/1901046.pdf

Drucksache 19/820, 20. Februar 2018, Gesetzentwurf der Fraktion der FDP,
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Einschränkung
des Verbots der Werbung für Schwangerschaftsabbrüche: 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/008/1900820.pdf

Drucksache 19/630, 2. Februar 2018, Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches ?
Aufhebung von § 219a StGB: 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/006/1900630.pdf

Drucksache 19/93, 22. November 2017, Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE,
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Aufhebung des
Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche: 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/000/1900093.pdf

Bundesrat, Drucksache 761/17 (neu), 12. Dezember 2017, Gesetzesantrag der
Länder Berlin, Brandenburg, Hamburg, Thüringen, Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Strafgesetzbuches - Aufhebung von § 219a StGB (Werbung
für den Abbruch der Schwangerschaft): 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2017/0761-17(neu).pdf

Über die Bundestagsdebatte anlässlich der Gesetzentwürfe von Linken, Grünen
und FDP zur Abschaffung bzw. Modifizierung des § 219a informiert die
Zeitschrift "Das Parlament" in ihrer Ausgabe vom 26. Februar 2018: 

https://www.das-parlament.de/2018/9/titelseite 

https://www.das-parlament.de/2018/9/menschen_und_meinungen

https://www.das-parlament.de/2018/9/thema_der_woche

Gesetzliche Grundlagen zum Abtreibungsrecht:

Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten
(Schwangerschaftskonfliktgesetz - SchKG)

Strafgesetzbuch: 16. Abschnitt - Straftaten gegen das Leben (§§
211 - 222)

§ 218 Schwangerschaftsabbruch

§ 219 Beratung der Schwangeren in einer Not- und Konfliktlage

§ 219a Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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SCHACH-SPHINX/06497: Wie von einer anderen Welt (SB)


Man stelle sich einmal vor, aus dem tiefen Weltenraum würde eines
Tages ein UFO auf die Erde herabsinken. Millionen Lichtjahre liegt
vielleicht ihre Heimatwelt zurück. Sanft landet das fremde Raumschiff,
fast erschütterungsfrei, und aus dem klaffenden Spalt, der sich im
schimmernden Gehäuse plötzlich auftut, tritt ein Geschöpf heraus mit
nichts anderem im Sinn, als die Menschenbürger zu einer Partie Schach
herauszufordern - zu einem intergalaktischen Duell. Wenn die Gesetze
der Mathematik überall ihre Gültigkeit haben, so wäre dies nicht
einmal großartig verwunderlich. Man müßte sich freilich auf die Regeln
einigen. Selbst unter Erdenvölkern gibt es schließlich mehr als eine
Handvoll Abweichungen vom genormten FIDE-Reglement. Wie immer diese
Partie auch ausgehen würde, vielleicht daß Kasparow erneut zur
Verteidigung der menschlichen Ehre anträte, so daß nicht vergessen
werden, daß auf der Erde bereits im Dezember 1858 eine Partie zwischen
einem Erdling und einem Außerirdischen stattfand, zumindest wenn wir
uns wortgetreu an die Aussage von Adolf Anderssen halten, der in jenem
Wintermonat nach Paris gereist war, um dort mit dem amerikanischen
Wunderspieler Paul Morphy einen Wettkampf auszutragen. Am Ende
unterlag der Breslauer Mathematikprofessor mit 3:8, war indes in
keinster Weise betrübt über den Ausgang. Vielmehr lobte er Morphys
Kombinationstalent bis in den Himmel: "Ich ärgere mich nicht, denn
dieser Mann spielt wie von einer anderen Welt." Zwei Remisen, sieben
Siegespartien, zwei Niederlagen - so das Resümmee für Morphy. Im
heutigen Rätsel der Sphinx aus der letzten Wettkampfpartie gewann
Morphy gegen einen fast mutlos gewordenen Anderssen mit den weißen
Steinen, indem er die Stellung in ein bequem zu gewinnendes Endspiel
überführte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06497: Wie von einer anderen Welt (SB)]



Morphy - Anderssen

Paris 1858


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ohne Wenn und Aber und die tausenderlei wohlbekannten Ausreden setzte
Nenarokow in Moskau 1921 den weißen König mit 1...e4-e3+ 2.Kd2-d1 Dc4-
f1+ 3.Lg3-e1 Lf5-g4+ 4.Lb7-f3 Df1xf3+ 5.g2xf3 Lg4xf3# Matt.
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KLEINKUNST/816: Cuxhaven - "Selfie in Delfi" Kabarett vom Feinsten mit Kalle Pohl am 15.3.


"Selfie in Delfi" Kabarett vom Feinsten mit Kalle Pohl



Kabarett vom Feinsten am Donnerstag, 15. März 2018, um 19.30 Uhr, im
Schloss Ritzebüttel, Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven
Kalle Pohl, das Urgestein des Kabaretts, schaut den Leuten aufs Maul,
entdeckt in den kleinen Absurditäten des Alltags die Blaupausen für
seine wunderbaren, pointenreichen Gedankenketten - plaudert zwanglos
aus dem Stegreif, und überzeugt - Abseits des billigen Klamauks
typischer Comedy-Abende - mit feiner Ironie und frechen Seitenhieben.
Zudem greift er zum Akkordeon und begeistert mit seinen musikalischen
Einlagen.

"Selfi in Delfi" ist natürlich falsch geschrieben; korrekt wäre
"Selfie in Delphi". Wenn jedoch Kalle Pohls berüchtigter Vetter Hein
Spack auf eine Bildungsreise gerät, hat er Wichtigeres im Sinn als
orthographische Spitzfindigkeiten: Hein will wissen, wo in Delphi der
Strand ist - und wann das Orakel öffnet, weil es ihm die Lottozahlen
vorhersagen soll. Hein Spack ist aber nur eine der Figuren, deren
"Selfies" unseren verrückten Alltag spiegeln. Kalle Pohl ist in seinem
neuen Programm facettenreicher und komischer unterwegs denn je; so
zieht seine Tante Mimi etwa über eierlegende Nacktkünstlerinnen, den
Feminismus und kleinlaute Männer her ("Waschlappen!"). Auch wird
jungen Paaren mittels Windel-App und Baby Manual die Angst vorm
Kinderkriegen genommen, ein blasierter Fernsehverkäufer wird gewürgt,
und am Beispiel der Bonobo-Schimpansen wird deutlich, dass für den
Weltfrieden nur eines nötig wäre: hemmungsloser Sex...

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Kulturinformation, Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13, kulturinformation@cuxhaven.de
(geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr
an der Abendkasse im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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SCHAUSPIEL/1155: Wertheim - Hermann Hesses "Der Steppenwolf" am 20.3.2018


Die Vielschichtigkeit der menschlichen Seele

Landesbühne inszeniert Hermann Hesses "Der Steppenwolf"



Wertheim. Die Badische Landesbühne (BLB) zeigt am Dienstag, 20. März,
Hermann Hesses "Der Steppenwolf" in einer Inszenierung von Wolf E.
Rahlfs. Beginn ist um 19.30 Uhr in der Aula Alte Steige. Vor der
Vorstellung findet um 19 Uhr eine Einführung in die Produktion statt,
zu der alle Interessierten eingeladen sind.

Harry Haller ist innerlich zerrissen: Er bewundert die Heroen der
bürgerlichen Kultur, schätzt die saubere Gemütlichkeit, die ihm die
Mansarde seines biederen Vermieters bietet, hat aber für die Pflichten
und Institutionen der bürgerlichen Gesellschaft nur Verachtung übrig.
Da sind die Thesen des "Tractats vom Steppenwolf" Wasser auf seine
Mühlen. Das kleine Büchlein fordert auf zu einem unbedingten und
extremen Leben. Doch auch nach dessen Lektüre wird Harry von
Selbstzweifeln geplagt. Er flieht in die nächtlichen Großstadtstraßen,
wo er von Hermine aufgelesen wird. Die androgyne Verführerin eröffnet
ihm eine dionysische Erfahrungswelt. Er wird eingeladen in das
magische Theater, wo er vorübergehend seine Persönlichkeit vergisst
und seine Seele in eine surreale Bilderwelt zerfällt.

Hermann Hesse hatte in seinem Leben immer wieder Krisen zu bewältigen.
So suchte er nach alternativen Lebensformen, erkundete sein
Seelenleben und unternahm eine religiös inspirierte Reise nach Indien.
Der Steppenwolf ist neues Sternchenthema in Baden-Württemberg und wird
ab 2019 im Abitur geprüft.

Aus dem Ensemble der BLB wirken mit: Cornelia Heilmann, Nadine Pape,
Sina Weiß; Colin Hausberg, Markus Hennes, Tobias Karn, David Meyer,
Inszenierung: Wolf E. Rahlfs

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 24. Februar 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TANZ - PERFORMANCE/203: Theater Bremen - "Crash", Frederik Rohn gibt choreografisches Debüt, 16.03.2018


Premiere am 16. März im Kleinen Haus

"Crash"

Ensemblemitglied Frederik Rohn gibt choreografisches Debüt 

Uraufführung am Freitag, 16. März um 20 Uhr



Das langjährige Ensemblemitglied Frederik Rohn gibt bei der zweiten
Tanzproduktion der Spielzeit seinen Einstand als Choreograf. Seine
Arbeit "Crash" dreht sich um traumatische Erlebnisse, die das Leben
eines Menschen von Grund auf verändern. Die Uraufführung ist am
Freitag, 16. März um 20 Uhr im Kleinen Haus zu sehen.

Mit vier festen Ensemblemitgliedern und drei Gästen untersucht Rohn
in seiner Choreografie, wie der Mensch von lebensverändernden,
unkontrollierbaren Ereignissen eingeholt wird und versucht, mit diesen
umzugehen. Die Angst vor dem Verlust der Kontrolle über das eigene
Leben steht im Zentrum des Tanzabends, der ein abstraktes
einschneidendes Erlebnis zum Ausgangspunkt nimmt und sich der
choreografischen Begegnung mit Auswirkungen und Bewältigungsversuchen
widmet. "Crash" zeichne sich vor allem durch seine dichte,
atmosphärische Bildsprache aus, so Dramaturg Gregor Runge. Die
Choreografie sei einerseits ruhig und still, dann wieder laut,
geradezu aggressiv, so Runge, der die Arbeit trotzdem als "eher
minimalistisch" beschreibt. Als Bühnenbild dient ein skulptural
anmutendes, von der Decke hängendes Autowrack, das metaphorisch für
den Bruch im Leben steht. Den musikalischen Rahmen für das
Bühnengeschehen liefert die eigens für die Produktion von der aus
München stammenden Pianistin Laura Konjetzky komponierte Musik, deren
Klavier- und Elektroklänge eine stark suggestive Qualität entwickeln.

Als Grundlage für die erfolgreiche Bewältigung eines Traumas hat Rohn
die Akzeptanz des eigenen Schicksals ausgemacht, zeigt in seiner
Arbeit aber auch, dass dies nicht jedem gelingt. "Man kann die Tänzer
und Tänzerinnen auf einem Weg des Leidens und Durchlebens begleiten,
an dessen Ende einige von ihnen einen neuen Anfang finden werden,
während andere zurückbleiben", so Gregor Runge. Und weiter: "Ein
Trauma kann sich nicht einfach auflösen, eine Auslöschung kann nicht
mit Auslöschung beantwortet werden. Vielmehr muss sie als Fundament
für einen Neuanfang dienen".

Frederik Rohn, in Filderstadt geboren, verbrachte seine Jugend und
Kindheit in Namibia. Mit dem Abschluss seines Physical
Theatre-Studiums an der Folkwang Universität der Künste gewann er 2002
den Folkwangpreis. Es folgten Engagements am Stadttheater Lübeck und
am Staatstheater Wiesbaden, wo er auch inszenierte. Seit 2008 tourt er
international mit der renommierten Maskentheaterkompanie Familie Flöz.
Seit 2012 ist Frederik Rohn als Tänzer am Theater Bremen engagiert und
war hier auch als Bühnenbildner tätig. "Crash" ist seine erste
choreografische Arbeit für das Theater Bremen.

Premiere am Freitag, 16. März um 20 Uhr im Kleinen Haus

Choreografie und Bühne: Frederik Rohn

Kostüme: Alexandra Morales

Musik: Laura Konjetzky

Dramaturgie: Gregor Runge

Choreografische Mitarbeit: Ulrike Reinbott

Mit: Pilgyun Jeong, Gabrio Gabrielli, Nóra Horváth, Hilde Ingeborg
Sandvold, Antonio Stella, Taneli Törmä, Szu-Wei Wu

Weitere Termine unter www.theaterbremen.de

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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AKTION/622: Deutsche Umweltvertreter übergeben Papst Franziskus Diskussionspapier zur Enzyklika "Laudato Si" (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 7. März 2018

Gemeinsame Pressemitteilung von Deutscher Naturschutzring, Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland sowie NaturFreunde Deutschlands

Deutsche Umweltvertreter übergeben Papst Franziskus

Diskussionspapier zur Enzyklika "Laudato Si"



Berlin/Rom, 7. März 2018 - Im Rahmen der heutigen Generalaudienz und
der Teilnahme an der Vatikan-Konferenz "Radical ecological
conversation after Laudato Si" übergeben Vertreter und Vertreterinnen
der deutschen Umweltbewegung Papst Franziskus das Diskussionspapier
"Verantwortung im Zeitalter des Menschen" zur Umwelt-Enzyklika
"Laudato Si". Kai Niebert, Präsident des Deutschen Naturschutzrings
(DNR), Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Michael Müller, Vorsitzender der NaturFreunde
Deutschlands und früherer Umweltstaatssekretär, Bärbel Höhn, ehemalige
Bundestagsabgeordnete von Bündnis 90/Die Grünen und
NRW-Umweltministerin a.D. sowie Josef Göppel, ehemaliger
CSU-Bundestagsabgeordneter und Vorsitzender des Deutschen Verbands für
Landschaftspflege (DVL), unterstützen die Bemühungen des Papstes hin
zu einer "Humanökologie", die eine ganzheitliche und nachhaltige
Entwicklung möglich macht.

"Der Glyphosatskandal, die Dieselaffäre und der sich verstärkende
Klimawandel zeigen, dass unsere Form Wohlstand auf Kosten von Mensch
und Natur zu produzieren nicht zukunftsfähig ist. Wir sehen die
dringende Notwendigkeit, in einem breiten, internationalen Dialog
endlich zu einem Umsteuern zu kommen, in dem, wie wir arbeiten, leben
und produzieren. Dass die katholische Kirche sich in der Enzyklika des
Papstes in diesen Punkten so eindeutig für Leben und Umwelt
positioniert, ist ein wichtiges Signal für einen großen Teil der
Menschheit", sagt DNR-Präsident Kai Niebert. "Seitens der deutschen
Umweltbewegung freuen wir uns sehr, mit Papst Franziskus in die
Diskussion zu kommen, um gemeinsam nach Lösungen zu suchen."

Die päpstliche Enzyklika knüpft an den Sonnengesang des Franz von
Assisi aus dem Jahr 1225 an. Sie widerspricht der Lüge von der
unbegrenzten Verfügbarkeit der natürlichen Güter der Erde und will die
Menschen in dem Ziel vereinen, radikal umzusteuern. In der Lehrschrift
heißt es: "Infolge einer rücksichtslosen Ausbeutung der Natur läuft
der Mensch Gefahr, sie zu zerstören und selbst zum Opfer dieser
Zerstörung zu werden." In diesem Zusammenhang hebt Hubert Weiger,
BUND-Vorsitzender hervor: "Von Seiten der Umweltbewegung begrüßen wir
diese klare und deutliche Positionierung, die so von noch keinem Papst
zuvor beschrieben wurde. Zu Recht kritisiert Papst Franziskus den
?Anthropozentrismus?, der immer mehr auf ein technisch-ökonomisches
Wachstumsparadigma verengt wird. Eine ökologische Selbstvernichtung,
die vor Jahren undenkbar schien, wird auch vor dem Hintergrund des
aktuellen Artensterbens immer realistischer."

Auch in Deutschland gebe es einen eklatanten Widerspruch zwischen dem
Wissen über die Naturzerstörung und den Konsequenzen, die daraus
gezogen würden, kritisiert der Vorsitzende der NaturFreunde
Deutschlands, Michael Müller. "Die Aufgaben im Bereich Umwelt- und
Naturschutz werden immer größer, im Rahmen der Koalitionsverhandlungen
aber wurde das künftige Umweltministerium deutlich verkleinert. Wir
brauchen dringend eine Verkehrswende, stattdessen werden hier immer
mehr spritfressende Geländelimousinen gebaut und zugelassen", führt
Müller aus. "Im Wahlkampf spielte die sozial-ökologische
Transformation der Gesellschaft kaum eine Rolle. Auch deshalb ist es
in Deutschland so wichtig, die vom Papst angestoßene Debatte offen und
kritisch zu führen und die Antworten nicht im Altbekannten zu suchen."

Das Wichtigste aus Sicht der Autoren ist, dass die großen
Zukunftsfragen in der Gesellschaft und in der Politik endlich
ernsthaft und breit diskutiert werden. Die Vertreter fast aller
Parteien sprächen zwar sorgenvoll über die großen Zukunftsaufgaben,
doch ihre Lösungsansätze blieben an technisch-ökonomische Zwänge
gebunden. Die Gestaltung der sozial-ökologischen Transformation werde
als Ziel aus den Augen verloren. Deshalb wollen die Vertreter der
deutschen Umweltbewegung Papst Franziskus bei der Umsetzung der
Enzyklika "Laudato Si" unterstützen, in Deutschland die Debatte
konsequent vorantreiben und den Weg hin zu einer solchen
Transformation beschreiten.

Das umweltpolitische Diskussionspapier regt anhand von konkreten
Punkten an, die päpstlich angestoßene und weltweit geführte Debatte
fortzuführen. In einem ersten Ansatzpunkt widmen sich die Autoren der
Gegenwart, in der der Mensch inzwischen zur stärksten geologischen
Kraft im planetaren Maßstab geworden ist - dem sogenannten
Anthropozän. Was muss heute in Zeiten der Freiheit getan werden, um
künftiges Handeln in Unfreiheit zu vermeiden? Wie kann eine Welt
aussehen, die weder Mangel noch Überfluss kennt? Des Weiteren äußern
sich die Umweltvertreter zu dem Prinzip Verantwortung: Wie sieht
Verantwortung aus, die eine Fortschrittsutopie bewahrt? Wie sieht
Nachhaltigkeit in Zeiten des "Immer-mehr", "Immer-weiter" und
"Immer-schneller" aus? Und wie kann der Weg hin zu einer qualitativen
Entwicklung beschritten werden, die Freiheit, Fortschritt und
Gerechtigkeit auf Dauer miteinander verbindet?

Darüber hinaus wird in dem Papier festgehalten, dass die Menschheit
selbst bei den global voranschreitenden Umweltzerstörungen nicht in
einem Boot sitzt. Es wirken gewaltige Zugkräfte zwischen Arm und
Reich, die die Konflikte verschärfen. Letzten Endes, so schreiben die
Autoren, geht es auch um die Frage: Wie sieht eine Weltinnenpolitik
aus? In den Augen der Umweltvertreter sei es unumstößlich, ein
globales Programm für Arbeit und Umwelt aufzulegen. Der ökologische
Umbau ist eine große Herausforderung in allen Weltregionen. Das
Programm sollte deshalb den Umbau der Industrie- und Schwellenländer
mit dem Aufbau in den Entwicklungsländern verbinden. Schlussendlich
fordern die Autoren ganz konkret den notwendigen und schnellen
Ausstieg aus dem fossilen Zeitalter. Denn die Umweltschäden, die aus
der Verbrennung von Öl, Kohle und Gas entstehen, sind unverantwortlich
geworden.

Download: Diskussionspapier "Verantwortung im Zeitalter des
Menschen"

www.naturfreunde.de/Umweltdiskussionspapier-Laudato-Si

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.03.2018

NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Tel.: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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FORSCHUNG/1436: Insektensterben - Die Zeit zum Handeln ist jetzt (idw)


Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig - 06.03.2018

Insektensterben - Wissenschaftler sind sich einig: Die Zeit zum
Handeln ist jetzt



Dresden. Im Rahmen einer Anhörung im Sächsischen Landtag am 2. März
2018 zu den Ursachen des Insektensterbens und möglichen Gegenmaßnahmen
wurden unter anderem Wissenschaftler von iDiv, der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung und dem UFZ gehört. Einhellig betonten
sie die Notwendigkeit, zügig zu handeln. Nach Aussage der
Wissenschaftler sind sowohl Ausmaß und Tragweite des Insektenschwunds
als auch dessen wesentliche Ursachen unbestritten.




[image: Foto: © Reinart Feldmann / UFZ]

Auch Schwebfliegen bestäuben viele Pflanzen. Hier sieht man
Hainschwebfliegen auf einer Königskerze. 
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Auf Basis zweier Anträge der Landtagsfraktionen "Bündnis 90/Die
Grünen" und "Die Linke" im Sächsischen Landtag hat der
Landtagsausschuss für Umwelt und Landwirtschaft am 2. März in Dresden
eine öffentliche Anhörung von Sachverständigen durchgeführt. Insgesamt
acht Sachverständige waren dazu erschienen, unter ihnen Prof. Dr.
Christian Wirth von der Universität Leipzig und dem Deutsches Zentrum
für integrative Biodiversitätsforschung iDiv [1], Dr. Matthias Nuss
vom Senckenberg Museum für Tierkunde Dresden [2] und Prof. Dr. Josef
Settele vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) [3].
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Schmetterlinge sind wichtige Bestäuber in unseren Ökosystemen. Das
Foto zeigt einen Dickkopffalter auf einer Margerite.
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Die gesamte Anhörung zeichnete sich durch eine große Themenvielfalt
und große inhaltliche Substanz der Beiträge aus. Die anschließende
Fragerunde war aus Sicht der Wissenschaftler ausführlich und
konstruktiv. Es herrschte Einigkeit unter den Sachverständigen
darüber, dass es einen drastischen Insektenschwund in Deutschland
gibt. Wissenschaftliche Analysen kommen zu den eindeutigen
Ergebnissen, dass viele Arten lang- und kurzfristig seltener werden,
regional oder gar national aussterben und die Biomasse der Insekten
großräumig stark zurückgeht - mit erheblichem Einfluss auf die
Nahrungsketten in der Natur. Die Sachverständigen stimmten
mehrheitlich überein, dass diese Entwicklungen einen Handlungsdruck
begründeten. Ein großer Teil der Verantwortung läge in der Art und
Weise, wie derzeit Landnutzung betrieben wird - von der
Agrarlandschaft bis zum Privatgarten, und den Rahmenbedingungen,
welche die Landwirtschaftspolitik vorgibt. Zu nennen sind hier der
Verlust von Kleinstrukturen in der Landschaft und damit die zunehmende
Isolierung von Lebensräumen; eine Dominanz nur weniger Kultursorten,
welche das Überleben traditioneller Pflanzen- und Tierarten in
Agrarlandschaften nur schwer ermöglichen; sowie der Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln im agrarischen, forstlichen und privaten
Bereich, die in der Regel nicht spezifisch auf Schaderreger sondern
auch auf andere Organismen einwirken. [4] [5]

Prof. Dr. Christian Wirth, Dr. Matthias Nuss und Prof. Dr. Josef
Settele betonen: "Wir haben in den vergangenen Jahrzehnten massiv
Insekten verloren - das zeigen die Daten eindeutig. Die intensive
Landnutzung ist eine der wichtigsten Ursachen für diesen Rückgang.
Insekten leiden unter Pestiziden und finden immer weniger Nahrung und
Nistmöglichkeiten. Um das Problem zu begrenzen, empfehlen wir, jetzt
zu handeln. Wir haben konkrete Vorschläge gemacht, wie die Politik
reagieren kann."


Die Handlungsempfehlungen der drei Wissenschaftler im Rahmen
 der Anhörung sind im Wesentlichen:

(1) Handeln jetzt:

a. Entwicklung und Optimierung vorhandener Maßnahmen zur Förderung
der Biodiversität in Sachsens Agrarlandschaft [5][6];

b. Verbesserung der Beratung der Landwirte zum Schutz der
Biodiversität.

(2) Sachsen-spezifische Untersuchungen/Aktivitäten:

a. Zusammenstellung des handlungsrelevanten Wissens, ähnlich dem
Sachstandsbericht des Weltbiodiversitätsrates - IPBES [5];

b. Förderung und zeitnahe Durchführung von systematischen
Wiederholungsinventuren an sächsischen Standorten mit hochwertigen
ökologischen Daten;

c. Praxisorientierte Begleitforschung bei der Umsetzung von konkreten
Maßnahmen gegen den Insektenschwund.

(3) Nationales Monitoring:

Ein nationales Monitoring - wie von der CDU favorisiert - ist
perspektivisch wichtig. Es wird aber voraussichtlich nicht die
erhoffte Ursachenanalyse leisten. Der Zeitdruck erlaubt auch nicht,
auf die Ergebnisse zu warten, die kaum vor 2027 vorliegen werden. Das
bundesweite Monitoring ist keine Alternative zu (1) und (2).




Quellen:

[1] Präsentation von Prof. Dr. Christian Wirth:

https://www.idiv.de/fileadmin/content/iDiv_Files/Documents/180305/Wirth_Insektensterben_Saechs-Landtag_2018_03_02.pdf

[2] Präsentation von Dr. Matthias Nuss:

https://www.idiv.de/fileadmin/content/iDiv_Files/Documents/180305/Nuss_Insektensterben_Saechs-Landtag_2018_03_02.pdf

[3] Präsentation von Prof. Dr. Josef Settele:

https://www.idiv.de/fileadmin/content/iDiv_Files/Documents/180305/Settele_Insektensterben_Saechs-Landtag_2018_03_02.pdf

[4] Expertenmeinungen zum Insektensterben im Science Media Center:


https://www.sciencemediacenter.de/alle-angebote/research-in-context/details/news/rueckgang-der-insektenbiomasse-um-ueber-75-prozent/

[5] Assessment-Bericht des Weltbiodiversitätsrates IPBES zum Zustand
der Bestäuber: 

http://www.de-ipbes.de/media/content/Bestaeuber-Broschuere_ipbes_KS.pdf

[6] Zusammenfassung des Fitness-Checks der EU-Agrarpolitik:

https://www.idiv.de/fileadmin/content/Files_CAP_Fitness_Check/Zusammenfassung_Fitness-Check_15_01_2018_FINAL.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.idiv.de/de/news/news_single_view/news_article/common_media.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690335

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1813

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)

Halle-Jena-Leipzig, Tilo Arnhold, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





LANDWIRTSCHAFT/125: Globaler Konflikt - Agrarproduktion vs. Artenvielfalt (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 06.03.2018

Globaler Konflikt: Agrarproduktion vs. Artenvielfalt

Landnutzungsplanung könnte Landwirtschaft und Naturschutz besser
vereinen



(pug) Eine gezielte Landnutzungsplanung könnte den Konflikt zwischen
landwirtschaftlicher Produktion und Naturschutz mindern.
Wissenschaftler der Universität Göttingen, des Deutschen Zentrums für
integrative Biodiversitätsforschung (iDiv), des Helmholtz-Zentrums für
Umweltforschung (UFZ) und der Universität Münster haben weltweite
Datensätze ausgewertet -einerseits zur Verbreitung und zu den
ökologischen Anforderungen tausender Tierarten, anderseits zur
landwirtschaftlichen Produktion der weltweit wichtigsten Feldfrüchte.
Ihre Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift Global Change Biology
erschienen.
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Mitteleuropäische Agrarlandschaft in Deutschland.
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In der Regel führt eine Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion
zum Verlust von Artenvielfalt und Ökosystemfunktionen auf den
betroffenen Ackerflächen. Was aber passiert, wenn das
landwirtschaftliche Wachstum auf Gegenden beschränkt ist, in denen
weniger Tierarten gefährdet sind? Die Wissenschaftler untersuchten, ob
eine derartige gezielte Landnutzungsplanung die globalen Artenverluste
verringern würde. Sie fanden heraus, dass durch eine weltweite
Optimierung des Anbaus rund 88 Prozent des berechneten zukünftigen
Artenverlusts vermieden werden könnten.

"Dies setzt allerdings voraus, dass artenreiche Länder - vornehmlich
in den Tropen - primär für den Schutz natürlicher Ressourcen
verantwortlich wären und in ihren Produktionsmöglichkeiten und den
damit zusammenhängenden ökonomischen Vorteilen eingeschränkt wären",
erläutert Erstautor Lukas Egli von der Universität Göttingen und dem
UFZ. Dies betrifft in erster Linie Länder, die stark von der
Landwirtschaft abhängig sind. "Ohne internationale Abkommen, die diese
Interessenskonflikte lösen könnten, ist eine globale Optimierung
unwahrscheinlich. Sie würde möglicherweise zu sozioökonomischen
Abhängigkeiten führen."

Bereits zehn Länder könnten den weltweiten Biodiversitätsverlust um
ein Drittel reduzieren, wenn sie der Empfehlung der Forscher auf
nationaler Ebene folgen. Wenn jedes Land dies täte, ließen sich 61
Prozent des absehbaren Artenverlusts verhindern. "Länder wie Indien,
Brasilien oder Indonesien hätten das größte Potenzial, um die globale
Landwirtschaft nachhaltiger zu gestalten", so Dr. Carsten Meyer vom
Forschungszentrum iDiv und der Universität Leipzig. "Leider sind diese
Länder oft von Landnutzungskonflikten und teilweise schwachen
Institutionen geprägt, was eine solche Optimierung erschwert. Hier
sind gezielte Anreize nötig, um die Landnutzungsplanung ganzheitlicher
und nachhaltig zu gestalten."

Originalveröffentlichung: 

Lukas Egli et al. Winners and losers of national and global efforts to
reconcile agricultural intensification and biodiversity conservation.
Global Change Biology 2018. Doi: 10.1111/gcb.14076.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690308

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, Thomas Richter, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/175: Deutsche Bank soll zerstörerisches Wasserkraftprojekt in Chile retten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Deutsche Bank soll zerstörerisches Wasserkraftprojekt in Chile 
retten

Von Nils Brock
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Nein zu ALTO MAIPO
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(Berlin, 6. März 2018, npl) - Die Deutsche Bank machte in den letzten
Wochen eher negative Schlagzeilen: ein schwacher Kurs, die vom Rückzug
des chinesischen Großinvestors HNA verunsicherten Anleger*innen und
eine 240 Millionen Dollar teure Vergleichszahlung wegen
Zinsmanipulationen in den USA. Umso mehr müsste sich das
Kreditinstitut freuen, ausnahmsweise mal als Retter in der Not
gehandelt zu werden. Noch diese Woche könnte die Deutsche Bank als
neuer Großinvestor des Wasserkraftprojekts Alto Maipo in Chile
präsentiert werden. Das behaupten zumindest Mitarbeiter*innen der
Weltbank gegenüber der chilenischen Wirtschaftszeitung Pulso.


14 Anzeigen wegen Verstoß gegen Umweltauflagen

Doch die Rettungsaktion ist ein zweifelhaftes Unterfangen. Denn gegen
Alto Maipo, einem Prestigeprojekt des chilenisch-internationalen
Konsortiums AES-Gener, liegen 14 Anzeigen des chilenischen
Umweltministeriums vor: Das ambitionierte Bauvorhaben, das Wasser von
drei Anden-Quellflüssen aus 4000 Metern Höhe zur Energiegewinnung in
ein unterirdisches Laufwasserkraftwerk einleiten will, habe die
Umweltauflagen mehrfach schwer verletzt. Nach wochenlangen Streiks und
Arbeitsunfällen, zog sich Mitte 2017 zudem das deutsche Bauunternehmen
Hochtief aus dem Projekt zurück und streitet mit AES-Gener nun vor
einem US-Zivilgericht, wer vertragsbrüchig geworden sei und wer wen
entschädigen soll. Auch die beharrlichen Proteste gegen Alto Maipo in
Santiago, wo viele Menschen durch die Umleitung der Flüsse ihre
Trinkwasserversorgung gefährdet sehen, produzieren regelmäßig
Negativschlagzeilen.


Gesellschaftlicher Druck und Kosten steigen

Gestiegen ist damit nicht nur der gesellschaftliche Druck sondern auch
die Kosten. 700 Millionen Dollar sollte Alto Maipo ursprünglich
kosten, inzwischen gehen Experten von etwa 3 Milliarden aus. Nicht
alle Beteiligten sind willig, diese Rechnung mitzutragen. Obwohl eine
Erhöhung des Eigenkapitals um 80 Millionen US-Dollar geplant ist,
braucht AES-Gener dringend weitere Finanziers. Trotz aller Vorbehalte
konnte, nach dem Rückzug von Hochtief, die Strabag für eine
finanzielle und bauliche Unterstützung gewonnen werden. Auch das
deutsche Unternehmen Voith Hydro ist weiterhin interessiert für Alto
Maipo "die komplette elektromechanische Ausrüstung, inklusive Turbine
und Generator, das Engineering, die Produktion, den Aufbau und
Inbetriebnahme der Anlage sowie das gesamte Projektmanagement"
beizusteuern.

Damit der Deal nicht platzt, hält auch die KfW Ipex - eine
Tochtergesellschaft der deutschen Förderbank - an den zugesicherten
Kreditlinien fest. Anders sieht es bei der zur Weltbankgruppe
gehörenden Internationalen Finanz-Corporation (IFC) aus. Dort mehren
sich die Hinweise auf einen Rückzug aus dem Alto Maipo-Projekt, nicht
aus wirtschaftlichen, sondern aus ethischen Gründen. Laut Pulso
bestehen seitens der IFC Zweifel, ob das Projekt länger den sozialen
und Umweltstandards der Bank entspricht. Es ist diese mögliche Lücke,
die die Deutsche Bank mit Krediten schließen soll. Ob ihr ein solches
Engagement bald bessere Schlagzeilen beschert, ist fraglich.


Audio zum Thema: "Explodierende Kosten und wackelnde Kredite. Steht das
Wasserkraftwerk Alto Maipo vor dem Aus?"

https://www.npla.de/podcast/alto_maipo_chile/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/deutsche-bank-soll-zerstoererisches-wasserkraftprojekt-in-chile-retten/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





MELDUNG/138: Beschleunigtes Verwittern von Gestein kann helfen, CO2 aus der Luft zu holen - ein wenig (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 06.03.2018

Beschleunigtes Verwittern von Gestein kann helfen, CO2 aus der Luft
zu holen - ein wenig



Die Verwitterung großer Mengen kleiner Steine könnte helfen,
Treibhausgase in der Atmosphäre zu reduzieren. Für gewöhnlich ist
Verwitterung ein langsamer natürlicher Prozess, bei dem Mineralien CO2
chemisch binden. Als hochskalierte Technologie könnte sie allerdings
auch für sogenannte negative Emissionen nutzbar werden, um so
Klimarisiken zu begrenzen. Doch das Potenzial zur Reduktion von
Treibhausgasen ist begrenzt und würde, um wirtschaftlich machbar zu
sein, zusätzlich eine starke CO2-Bepreisung erfordern. Das zeigt eine
erste umfassende Analyse der Kosten und Potenziale, die jetzt in der
Fachzeitschrift Environmental Research Letters veröffentlicht wurde.

"Das Pariser Klimaabkommen verlangt ein ausgewogenes Verhältnis von
Quellen und Senken der vom Menschen ausgestoßenen Treibhausgase in der
zweiten Hälfte unseres Jahrhunderts, um die globale Erwärmung deutlich
unter 2 Grad Celsius zu halten", so Leitautorin Jessica Strefler vom
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK). "Dies erfordert vor
allem eine rasche und starke Reduzierung des Verfeuerns fossiler
Brennstoffe wie Kohle; aber einige Emissionen, etwa aus industriellen
Prozessen, werden nur schwer zu verringern sein - CO2 aus der Luft zu
holen und sicher zu lagern ist daher ein ziemlich heißes Thema. Das
Verwittern von Gestein, so langweilig es auf den ersten Blick auch
scheint, ist ein wissenschaftlich sehr spannender Teil davon."

Daher das Interesse, die Wirtschaftlichkeit beschleunigter
Verwitterung für den Klimaschutz abzuschätzen. Berücksichtigt wurden
dabei der Abbau und das Zermahlen sowie der Transport und das
Ausbringen auf Land. "Unsere Berechnungen zeigen, dass beschleunigte
Verwitterung beim Dunit bereits bei 60 US-Dollar pro Tonne CO2
wettbewerbsfähig sein könnte, und bei Basalt bei 200 US-Dollar pro
Tonne CO2", sagt Strefler. "Das ist etwa das Doppelte des CO2-Preises,
der in aktuellen politischen Debatten diskutiert wird, und auch
deutlich mehr als die Kostenabschätzungen etwa zur Aufforstung, die
bei 24 Euro pro Tonne eingefangenem CO2 liegen. Das ist natürlich ein
wesentliches Hemmnis für eine mögliche künftige Anwendung
beschleunigter Verwitterung."

Indien, Brasilien, Südostasien, China scheinen die am besten
geeigneten Standorte zu sein

Strategien zum Entfernen von Kohlendioxid gehen mit Zielkonflikten
einher. Das Anpflanzen einer Vielzahl von Bäumen etwa, um CO2 aus der
Luft zu ziehen und in ihren Stämmen und Ästen einzulagern, kann
zulasten von Flächen gehen, die für die Nahrungsmittelproduktion
benötigt werden. Zudem wird die Abscheidung und unterirdische
Speicherung von Kohlendioxid (Carbon Capture and Storage, CCS) im
industriellen Maßstab von weiten Teilen der Bevölkerung nicht als
sicher akzeptiert. Eine beschleunigte Verwitterung, also das
Ausbringen von zerkleinertem Gestein auf Agrarflächen, könnte dagegen
leichter zu realisieren sein. Allerdings enthält Dunit - die in
Fachkreisen am häufigsten diskutierte Gesteinsart -Schadstoffe wie
Chrom oder Nickel, die während des Verwitterungsprozesses freigesetzt
werden könnten. Deshalb ist Dunit für die vorliegende Studie zwar ein
wichtiger Vergleichspunkt, jedoch konzentrieren sich die
Wissenschaftler in ihrer Forschung auf Basalt als nachhaltigere
Option.

Der aktuelle CO2-Ausstoß liegt bei rund 40 Milliarden Tonnen pro Jahr;
natürliche Verwitterung absorbiert rund 1,1 Milliarden Tonnen.
Beschleunigte Verwitterung könnte bei der Verwendung von Basalt bis zu
4,9 Milliarden Tonnen pro Jahr und bei Dunit sogar bis zu 95
Milliarden Tonnen pro Jahr einlagern, so die Berechnungen der
Wissenschaftler. In der Praxis und unter Berücksichtigung der
Zielkonflikte könnte jedoch wohl nur ein Bruchteil dieses Potenzials
tatsächlich umgesetzt werden. Am besten geeignet dafür wären warme und
feuchte Regionen, insbesondere in Indien, Brasilien, Südostasien und
China, wo fast drei Viertel des globalen Potenzials realisiert werden
könnten. Das ist beachtlich, aber beachtlich sind auch die damit
verbundenen Unsicherheiten, betonen die Wissenschaftler.

Mehr als 3 Milliarden Tonnen Basalt nötig, um eine Milliarde
Tonnen CO2 zu binden

"Das jährliche Potenzial zur CO2-Aufnahme wird durch die
Feinkörnigkeit und die Verwitterungsrate des eingesetzten Gesteins
definiert", so Thorben Amann vom Institut für Geologie, Centrum für
Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN) der Universität Hamburg,
ebenfalls Leitautor der Studie. Um eine Milliarde Tonnen CO2 zu
binden, müssten mehr als 3 Milliarden Tonnen Basalt ausgebracht werden
- eine ungeheure Menge, die fast der Hälfte der derzeitigen weltweiten
Kohleförderung entspricht. Es wäre notwendig, das Gestein zu zermahlen
und das Pulver auf etwa einem Fünftel der weltweiten Anbaufläche zu
verteilen; was zwar machbar wäre, allerdings summieren sich die Kosten
aufgrund der gigantischen Gesteinsmenge.

"Wir können sagen, dass beschleunigte Verwitterung nicht nur eine
verrückte Idee ist, sondern tatsächlich Klimapolitik unterstützen
könnte. Gleichzeitig bleibt es aber eine Herausforderung, die dabei
beteiligten Prozesse genau zu verstehen", sagt Amann. "Schließlich
würde sich das Ausbringen des Gesteins auf die landwirtschaftlichen
Böden auswirken, ihre Eigenschaften würden sich verändern, was aber
auch vorteilhaft sein könnte. Basalt zum Beispiel kann dem Boden
bestimmte Nährstoffe zuführen und so als natürlicher Dünger dienen."

Die Studie zeigt, dass eine beschleunigte Verwitterung insbesondere
von Basaltgestein eine attraktive Option zur Förderung des
Klimaschutzes sein könnte, insbesondere für tropische und subtropische
Regionen, in denen das CO2-Aufnahmepotenzial am höchsten ist. Aber in
Anbetracht der Kosten und der Masse an Gestein, die bewegt werden
müssten, wird es wohl nur einen überschaubaren zusätzlichen Beitrag
leisten können.



Artikel: 

Jessica Strefler, Thorben Amann, Nicolas Bauer, Elmar Kriegler, Jens
Hartmann (2018): Potential and costs of carbon dioxide removal by
enhanced weathering of rocks. Environmental Research Letters
[doi:10.1088/1748-9326/aaa9c4] (open access)

Weblink zum Artikel:

http://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/aaa9c4

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690287

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution406

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, Jonas Viering, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TRANSMITTER/280: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 06.03.2018 (Pabel-Moewig)


PERRY RHODAN-Infotransmitter 05/2018

6. März 2018



Liebe Leserinnen und Leser,

es war ein langgehegter Wunsch der PERRY RHODAN-Redaktion, euch
Lesern online nicht nur Informationen zur Serie anzubieten. Wir
wollten euch auch ermöglichen, gleich das zu bestellen, was einen
interessiert.

Unsere neue Internet-Seite bietet einen galaktischen OnlineShop mit
allen E-Books unserer Serie; dazu kommen viele Hörbücher und die
meisten Bücher aus dem deutschsprachigen Raum - einige von euch haben
sicherlich schon etwas bestellt ...

Seit Kurzem werden neben Paypal auch weitere Zahlungsmöglichkeiten
(Giropay, MasterCard, Visa, Paydirekt und SEPA) angeboten - viel Spaß
beim Einkauf!

Ad Astra! 
Eure Philine-Marie Rühmann 
PERRY RHODAN-Redaktion 
PERRY RHODAN-Vesperbrett (Achtung! Limitierte Auflage) Hier geht's
zum Shop! www.perry-rhodan.net

PERRY RHODAN auf der Leipziger Buchmesse! 

16. - 18. März 2018 

Halle 2, Stand H 312 



Quelle:
Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail- und
Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Postanschrift: Pabel-Moewig Verlag KG 

PERRY RHODAN-Kommunikation

Postfach 23 52, D-76413 Rastatt

E-Mail: infotransmitter@perryrhodan.net 

Internet: http://www.perry-rhodan.net

Verantwortlich: Philine-Marie Rühmann (v.i.S.d.P)

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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KURSUS/1144: Hanau - Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie am 24.3.


Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie 

Am Samstag 24. März im Museum Großauheim



Einen Foto-Workshop für Erwachsene zur Industrie- und
Maschinenfotografie bieten die Städtischen Museen Hanau im alten
E-Werk des Museums Großauheim am Samstag, 24. März, an. Der Kurs
beginnt um 11 Uhr und dauert drei Stunden. Fotobegeistere haben an
diesem Tag die Möglichkeit sich von den Maschinen und der
einzigartigen Atmosphäre inspirieren zu lassen. Unter Anleitung von
Fotograf Detlef Sundermann erkunden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
mit der Kamera die historische Industrietechnik, unter Einbeziehung
ungewöhnlicher Perspektiven und geschickter Nutzung von Licht sowie
mit "packenden" Aufnahmen von Details. Abschließend gibt es eine
Bildbesprechung mit Tipps zur Nachbearbeitung. Mitgebracht werden kann
DSLR-, System-, Bridge- oder eine gehobene Kompaktkamera, verschiedene
Objektive, ggf. Blitz, Taschenlampe und Stativ. Grundkenntnisse zur
Fotografie werden vorausgesetzt.

Die Kosten betragen 15 Euro zzgl. Museumseintritt. Aufgrund der
begrenzen Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse sun-info@t-online.de an.
Für alle die im März keine Zeit haben: Der nächste Foto-Workshop mit
Detlef Sundermann im Museum Großauheim ist am Samstag, 23. Juni 2018
von 11 bis 14 Uhr.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim

Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1143: Bocholt - Schmuck aus alten Fahrradschläuchen fertigen am 23.3.2018


Schmuck aus alten Fahrradschläuchen fertigen

Kostenloser Upcycling-Kurs "Vom Fahrradschlauch zum tollen
Schmuckstück" beim ESB am 23. März, 17 - 20 Uhr



Bocholt (PID). Wie man aus ausrangierten Fahrradschläuchen
wunderschönen Schmuck herstellt, wird bei einem Upcycling-Kurs
gezeigt, den der Entsorgungs- und Servicebetrieb Bocholt (ESB) am
Freitag, 23. März 2018, in Zusammenarbeit mit zwei erfahrenen
Seminarleiterinnen veranstaltet. Der Kurs findet von 17 - 20 Uhr
statt. Wer Interesse hat, ob Jugendlicher oder Erwachsener, kann sich
bei der ESB-Abfallberaterin Karin Kalka-Freundt unter Tel. 02871 2463-
24 anmelden.

Die "Selbermacher" können an diesem Abend eine Halskette, ein Armband,
einen Schlüsselanhänger oder einen schönen Ring aus - vorab mehrfach
gewaschenen - Fahrradschläuchen fertigen.

Bereits zum zweiten Mal bietet die ESB-Abfallberatung diesen Kurs an.
"Wir halten die Teilnehmerzahl bewusst klein. So können die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer individuell betreut werden", so Kalka-
Freundt. Der Kurs an sich ist kostenfrei, es fallen lediglich die
Kosten für das jeweils selbst ausgesuchte Material - wie
beispielsweise Perlen, Drähte und Verschlüsse - an. Die
Kursleiterinnen bringen das komplette Material mit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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SPIELE/384: Hanau - Gesellschaftsspiele-Nachmittag am 12. März 2018


Gesellschaftsspiele-Nachmittag im Erzählcafé Wolfgang



Gesellschaftsspiele stehen im Mittelpunkt beim Erzählcafé Wolfgang am
Montag, 12. März. Nach dem gemütlichen Plausch bei Kaffee und Gebäck
werden neue Gesellschaftsspiele vorgestellt und ausprobiert. Das
Erzählcafé findet 15 Uhr bis 17 Uhr in den Räumen des Familien- und
Jugendzentrums Wolfgang in der Lehrhöferstraße 45 statt.

Seit rund dreizehn Jahren veranstaltet das Familien- und Jugendzentrum
in regelmäßigen Abständen das Erzählcafé. Geboten wird dabei
Informatives, Kulturelles, Nützliches und Heiteres rund um den
Stadtteil. Auskünfte zu der Veranstaltungsreihe erhalten interessierte
Bürgerinnen und Bürger bei Torsten Rosa, Telefon 06181/574105

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 28. Februar 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7157: Lippstadt - Durch die Nacht ... entlang der Lichtpromenade am 12.3.2018


Stadt Lippstadt

Durch die Nacht ... entlang der Lippstädter Lichtpromenade 

Öffentliche Führung am 12. März



Lippstadt. Am Montag, dem 12. März, bietet die Stadtinformation eine
Führung über die Lippstädter Lichtpromenade an.

Alle Interessierten sind herzlich einladen, sich um 18.30 Uhr am
Rathaus einzufinden, um mit dem Stadtführer Ulrich Bökenkamp einen
zweistündigen Rundgang zu unternehmen. Nach einer Einführung in die
recht junge Kunstform der Lichtkunst, unter Einbeziehung des
Lippstädter Leitbildes 'Licht-Wasser-Leben', erhalten die Teilnehmer
ausführliche Informationen zu den eindrucksvollen Lichtinstallationen
zwischen Mattenklodtsteg und Friedrichschleuse.

Die Kosten für die Themenführung betragen 6 Euro für Erwachsene,
Kinder, Jugendliche und Studenten zahlen 3 Euro. Um Anmeldung in der
Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941 - 58515 wird
gebeten, da die Teilnehmeranzahl für diese Führung begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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